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(Beginn um 9.01 Uhr.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Meine sehr geschätzten Kolleginnen und Kollegen!

Es dürfte noch ein bisschen Verspätung bei einzelnen Mandataren geben, aber ich glaube, die ÖVP ist schon hierher unterwegs.

Ich erkläre die 38. Sitzung des Gemeinderates für eröffnet.

Entschuldigt für den gesamten Tag ist GR Dr Aigner. Ich möchte hinzufügen, dass ich die ÖVP bitte, ihm zum Todesfall in seiner Familie das herzlichste Beileid auszusprechen. – Entschuldigt sind weiters GR Dipl-Ing Stiftner, GRin Korosec ab 10.30 Uhr, GR Mag Neuhuber ab 15 Uhr und GRin Riha ab 14.30 Uhr. Gleichfalls entschuldigt haben sich – und das wurde auch in der Präsidialkonferenz so mitgeteilt – VBgmin Mag Brauner von 11.30 Uhr bis zirka 13.30 Uhr, Amtsf StRin Frauenberger ab 14 Uhr, Amtsf StR Mailath-Pokorny ab zirka 17 Uhr und Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely ab zirka 12 Uhr. Diese Information haben alle Klubs rechtzeitig erhalten, und das soll auch insofern in die Debatten einfließen, als dann nicht kritisiert wird, wenn jemand nicht anwesend ist.

Gleichzeitig haben wir in der Präsidialkonferenz besprochen, dass es heute fast während des gesamten Tages, nämlich bis zirka 15 Uhr, im Besprechungszimmer neben dem Gemeinderatssitzungssaal über das Projekt „Aspern – Die Seestadt Wiens" eine Ausstellung gibt. Auf meine Bitte hin liegen die Unterlagen, die dafür vorbereitet wurden, schon auf allen Tischen der Gemeinderäte vor. Es wird zusätzlich zu dieser Ausstellung noch eine kleine Unterlage geben, die bei der Ausstellung präsentiert und mitgegeben wird. Ich bitte, davon wirklich reichlich Gebrauch zu machen! Es geht hiebei um ein Projekt, das von der Größenordnung her flächenmäßig den 7. und 8. Bezirk abdeckt, und das wird in den nächsten Jahren, wie ich glaube, ein sehr wichtiges Projekt sein. 

Ich bitte Sie, bevor wir zur Fragestunde kommen, sich von den Plätzen zu erheben. (Alle Gemeinderäte erheben sich von den Plätzen.)
Freitag der Vorwoche erreichte uns die Mitteilung, dass unser Altbürgermeister Prof Dr Helmut Zilk verstorben ist. Gestern hat Bürgermeister und Landeshauptmann Dr Michael Häupl zu Beginn der Landtagssitzung eine Gedenkrede gehalten. Ich möchte diesen Worten lediglich hinzufügen, dass Bürgermeister Prof Dr Zilk und sein Wirken in diesem Haus unvergesslich bleiben werden. Wir danken ihm von ganzem Herzen für seine besondere Art des Lösens von Anliegen vieler Bürgerinnen und Bürger. Wir danken ihm für sein unerschütterliches Engagement für Toleranz und gegen Ausgrenzung. Er hat wesentliche positive Veränderungen in unserer Stadt bewirkt.

Unser Mitgefühl gilt insbesondere auch seiner Familie. Wir werden ihm ein ehrendes Gedenken bewahren. 

(Es folgt eine Trauerminute.)
Ich danke vielmals.

Wir kommen nun zur Fragestunde.

Die 1. Frage (FSP - 04655-2008/0001 - KGR/GM) wurde von Frau GRin Susanne Jerusalem gestellt und ist an den Herrn Bürgermeister gerichtet. (An welchen Schulstandorten befinden sich derzeit mobile Klassen?)
Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Sie kennen die Antwort auf diese Frage. In Wien sind – wie ich verschiedenen Schriftstücken jetzt entnehmen kann und Sie wahrscheinlich schon vorher entnehmen konnten – an 35 Standorten mobile Klassen installiert. Ich kann Ihnen das vorlesen, ich kann Ihnen die Liste nachher aber auch schriftlich geben. Darin ist taxativ aufgezählt, welche Schulstandorte das genau sind, insbesondere vom 10. bis zum 23. Bezirk.

Diese mobilen Klassen dienen in allererster Linie dort, wo es Neubauten oder – noch wichtiger beziehungsweise bedeutender – beschlossene Schulsanierungen gibt und Erweiterungsräumlichkeiten insbesondere auch für die Nachmittagsbetreuung gebraucht werden, der Abdeckung des Spitzenbedarfs beziehungsweise der Erhaltung der Möglichkeit, dass die Kinder am selben Schulstandort, den sie gewohnt sind, unterrichtet werden können. Das ist also ganz unbezweifelbar eine temporäre Angelegenheit, aber auch das wissen Sie. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 1. Zusatz-
frage wird von Frau GRin Jerusalem gestellt. – Bitte.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Sie irren, Herr Bürgermeister! Ich kannte die Antwort nicht! Ich habe diese Anfrage bereits zweimal an die zuständige Stadträtin gestellt und keine Antwort bekommen. Sie waren also meine letzte Rettung bei dieser Frage, und ich bin sehr froh, dass ich die Antworten bekomme; schriftlich sind sie mir natürlich genauso recht wie mündlich.

Ich stelle jetzt gleich auch meine zweite Frage, die ebenfalls nicht beantwortet wurde – und füge hinzu, dass mir deren Beantwortung gleichfalls schriftlich so recht wie mündlich ist –: Ich möchte gerne wissen, seit wann diese mobilen Klassen an den einzelnen Standorten bereits bestehen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Das kann ich Ihnen auswendig nicht sagen, aber wir werden auch noch erheben lassen, seit wann es diese Klassen gibt und das der Liste mit den 35 Adressen – die ich Ihnen jetzt vorlesen könnte, was ich uns aber ersparen will – hinzufügen und Ihnen diese übermitteln.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Die 2. Zusatzfrage wird von Frau GRin Mag Anger-Koch gestellt.

GRin Mag Ines Anger-Koch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Grüß Gott, Herr Bürgermeister! Sie haben gesagt, dass die Mobilklassen eine temporäre Angelegenheit sind. Temporär ist allerdings ein relativ dehnbarer Begriff. Mich würde jetzt interessieren – weil wir dazu auch noch keine schriftlichen Antworten bekommen haben – wie lange die Mobilklassen jetzt wirklich dort bleiben sollen und wann man beabsichtigt, die Kinder wieder in Klassenräume zu integrieren.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Erstens möchte ich die Mobilklassen jetzt nicht schlechtreden, denn selbstverständlich sind diese mit allen Voraussetzungen eines tatsächlich vollwertigen Schulraums ausgestattet und werden so auch angenommen. Ihre Frage ist aber sehr einfach zu beantworten: Die Mobilklassen, die etwa dafür gebraucht werden, dass die Kinder in der Zeit der Schulsanierung tatsächlich am gleichen Schulstandort in die Schule gehen können, werden so lange bestehen, wie die Schulsanierung dauert, und wenn sie nicht mehr gebraucht werden und die Kinder dann wieder ihre renovierten Klassen benützen können, werden die mobilen Klassen wieder entfernt werden. Dasselbe gilt, wenn kurzfristig kein Spitzenbedarf mehr gegeben ist. Wenn ein Teil einer Schule neu gebaut wird, dann werden mit Bauabschluss und dem Bezug der neuen Klassen die mobilen Klassen wieder verschwinden.

Es wird also völlig davon abhängen, zu welchem Zweck diese mobilen Klassen eingesetzt werden. Wenn sie ihren Zweck nach Abschluss der Sanierungsarbeiten oder Fertigstellung eines Neubaus erfüllt haben, dann werden auch die mobilen Klassen wieder weg sein.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Die dritte und letzte Zusatzfrage wird von Frau GRin Jerusalem gestellt. – Bitte.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Herr Bürgermeister!

Sie haben gestern demokratische Gesinnung bei einer Anfrage gezeigt, die dahin ging, ob Sie sich eventuell dafür einsetzen würden, dass die Abgeordneten Anfragen beantwortet bekommen, die ausgegliederte Betriebe der Stadt Wien betreffen: Sie haben gesagt, dass Sie sich das überlegen werden.

Daher stelle ich jetzt die Frage, ob Sie vielleicht auch so freundlich wären, Ihren Teil dazu beizutragen, dass ganz normale Anfragen, die den Magistrat betreffen und die an Stadträtinnen und Stadträte gerichtet werden, ebenfalls beantwortet werden. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister!

Bgm Dr Michael Häupl: Frau Gemeinderätin!

Sie kennen die Stadtverfassung und die Geschäftsordnung. Wir alle kennen sie. Dort ist genau festgelegt, in welchem Zeitraum die Beantwortungen erfolgen müssen, und ich bevormunde nicht gerne Stadträte, was sie zu schreiben haben. Ich habe – wahrscheinlich für viele Kinder Gott sei Dank! – meine Lehrerkarriere erst gar nicht angetreten und damit vielen Kindern wahrscheinlich eine Menge erspart, was aber auch mit einschließt, dass ich jetzt im fortgeschrittenen Alter diese Lehrertätigkeit gegenüber den Stadträten nicht einnehmen will. Diese werden also selber zu verantworten haben, wie sie ihre Beantwortungen vornehmen. 

Es steht aber fest, in welchem Zeitraum das zu geschehen hat. Aber natürlich kann da auch etwas passieren. Ich habe im Zuge meiner Tätigkeit hier als Stadtrat und dann als Bürgermeister wahrscheinlich viele hundert Anfragen in schriftlicher oder mündlicher Form zu beantworten gehabt, und es ist mir auch zwei Mal passiert, dass ich Fristen überschritten habe. Dann bin ich auch nicht angestanden zu sagen: Es tut mir leid, ich entschuldige mich dafür, dass die Frist überschritten wurde! Und ich habe die Beantwortung dann nachgeholt. So etwas kann schon einmal passieren, aber im Regelfall gehe ich davon aus, dass Fragen, die sich im Rahmen der Geschäftsordnung befinden und die ganz normale Verwaltung betreffen – und damit meine ich jetzt nicht das, was wir gestern mit Augenzwinkern im Hinblick auf die mittelbare Bundesverwaltung in der Fragestunde diskutiert haben –, auch ordnungsgemäß beantwortet werden.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke für die Beantwortung der 1. Frage.

Die 2. Frage (FSP - 04654-2008/0001 - KVP/GM) wurde von Herrn GR Alfred Hoch gestellt und ist an den Herrn Bürgermeister gerichtet. (Am 9. Oktober 2008 wurde die Grundsteinlegung für die neue Therme in Oberlaa gefeiert. Die ausgebaute und modernisierte Therme wird rund 200 000 000 EUR an Investitionen kosten und an die 400 neue Arbeitsplätze schaffen - eine für den gesamten wirtschaftlichen Südraum Wiens aber auch für den Tourismus enorm wichtige Infrastrukturmaßnahme. Bei dieser Grundsteinlegung wurden Sie laut Moderatorin wegen eines wichtigen Termins entschuldigt. Aus Medien konnte man dann erfahren, dass Sie zeitgleich die Enthüllung der Che Guevara-Büste im Donaupark vorgenommen haben. Che Guevara, führendes Mitglied eines diktatorischen Regimes, dem unter anderem Freude an der Exekution ideologisch anders Denkender nachgesagt wird, wird der Folter und Ermordung hunderter Häftlinge und des Mordes an Kleinbauern im Operationsbereich seiner Guerillatruppen beschuldigt. Warum zogen Sie die Enthüllung eines Denkmales einer höchst umstrittenen Person der Grundsteinlegung eines Projektes, welches enorme Auswirkungen auf die wirtschaftliche und touristische Entwicklung Wiens in den nächsten Jahrzehnten haben wird, vor?) 

Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Zunächst möchte ich mich bei Ihnen für Ihre Fürsorge bedanken! Es ist nämlich das erste Mal, dass mir bekannt geworden ist, dass ein Oppositionsgemeinderat oder auch Landtagsabgeordneter der Opposition sich Sorgen darüber macht, dass die Präsenz des Bürgermeisters und insbesondere auch die mediale Präsenz nicht hoch genug ist! Ich werde meinen Kollegen, den Landeshauptmann-Stellvertreter von Niederösterreich, anrufen und ihm sagen, dass er sich daran ein Vorbild nehmen und ähnliche Fürsorge gegenüber dem Herrn Landeshauptmann an den Tag legen soll! Ich werde ihm sagen, dass man sich Sorgen machen muss, wenn er nicht dreimal in der 19 Uhr-Sendung mit der Eröffnung eines Kreisverkehrs vorkommt. Ich werde dem Landeshauptmann-Stellvertreter nahelegen, dass er darauf achten soll, dass das ja immer der Fall ist! – Diese Fürsorglichkeit finde ich jedenfalls großartig!

Zum Zweiten: Ich darf Ihnen einfach so erzählen, dass der Bürgermeister und die Stadträte in dieser Stadt ungefähr 50 Einladungen pro Tag bekommen. Das hängt mit der Beliebtheit der Stadträte und des Bürgermeisters zusammen. Man sieht sie eben gerne, und deswegen bekommen sie auch so viele Einladungen. Man muss daher logischerweise in Kauf nehmen, dass der eine oder andere enttäuscht oder böse ist, wenn man einer Einladung nicht nachkommen kann. 

Jedenfalls erfordert das aber ein gewisses Timemanagement. Im Hinblick darauf habe ich mich entschieden, dass bei dieser Grundsteinlegung, deren Wert ich gar nicht hoch genug einschätzen kann, die zuständige Stadträtin mich und die Stadt vertritt. Und ich bin mir sehr wohl der mit diesem Projekt verbundenen Investitionen bewusst, und ich habe im Vorfeld, neben der verantwortlichen Stadträtin, auch eine ganze Menge an Arbeit dafür mit geleistet.

Diese Entscheidung habe ich also getroffen und bin zu der Veranstaltung zur Enthüllung der Che Guevara Büste gegangen, und zwar nicht zuletzt vor dem Hintergrund dessen, dass dort die Botschafter nahezu aller lateinamerikanischen Länder anwesend waren und das sohin nicht irgendein zu vernachlässigender Event oder irgendeine Huldigung oder dergleichen war. Ich meine, dass man als Bürgermeister auch in einem solchen Rahmen auftreten sollte, und daher habe ich mich so entschieden, und es wurde damit mit Sicherheit den wirtschaftlichen Interessen dieser Stadt kein Abbruch getan, ganz im Gegenteil!

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 1. Zusatz-
frage wird von Herrn GR Hoch gestellt. – Bitte.

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Ich bin jetzt etwas verwundert, wenn auch nicht überrascht über Ihre Antwort, in der Sie Ihre Entscheidung damit begründen, dass Sie eine Vielzahl von Einladungen pro Tag bekommen und Ihre Wahl eben letztlich auf die Enthüllung einer Büste eines Politikers gefallen ist, der von Anfang an der Errichtung einer kommunistischen Einparteidiktatur in Kuba beteiligt war, in der abweichende Stimmen rücksichtslos zum Schweigen gebracht wurden, und der auch Josef Stalin verehrt hat. Sie haben diese Veranstaltung einer Grundsteinlegung für ein – wie Sie sagen – enorm wichtiges Projekt für die ganze Südregion Wien vorgezogen, von dem nicht nur Favoriten, sondern auch Simmering oder Meidling profitieren werden. Im Hinblick darauf wundert es mich schon, dass Sie Ihr Nichterscheinen einfach nur mit einer Vielzahl von Einladungen, die Sie stets erhalten, begründen. Einige dort anwesende Investoren waren natürlich sehr enttäuscht, zumal Sie eindeutig auf der Einladung als jener ausgewiesen waren, der dort – unter Anführungszeichen – den Grundstein legen.

Daher meine Frage: Was muss passieren, damit Sie bei der Eröffnung dieser neuen Therme Oberlaa, die ungefähr 2010 stattfinden wird, anwesend sein werden?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister!

Bgm Dr Michael Häupl: Herr Gemeinderat! Die Eröffnung selbst muss passieren! Bei dieser Eröffnung werde ich selbstverständlich dabei sein. Ich werde Ihnen meine Anwesenheit bei der Eröffnung der Therme Oberlaa nicht ersparen. Ich sage jetzt schon, dass es mir eine Freude sein wird, dabei anwesend zu sein. 

Ich bitte Sie aber, zur Kenntnis zu nehmen, dass ich nicht nur gesagt habe, dass ich eine Vielzahl von Einladungen erhalte, sondern dass ich Ihnen auch gesagt habe, dass bei der Veranstaltung, für die ich mich entschieden habe, nahezu alle Botschafter der lateinamerikanischen Länder anwesend waren, und zwar völlig unabhängig von ihrer Gestion. Der Großteil der Länder Lateinamerikas sind heute demokratische Länder, die die Diktatur überwunden haben, wie etwa Chile oder auch Argentinien. Ich glaube, es kann da gar kein Missverständnis über meine demokratische Grundgesinnung und meine ablehnende Haltung gegenüber kommunistischen Diktaturen geben. 

Vielmehr geht es dabei darum, wie man mit einem Mythos umgeht. In diesem Park haben auch Leute wie Simon Bolivar und andere ihre Denkmäler, und man muss eben den Mythos erkennen, der weit abgehoben ist von der Realität, und diesem entsprechend Rechnung tragen und damit umgehen. Das habe ich dort auch verbal unmissverständlich zum Ausdruck gebracht, und das steht im Gegensatz zu den Zitaten, die mir später in dem einen oder anderen Medium unterschoben wurden. Aber das kennen Sie ja auch, auch Ihnen werden Zitate unterschoben, wie ich höre.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 2. Zusatz-
frage wird von GR Mahdalik gestellt.

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Bei der Eröffnung haben Sie der Hoffnung Ausdruck verliehen, dass jeder von uns ein bisschen Che Guevara im Herzen tragen sollte oder soll. – Diesen Gefallen kann ich Ihnen nicht tun! Ich habe zwar der Zeremonie beigewohnt, allerdings nicht in den Reihen der Jubelnden, sondern in den Reihen der Bürger, die sich über die offizielle Eröffnung durch den Bürgermeister der Stadt Wien betroffen gezeigt haben. Und Sie werden mir nicht böse sein, dass ich nicht ein bisschen Che Guevara im Herzen trage, denn ich möchte die Geisteshaltung, die mit 135 nachgewiesenen Morden, der Inhaftierung von Homosexuellen, der Errichtung von Arbeitslagern und Folterungen in Zusammenhang steht, weder in meinem Kopf noch in meinem Herzen tragen!

Im Hinblick auf die Medienberichterstattung über die Enthüllung der Che Guevara‑Büste durch den Bürgermeister der Stadt Wien sind natürlich viele besorgte Bürger an mich herangetreten und haben gefragt, ob vielleicht demnächst auch Stalin, Pol Pot, Ho Chi Minh oder sonstige Massenmörder ein Denkmal im Donaupark bekommen, eventuell vielleicht auch Ulrike Meinhof, Andreas Baader und Gudrun Ensslin. – Ich habe gesagt, dass ich den Bürgermeister dazu befragen werde, denn wenn jetzt schon Massenmörder von der Stadt Wien geehrt werden, dann kommen vielleicht demnächst auch Terroristen an die Reihe und wird im Donaupark ein Gruseleckerl errichtet! 

Diese Frage der Bevölkerung möchte ich jetzt an Sie weitergeben: Sind weitere Enthüllungen oder feierliche Eröffnungen durch Sie im Donaupark oder sonstwo in Wien von kommunistischen oder sonstigen Massenmördern oder dubiosen Gestalten der Weltgeschichte geplant? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Ich kann Sie absolut beruhigen: Für Massenmörder wird es sicherlich kein Denkmal geben! (StR Johann Herzog: Sehr erfreulich!) Es werden auch Batista, Hitler oder anderen Massenmördern keine Denkmäler gesetzt werden. Dessen können Sie ganz, ganz sicher sein!

Ich weiß nicht, wie sinnvoll es ist, dass wir uns mit den Berichten beschäftigen, welche die CIA vor 41 Jahren zur Rechtfertigung der Ermordung von Che Guevara herausgegeben hat. Fest steht aber fraglos, dass es sich nicht um eine Auseinandersetzung in einer freien Demokratie gehandelt hat, denn Herr Batista ist ja auch nicht gewählt worden, sondern es ging um die Differenzen zwischen einer rechtsgerichteten oder linksgerichteten Diktatur, wie das vielfach in Lateinamerika der Fall war. – Ich rechtfertige durch nichts eine kommunistische Diktatur, ebenso wenig wie eine faschistische Diktatur, das ist überhaupt gar keine Frage!

Wenn Sie schon so aufmerksam zugehört haben, dann sollten Sie festgestellt haben, dass dieses Zitat nicht von mir, sondern von Alfred Kohlbacher war. Sie haben jedoch hoffentlich auch mein Zitat gehört, dass ich nämlich die Auffassung vertreten habe, dass es eine Irrmeinung ist, wenn man glaubt, dass es Sozialismus ohne Freiheit und Demokratie gibt. Das war bei dieser Enthüllung ein Ausspruch von mir. – Die Art und Weise, wie Sie den Zusammenhang zwischen Sozialismus, Freiheit und Demokratie sehen, ändert jedenfalls nichts an der Tatsache, dass das meine Meinung ist, von der ich ausgehe, zu der ich stehe und die inhaltlich völlig inkompatibel mit diversen kommunistischen Diktaturvorstellungen ist.

Wie dem auch immer sei: Che ist zweifelfrei zu einem Mythos geworden. In Ihrer Umgebung war es vielleicht anders, aber in meiner Studentenzeit hing nahezu in jeder Studentenbude und in jedem Zimmer junger Leute dieses Plakat, und viele sind mit Che-Guevara-Leiberln herumgelaufen. Es hat sogar einen Prominenten ... (Zwischenruf von GR Mag Wolfgang Jung.) Sicherlich nicht! In der Studentenbude einer Burschenschaft ist das Plakat von Che Guevara sicherlich nicht gehangen, davon bin ich überzeugt! Das ist jedermanns gutes Recht. Es ist ja niemand gezwungen, sich bestimmte Plakate aufzuhängen! Das ändert aber nichts an der Tatsache, dass sehr viele junge Menschen damit herumgelaufen sind, weil das einfach zu einem Mythos geworden ist. Das sagte ich schon, und beispielsweise Rektor Bast hat das dort auch betont. Dieser Mythos hat sich tatsächlich über die Realität und den realen Menschen Che Guevara erhoben. Das ist gar keine Frage.

Natürlich könnte man eine Reihe von Anmerkungen dazu machen. Ich will das heute nicht tun, denn es interessiert hier jetzt sowieso nicht. Aber es lässt sich auch in einer Biographie eines Amerikaners über Che Guevara nachlesen, wie differenziert dieses Menschenbild zweifelsohne zu sehen ist, und vieles von dem, was den Menschen Che Guevara ausgemacht hat, kann und will ich in vielerlei Hinsicht nicht akzeptieren, gar keine Frage. Damit meine ich nicht nur das Ideologische, sondern auch viel Menschliches.

Aber ich will es damit belassen, denn es ist hier wahrscheinlich nicht Ort und Zeit, über die Person Che Guevara zu diskutieren. Nehmen Sie nur bitte mit: Es ist überhaupt keine Frage, dass wir Diktatoren kein Denkmal errichten, und zwar egal welchen. Es wurden zu viele Sozialdemokraten von kommunistischen Diktatoren umgebracht, als dass ich jetzt eine Belehrung brauchen würde, wie man mit Letzteren umzugehen hat. Das sage ich Ihnen auch gleich. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 3. Zusatz-
frage wird von Herrn GR Mag Maresch gestellt. – Bitte schön.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Kollege Mahdalik hat jetzt gesagt, dass er Che Guevara nicht im Herzen trägt. – Da ist mir eingefallen, dass jetzt die FPÖ mit Leiberln von einem Che Guevara herumläuft, der Strache ein bisschen ähnlich schaut, und sein Namenszug ist ein bisschen verfremdet worden. Im Lichte dessen habe ich es interessant gefunden, dass Kollege Mahdalik offensichtlich nicht weiß, was das Leiberl vom HC Strache bedeuten soll! – Das ist die eine Geschichte, die mich ein wenig überrascht hat.

Zweitens möchte ich erwähnen, dass wir in Wien einen Heldenplatz haben, auf dem Helden auf irgendwelchen Pferden dargestellt werden: Diese sind sehr wohl verantwortlich für den Tod tausender junger Männer, aber auch Frauen, und ich meine, man muss auch diesen Heldenkult hinterfragen, ebenso wie man den Machismus im Kult oder Mythos um Che Guevara hinterfragen muss. Wenn Sie aber, Kollege Mahdalik, von den Fragen reden, die bei diesem Anlass „aus der Bevölkerung“ gekommen sind, dann denke ich mir: Sie haben dort ein paar FPÖler hingekarrt, da kann man nicht von „der Bevölkerung“ sprechen!

Zu Kollegen Hoch möchte ich noch einmal sagen: Wenn Sie krampfhaft nach irgendetwas suchen, dann sollten Sie besser einmal bei Ihrer Bundespartei nachschauen! In deren Räumlichkeiten hängt noch immer das Porträt des Bundeskanzlers Dollfuss, der für Hinrichtungen von Sozialdemokraten und Nichtsozialdemokraten im Bürgerkrieg 1934 verantwortlich war. Sein Bildnis hängt noch immer dort, und zwar deshalb, weil auch er ein Mythos ist. – Ich meine, wenn man sich mit dem Mythos Che Guevara kritisch auseinandersetzt, was ich richtig finde, dann sollten Sie sich längst auch einmal mit dem Mythos des Mannes, dessen Bild da drinnen hängt, auseinandergesetzt haben! (GR Christian Oxonitsch: Da soll noch einmal jemand sagen, wir hätten eine enge Geschäftsordnung!) 

Jetzt zu meiner Frage: Herr Bürgermeister! Wie sehen Sie den Mythos des Che Guevara im Zusammenhang mit der Emanzipation der Völker des Südens? (Ironische Heiterkeit.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister! 

Bgm Dr Michael Häupl: Im Hinblick auf die gestrige Diskussion zur Geschäftsordnung und zum Reglement einer Fragestunde sage ich: Okay, das liegt ja wirklich im unmittelbaren Wirkungskreis der Gemeinde Wien. (Heiterkeit bei der SPÖ.) 

Ich würde jetzt wirklich wahnsinnig gern noch sehr ausführlich im Lichte meiner einigermaßen differenzierten Kenntnis dieses lateinamerikanischen Revolutionärs und meiner sehr differenzierten diesbezüglichen Betrachtungsweise über diesen überhöhenden Mythos im Gegensatz zum realen Menschen diskutieren. Wir werden uns aber bei Gelegenheit darüber unterhalten können, was mir auch im Prinzip angenehmer wäre, denn ich will ja niemanden langweilen und überfrachten und womöglich in seinen moralisch‑ethischen Grundsätzen beeinträchtigen. 

Ich kann nur so viel sagen: Wer Che Guevara mit den Massenmördern der Geschichte wie Pol Pot, Stalin, Hitler oder vielen anderen gleichsetzt, der hat zwar vielleicht den CIA-Bericht gelesen, hat aber mit Sicherheit nichts von der Geschichte und von dem begriffen, was die Geschichte in Wirklichkeit bewegt. – Wir können dieses Privatissimum aber bei Gelegenheit nachholen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Die letzte Zusatzfrage wird von GR Hoch gestellt.

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Sie haben jetzt in einer der Antworten gesagt, dass es keine Denkmäler für Massenmörder und kommunistische Diktatoren geben wird. – Che Guevara hat man 135 direkte Morde nachgewiesen. Daher meine Frage: Ab welcher Zahl ist man bei Ihnen ein Massenmörder und bekommt dann eben kein Denkmal?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Herr Gemeinderat! Ich kann Ihnen mit Sicherheit versprechen: Es entscheiden noch immer wir, wer bei uns ein Denkmal bekommt. Auch dieses Gremium stellen wir selbst. Das wird sicherlich nicht in der CIA-Zentrale in Washington entschieden werden, das darf ich Ihnen versichern! (Beifall bei der SPÖ.) 

Herr Gemeinderat! Lesen Sie bei Gelegenheit einmal in Zeitungen, die Sie für unverdächtig halten, wie in der „Zeit“ oder im „Spiegel“, nach, was diese zu der Rechtfertigungsgeschichte vor 41 Jahren anlässlich der Ermordung von Che Guevara geschrieben und wie sie das kommentiert haben. Dann werden Sie vermutlich von der Behauptung abrücken, dass es 135 nachgewiesene Morde gibt. Diese gibt es nämlich nicht. Und Sie können mit mir sicherlich auch nicht über Ihre polemische Frage verhandeln, ab wie vielen Personen man ein Massenmörder ist. Ein Mörder ist immer ein Mörder, das ist gar keine Frage.

Halten wir aber trotzdem auch fest, dass es auch Leute gibt, die zuerst in Auseinandersetzungen andere getötet haben und später sogar Friedensnobelpreisträger wurden. Auch das gibt es, weil die Sichtweise der Dinge immer eine unterschiedliche ist: Diese Menschen sind nicht wegen der Morde Friedensnobelpreisträger geworden, sondern weil sie zwar zunächst zum Beispiel Hotels in die Luft gesprengt haben, später aber auf Grund ihrer Politik wesentlich dazu beigetragen haben, dass zumindest für eine bestimmte Periode Frieden in einer Region eingekehrt ist. Wie Sie sehen, ist das natürlich auch immer eine Frage, die ich nicht relativieren will, das sage ich auch dazu. Vielleicht sollten Sie weniger polemisch sein und ein bisschen mehr darüber nachdenken, was es auf dieser Welt alles gibt, was unseren schönen demokratischen Gepflogenheiten nicht entspricht. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke für die Beantwortung der 2. Frage.

Die 3. Frage (FSP - 04651-2008/0001 - KSP/GM) wurde von Frau GRin Ingrid Schubert gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke gerichtet. (Anfang Oktober wurde von Ihnen die Marke "Aspern - Die Seestadt Wiens" im Rahmen einer großen Veranstaltung erfolgreich präsentiert. Daher die Frage: Weshalb wird ein so langfristiges Projekt, die neue "Stadt in der Stadt" wird ja in mehreren Phasen über mindestens zwei Jahrzehnte errichtet werden, auch von Ihnen als Wirtschaftsstadträtin schon heute so intensiv betrieben und beworben?) 

Bitte, Frau Stadträtin.

VBgmin Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Frau Kollegin Schubert!

Wir kommen jetzt wieder zurück nach Wien, wenn auch in einem großen internationalen Zusammenhang. Ihre Frage bezieht sich auf unser großes neues Projekt „Aspern – Die Seestadt Wiens“. Es entsteht ein Stadtteil, der meiner Ansicht nach für den Wirtschaftsstandort Wien von sehr zentraler Bedeutung ist. Das ist auch der Grund, warum ich als Wirtschaftsstadträtin mich sehr um dieses Thema annehme, denn der riesige Stadtteil Aspern spiegelt eine neue Entwicklung und die Zukunft Wiens sehr gut wider.

Dieser Stadtteil wird die Zukunft Wiens mit prägen. Das Projekt Aspern wird, wie es von den Planern und Planerinnen vorbereitet wurde, jetzt in sehr enger Kooperation auch mit der Wirtschaft umgesetzt werden. Aspern weist alle Aspekte auf, die auch Wien aufweist: Aspern ist ein Stadtteil, in dem Wohnen im Grünen möglich sein soll, wobei es gleichzeitig sehr nahe dem Zentrum unserer Stadt ist. Aspern wird ein Stadtteil, der Arbeit und Wohnen vereinigt. Aspern ist ein Stadtteil, der sich in die große Tradition unserer Stadt einfügt und gleichzeitig hypermodern sein wird. Aspern wird in Wien und Wien sehr nahe sein. Es liegt fast im Herzen der Stadt, kann man sagen, wenn man sich anschaut, wie schnell man mit der U-Bahn auf dem Stephansplatz sein wird.

Gleichzeitig ist Aspern aber auch international sehr gut erreichbar. Es ist mit ein wichtiger Entwicklungsaspekt für diesen Stadtteil, dass dieser direkt an der Achse Wien-Bratislava liegt. Das gehört zu den Kriterien, die für die Entwicklung Wiens und für die Positionierung Wiens im internationalen Wettbewerb ganz notwendig sind. In Wien siedeln sich sehr viele Unternehmungen an. Wie Sie wissen, kommen 50 Prozent all jener, die sich in Österreich ansiedeln, nach Wien. Es ist uns mittlerweile gelungen, dass über 110 internationale Konzerne ihre Headquarters für den mittel‑ und osteuropäischen Bereich hier bei uns in Wien haben, und für diese wird auch Aspern ein ganz spannendes Angebot. Dieses Angebot legen wir, und darüber verhandeln wir gerade.

Sehr geehrte Damen und Herren! Gerade jetzt ist diese gemeinsame Anstrengung um die Entwicklung Asperns ganz wichtig. Ich brauche in dieser Runde die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen, unter denen wir arbeiten, nicht zu skizzieren. Sie kennen diese: Ein völlig hypertrophes, sich selbst umbringendes Finanzwirtschaftssystem schlägt leider mittlerweile auf die Realwirtschaft durch. In vielen Bereichen ist es notwendig, dass der Staat direkt eingreift. Offensichtlich – das ist jetzt wohl eindeutig – ist der Spruch „Mehr privat, weniger Staat!“ doch nicht so erfolgreich!

Ganz im Gegenteil: Diese Auffassung hat dazu geführt, dass gut funktionierende Unternehmungen der Realwirtschaft mittlerweile in Schwierigkeiten gekommen sind. Die Krise, in der wir uns jetzt befinden, die durch die ausufernde Liberalisierung und durch die völlige Nichtbändigung der so genannten freien Kräfte in der Finanzwirtschaft entstanden ist, ist vor allem natürlich eine Vertrauenskrise innerhalb der Banken und in der Wirtschaft. Daher hat die öffentliche Hand neben der Aufgabe, die sie ja bereits wahrnimmt, indem sie direkt Unterstützungspakete schnürt, auch die Aufgabe, Sicherheit und Vertrauen zu geben. Das geschieht am besten dadurch, dass die öffentliche Hand und die Wirtschaft Hand in Hand gehen.

In Wien geschieht das in vielen Bereichen, ich erinnere jetzt nur an das vorher angesprochene Projekt, das von der Wirtschaft sehr positiv aufgenommen wurde. Bei dieser Grundsteinlegung für Oberlaa ist von unseren privaten Partnern einer nach dem anderen aufgestanden und hat gesagt: Genau so, wie die Stadt Wien es macht, muss man es machen: Öffentliche Hand gemeinsam mit den Privaten. Genau so müssen wir gemeinsam Vertrauen und Sicherheit geben, egal, ob es sich jetzt um Raiffeisen, die Bank Austria, die Vamed oder die Wiener Städtische handelt. 

Genau so machen wir es jetzt in Aspern, und deswegen ist das Projekt wirtschaftlich von so großer Bedeutung, und deshalb ist es mir als Wirtschafts‑ und Finanzstadträtin auch ein so großes Anliegen. Wir entwickeln gemeinsam mit Privaten ein Modell, wir siedeln gemeinsam mit Privaten Betriebe an und schaffen natürlich auch entsprechende Wohnmöglichkeiten und Wohnraum, denn nebenbei bemerkt wächst Wien im Gegensatz zu anderen großen Städten, die schrumpfen.

Neben dem grundsätzlichen Argument, warum Aspern für die Wirtschaft so wichtig ist, geht es auch noch um die Quantitäten. Der Herr Vorsitzende hat bei der Einleitung schon darauf aufmerksam gemacht – und ich darf mich dem anschließen –, dass man draußen in Aspern mit den Möglichkeiten, die wir technisch bieten, schon spazieren gehen kann. Ich möchte Ihnen nebenbei sagen, dass dieses Ding, das da draußen steht, eine Entwicklung ist, die auf Grund einer Förderung durch das ZIT möglich wurde. Hier zeigt sich also, dass die Förderungen des Wirtschaftsförderungsfonds und des Zentrums für Innovation und Technologie funktionieren. 

Neben dieser Formulierung der Einladung, sich das einmal anzuschauen, möchte ich aber noch einmal auf die Dimension hinweisen. Es wurde schon erwähnt: Wir reden hier von einer Grundfläche, die so groß ist wie der 7. und 8. Bezirk zusammen. Es handelt sich um einen Raum für 20 000 Menschen, die dort wohnen und 20 000 Menschen, die dort arbeiten werden. – Allein das zeigt die große wirtschaftliche Bedeutung und Dimension. Daher engagieren wir uns gemeinsam mit der Wirtschaft sehr für diesen Bereich. Ich glaube, dass die Entwicklung von Aspern ein wichtiger wirtschaftspolitischer Zukunftspfad für Wien ist.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Die 1. Zusatzfrage wird von Herrn GR Mahdalik gestellt. – Bitte schön. 

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Das Flugfeld Aspern ist eingebettet in die Ortsteile Aspern, Eßling, Hirschstetten und Breitenlee. Dieses Gebiet ist trotz des großen Zuzugs in den letzten Jahren noch teilweise ländlich geblieben, die Ortsteile haben teilweise noch dörflichen Charakter, und das wird von der Bevölkerung auch sehr geschätzt. Daher war der Zuzug in den letzten Jahren so groß.

Meine Frage bezieht sich auf ein Metier, das nicht unbedingt Ihres ist, aber Sie sind Vizebürgermeisterin, und Sie haben das Geld in dieser Stadt in der Hand. Daher meine Frage: Sind im Masterplan, der natürlich noch nichts über die tatsächlichen Flächenwidmungen aussagt, auch Hochhausbauten vorgesehen? Diese werden von der Bevölkerung, soweit ich weiß, nicht geschätzt. Auch ich bin direkter Anrainer des Flugfeldes, darum kann ich von mir sagen, ich würde das auch nicht schätzen, weil Hochhausbauten in übertriebener Art und Weise den Charakter des Ostens des 22. Bezirkes auf jeden Fall zerstören würden. Jetzt frage ich Sie persönlich: Wollen Sie eine Hochhausentwicklung am Flugfeld Aspern, oder wollen Sie keine?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeisterin.

VBgmin Mag Renate Brauner: Nachdem Sie mich nach meiner persönlichen Meinung gefragt haben, sage ich Ihnen das auch sehr ehrlich: Ich glaube, dass die Frage einen falschen Hintergrund hat. Ich glaube, es geht nicht um die Frage, ob es dort hohe oder niedrige Häuser gibt, sondern es geht um die Frage, ob es dort gute Entwicklungsqualität und qualitativ hochwertige Architektur gibt, die den Menschen dient, oder ob die Architektur so ist, dass man sagt: Ich hätte gerne, dass der Architekt selbst einmal zwei Jahre dort wohnen muss! Das ist mein ganz persönlicher Zugang, und dafür werde ich mich sehr einsetzen.

Insofern sehe ich mich aber eins sowohl mit dem Planungsstadtrat als auch mit dem Plan, der jetzt vorliegt, vor allem aber auch mit dem jungen und sehr engagierten Entwickler, der diesen Masterplan vorgelegt hat: Wir wollen dort hohe Qualität bieten, und diese besteht gerade auch darin, was Sie skizziert haben, dass nämlich die Leute, die in dieser Gegend wohnen, es schätzen, dass sie in der Großstadt sind, aber gleichzeitig im Grünen leben. Wir verhindern mit dieser Entwicklung des Projekts Aspern etwas, was in Wien glücklicherweise bisher verhindert werden konnte, was aber in anderen Millionenstädten ein ganz großes Problem ist, und zwar nicht nur in den amerikanischen Städten: Jeder, der in der Stadt lebt und es sich irgendwie leisten kann, kauft sich in der Umgebung ein Einfamilienhäuschen im Grünen. Und das kann keine Entwicklung sein!

Ich war vor Kurzem in Atlanta und habe mir dort die Stadtentwicklung angeschaut. Dort ist es so, wie ich gerade beschrieben habe. Dort stehen die Leute jeden Tag zweieinhalb Stunden im Stau, weil sie zwar ein super nettes kleines Häuschen im Grünen haben, aber dann leider nicht leicht in die Arbeit kommen. In diesen Städten gibt es riesige Verkehrsprobleme.

Sie verlangen daher zu Recht, was der Grundidee der „Seestadt Aspern“ entspricht. Daher heißt dieses Projekt auch nicht „Hochhausstadt Aspern“ oder „Niedrighausstadt Aspern“ oder „Dicke Bretter Stadt Aspern“, sondern „Seestadt Aspern“, weil wir Grünraum und Lebensqualität mit guter, moderner Architektur verbinden wollen, und zwar sowohl beim Wohnen als auch im gewerblichen Bereich. 50 Prozent der Fläche werden dort Grünraum sein. In der Mitte wird ein See liegen. Das wissen Sie. Man kann es sich draußen anschauen. Ich finde, das ist ein tolles und sehr beeindruckendes Asset. 

Daher müssen wir vor allem darauf achten, dass wir dort qualitativ hochwertige Architektur bekommen. Diesbezüglich hat sich in Wien in der Vergangenheit unglaublich viel entwickelt. In der Nachkriegszeit wurden natürlich, wie in allen anderen Städten auch, die Häuser einfach hochgezogen, weil die Menschen Wohnraum gebraucht haben. Mittlerweile haben wir aber einen riesigen qualitativen Sprung gemacht. Aus der ganzen Welt kommen die Menschen zu uns, um sich hier anzuschauen, wie gut unsere Architektur funktioniert, und genauso soll es auch in Aspern funktionieren.

Das war jetzt eine längere Antwort, weil Sie ein Herzensanliegen von mir angesprochen haben. Sie wissen ja: Wes das Herz voll, des geht der Mund über. Um das jetzt in einem Satz zusammenzufassen: Wir werden darauf achten, dass dort Grünraum und Architektur harmonisch zusammenwirken, dass es dort hohe Qualität und qualitativ hochwertig Architektur sowohl fürs Wohnen als auch fürs Arbeiten geben wird.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 2. Zu-
satzfrage wird von Frau GRin Dipl-Ing Gretner gestellt. 

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin! 

Ich glaube Ihnen nach dieser Antwort, dass Sie wirklich mit Engagement bei der Sache sind. Was ich allerdings aber nicht glaube, ist, dass es jetzt nur um Grünraum und Architektur geht, sondern es geht um den Inhalt, und da vermisse ich bisher doch einen sehr wichtigen Punkt. Gerade jetzt in Anbetracht der Finanz- und Wirtschaftskrise braucht man doch, wenn man ein so riesiges Projekt hochzieht, auch einen Inhalt, der ja in der Schaffung eines sehr hochwertigen Bildungsstandorts bestehen kann. In den Unterlagen ist nach wie vor von einem Bildungs-, Wissenschafts- und Forschungsquartier die Rede. Im Hinblick darauf frage ich Sie: Welche konkreten Zusagen und Projekte haben Sie da schon an Land gezogen? Ich meine nämlich, dass Sie dieses freie Feld – das Sie zwar jetzt als Herz der Stadt bezeichnen, was mir aber wirklich sehr weit hergeholt zu sein scheint – ohne diesen Magneten nicht auf die Beine bringen werden.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeisterin.

VBgmin Mag Renate Brauner: Ich habe vorhin eine Antwort auf die Frage der Hochhäuser gegeben. Dabei habe ich meine Position klar gemacht, dass Aspern ein Standort für qualitativ hochwertige Arbeitsplätze werden soll. Dass das Thema Wissenschaft und Forschung dort eine große Rolle spielen soll, haben Sie ja gerade selbst aus den Unterlagen zitiert, und das gilt selbstverständlich nach wie vor.

Es gibt da eine Vielzahl von Projekten, die wir gerade verhandeln. Es gibt Kooperationen mit Universitäten, etwa zwischen der Technischen Universität und der Universität Bratislava. Eine Vielzahl von Projekten haben schon Hand und Fuß und sind schon fix. So werden wir zum Beispiel eine ganz neuartige Form der Kooperation zwischen den Schulen und General Motors auf die Beine stellen. Diese sind sehr daran interessiert, dass wir von Anfang an mit einer Schule kooperieren. Das ist schon fix. Weitere Projekte sind im Verhandlungsstadium, viele davon sind sehr gut unterwegs und stehen vor dem Abschluss, und gerade deswegen werde ich diese jetzt ganz sicher nicht nennen. Zu ganz handfesten, fixen Projekten gehört aber, wie gesagt, diese Kooperation mit General Motors.

Außerdem nenne ich auch unser Geothermieprojekt, bei dem es sich um ein ganz wichtiges energiepolitisches Projekt handelt. Davon erhoffe ich mir für den gesamten Stadtteil im Bereich neuer und erneuerbarer Energien eine ganz hohe Dynamik und auch eine entsprechende Auswirkung auf die Unternehmungen, die sich dort ansiedeln. Auch bei diesem Projekt kooperieren wir. Bei diesem Geothermieprojekt arbeiten wir mit Wien Energie und mit der OMV zusammen. Auch diesbezüglich sind wir in Gesprächen, dass diese noch verstärkt einsteigen. Das heißt, es gibt hier schon einige sehr konkrete, fixe Vereinbarungen mit Unternehmungen, die sich dort auch ansiedeln werden.

Auf der anderen Seite sind auch Verhandlungen im Bereich der Universitäten schon sehr weit gediehen. Ich bestreite aber in keinster Weise, dass es noch eine Vielzahl an Initiativen und an Bemühungen gibt, dass sich Unternehmungen in Aspern ansiedeln, in die wir noch viel Arbeit stecken müssen, denn von allein geschieht all das nicht. Gerade deswegen haben wir ja auch diesen aufwendigen Markenfindungsprozess gestartet, um den Unternehmungen vor Augen führen zu können, was dort alles geschehen wird. Man kann sich all das schwer vorstellen. Jeder verbindet das Flugfeld Aspern mit der Vorstellung, wie es jetzt dort ausschaut. Ich meine aber, es ist uns doch gelungen, den Menschen ein Bild vor Augen zu führen, das um einiges präziser ist.

Nicht zuletzt deshalb war ich gemeinsam mit dem Herrn Planungsstadtrat auf der Expo Real in München, um auch dort dieses Projekt zu präsentieren. Und ich kann Ihnen sagen, dass sich auch dort eine Vielzahl von InteressentInnen gemeldet haben. Leider funktioniert es aber natürlich nicht so, dass man am Ersten des Monats ein Projekt vorstellt und am 15. schon die Abschlüsse hat. Da ist sicherlich noch viel Arbeit zu investieren.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Die 3. Zusatzfrage wird von Herrn GR Kenesei gestellt. – Bitte schön.

GR Günter Kenesei (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Ich finde es spannend, dass Sie zu Ihren Wirtschaftsagenden jetzt auch die Agenden des Planungsstadtrats mit übernommen haben! Das ist eine neue Qualität. Ich möchte einmal sagen: Vielleicht hilft es dem Projekt!

Etwas wundert mich ein bisschen: 1993 gab es noch unter Planungsstadtrat Svoboda einen internationalen Beirat zu Stadtplanungsfragen, der in Wien getagt hat, und bereits damals gab es sehr hochrangige Debattenbeiträge zum Projekt Flugfeld Aspern. Damals gab es auch bereits einen Masterplan, der sehr kritisch begutachtet wurde, weil sehr viele Mängel sowohl bei der verkehrstechnischen Infrastruktur als auch bei der Umsetzung bestanden.

Wenn man jetzt das Projekt 1993 mit dem Projekt 2008 vergleicht, fällt auf, dass sehr viele dieser Mängel bis heute nicht beseitigt wurden und in diesem Projekt nach wie vor versteckt sind. Das Projekt hat jetzt einen neuen Namen, statt „Flugfeld Aspern“ heißt es jetzt „Seestadt Aspern“. Damit wird natürlich versucht, neue Ideen zu transportieren oder zu zeigen, dass hier neue innovative Ideen einfließen. Das einzige Problem dabei ist, dass Sie bislang außer ein paar Absichtserklärungen offensichtlich kein Leitprojekt beziehungsweise keine Leitfirma haben, die bei diesem Projekt einsteigt.

Sie sprechen die Zusammenarbeit mit dem bereits vor Ort bestehenden General Motors‑Werk an. Im Hinblick darauf erhebt sich die Frage, wenn wir uns die internationalen Entwicklungen in der Autobranche ansehen: Wie lange wird dieses Werk dort noch so bestehen? – Ich richte jetzt meine Frage an Sie, denn der Planungsstadtrat ist nicht da. Hat man aus den kritischen Worten aus den Jahren 1993 und 1994 nichts gelernt, um das in das Projekt einfließen zu lassen? Wird man hier noch einmal nachschärfen, um nicht die Fehler, die bereits vor 15 Jahren begangen wurden, nochmals zu machen?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeisterin.

VBgmin Mag Renate Brauner: Lieber Kollege Kenesei!

Auch wenn Sie sich das schwer vorstellen können: In der Landesregierung arbeiten wir miteinander! Wenn Sie jetzt irgendwie sagen, dass wir da andere Agenden übernommen haben, dann ist das für Sie offensichtlich nicht vorstellbar! Ich versichere Ihnen: Wir arbeiten gemeinsam an dem Projekt! Damit tun Sie sich vielleicht persönlich ein bisschen schwer, ich aber glücklicherweise nicht! Bei uns gibt es keine Streitereien, wer für was zuständig ist, sondern wir ziehen miteinander an einem Strang. Genauso ist das zu sehen, so arbeiten wir, und so sind wir auch in München aufgetreten und haben dieses Projekt gemeinsam präsentiert.

Das ist natürlich ein Projekt, das uns planerisch, bildungspolitisch, selbstverständlich sozialpolitisch und nicht zuletzt auch wirtschaftspolitisch vor große Herausforderungen stellt. – Ich darf noch einmal die Dimensionen in Erinnerung rufen: 20 000 Menschen sollen dort leben, 20 000 Menschen sollen dort arbeiten, das Gebiet ist so groß wie der 7. und der 8. Bezirk zusammen beziehungsweise – vielleicht können Sie es sich dann besser vorstellen – so groß wie 340 Fußballplätze. 

Diese Dimension bedeutet natürlich, dass alle Aspekte unserer Stadt dort Niederschlag finden, und ich meine, dass die Stadt gerade beim Bereich Aspern zeigt, dass wir aus den Erfahrungen der Vergangenheit sehr viel gelernt haben. In Aspern wird es nicht so sein, wie es in anderen Städten vorkommt, dass die Menschen einziehen und dann nicht wissen, wie sie überhaupt dort hinfahren sollen, sondern es wird die U-Bahn als höchst taugliches Massenverkehrsmittel rechtzeitig fertig werden. Außerdem wird es nicht nur die U-Bahn geben, sondern es werden auch die Straßenbahnen rundherum neu und besser entwickelt werden. Für uns stellen nämlich U-Bahn und Straßenbahn kein Entweder-Oder dar, sondern wir entwickeln beides.

Es wird dort Bildung, Forschung und Innovation geben, und es wird dort Alt und Neu geben. Wenn ich General Motors erwähnt habe, dann deswegen – du kannst mir schon glauben, dass mir bekannt ist, dass es General Motors dort gibt! –, weil wir auch die bestehenden Strukturen in das Neue mit einbauen. Ich finde, das ist eine sehr kluge Idee, und das war weder meine Idee noch die des Planungsstadtrats, sondern sie ist aus der Bildung gekommen, weil wir nämlich zusammenarbeiten, wie ich vielleicht schon erwähnte. Die Idee ist aus dem Bildungsressort gekommen, dass wir uns, wenn wir dort eine neue Schule errichten, umschauen, welche Unternehmen es in dieser Gegend gibt, damit wir mit diesen zusammenarbeiten und ein ganz neues Modell des größeren Praxisbezugs unserer Schulen schaffen können. Das sehe ich als einen sehr wichtigen und guten Zugang, und zwar aus bildungspolitischer, aber insbesondere auch aus wirtschaftspolitischer Sicht.

Es gibt hier also viele Aspekte, mit denen wir uns befassen, und natürlich ist der Aspekt, Unternehmungen nach Aspern zu bringen, ein ganz zentraler. Ich habe vorher die Frage schon beantwortet, dass für mich eines der Leitprojekte, an dem wir selbst beteiligt sind, die Geothermie ist, weil das eine neue Möglichkeit bietet, energiepolitisch Schwerpunkte zu setzen und in die Zukunft zu blicken.

Auch die Zusammenarbeit mit den Universitäten ist selbstverständlich ein ganz wichtiger Punkt. Und wie ich schon gesagt habe, gibt es eine Reihe von Unternehmungen, die sehr großes Interesse haben, sich dort anzusiedeln, das werden Sie jetzt aber nicht von mir hören. Es ist zwar schon alles gelöst und wir wissen bereits, welches Unternehmen sich 2022 dort ansiedeln wird, aber es wäre unseriös, das jetzt zu erzählen. 

Jawohl! Es gibt noch viel Arbeit, dass wir diesen urbanen, multifunktionalen, vielfältigen, bunten und internationalen Stadtteil realisieren, wie wir uns das vorgenommen haben!

Ich möchte mir noch eine Bemerkung erlauben: Ich würde mir sehr erhoffen, dass alle diese Realisierung mit uns gemeinsam angehen und dass nicht, bevor wir überhaupt so weit sind, dieser Stadtteil schon schlechtgeredet wird oder gar international schlecht darüber geredet wird! Wir müssen miteinander arbeiten. Wir können natürlich darüber streiten, wie die Schwerpunkte gesetzt werden, es bietet sich dort aber auf jeden Fall eine unglaubliche Chance für Wien, und ich bitte, das wirklich entsprechend in den Vordergrund zu stellen. Arbeiten wir zusammen, reden wir diese Chance nicht klein und schlecht, sondern entwickeln wir diesen Stadtteil gemeinsam!

Ich bin für alle Vorschläge und Ideen ganz offen. Und ich stelle mich gerne der Kritik, dass man gewisse Unternehmen noch gar nicht gefragt hat, ob sie Interesse haben. Eine Sekunde später werden wir sie dann gefragt haben, geben jederzeit Unterstützung und Förderungen und setzen entsprechende Maßnahmen.

Ich will es positiv formulieren: Ich lade Sie ein, uns zu unterstützen! Ziehen wir gemeinsam an einem Strang, entwickeln wir diese Seestadt Aspern! Es ist dies eine große Chance für Wien, und wir sollten sie miteinander nutzen! (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 4. Zusatz-
frage wird von Frau GRin Schubert gestellt. – Bitte.

GRin Ingrid Schubert (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vizebürgermeister!

Bei der Entwicklung der Seestadt Aspern als künftigem Wirtschafts‑ und Forschungsstandort geschieht viel in Abstimmung mit der Wirtschaftskammer. Insofern meine Frage: Wie wichtig ist hier das gemeinsame Vorgehen? 

VBgmin Mag Renate Brauner: Es ist, glaube ich, aus meinen vorherigen Antworten schon hervorgegangen, dass mir dieses Vorgehen immens wichtig ist. Auch diesbezüglich gilt mein Prinzip des Miteinander. Wir müssen hier wirklich Hand in Hand gehen und an einem Strang ziehen. Und ich bin wirklich auch Frau Präsidentin Jank sehr dankbar, dass sie diese Chance erkannt hat und dass für sie Aspern genau so ein Herzensanliegen ist wie für mich. Sie unterstützt die Stadt Wien in sehr vielen Bereichen und sieht daran eine positive Entwicklung. Vor nicht allzu langer Zeit haben wir gemeinsam in unserem Media Quarter Marx diese neue Marke „Seestadt Aspern“ präsentiert. Wir wickeln solche Projekte wirklich immer Hand in Hand ab, und die Wirtschaftskammer hat mit uns gemeinsam genau zu diesem Thema einen Workshop betreffend Schwerpunktfindung und Schwerpunktsetzung im Forschungs‑ und Entwicklungspark Aspern, den wir dort errichten wollen, organisiert. Das heißt, wir gehen Seite an Seite, und diese Unterstützung ist ganz wichtig. Ich kann daher nur wiederholen, was ich vorher sagte, und mit der Wirtschaftskammer funktioniert es schon sehr gut. – Wir müssen diese Chance gemeinsam nutzen, und wir werden diese Chance gemeinsam nutzen!

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke für die Beantwortung der 3. Frage. 

Wir kommen nun zur 4. Frage (FSP - 04659-2008/0001 - KFP/GM). Sie wurde von Herrn GR David Lasar gestellt und ist an den Herrn Bürgermeister gerichtet. (Das Drogenkonzept der Stadt Wien für den Karlsplatz ist, wie zahlreichen Medienberichten der letzten Zeit zu entnehmen ist, kläglich gescheitert. Statistiken belegen, dass die Suchtgiftkriminalität explodiert, für den Wiener Drogenkoordinator Dressel ist dies jedoch kein Grund, unverzüglich zu handeln. Werden Sie sich für eine rasche Abberufung des Drogenkoordinators einsetzen?)

Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Es wird Sie, wie ich annehme, mäßig überraschen, wenn ich Ihnen sage: Ich bin im Gegensatz zu Ihnen nicht der Auffassung, dass das Drogenkonzept kläglich gescheitert ist, sondern ich bin vom Gegenteil überzeugt!

Ich beantworte daher Ihre Frage gleich vorweg: Ich werde selbstverständlich den Drogenkoordinator nicht abberufen, sondern ich werde ihn in seiner Arbeit unterstützen, sodass man die Entwicklung, die es am Karlsplatz gegeben hat, entsprechend fortsetzen und auch umsetzen kann.

Ein bisschen rufe ich als Zeuge dafür auf, dass Sie auch den Suchtmittelbericht – ich muss immer nachschauen, wie das korrekt heißt – des Bundesministeriums für Inneres, also nicht das, was wir in der Stadt produziert haben, sondern den Bericht des Innenministeriums studieren, wonach die Anzeigen nach dem Suchtmittelgesetz um 17 Prozent zurückgegangen sind.

Darauf können Sie sagen, dass das eher darauf zurückzuführen ist, dass die schwarz‑blaue Bundesregierung bei den Polizeiposten so viel eingespart hat und es daher weniger Polizisten und folglich weniger Anzeigen gibt. – Ich könnte der Argumentation einiges abgewinnen, wenn Sie das so sehen würden. Ich habe mich aber zunächst daran zu halten, was hier an offiziellen Dokumenten vorgelegt wird, und diese beweisen eher das Gegenteil, als dass dieses Konzept gescheitert wäre!

Sie können von mir auch nicht erwarten – und ich gehe davon aus, dass Sie das nicht tun! –, dass ich Probleme kleinrede oder schönrede. Natürlich gibt es in einer Millionenstadt das Problem des Drogenkonsums und des illegalen Handels mit Drogen, und dessen haben wir uns anzunehmen. Ich bin allerdings kein Freund mancher Konzeption, die es bei der Polizei gibt, die so genannte offene Drogenszenen zuzulassen. Ich habe mir in Zürich vor vielen Jahren den Blattspitz selbst angeschaut, und das hat mich eher an wirklich grausliche Filme der Jugendzeit erinnert, in denen es nach großen Katastrophen zu völlig rechtsfreien Räumen gekommen ist, nur mehr blanke Gewalt geherrscht hat und nach diesen Gewaltregeln auch das Leben funktioniert beziehungsweise nicht funktioniert hat. – Ich halte das für Wien für völlig unmöglich, und zwar nicht deshalb, weil es nicht politikverträglich ist, sondern weil offene Szenen einfach nicht zuzulassen und zu dulden sind.

Ich meine, dass wir in der Zwischenzeit mit allen Verantwortlichen der Wiener Polizei einer Meinung sind. Natürlich erschwert das die Ermittlungsarbeiten der Wiener Polizei, das will ich schon zugestehen, aber das ändert nichts an der Tatsache, dass wir uns vor allem mit Prävention und mit Hilfe zu beschäftigen haben. Natürlich müssen wir die Polizei auch bestmöglich bei der Kriminalitätsbekämpfung unterstützen, diese beiden anderen Schwerpunkte der Drogenbekämpfungspolitik sind aber eindeutig vorzuziehen.

Es hat sich auf dem Karlsplatz auch viel geändert. Ich weiß schon, dass es gelegentlich für einen Journalisten, wenn er über den Karlsplatz zu seinen unmittelbar dort angesiedelten Redaktionsräumen geht, ein bisschen unangenehm ist beziehungsweise war. Ich bekomme ja immer postwendend entsprechende Telefonanrufe aus den Redaktionsstuben, dass halt wieder jemand gesichtet wurde, womöglich mit einem Hund, und das ist natürlich ein großes Problem.

Aber ich denke, es hat sich durch die Arbeit, durch die sehr koordinierte Arbeit des „Help U“-Teams, der Mitarbeiter der Wiener Verkehrsbetriebe, der Polizei – wo wir ja auch sehr mitgeholfen haben, dass man von der ursprünglichen Konzeption des Wachzimmers abgegangen ist und man jetzt ein anderes hat, wodurch die Polizei jedenfalls auch im Sichtbild des Karlsplatzes mehr präsent ist, als das in der Vergangenheit der Fall war – einiges geändert, und ich denke, dass diese Arbeit, die hier mit einem verstärkten „Help U“-Team geleistet wurde, durchaus ihre Früchte getragen hat. Ich verstehe aber auch alle, die noch immer nicht zufrieden sind. Das ist ein guter Motor, dass hier entsprechend weitergearbeitet wird, und das tun wir auch.

Ab morgen – ist morgen der 1. November (Ruf: Nein!), nein, übermorgen –, also ab Anfang November, ab 1. November werden wir auf Grund eines neuen Erlasses, den es auf der Bundesebene gibt, unsere Aktivitäten gerade im Hinblick auf den Handel mit Substitutionsmitteln entsprechend verstärken, sodass gewährleistet werden kann, dass jedenfalls dort vor Ort der illegale Handel mit Substitutionsmitteln unterbunden wird. Nicht von heute auf morgen, aber in der Tendenz wird das mit Sicherheit der Fall sein. Ich kann Ihnen nicht versprechen, dass es eine drogenfreie Stadt gibt, aber ich kann Ihnen eines versprechen: Dass ich null Verständnis für Drogenkriminalität habe, die Polizei in der Kriminalitätsbekämpfung unterstützen will und werde, wo immer ich kann, und wir unsere Strukturen auch so legen werden, dass wir jenen Weg, der sich gerade am Karlsplatz in einer Verbesserung der Situation zeigt, in der Stadt weitergehen werden. Und das, glaube ich, ist nicht wenig, was man in einer Millionenstadt tun kann. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Die 1. Zusatz-
frage wird von Herrn GR Lasar gestellt. – Bitte.

GR David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke schön, Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Das war jetzt, möchte ich sagen, eine sehr ausführliche Rede von Ihnen, aber da Sie die Kriminalität angesprochen haben: Sie haben zwar nur über den Karlsplatz gesprochen, aber was mir persönlich auch sehr wichtig ist, sind Augartenbrücke, Schottenring, Kienzl-Park. Wie Sie wissen, explodiert dort die Drogenkriminalität. Dort ist einer sogar zu Tode gekommen, andere Leute werden dort des Öfteren beraubt, niedergeschlagen. 

Welche Maßnahmen werden Sie in diesem Bereich Schottenring und Kienzl-Park und in dieser Umgebung setzen, damit es dort nicht mehr zu diesen Übergriffen und auch nicht zu dieser explodierenden Drogenkriminalität kommt?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Herr Gemeinderat! Einmal mehr: Kriminalitätsbekämpfung ist Aufgabe der Polizei, und die Polizei in Österreich ist in ihrer Verantwortung klar geregelt. Das ist Bundesangelegenheit, das ist Aufgabe auch des Innenministeriums. 

Ich sage hier bewusst auch immer wieder, ich werde, wir werden die Polizei bestmöglich auch in ihrer Aufgabe der Kriminalitätsbekämpfung unterstützen. Ich habe vor zwei oder drei Monaten, vor dem Sommer noch, ein ausführliches Gespräch auch mit dem Chef der uniformierten Polizei in Wien und mit dem Polizeipräsidenten gehabt, um genau diese Problematik Augartenbrücke und Umgebung entsprechend in den Blickpunkt auch der Aktivitäten der Polizei und der Drogenfahnder zu rücken. 

Es gibt unterschiedliche Auffassungen auch in der Polizei darüber, was der vernünftigste und effizienteste Weg zur Kriminalitätsbekämpfung ist, und ich habe meine Meinung dazu auch ganz unmissverständlich dargelegt. Nirgendwo in der Stadt, nicht nur nicht am Karlsplatz, sondern nirgendwo in der Stadt will ich eine offene Szene haben. Kriminalität, insbesondere auch die Begleitkriminalität zur Drogenfrage, ist bedingungslos zu bekämpfen. Und wenn die Polizei hier eine Unterstützung braucht, einschließlich auch der medialen Unterstützung, die sie im Hinblick auf Personal, Ausstattung, Ausbildung und Ähnlichem braucht, dann tue ich das gerne. Und selbstverständlich habe ich angeboten, dass wir in einer ähnlichen Konzeption, wie wir das am Karlsplatz, am Schwedenplatz und in vielen anderen Bereichen praktiziert haben, auch entsprechend kooperieren mit Sozialarbeitern, mit dem Drogenkoordinator, mit Teams, die sich bewährt haben und die sehr viel beigetragen haben zu einer Verbesserung der Situation, wie am Beispiel Karlsplatz ja auch zu sehen ist.

Ich sage es noch einmal: Die Polizei hat die Aufgabe, die Kriminalität zu bekämpfen, wir haben die Aufgabe der Prävention und der Hilfe für die Kranken, und da ist an den Schnittstellen bestmöglich zusammenzuarbeiten, und das tun wir auch, auch in dem ganzen Bereich der Augartenbrücke.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. – Die 2. Zu-
satzfrage wird von Frau GRin Cammerlander gestellt. – Bitte.

GRin Heidemarie Cammerlander (Grüner Klub im Rathaus): Danke schön. – Herr Bürgermeister, ich finde es immer wieder traurig, wenn für die SPÖ Drogenkoordinator und Kriminalität immer eines ist. Ich denke, dass die Drogenpolitik eine weit größere Aufgabe hat, vor allem dann, wenn wir bemüht sind, in der Prävention, in der Schadensminimierung und in der Therapie mehr zu tun. Dann werden wir wahrscheinlich auch weniger Suchtkranke und weniger Kriminalität haben.

Gestern entnahm ich der Zeitung, dass die SPÖ in der Steiermark gemeinsam mit den GRÜNEN und der KPÖ im Landtag beschlossen hat, die Eröffnung eines Drogenkonsumraumes in Graz zu unterstützen. Nun, das ist eine Forderung der GRÜNEN schon seit vielen Jahren als schadensminimierende Maßnahme. Wir hinken da den europäischen Hauptstädten, würde ich einmal sagen, um fast zehn Jahre hinten nach, und wie es jetzt ausschaut, werden wir bald einmal auch unseren Landeshauptstädten hinten nachhinken.

In Wien wurde vor einem Jahr im Drogenbeirat beschlossen, eine Bedarfserhebung zu machen. Es ist jetzt ein Jahr her, und es gibt noch keine Bedarfserhebung. Also man weiß in Wien anscheinend bisher noch nicht, ob es einen Bedarf gibt. 

Können Sie als Bürgermeister sich vielleicht einmal dafür einsetzen, dass solche Vorhaben, wenn sie schon beschlossen werden, von der Drogen GesmbH dann auch etwas schneller gemacht werden, sodass wir vielleicht doch innerhalb eines Jahres wissen: Ist der Bedarf da oder nicht?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Frau Gemeinderätin! Natürlich setze ich mich dafür ein, dass Sachen, die man beschließt, auch entsprechend umgesetzt werden, alles andere wäre ja lächerlich und hieße, sich selbst nicht ernst zu nehmen. Das ist gar keine Frage. Bei der Gelegenheit werde ich mich auch gerne erkundigen, was die Drogen GesmbH ist, denn es ist meiner Aufmerksamkeit bisher entgangen, dass es etwas Derartiges gibt. Vielleicht ist der Name etwas differenzierter, dann kann ich es mir wieder in Erinnerung rufen, kann es wieder abrufen, was letztendlich damit gemeint ist.

In der Steiermark wird in letzter Zeit besonders viel beschlossen, wobei ich mir erst anschaue, was dann am Ende des Tages herauskommt und welche Rechtsvoraussetzungen man dafür schaffen muss, damit diese Beschlüsse überhaupt umgesetzt werden können in der Tendenz. Ich bin sehr gespannt, wie der Bürgermeister von Graz diesen Beschluss des Landes in der Stadt umsetzen wird. 

Also, wie dem auch sei, ich werde selbstverständlich neugierig und aufmerksam die Umsetzung der Beschlüsse der Steiermark in allen ihren Facetten und ihrem Variantenreichtum beobachten und daraus dann die Schlüsse ziehen. 

Ihre eigentliche Frage beantworte ich gerne mit Ja. Selbstverständlich bin ich auch der Auffassung, dass Beschlüsse umgesetzt werden sollen.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. – Die 3. Zu-
satzfrage wird von Frau GRin Praniess-Kastner gestellt. – Bitte.

GRin Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Ein Vorsatz zu meiner Frage und ein Nachsatz zur Frau Kollegin Cammerlander. Die Landeshauptstadt der Steiermark, Graz, hat ein sehr erfolgreiches Projekt bezüglich der Beherbergung von Punks in die Wege geleitet, und zwar läuft das jetzt mittlerweile schon seit sechs Jahren sehr erfolgreich. Wir haben ja immer gefordert, dass man sich das Konzept in Graz ganz genau ansieht, weil die das Punk-Problem – wenn ich es so unter Anführungszeichen sagen darf – sehr gut gelöst haben, und da, denke ich, könnten wir einiges von der Landeshauptstadt der Steiermark lernen.

Meine Frage bezieht sich aber jetzt auf ein Thema, tatsächlich die Drogenpolitik der Stadt betreffend, und zwar auf das leidige Thema der Übersiedlung des Ganslwirts. 2006 wurde das Projekt vorgestellt, da sollte es zu einer Übersiedlung in die Wallgasse kommen – das ist unterhalb des Gürtels im 6. Bezirk –, 2007 sollte der Spatenstich erfolgen, und 2008 wissen wir, einschließlich der Bezirksvorsteherin Renate Kaufmann, jetzt noch immer nicht, wie es weitergehen soll.

Meine konkrete Frage, Herr Bürgermeister, an Sie: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass es jetzt rasch zu einer Lösung kommt? Denn mittlerweile hat sich ja auch schon eine Bürgerinitiative gebildet, die massiv gegen dieses Projekt auftritt, und das hängt sicherlich nicht zuletzt damit zusammen, dass es zu einem sehr langen Diskussionsprozess darüber gekommen ist.

Und meine zweite Frage an Sie, Herr Bürgermeister, wenn ich die noch anschließen darf, es ist eine sehr kurze Frage: Steht auch in Aussicht, dass der Standort in der Wallgasse nicht zustande kommt und dass die Stadt einen anderen Standort suchen wird?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Also zunächst einmal zurückkommend noch auf Ihre Vorbemerkung zu Graz. Wir Landeshauptstädte oder die Städte insgesamt im Städtebund lernen ununterbrochen voneinander. Nun, natürlich ist es sehr sinnvoll, sich ein Projekt anzuschauen in Graz wie das der Arbeit mit den Punks, andere Sachen sind wahrscheinlich weniger sinnvoll, wie etwa die Frage des Bettlerunwesens in Graz. Davon werden wir wahrscheinlich nicht wahnsinnig viel lernen können, wie man das gemacht hat, nämlich die Dinge zuerst laufen zu lassen und dann „Horuck“-Aktionen zu machen. Aber wie dem auch immer sei, natürlich schauen wir uns das an. 

Es ist allerdings auf einen Unterschied hinzuweisen. So wie in Wien gibt es auch in Graz eine Gruppe, da würde ich sagen, das sind sozusagen „Original Punks". Das sind tatsächlich eher sozial ausgegrenzte junge Leute, die ohne einen besonderen politischen, sondern eher vor einem emotionellen Hintergrund agieren. Wir haben in Wien aber natürlich auch noch eine zweite Gruppe, die eine sehr politisierte Gruppe ist und die das überhaupt nicht goutiert, dass die erste Gruppe mit uns zusammenarbeiten will, sondern, im Gegenteil, versucht, das bei jeder sich bietenden Gelegenheit entsprechend zu unterbinden. 

Jetzt ist diese – bitte unter Anführungszeichen gesehen – normale Zusammenarbeit schon schwierig genug – das ist ja alles auch für die Betroffenen nicht einfach –, wenn aber hier auch noch politisch motivierte Gruppen oder eine Gruppe auftritt, die sehr bewusst dies denunziert, verunmöglicht und sich entsprechend bis an die Grenze der Gewalttätigkeit einbringt, dann unterscheidet sich diese Situation erheblich von der in Graz, und das macht die Sache nicht leichter, bei Gott nicht leichter. Aber wir werden natürlich versuchen, auch damit zurande zu kommen. Die Stadt hat schon ganz andere destruktive Gruppierungen überlebt, da werden wir diese kleine Gruppe, denke ich, auch entsprechend hinkriegen und einbinden können.

Nun, was die eigentliche Frage zum Ganslwirt betrifft, so kann ich Ihnen den aktuellen Stand auch nicht wiedergeben – das ist auch, ehrlich gesagt, nicht unmittelbar mein Job –, aber ich kann mich sehr hinter dieses Projekt an sich stellen. Ich glaube, das ist ein gutes Projekt, das am Anfang auch äußerst umstritten war, das sich später aber als ein Projekt dargestellt hat, das man in einer Stadt braucht, das notwendig ist, und es hat sich dann auch die Diskussion darüber sehr beruhigt. 

Wir werden auf jeden Fall einen Standort finden. Jeder Standort wird ein Problem sein, das ist ja gar keine Frage. Obdachlosenasyle sind immer ein Problem. Die Vinzi, die einen Standort suchen, waren vor nicht allzu langer Zeit bei mir, und jede Idee, die sie nur haben, etwa in der Nähe der Pfarre in Meidling, führt sofort zu einer entsprechenden Diskussion und zu einer entsprechenden Bürgerinnen- und Bürgerinitiative. Mit dem muss man leben. Damit muss man sich, das ist gar keine Frage, auseinandersetzen, da muss man sich mit den Sorgen und den Ängsten auseinandersetzen. Was war mit Flüchtlingsheimen in Floridsdorf, beispielsweise, wo es größte Aufregungen gegeben hat und große Versammlungen organisiert wurden? Heute leben die Menschen dort mit ihrer Umgebung in großem Einklang und in einer großen Harmonie, und es funktioniert ganz ausgezeichnet, auch in der Umfeldbetreuung und mit der Einbeziehung in das Umfeld, zumindest solange, bis halt wieder jemand kommt und sich entsprechend aufführt. Also wie dem auch immer sei, es ist ja möglich, es geht ja, man muss es halt wahrscheinlich auch mit einer gewissen Geduld behandeln. 

Aber was ich Ihnen da sagen kann, ohne Detailkenntnisse über die derzeitige Standortdiskussion zu haben: Ich stehe hundertprozentig zu diesem Projekt, denn es hat sich bewährt, es ist wirklich okay, und daher wird es auf jeden Fall weiter bleiben und es wird auf jeden Fall einen Standort geben.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Herr Bürgermeister. Die letzte Zusatzfrage wird wieder von Herrn GR Lasar gestellt.

GR David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke schön. – Herr Bürgermeister, folgende Frage zu der auch von Ihnen angesprochenen neuen Substitutionsverordnung, die es mit Samstag, 1. November, gibt. Ich weiß nicht, ob Sie die jetzt schon genau kennen, aber ich nehme an, nicht sehr, sonst hätten Sie nicht gesagt, dass die wieder einmal hervorragend ist. Ich möchte nur eines herausstreichen: Wenn man ab 1. November in die Apotheke gehen muss, und dann schaut Ihnen halt bei der Einnahme nicht ein Apotheker in den Mund, sondern zwei, so weiß ich nicht, ob das eine richtige Verordnung ist. Aber das ist nur eines. Das Zweite – ich habe das gestern in meiner Rede erwähnt – sind die Rezepte. 

Meine Frage dazu: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass es solche Rezepte, wie ich sie gestern angesprochen habe, das ist zum Beispiel gewesen, wo Ärzte gleich einmal Medikamente verschreiben, die für 180 Tage oder sechs und acht Monate sind, wo also die Tablettenabgabe in einem erfolgt. Da kann mit Sicherheit kein Apotheker dem jeden Tag in den Mund schauen, wenn er das einnehmen muss, vor allem dann nicht, wenn er sie mit nach Hause bekommt. Also ich glaube nicht, dass Sie das ganz genau gelesen haben, was da jetzt wieder einmal auf Wien zukommt.

Aber meine Frage ist: Werden Sie sich als Bürgermeister dafür einsetzen oder werden Sie mit den entsprechenden Stellen sprechen, dass es solche Verschreibungen von Rezepten in Zukunft nicht mehr gibt, wonach Substitutionsmittel, also Subsidol oder andere Medikamente, für sechs Monate in einem verschrieben werden und auf einmal abgegeben werden?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Ich bin ja nun wahrlich nicht der Spezialist in dieser Frage wie Sie, der Sie sich ausschließlich mit dieser Thematik beschäftigen, aber zu einer Verordnung habe ich sicher nie „hervorragend" gesagt, denn das würde – als Nichtjurist darf ich mir erlauben, das so auszudrücken – eine emotionelle Zuwendung zu einer Verordnung bedeuten, die mir mit Sicherheit völlig fremd ist. (Heiterkeit bei der SPÖ.) Meine emotionellen Zuwendungen gehen woandershin, sicherlich nicht zu Gesetzen oder zu Verordnungen, auch wenn ich sie selbstverständlich beachte, ehre und einhalte. Das ist ja keine Frage.

Ich habe das gestern gehört – leider nicht Ihre Rede unmittelbar, aber es ist mir berichtet worden, dass Sie davon gesprochen haben –, ich habe es aber in der kurzen Zeit leider nicht geschafft, das zu verifizieren oder zu falsifizieren im Popper’schen Sinne, ich weiß daher nicht, ob das richtig ist. Es ist schon möglich, dass es vielleicht den einen oder anderen Apotheker gibt, der das in größeren Mengen ausstellt. Ich kann mir schwer vorstellen, dass es der Regelfall ist. Aber man wird mir das berichten, weil ich gefragt habe, stimmt es oder stimmt es nicht. Wobei ich Ihnen natürlich grundsätzlich vertraue, das ist ja gar keine Frage, aber man sieht ja oft auch Enten, ich höre permanent, das schwirrt durch irgendwelche Zeitungen. Da kann es ja passieren, dass man da zwar richtig zitiert, aber von einer falschen Information ausgeht. Daher werden wir das hinterfragen. 

Natürlich ist es etwas, was Voraussetzungen dafür schafft, dass dieser Handel mit den Substituten überhaupt ermöglicht wird, und das ist zu unterbinden. Das ist ja gar keine Frage. Es will niemand diesen Handel, außer den Händlern, und die werden halt ein Problem haben.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Herr Bürgermeister. Damit ist die 4. Anfrage beantwortet.

Wir kommen zur 5. Anfrage (FSP - 04657-2008/0001 - KGR/GM), die von Frau GRin Dipl-Ing Sabine Gretner gestellt wurde und ebenfalls an den Herrn Bürgermeister gerichtet ist. (Am 22. Oktober 2008 wurde die Disco "Prater-Dome" ohne Betriebsanlagengenehmigung eröffnet. Medienberichten zufolge haben Sie in Ihrer Funktion als Bürgermeister Sondergenehmigungen für die ersten drei Veranstaltungen erteilt. Auf Grund welcher Tatsachen haben Sie in diesem konkreten Fall so gehandelt und gilt diese Sonderbehandlung in Zukunft für alle Unternehmerinnen und Unternehmer in Wien?)

Ich bitte um Beantwortung, Herr Bürgermeister.
Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Ich kann Ihre Frage nicht beantworten aus dem Grund, als Sie von einer falschen Voraussetzung ausgehen. Sie sagen hier: „Medienberichten zufolge haben Sie in Ihrer Funktion als Bürgermeister Sondergenehmigungen für die ersten drei Veranstaltungen in diesem ‚Prater-Dome' ausgestellt." 

Ich habe keine Sondergenehmigungen ausgestellt, weil mir das auch überhaupt nicht zusteht. Selbstverständlich habe ich das nicht getan, sondern es hat ein ganz normales Behördenverfahren gegeben auf der Basis des Verwaltungsrechtes. Hier ist ein Veranstaltungsbescheid von der zuständigen Behörde ausgestellt worden. Daher: Es tut mir leid, ich habe keine Sondergenehmigungen ausgestellt, daher kann ich Ihre Frage nicht beantworten.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. – Eine Zusatzfrage?

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Ja. – Sie persönlich haben diese Sondergenehmigungen nicht ausgestellt, jedoch haben die Ihnen unterstehende Behörden Veranstaltungen genehmigt, obwohl eine Betriebsanlagengenehmigung für die genannte Disco am Pratervorplatz noch nicht vorlag.

Finden Sie, dass das ein gutes Zeichen ist an die Wiener UnternehmerInnen, das heißt, dass sie sich in Zukunft nicht mehr daran halten müssen, Betriebsanlagengenehmigungsverhandlungen abzuwarten, sondern dass sie sich dann an die Behörde wenden können, um Sondergenehmigungen zu erlangen?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Noch einmal: Sie haben jetzt zur Kenntnis genommen, dass ich keine Sondergenehmigungen ausgestellt habe, machen wir den nächsten Lernschritt. Es hat auch die Behörde keine Sondergenehmigung ausgestellt, sondern es hat ein ganz normales Verfahren nach dem Veranstaltungsgesetz stattgefunden durch die Veranstaltungsbehörde, und die hat eine ganz normale Genehmigung, so wie wahrscheinlich Tausende im Laufe eines Jahres, ausgestellt. Hören Sie daher auf, den Begriff „Sondergenehmigung" zu verwenden! Das war keine Sondergenehmigung. 

Ich weiß nicht, ob hier eine Betriebsanlagengenehmigung vorgelegen ist oder nicht. Ich weiß nicht, ob eine gewerberechtliche Genehmigung vorgelegen hat oder nicht. Das ist alles nicht mein Job. Hier hat eine Behörde gehandelt, ordnungsgemäß gehandelt, und Sie wissen auch – ich hoffe, Sie wissen es –, dass, wenn die rechtlichen Voraussetzungen beim Ansuchen nach Abhaltung einer Veranstaltung gegeben sind, es dann auch einen Rechtsanspruch gibt, dass dieser Bescheid entsprechend ausgestellt wird. Da gibt es keine Bevorzugung, da gibt es gar nichts. Ich weiß nicht, warum Sie auf dieser Geschichte so herumreiten. Das ist rechtens, und das ist okay! 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. – Die 2. Zu-
satzfrage wird von Herrn GR Mag Neuhuber gestellt.

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ich will gar nicht darauf herumreiten, was mich nur interessieren würde, Herr Bürgermeister: Glauben Sie, dass das dort wenigstens beschleunigt wurde, dass das ein langsames Verfahren war, dass es ein normales war, dass es ein schnelles Verfahren war, dass es irgendwann einmal vom langsamen zum schnellen wurde? Das wissen wir ja alle, manchmal ist der Amtsschimmel ein bisschen langsamer, manchmal schneller. Was sagen Sie in Bezug auf Amtsschimmel zur Genehmigung „Prater-Dome"?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Ich weiß es nicht, aber ich könnte mir vorstellen, dass der Termin der Veranstaltung ein bisschen der Grund war, warum man geschaut hat, dass die Genehmigung tunlichst vor dieser Veranstaltung noch da ist und nicht nachher. Das ist die einzige Erklärung, die ich jetzt hier ad hoc habe, sonst habe ich keine.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: 3. Zusatzfrage: Herr GR Dr Madejski, bitte.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Da ich ja selbst in den letzten 20 Jahren sehr viele Veranstaltungen organisiert habe und auch dafür zuständig war, glaube ich, dass Ihre Aussage in Richtung Veranstaltung stimmt. Es war natürlich auf Grund des Veranstaltungsgesetzes wie jedes Zeltfest zu genehmigen, und auch beim Zelt gibt es ja keine Betriebsanlagengenehmigung, sondern die Veranstaltungsbehörde, die MA 35, schaut, ob gewisse Auflagen erfüllt sind oder nicht.

Aber abgesehen von dieser Situation ist es schon ein bisschen skurril. Wir haben hier in Wien nämlich ein Bundesgesetz und auf Wiener Ebene die Gewerbeordnung und ein Sperrzeitenverordnungsgesetz, die ursächlich zusammenhängen. In diese Richtung möchte ich auch meine Frage an Sie stellen. 

Es ist ja interessant, dass wir insgesamt zwölf Betriebsarten haben, vier Sperrstundenverordnungen, also Sperrstundenzeiten, vier Aufsperrzeiten. Dann gibt es noch so skurrile Dinge wie die: Wenn etwas optisch wie ein Würstelstand ausschaut, darf er bis 4 Uhr offen haben, wenn es optisch nicht wie ein Würstelstand ausschaut, darf er nur bis 24 Uhr offen haben, was ja dazu führt, dass es heute die gemischten Kebap-Würstel-
stände gibt, die dann bis 4 Uhr offen haben dürfen. 

Ich glaube, es bedürfte einer gewissen Bereinigung, einer gewissen Neuorientierung der Gewerbeordnung und des Sperrzeitenverordnungsgesetzes, denn es gibt ja hier bei uns in Wien zum Unterschied von anderen Bundesländern den Begriff „Diskothek" überhaupt nicht. 

Daher frage ich mich, und die Frage richte ich jetzt an Sie, sehr geehrter Herr Bürgermeister – wir können ja in einer späteren Phase diese Änderungen durchführen –: Als was, als welche Betriebsart ist überhaupt dieser „Prater-Dome", nicht von Ihnen, sondern von der Behörde, genehmigt worden? Es gibt die Diskothek nämlich überhaupt nicht in der Gewerbeordnung, und übrige Betriebsarten müssten um 24 Uhr zusperren, und ein Faktum einer Diskothek ist, dass sie länger offen hat. Der Störfaktor ist ja nicht der Lärm drinnen, sondern meistens der Lärm nachher, der Verkehrslärm und die Leute, die auf der Straße stehen. 

Als was wird oder wurde dieser „Prater-Dome" überhaupt genehmigt, als welche Betriebsart?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Die Frage, wie diese Veranstaltungen genehmigt wurden, ist völlig klar: nach dem Veranstaltungsgesetz. Das ist okay, da sind wir ja einer Meinung, und daher ist das, was passiert ist vergangene Woche, dieses Behördenverfahren, im Prinzip okay. 

Wie ein zukünftiges Behördenverfahren ausschaut, das weiß ich nicht, denn das Wesen eines solchen Behördenverfahrens, einschließlich gerade auch, was gewerberechtliche Fragen betrifft und Ähnliches, beeinflusse ich nicht. Hier entscheidet die Behörde gemäß Bescheid. Das Ganze geht dann alles seinen ordentlichen Rechtsweg, und ich bin in diesen Rechtsweg in keiner wie immer gearteten Weise involviert. 

Eine ganz andere Frage stellt sich, und die ist politisch natürlich nachvollziehbar. Es gibt unglaublich viele Rechtsbestimmungen, die Lokale verschiedenster Art betreffen, egal jetzt, welche; Würstelstände gehören auch dazu. Aber wenn man in Nachfolge des Herrn Prof Karl, der sich für die Fragen der Rechtsbereinigung ja immer besonders eingesetzt hat – sehr zur Unfreude vieler seiner Parteifreunde –, jetzt sozusagen eine Art Renaissance machen will, dann bin ich, das ist überhaupt gar keine Frage, gerne bereit, mit der Wiener Wirtschaftskammer, die hier in besonderem Ausmaß betroffen ist, zu sprechen, insbesondere natürlich mit dem ganzen Sektor der Gastronomie. Es wird eine spannende Diskussion, insbesondere, was die Sperrzeitenfragen betrifft. (GR Dr Herbert Madejski: Es geht nur um den Begriff der Diskothek!) Da waren eine Menge Begriffe dabei – die Diskothek war auch einer davon, aber das ist wahrscheinlich das geringste Problem –, aber allein nur zum Beispiel die Frage der Sperrzeitenregelungen – deswegen habe ich das jetzt natürlich herausgepickt, das machen wir ja immer so –, da kann ich mir vorstellen, dass das in der Diskussion mit der Wirtschaftskammer den größten Spaß macht, weil ja, sagen wir einmal, die Interessenslagen durchaus unterschiedlich sind und daher diese Diskussion, wenn man womöglich auch noch Anrainerinteressen einbezieht, wahrscheinlich dorthin führt, wo wir heute sind, nämlich zu dieser differenzierten Lösung, die ja auch ihren Grund hat und nicht deshalb besteht, weil irgendwelche Bürokraten toll geworden sind.

Das mit dem Disco-Begriff wusste ich nicht, aber das schauen wir uns an, und wenn es notwendig ist, machen wir das. Kein Problem.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: 4. Zusatzfrage: Frau Dipl-Ing Gretner.

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Herr Bürgermeister, ich nehme zur Kenntnis, Sie finden das normal, dass man, wenn eine Betriebsanlagengenehmigung für eine Diskothek mit immerhin einigen Hunderten bis Tausend Besuchern noch nicht vorliegt, dann eine Sondergenehmigung – Sie wollen es nicht Sondergenehmigung nennen, sondern eine Genehmigung nach dem Veranstaltungsgesetz – erteilt. Das heißt in Zukunft, jede Disco, die in Wien aufsperrt und noch keine Betriebsanlagengenehmigung hat, kann damit rechnen, eine Genehmigung wie ein Zeltfest quasi zu bekommen. Das nehme ich zur Kenntnis. Sie finden das normal. 

Jetzt möchte ich Sie nur aufklären, weil Sie sagen, Sie verstehen nicht, warum ich so darauf herumreite. Es ist ja nicht die erste Panne, die im Zusammenhang mit dem Riesenradplatz hier diskutiert wird, und da frage ich Sie schon: Eine 100 Prozent-Tochter der Stadt errichtet ein Gebäude, es gibt einen Geschäftsführer, der für diese Pannen verantwortlich ist, Sie schauen die ganze Zeit zu, und jetzt gibt es auch noch so eine Geschichte mit Betriebsanlagengenehmigung, und Sie sehen noch immer keinen Handlungsbedarf? Wie erklären Sie uns das?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Ich habe Ihnen im Prinzip gar nichts zu erklären, sondern ich halte fest, dass ich auch den Begriff „Panne" in diesem Zusammenhang zurückweise. Hier hat ein Veranstalter um Genehmigung einer Veranstaltung bei der zuständigen Veranstaltungsbehörde angesucht und hat diese Genehmigung erhalten. Rechtskonform und in Ordnung. Wenn Sie meinen, dies sei eine Sondergenehmigung und hätte verweigert werden müssen, dann mache ich Sie vielleicht ein bisschen auch auf die Folgen aufmerksam, denn neben dem Zeitpunkt war ja auch die zu erwartende Besuchermenge eine nicht unmaßgebliche Problemlage, die hiebei zu sehen ist. 

Da ist nichts „Sonder", da ist keine „Panne", hier hat ein ganz normaler Rechtsvorgang dazu stattgefunden. Ich will mich jetzt ausschließlich darauf beziehen. Es ist auch kein Eintritt verlangt worden – das war zum Beispiel mit eine Voraussetzung –, im Unterschied zu normalen Discos, was ich allerdings nicht aus eigener Erfahrung weiß, weil ich in Discos in der Zwischenzeit außerordentlich selten auftrete. Das wäre auch nicht besonders authentisch und nicht besonders glaubwürdig, ich in einer Disco. Das ist ja auch nachzuvollziehen. Also das weiß ich nicht aus eigener Erfahrung, aber man hört einiges.

Die andere Geschichte haben wir hundertmal diskutiert und werden sie wahrscheinlich noch hundertmal diskutieren, aber wenn Sie diese Vorgangsweise im Hinblick auf die Genehmigung einer Veranstaltung als Panne bezeichnen, dann stellt das natürlich schon auch viele Ihrer anderen Feststellungen erheblich in Frage. Das sage ich Ihnen in aller Offenheit. (GRin Dipl-Ing Sabine Gretner: Na bitte!) Gut, dann nehmen wir halt zur Kenntnis, Sie sind da fundamental unterschiedlicher Auffassung. 

Ich sehe hier eine rechtskonforme Vorgangsweise seitens der zuständigen Behörde. Ich sehe keinerlei Rechtsverletzungen und auch keine Panne.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke schön, Herr Bürgermeister.

Damit kommen wir nun zur Aktuellen Stunde. 

Der Grüne Klub im Rathaus hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema „Finanzkrise trifft Wien: Millionenverluste durch risikoreiche Finanzgeschäfte" verlangt. Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt. 

Ich bitte nun den Erstredner, Herrn GR Dipl-Ing Margulies, die Aktuelle Stunde zu eröffnen. Seine Redezeit beträgt zehn Minuten.

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Anlässlich der gegenwärtigen Finanzmarktkrise, die sich zu unserem größten Bedauern wahrscheinlich tatsächlich in eine Weltwirtschaftskrise mit dramatischer Rezession entwickeln wird, muss man in der jetzigen Situation natürlich die Frage stellen: Wie ist Wien betroffen? Wie ist Wien betroffen deshalb, weil steigende Armut, steigende Arbeitslosigkeit auch vor Wien nicht halt machen werden und es notwendig sein wird, der damit einhergehenden Fremdenfeindlichkeit massiv entgegenzutreten und Konjunkturpakete zu schnüren, die diesen Namen auch verdienen. Dazu wird meine Kollegin Maria Vassilakou einiges sagen.

Um sich tatsächlich anschauen zu können, wie die Stadt Wien dasteht, nutzt es allerdings überhaupt nichts, wenn man so Presseaussendungen macht wie gestern der Kollege Ekkamp im Zusammenhang mit den Wiener Stadtwerken, wenn er meint, die angeblich schweren Verluste der Wiener Stadtwerke sind krude, ja schlicht und ergreifend falsch, und das wurde auch vom Kontrollamt festgestellt. 

Herr Kollege Ekkamp, wenn man sich so mit einer Finanzkrise auseinandersetzt, dann wundert es nicht, dass die Menschen an den Politikern und Politikerinnen verzweifeln. Es ist schlicht und einfach die Unwahrheit, die Sie gestern wider besseren Wissens behauptet haben. 

Die Wiener Stadtwerke hatten Ende 2007 ungefähr 1,3 Milliarden in Wertpapieren im Anlagevermögen veranlagt. Dazu dienen sechs Fonds. Die Performance dieser Fonds im Jahre 2008, Jahresbeginn bis jetzt: Die geringsten Verluste der Wiener Stadtwerke weist Fonds 1 mit minus 1 Prozent auf; der Wiener-Stadt-
werke-Fonds 2: minus 8,5 Prozent; Wiener-Stadtwerke-Fonds 3, ex Dividende: minus 10 Prozent, Wiener-Stadt-
werke-Fonds 4, der Fonds, in dem die meisten Gelder veranlagt sind: minus 14 Prozent; Wiener-Stadtwerke-Fonds 5: minus 20 Prozent; Wiener-Stadtwerke-Fonds 6: minus 12,5 Prozent. Vom 1.1.2008 bis heute! 

Bei einem Veranlagungsvolumen von 1,3 Milliarden EUR ist meine Schätzung von 90 Millionen EUR Wertverlust nur dann falsch, wenn ich mich tatsächlich unterschätzt habe. Es kann sein, dass in der jetzigen Situation der Wertverlust dieser Wertpapiere sogar in der Größenordnung von 100, 120 Millionen EUR liegt. 

Die Dramatik dahinter ist: Im Kontrollausschuss wurde keine Auskunft darüber gegeben, wie die Zusammensetzung der einzelnen Fonds ist, wurde auf explizite Nachfrage keine Auskunft darüber gegeben, wie hoch der Wertverlust ist, denn man kann ja diese Daten alle diskutieren. 

Aber, Kollege Ekkamp, sich dann hinzustellen und den Menschen in Wien via Presseaussendung nur in dem Sinne, dass man die Grünen schlecht macht, Sachen zu erzählen, die von vorne bis hinten falsch sind, die Unwahrheit zu sagen, das wirft ein schlechtes Licht auf Sie, und das wirft ein schlechtes Licht auf die Finanzpolitik der Stadt Wien. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Es wäre sinnvoll und notwendig, sich mit dieser Art und Weise ernsthaft auseinanderzusetzen, denn natürlich rückt die Gaspreiserhöhung in ein anderes Licht, wenn man gleichzeitig merkt, dass die Wiener Stadtwerke innerhalb eines Jahres bei den Finanzanlagen wahrscheinlich an die 100 Millionen EUR verloren haben. So ist es. 

Ich will ja nicht der Ratgeber der SPÖ sein, aber ich hätte mir in Wirklichkeit erwartet, dass Sie, wenn Sie schon eine Verteidigungsstrategie antreten, sagen, ja, das stimmt, aber, lieber Kollege Margulies, Sie müssten eigentlich wissen, wir sind nicht ganz alleine schuld. Es ist zwar nicht alles Pensionsfonds, aber der größte Teil, und es war unter anderem der Finanzminister Karl-Heinz Grasser, der gemeint hat, man muss unbedingt 40 Prozent in Aktien anlegen. Und wenn weltweit die Aktienkurse runtergehen, dann sind die Wiener Stadtwerke natürlich nicht davor gefeit. Das wäre eine durchaus mögliche Argumentation gewesen. Trotzdem müsste man sich damit auseinandersetzen. 

Also wenn Sie heute antworten werden – ich weiß nicht, ob Sie jetzt zu Wort gemeldet sind –, ersuche ich Sie, nicht Schmähs zu erzählen, sondern die Karten offen auf den Tisch zu legen, denn nur dann können wir gemeinsam versuchen, das Beste aus der Situation zu machen. 

Auf Wien werden tatsächlich schwierige Zeiten zukommen, sind das doch nicht die einzigen Verluste. Wien hat, was durchaus stimmt, einige Jahre – ich kann mich erinnern, es gab auch schon Schwierigkeiten – an den Fremdwährungsanleihen, die die Stadt Wien zur Finanzierung vergibt, recht gut verdient. Ja, das stimmt. Seit 1.1.2008 hat sich die Kreditsumme in Fremdwährungsanleihen leider um knapp 60 Millionen EUR erhöht. Wir haben nie oder selten Geld, wenn es darum geht, Sozialausgaben zu finanzieren, die Sozialhilfe zu erhöhen, und zwar in einem anständigen Ausmaß, da wird über einzelne Millionenbeträge gestritten, aber mein Gott, wenn man bei den Fremdwährungskrediten plötzlich einmal um 60 Millionen EUR, 70 Millionen EUR, je nach Kursstand, mehr Verbindlichkeiten hat, ist das ja nicht so schlimm. Wir sind im internationalen Trend. Entschuldigung, das ist keine Zugangsweise zu diesem Problem. 

Wenn man sich die Finanzgebarung der Stadt Wien anschaut, ist es ja tatsächlich so, dass wir hoffen müssen – Kollege Hufnagel wird leider heute nicht reden –, dass die Bank Austria nicht bankrott geht. Ich meine, wir haben das schon damals kritisiert, wie man einen Vertrag abschließen kann, mit dem man de facto die eigene Bank verkauft, dafür nicht einmal Geld lukriert, aber die Haftungen behält. 

Und die Erste Bank hat heute schon um eine Kapitalspritze angesucht. Eine kleine Seitenbemerkung: Es ist vollkommen absurd, dass sich da die Regierung beziehungsweise diese ÖIAG-Tochtergesellschaft mit Partizipationsscheinen abspeisen lässt. Beim gegenwärtigen Aktienkurs der Erste Bank hätten wir um 2,7 Mil-
lionen EUR 60 Prozent der Aktien der Erste Bank kaufen können. Nein, Partizipationsscheine erwerben wir, wo wir nicht einmal mitreden können! Aber dazu kommen wir später, wenn wir das heute ausführlich bei einem anderen Punkt diskutieren. 

Das Osteuropageschäft der Erste Bank und der Raiffeisen – das wissen wir jetzt schon angesichts der Entwicklung in Rumänien, in Ungarn – wird möglicherweise sehr traurige Auswirkungen haben. Und die Bank Austria als Tochter der UniCredit ist leider vor diesen Malversationen nicht gefeit, und noch haftet die Stadt Wien für die Bank über die AVZ mit 13 Milliarden EUR. Nur damit Ihnen auch dämmert, was auf uns zukommen kann, wenn die Bank Austria tatsächlich in Konkurs geht. 

Über Cross-Border-Leasing-Geschäfte ist schon viel geredet worden ... (GR Heinz Hufnagl: Das ist absolut destruktiv, was sie da machen! Das sind sehr förderliche Gedanken, die Sie da in den Raum stellen, dass die Bank Austria in Konkurs geht!) Entschuldigung, Kollege Hufnagel, legen Sie die Hand ins Feuer? Legen Sie die Hand ins Feuer, dass jetzt nichts passiert? Legen Sie die Hand ins Feuer? Ich sage ja nichts anderes, als dass die Situation am Bankenmarkt gegenwärtig in Österreich so ist, dass anzunehmen ist, dass sogar eine der fünf großen Banken diese jetzige Situation nicht übersteht. 

Wenn man sich anschaut – und wir wissen noch überhaupt nicht, wie sehr Raiffeisen, Erste Bank, Bank Austria ins Osteuropageschäft eingebunden sind –, wie die gegenwärtige Entwicklung in Rumänien ist, wo man momentan zum Teil schon Zinssätze bis zu 40 Prozent hat, wenn man sich die Entwicklung in Ungarn anschaut, dann kann man froh sein, dass es in der Slowakei und in der Tschechei noch ganz gut ist. Wenn man sich die Entwicklung in Serbien anschaut, na, da würden Sie die Hand ins Feuer legen, dass die Banken alle überleben? Nein! 

Das heißt, wir müssen uns gemeinsam zusammensetzen, um darüber nachzudenken, was die finanzielle Situation, die momentan auf dem Finanzmarkt herrscht, für Wien für Auswirkungen hat. Und da hat es keinen Sinn, den Mitgliedern des Gemeinderates und der Bevölkerung einen Schmäh zu erzählen. Genieren Sie sich, dass Sie die Karten nicht offen auf den Tisch legen, damit wir gemeinsam darüber reden können! – Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Für alle weiteren Wortmeldungen bringe ich in Erinnerung, dass sich die Kolleginnen und Kollegen nur einmal zu Wort melden dürfen und die Redezeit fünf Minuten beträgt. 

Als nächster Redner ist Herr StR Herzog gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

StR Johann Herzog: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Frau Vorsitzende! 

Konkurs der BA ist natürlich eine kühne Behauptung, keine Frage, aber es hat ja offensichtlich doch eine Zeit lang so etwas wie eine Schieflage gegeben, nicht der Bank selbst, sondern ganz offensichtlich dadurch, dass eine feindliche Übernahme der UniCredit im Raum stand und das durch die italienische Regierung verhindert werden musste. Also da war schon eine Unruhe im Bankenwesen Österreichs zu spüren, und es hat entsprechende Gerüchte in diese Richtung gegeben, keine Frage. 

Der Vorredner hat auf die massive Schieflage der Wirtschaft, die uns drohen könnte und kann und wird, hingewiesen und auch darauf, dass uns via Finanzkrise Millionverluste drohen. Er hat sie auch aufgeschlüsselt. Es ist aber nicht nur die Gemeinde, die hier bedroht ist, sondern es ist schlicht und einfach die Lage auch so, dass die Wienerinnen und Wiener selbst zutiefst bedroht sind. 

Gestern im Fernsehen war – durch Zufall habe ich es gesehen – im Rahmen einer Sendung auch ein Bericht über den wirtschaftlichen Zustand des so genannten Auto-Clusters in Graz, wo man gesehen hat, wie eine an und für sich tolle Konstruktion, die sich durch Jahre hindurch gut bewährt hat, in Schieflage gerät. Und wir werden sehen, wie es dort weitergeht. 

Welche Wirkungen wird Wien in dieser Form, in dieser Art und Weise und wo zu erleiden haben? Das ist sicherlich eine ganz klare Frage. Die Finanzbeschaffung über die Fremdwährungskredite, vor allem in Bezug auf Schweizer Franken, ist sicherlich etwas, was eine Zeit lang gut funktioniert hat, aber jetzt eine deutliche Schwierigkeit für die Gemeinde Wien darstellen wird. Die Frage wird sein: Wie wird Wien damit umgehen, und welche Folgen werden daraus entstehen? 

Ich selber glaube, dass die verantwortliche Stadträtin hier viel deutlicher und klarer ihre Meinung über den Zustand der Stadt Wien und der Stadtfinanzen endlich auf den Tisch legen sollte und nicht alles so bedeckt halten sollte, dass niemand wirklich richtig informiert ist. 

Ein ganz besonders großer und wichtiger Punkt für mich und für uns ist die Bedrohung durch die diversen Cross-Border-Leasing-Geschichten, die abgeschlossen wurden. Der Anfang der ganzen Sache war ja der, dass uns gesagt wurde, mit der kurzfristigen Abwicklung von so Cross-Border-Leasing-Verträgen sei Wien aus dem Schneider und es könne nichts mehr passieren.

Ich glaube, diese Behauptung, die uns vor Jahren, zum Beispiel im Zusammenhang mit der U-Bahn-Cross-Border-Leasing-Geschichte übermittelt wurde, stimmt heute sicherlich nicht. Ich glaube, da werden wir alle zur Kenntnis nehmen müssen, dass die rechtlichen Bindungen über Jahrzehnte, die hier von Wien eingegangen wurden, selbstverständlich ihre Auswirkungen haben werden, und zwar aus den Verträgen ganz alleine und selbstständig. 

Das heißt, die Cross-Border-Sache als solche ist eine durchaus fragwürdige Angelegenheit wegen der Bindung bis zu 99 oder 100 Jahre auf der einen Seite und Rückkaufwert innerhalb von 30 Jahren. Wir wissen nicht, was in den 30 Jahren passieren kann und passieren wird. Wir sehen ja auch bereits, was heute passiert. Das heißt, gibt es in zehn Jahren – was heißt, in zehn Jahren – in drei Wochen, in fünf Wochen überhaupt noch die Vertragspartner, mit denen in Amerika die diversen Cross-Border-Leasing-Geschäfte abgeschlossen wurden? Gibt es die noch? Gibt es die in 10 Jahren oder in 25 oder in 30 Jahren? 

Das sind die Fragen, weil nämlich alles nach amerikanischem Recht abgewickelt wird, alles wird mit dem Gerichtsstandort New York abgewickelt, und es ist daher alles und jedes von dort zu beachten. Und so gut unsere Juristen in Wien durchaus sind, keine Frage, ist es auch keine Frage, dass sie die Zweiten sind auf amerikanischem Parkett, in New York, wo Anwaltskanzleien von riesiger Größe über solche Verträge in dieser Höhe ihre Meinung äußern werden. 

Ich glaube daher, dass nicht nur die Cross-Border-Leasing-Geschäfte als solche schon eine fragliche Konstruktion sind, wo man nicht weiß, welche Probleme auf uns in Wien hier zukommen werden in Zukunft – aber nicht nur auf Wien, sondern auch auf die ÖBB zum Beispiel, genauso auf andere Bundesländer und quer durch die Gegend auf sämtliche europäische Städte; das ist also etwas, was auf alle zukommen wird und das wird die Frage sein –, und dazu kommt natürlich noch, dass durch die Finanzkrise nunmehr die Bonität der diversen Finanzinstitute massiv in Frage gestellt ist. Eine der wesentlichsten Vereinigungen, nämlich diese AEG-Versicherung, musste ja bereits von der amerikanischen Regierung gerettet werden, und die ist ein wesentlicher Faktor bei unseren Verträgen hier. Die Frage ist: Welche gibt es noch? Welche Leichen sind im Keller? Wie schaut das in Zukunft aus? 

Die Frau Finanzstadträtin ist aufgefordert, klar und deutlich hier die Dinge offenzulegen. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zu Wort gelangt Herr GR Dkfm Dr Aichinger. – Bitte sehr.

GR Dkfm Dr Fritz Aichinger (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Es ist, glaube ich, unwidersprochen beziehungsweise klar, dass wir derzeit vor einer weltweiten Finanzkrise stehen, die sich mit unheimlicher Geschwindigkeit fortentwickelt und über die wir täglich neue Nachrichten hören. Die Gefahr ist natürlich auch – und das sehen wir immer deutlicher –, dass diese Krise, meine Damen und Herren, auf die Realwirtschaft überschwappt, und da muss natürlich alles geschehen, dass das hintangehalten wird und die vielen kleinen Mittelbetriebe natürlich auch, so wie die Banken, einen gewissen Schutz bekommen. (Beifall bei der ÖVP.)
Herr Kollege Margulies, es hat aber keinen Sinn, wenn sich eine Partei herausstellt und einmal prinzipiell sämtliche wirtschafts-, sozial- und finanzpolitischen Dinge ablehnt, um nachher zu sagen, wir sind gescheitert. Wenn Sie prinzipiell die Osteuropageschäfte in Frage stellen – egal, ob jetzt von der Finanzwirtschaft oder von der Realwirtschaft, um das klarzulegen –, dann muss man Ihnen schon dazusagen, dass es derzeit so ist, dass in Österreich 60 Prozent der Wertschöpfung mit Exporten erwirtschaftet werden und davon ein sehr großer Teil in diese Richtung ist, und dass der Wohlstand, die soziale Marktwirtschaft und die ökosoziale Marktwirtschaft sehr wohl davon leben, dass wir mit vielen Ländern in Kontakt sind und unsere wirtschaftliche Kraft natürlich in diese Richtung geht. 

Viel wichtiger ist – und da bin ich bei Ihnen –, dass natürlich Vorsicht angesagt ist, Transparenz angesagt ist und dass natürlich hier auch offen auf den Tisch gelegt wird, wie es ausschaut. Wir glauben daher als Österreichische Volkspartei, meine Damen und Herren, dass es jetzt notwendig ist, so wie in Österreich auch in Wien einen Kassasturz zu machen, festzustellen: Wie schauen die Finanzen wirklich aus? Wie kann man wirklich jetzt auch mit einem Wiener Konjunkturpaket die Realwirtschaft unterstützen? Die vielen kleinen Mittelbetriebe, die das Rückgrat der Wiener Wirtschaft sind, ganz einfach um zu unterstützen, und hier sind einige Maßnahmen zu setzen. 

Es sind einige Fragen in den Raum zu stellen: Wie schaut es wirklich aus mit den Finanzen? Ist zum Beispiel die Werterhaltung – das nur als ein Beispiel herausgenommen – der AVZ, der Stiftung Richtung Bank Austria, die ja sozusagen den Wissenschafts-, Forschungs- und Technologiefonds speisen soll, gesichert beziehungsweise wie schaut es mit dieser Dotierung aus? Können wir weiterhin beziehungsweise verstärkt – und darauf will ich hinaus, meine Damen und Herren – in diesen Bereich investieren, denn es wäre jetzt ganz einfach an der Zeit, dass hier einiges geschieht? 

Wir werden daher heute bei einem anderen Tagesordnungspunkt seitens der ÖVP zwei Anträge in der Richtung einbringen, dass auf der einen Seite konkrete Informationen von der Finanzstadträtin hier auf den Tisch gelegt werden, dass es, wie gesagt, einen Kassasturz geben soll vor dem Hintergrund der internationalen Finanzkrise, und wir werden zweitens auch noch einmal einen Runden Tisch verlangen, wo wir ganz einfach eindeutig feststellen können, wie wir die Wiener Wirtschaft unterstützen können beziehungsweise wie wir die Wiener Wirtschaft wieder flott bekommen können, damit hier keine größeren Schäden entstehen. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Strobl.

GR Friedrich Strobl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Lassen Sie mich zu Beginn hier eine Klarstellung machen, das ist mir sehr, sehr wichtig: Es wurde seitens der Stadt Wien weder Kapital versenkt, verspielt, verzockt oder was sonst noch für Wörter verwendet wurden in diversen Aussendungen oder Schwierigkeiten unterschätzt noch sind reale Verluste beziehungsweise Risken in den von Ihnen in den Raum gestellten Dimensionen entstanden. 

Es ist ganz klar, dass es eine Finanzkrise gibt, es ist ganz klar, dass sich weder ein Land noch eine Stadt von einer Weltwirtschaftskrise, einer Weltfinanzkrise isolieren kann, aber es ist auch klar, dass es unsere Aufgabe ist, in so einer Situation die Erwartungshaltung der Bürgerinnen und der Bürger in unserer Stadt auch zu erfüllen. Und diese Erwartungshaltung der Menschen in unserer Stadt ist meiner Meinung nach eine Erwartungshaltung in Richtung Verantwortung, in Richtung Ruhe bewahren, in Richtung Kompetenz zeigen und die dementsprechenden Maßnahmen zu setzen, die für uns als Stadt Wien auch möglich sind – ich nenne das jetzt nur stichwortartig, wir kommen ja heute noch ausführlicher darauf zu sprechen –, nämlich beispielsweise arbeitsmarktpolitische Unterstützung, wirtschaftsfördernde Maßnahmen. Aber eines wollen die Menschen in dieser Stadt ganz sicher nicht: Dass auf Grund so einer Finanzkrise, auf Grund einer Krise, die auch die Wirtschaft betrifft, hier politisches Kleingeld gewechselt wird. Mit dem muss bitte Schluss sein! 

Ich appelliere hier an die Oppositionsparten, dass wir uns in so einer Situation durchaus sachlich auseinandersetzen, durchaus Argumente austauschen. Jeder Vorschlag, der zur Verbesserung der Situation beitragen kann, ist willkommen, aber ich verstehe es wirklich nicht, wenn Sie, Herr Kollege Herzog, du, lieber Martin Margulies, euch hier herausstellt und Dinge in den Raum stellt, über die im Finanzausschuss ausführlich gesprochen wurde (StR Johann Herzog: Nein!), zu denen im Finanzausschuss, sehr wohl darauf bezogen, Stellung genommen wurde, wie es zum Beispiel ausschaut im Bereich des Cross Border Leasing, dass es hier eine rechtliche Situation gibt, die keinerlei Risiko für die Stadt beinhaltet. Selbst in Konkursfall der dementsprechenden Bank, der Depotbank, gibt es kein Risiko der Stadt Wien. Es wurde auch ausführlich darüber gesprochen, dass es beispielsweise, was den Schweizer Franken betrifft, hier auch keine Verluste gibt. Bitte nehmen Sie das zur Kenntnis. Vielleicht haben Sie sich nicht informiert bei Ihren Kolleginnen und Kollegen. 

Lassen Sie mich zum Schluss auch noch die Investmentfonds erwähnen, denn das hängt natürlich alles zusammen. Wann würden denn tatsächlich Verluste entstehen? Ja dann, wenn jetzt zum Beispiel der Kredit in Schweizer Franken zurückbezahlt werden würde. Dann würden Verluste entstehen, aber das steht ja überhaupt nicht im Raum. 

Das Gleiche gilt bei den Investmentfonds, lieber Martin Margulies. Natürlich gibt es Wertberichtigungen oder Wertschwankungen, aber das ist doch eine Anlage, die nicht kurzfristig angeschafft wurde, sondern mit langfristigem Anlageziel und Anlagehorizont. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Wie werden diese Wertberichtigungen aussehen?)

Also ich sage jetzt schon eines: So manches, was hier gesagt wurde seitens der Opposition, wurde wider besseren Wissens gesagt, und das ist in dieser Situation ganz einfach nicht angebracht. (Beifall bei der SPÖ.)
Ich bin schon beim Schlusssatz, ich werde das dann in der Debatte bei dem entsprechenden Poststück noch näher ausführen, aber es ist wirklich dringend notwendig, dass es Maßnahmen gibt, sowohl auf Bundesebene und natürlich auch auf Landesebene, in der Stadt Wien, die zur Konjunkturbelebung beitragen, und es ist auch notwendig, dass es in gewissen Bereichen – und ich sage jetzt nur ein Stichwort –, zum Beispiel bei den Steuern, in Zukunft Gerechtigkeit in diesem Land gibt. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Dr Günther. Ich erteile es ihm.

GR Dr Helmut Günther (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Herr Vorsitzender des Finanzausschusses, entweder waren wir beide nicht bei derselben Veranstaltung, oder ich habe irgendwas überhört, was dort gesagt wurde. (Beifall bei der FPÖ.) 

Unter dem Punkt „Allfälliges" hat der Kollege Margulies die Frage gestellt: Wie schaut es in Wien aus?, und die Antwort darauf war: Es liegen in einem Depot betreffend Cross Border Leasing zwischen 120 und 150 Millionen EUR, und sonst ist eh keine Gefahr. Das war die einzige Antwort, und das war die ganze Diskussion im Finanzausschuss. Also die klare Darstellung im Finanzausschuss hat es schlichtweg nicht gegeben. Aber Sie haben ja gesagt, Sie erklären uns das heute noch. (GR Friedrich Strobl: Es gab eine ausführliche Diskussion zu Cross Border Leasing!)
Ich komme jetzt zur Aktuellen Stunde zu diesem Bereich: „Finanzkrise in Wien". Der Titel ist richtig, und er betrifft nicht nur die Wiener Verwaltung beziehungsweise die angeschlossenen Bereiche, sondern er trifft natürlich die ganze Stadt, und hier sehe ich große Probleme bei den Menschen, die schon an der Armutsgrenze leben und die dadurch vielleicht noch weiter hinuntersinken könnten. Aber jetzt geht es um die, denen es vielleicht noch nicht so schlecht gegangen ist, die in einer guten Firma gearbeitet haben, für die in dieser Firma in Pensionskassen Pensionen einbezahlt wurden, die dann beim Ausscheiden aus ihrem Berufsleben ein Schreiben bekommen haben, dass sie so und so viel Pension bekommen, und jetzt sinkt sie von Jahr zu Jahr. Auf einmal geht es denen, die zuerst durchaus gesagt haben, ich habe wenigstens in der zweiten Säule einen Zusatz, nicht besser. (GR Friedrich Strobl: Darüber können wir uns noch trefflich unterhalten!)
Das Gleiche geht noch weiter in der dritten Säule. Es hat viele Leute gegeben, die gesagt haben, ein bisschen was lege ich mir für meine Pension auf die Seite. Was passiert denen? (GR Godwin Schuster: Wer hat denn dauernd gesagt, dass die dritte Säule so wichtig ist?) Natürlich war sie auch wichtig und wenigstens noch ein bisschen eine Chance. Aber, Herr Kollege, wir wissen alle, dass die staatliche und die erste Säule mit Abstand die Beste ist. Da haben wir ja alle miteinander keine andere Meinung zu diesem Problem. (GR Christian Oxonitsch: Das war Ihr Finanzminister!)

Probleme gibt es damit, dass es jetzt in diesem Bereich durchaus schwierig wird. Und Sie, Herr Kollege, werden als derjenige, der Gemeindewohnungen zu vergeben hat, auf einmal Probleme bekommen mit Leuten, die durchaus auf ihre eigene Vorsorge geschaut haben, die auch durch die Finanzkrise von Beratern falsch beraten wurden. (GR Christian Oxonitsch: Das waren nicht die Berater, das war der Herr Grasser, der das gesagt hat! Und jetzt stellt er sich hin und weiß von nichts!) Das ist gestern ganz deutlich herausgekommen, dass hier von Beratern Aktien in den Vordergrund gestellt wurden, die heute bis zu einem kleinen Teil hinuntersinken. Hier gehört es auch dazu, dass viele durchaus immer wieder der Meinung waren, sie könnten mit Aktien gewinnen. Aktien sind aber kein Papier, mit dem ich nur gewinnen kann, da kann ich auch verlieren. Das ist der Bevölkerung viel zu wenig vermittelt worden. (GR Christian Oxonitsch: Da waren Sie noch in der Regierung, wie das den Leuten eingeredet wurde!) Was heißt eingeredet? Eine Zusatzpension ist ja grundsätzlich nicht schlecht. Außerdem war der Finanzminister, der Herr Grasser, dann bei der ÖVP, wenn er schon überhaupt wo war. 

Aber gehen wir weiter. Jetzt hat es gestern oder vorgestern bei der Frau Finanzstadträtin ein Gespräch mit den Sozialpartnern gegeben, wo es geheißen hat, wir brauchen für Wien ein Konjunkturpaket. Richtig. Das Einzige, was dort drinnen nicht steht und was dann auch der IHS-Chef Felderer gesagt hat, ist: Was machen wir mit den kleinen Unternehmen, mit den Handwerken? Denen passiert nämlich im Moment gerade eines: Seit einigen Monaten bekommen genau diese kleinen Unternehmen von den Banken mit der Begründung Basel II – das ist immer, wenn du heute auf eine Bank gehst, die erste Begründung: keine gute Bonität, Basel II – kein Geld. Es passiert denen genau eines: Sie kriegen für das, dass sie am Freitag ihre Leute bezahlen müssen, nicht kurzfristig auch noch Kredite. 

Hier habe ich das wirkliche Problem, und da hilft Ihr Konjunkturpaket nur marginal, wenn ich sage, ich ziehe die und die Infrastrukturmaßnahme vor. Selbstverständlich ist das wichtig, aber viel wichtiger ist, dass ich den vielen kleinen tausenden Unternehmern die Möglichkeit gebe, auch ihre Arbeitnehmer zu bezahlen, ihren täglichen Leistungen nachzukommen. Denn wenn es dort anfängt, dann bewirkt dieses Projekt genau das, was der Kollege Strobl zuerst gesagt hat, die Arbeitslosigkeit. Und wenn die Arbeitslosigkeit zunimmt, dann – das wissen wir alle – ist die Finanzierbarkeit bedeutend schwieriger. 

Ich glaube auch, dass wir dieses Konjunkturpaket brauchen, und Kollege Strobl hat gesagt, er nimmt alle Anregungen auf. Er sollte aber vielleicht auch auf die Opposition zukommen, denn beim Nachrennen tut man sich schwer, und wenn man es über die Medien ausrichtet, ist er beleidigt und sagt, tauscht nicht über die Medien eure Ideen aus. Natürlich können Gespräche geführt werden, und natürlich sind alle bereit, hier etwas einzubringen, weil es ja ein Problem der Stadt Wien ist, das uns alle betrifft. In der Beziehung ist es auch wichtig, dass das nicht nur ex cathedra von der Finanzstadträtin, sondern von allen hier im Haus getragen wird.

Eines noch zum Abschluss: Ich glaube, es wäre wichtig, dass der Bevölkerung, die Informationen über Veranlagungen wirklich in Anspruch nimmt, auch mehr Information gegeben wird. Denn auch hier fehlen wirklich Bereiche, wo es heißt, ich kann mit schwierigen oder riskanten Anlageformen noch etwas verdienen. Das ist weg, und das wird es nicht mehr geben. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste zu Wort gelangt Frau GRin Mag Vassilakou. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Verehrter Damen und Herren! 

Sehr geehrter Kollege Strobl, ich kann das nicht verstehen. Sie sprechen hier und tun so, als ob die SPÖ mit dieser Situation, über die wir geredet haben, auch im Zusammenhang mit den Stadtwerken, überhaupt nichts zu tun hätte. Sie regieren diese Stadt alleine, Sie haben in den letzten Jahren die halbe Stadt de facto ausgegliedert, und in all diesen ausgegliederten Betrieben, Unternehmungen, Fonds sitzen Menschen, die großteils der Sozialdemokratie nahestehen, die Sie selbst ausgesucht haben, und selbstverständlich tragen Sie die politische Verantwortung mit für die Verluste, die derzeit auch dort eingefahren werden. 

Und es kann sein, dass es Ihnen überhaupt nicht gefällt, dass hier Ausdrücke verwendet werden, die auch pointierter sind, wo man eben davon spricht, dass Geld auf Sand gesetzt worden ist, verzockt worden ist, verloren gegangen ist durch die Finanzkrise, oder was auch immer nach Ihrem Geschmack ist.

Faktum ist, dass diese Finanzkrise sehr wohl auch unsere Stadt getroffen hat. Und Faktum ist, dass hier sehr wohl nachgedacht werden muss, und zwar gemeinsam nachgedacht werden muss, was jetzt getan werden kann, um diejenigen, die in ärgste Mitleidenschaft gezogen werden, nämlich weite Teile der Wiener Bevölkerung, auch zu entlasten. Sie sagen von hier aus, Ruhe bewahren; Ruhe bewahren und gemeinsam besonnen diskutieren. 

Ich frage Sie, auf was hinauf verlangen Sie von uns, Ruhe zu bewahren und Vertrauen zu haben bei der Art und Weise, wie Sie jetzt gerade damit umgehen. Wo ist der Kassasturz geblieben, wo ist die Transparenz geblieben, die wir alle zu Recht fordern, wo sind die konkreten Zahlen, wo sind jene Informationen, die wir brauchen, um eine Vertrauensbasis zu schaffen, damit wir auch tatsächlich diskutieren können, was jetzt gemacht werden kann. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Ich kann nur sagen, wir haben es mit einer Situation zu tun, wo selbstverständlich die weltweite Finanzkrise auch Wien trifft. Und was macht die SPÖ? Sie wirft die Nebelmaschine an, sie beschwichtigt, sie mauert und sie greift diejenigen an, die von hier aus mahnen und von hier aus auch jene Transparenz verlangen, die jetzt meines Erachtens das absolute Muss ist. 

Was macht die Bevölkerung zur selben Zeit? Ich kann nur sagen, Wien ist eine Stadt, die ein bisschen mehr als eineinhalb Millionen Menschen Bevölkerung hat. Selbstverständlich leiden bereits in den letzten zwei Jahren jene 400 000 Menschen, die an der Armutsgrenze oder unterhalb dieser leben, massivst an der Teuerung. Wir wissen auch alle, dass die Finanzkrise eine weitere halbe Million sehr stark treffen wird, das heißt, wir haben es hier mit mindestens einer Million Wienerinnen und Wienern zu tun, die infolge der Finanzkrise in diesem Winter mit erheblichen Schwierigkeiten zu kämpfen haben werden. 

Es war bereits die Rede von kleinen und Kleinstunternehmern. Ich kann Ihnen dazu noch sagen, dass die jungen Familien, die in den letzten Jahren Kredite aufgenommen haben, um sich das Eigenwohnheim zu leisten, dies teilweise mit Fremdwährungskrediten taten, die in den späten 90er Jahren sehr modern waren, und die momentan jeden Tag vor dem PC zittern, die Börsenkurse verfolgen und sich ausrechnen, wie viel habe ich bereits verloren, und wie werde ich meine Kreditrate bezahlen. 

Und was hat die SPÖ diesen Menschen zu bieten? Teuerung beim Gas, Preisanstieg beim Strom, und die Gemeindebaumieten werden im Übrigen demnächst erhöht. Zwar hat der Herr Bürgermeister wunderschön Wahlkampf damit gemacht, dass im Jahr 2008 kein Anstieg mehr kommen wird, aber ab 2009 werden natürlich die Mieten wieder erhöht, es wird höhere Gebühren geben, und so weiter. 

Und ja, diesen Vorwurf kann ich Ihnen auch nicht ersparen: Wenn wir wissen, dass die Stadtwerke offensichtlich 90 Millionen bis 100 Millionen EUR Verlust eingefahren haben, und wir gleichzeitig bei Wien Energie ein Unternehmen haben, das im vergangenen Jahr satte Gewinne erzielt hat, und dass trotz gerade sinkender Preise für Rohöl ein Preisanstieg von 20 Prozent für Gas und für Strom erfolgt, wer soll Ihnen denn jetzt glauben, dass Sie nicht die Verluste der Stadtwerke über Umwege, sozusagen über Wien Energie bis zu einem gewissen Grad auf die Bevölkerung umwälzen. Wer soll Ihnen das glauben, und auf was hinauf erwarten Sie von uns, dass wir dieses Vertrauen haben sollen, wenn Sie sich weigern, selbst das Simpelste zu tun, nämlich offenzulegen, wie hoch diese Verluste sind und in welchen Fonds Sie diese jeweils auflisten. 

Meine Damen und Herren, damit werden Sie nicht weiterkommen. Ich habe auf Grund des Preisanstiegs von Gas und Strom in den letzten Tagen von aufgebrachten Bürgerinnen und Bürgern Hunderte von Mails bekommen. Ich weiß, dass Sie sie alle kennen, weil sie nämlich an alle Parteien ergangen sind. Hören Sie auf, den Kopf in den Sand zu stecken, reden Sie mit der Opposition und lassen Sie uns gemeinsam ein Konjunkturpaket schnüren, das den Namen verdient. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächster Redner am Wort ist Herr GR Mag Neuhuber. Ich erteile es ihm. Bitte. 

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! 

Herr Kollege Strobl, in einem Punkt gebe ich Ihnen recht: Eine derartig schwierige Krise, wie wir sie jetzt sehen, sollte eigentlich keinen Anlass zum politischen Kleingeldwechsel bieten. Da bin ich bei Ihnen, es sollten alle an einem Strang ziehen, aber an einem Strang ziehen, meine Damen und Herrn von der SPÖ, heißt, dass alle ziehen und nicht einer dagegen arbeitet, nämlich die Wiener SPÖ. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wo ist denn, meine Damen und Herren, ein Kassasturz, wie es Finanzminister Molterer auf Bundesebene getan hat, indem er dieser Tage dazu eingeladen hat, dass sich alle zusammensetzen und einmal schauen, was denn überhaupt im Staatssäckel drinnen ist, oder in unserem Fall, was ist im Stadtsäckel noch vorhanden, wo haben wir Spielraum, welche Maßnahmen können wir in den nächsten Jahren finanzieren. Wir sind ja bereit - wie es auch Frau Kollegin Vassilakou gerade gesagt hat -, gemeinsam zu arbeiten, denn in einer Krise sollte man ja zusammenstehen. 

Schauen Sie einmal nach Amerika: Da überlegt der demokratische Präsidentschaftskandidat, nach der Wahl, falls er Präsident wird, sogar Republikaner in sein Kabinett aufzunehmen, weil die Amerikaner in einer Krise immer zusammengestanden sind. Genau dasselbe, meine Damen und Herren, sollten wir hier in Wien auch tun. Die Opposition ist bereit, es liegt an der SPÖ, es auch zu tun. 

Herr Oxonitsch, Kassasturz, das geht ganz einfach. Die Frau Finanzstadträtin lädt zu einem Termin ein und klärt uns über die Stadtfinanzen auf, wo stehen wir, wo haben wir was verloren, wo haben wir Spielraum. Es ist ganz einfach, und dann werden wir gemeinsam an Möglichkeiten und an einem Konjunkturpaket arbeiten, und das wird dann auch von der Opposition unterstützt werden, das ist ja gar keine Frage. (Beifall bei der ÖVP.) 

Es ist aber jetzt auch interessant zu sehen, wie geht man mit Krisen um. Man soll es nicht noch schlimmer reden, man soll es nicht krankreden, aber nur beschwichtigen, nur schönreden, nur Nebelgranaten werfen, das hat auch keinen Sinn. Aber das ist ja jetzt das Problem, das Sie haben, dass immer so mit allem in diesem Haus umgegangen wird. Es kann ja nicht sein, dass die Opposition einmal recht hätte, es kann ja nicht sein, dass irgendwas in der Stadt passiert, nicht einmal eine Finanzkrise kann die Stadt wirklich treffen. 

Bitte wachen Sie endlich einmal auf, kommen Sie in der Realität an, lassen Sie uns gemeinsam Wege aus der Krise heraus suchen. (Beifall bei der ÖVP. – GR Christian Oxonitsch: Und wer leitet das!) 

Nun, okay, ich habe vorher schon das gemeint, das ist alles ziemlich egal, Wien ist nicht wirklich schwer betroffen. Gut, also ich stelle einmal fest, es hat Auswirkungen auf die Stadt. Jetzt möchten wir gerne wissen, welche, Herr Oxonitsch. Das würden wir ja gerne wissen, was Sie dazu sagen, wie schaut es denn mit den Finanzen aus. Bitte, erklären Sie es uns in den nächsten Tagen. 

Ein paar Anmerkungen noch zu meinen Vorrednern:

Kollege Margulies, die Erste Bank: Das war jetzt interessant mit dem Aktienkurs, und dass die 2,7 Millionen EUR 60 Prozent ungefähr ausmachen (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Milliarden!), dass 2,7 Milliar-
den ungefähr 60 Prozent ausmachen würden. Stimmt am Papier, ja. Wir müssen in Wirklichkeit - wir könnten uns darüber unterhalten, ob ein Partizipationsschein richtig ist oder ob es eine Kapitalerhöhung sein sollte - aber leider, sage sogar ich, kann man die 60 Prozent zu dem Kurs heute, jetzt gerade von 21, nicht kaufen, er ist heute schon wieder um 15 Prozent nach oben gegangen. Wenn das möglich wäre, gebe ich Ihnen völlig recht, dann sollte man es tun. Aber versuchen wir es nur auch von der Seite her seriös zu betrachten und überlegen wir, Partizipationsscheine oder Kapitalerhöhung. Aber leider kann man die Erste Bank heute nicht um 21 EUR zu 60 Prozent kaufen, das muss auch uns allen klar sein. 

Zu den Fonds der Wiener Städtischen: Ja, Fonds sind momentan auf der ganzen Welt betroffen, das ist egal, ob es Liquiditätsfonds sind, ob es Aktienfonds sind, ob es Mischfonds sind, es sind alle betroffen. Und da steht durchaus die ÖVP zu Ihnen und sagt, es war die Grundsatzentscheidung richtig, dort in diesen Fonds auch in Aktien zu investieren, weil was wäre denn umgekehrt gewesen, das müssen wir uns auch einmal überlegen. In den letzten Jahren hatten wir teilweise Eckzinssätze von, da hat eine Bank, eine ausländische Bank beworben, von hohen 1,5 Prozent Zinsen. Na ich möchte sehen, wie die Opposition kritisiert hätte, wenn die Wiener Stadtwerke bei ihren Fonds nur 1,5 oder 2 Prozent, nein, viel mehr war nicht drinnen im Cash-Fonds, erzielt hätte. Nun, sollen es drei Prozent sein, aber in Zeiten der Prosperität hätten wir alle genau das kritisiert, dass die dort zu wenig verdienen. Also ich denke, da muss man auch die Kirche im Dorf lassen und nicht Äpfel mit Birnen vergleichen. 

Kollegen Günther gebe ich hundertprozentig recht. Es reicht nicht, Konjunkturpakete zu schnüren, abgesehen davon, dass ich auch der Meinung bin, dass dieses 1 Milliarde-Paket viel zu wenig ist und viel zu wenig noch für den Mittelstand bringt, für die Kleinunternehmer, für die Mittelunternehmer, und man muss auch darüber nachdenken, was mit Basel II in so einer Situation passiert. Die engen Eigenkapitalquoten, die die Unternehmen auf Grund von Basel II haben müssen, bringen viele Unternehmer jetzt an den Rand des Ruins. Der Überziehungsrahmen, den sie vielleicht früher einmal bekommen haben, ist jetzt weg. 

Also, ich glaube, dort muss man auch ansetzen, so wie es in Deutschland mit den Bilanzierungsregeln für die Banken geschehen ist. Denen lässt man jetzt einen weiteren Spielraum und ich denke auch, dass man in Österreich den Unternehmen einen weiteren Spielraum lassen sollte. 

Aber noch einmal zum Abschluss der Appell: Arbeiten wir gemeinsam an der Bewältigung der Krise, aber da kommt es darauf an, dass wir alle mit offenen Karten spielen. (Beifall bei der ÖVP) 
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als nächster Redner zum Wort gemeldet ist Herr GR Ekkamp. Ich erteile es ihm. 

GR Franz Ekkamp (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Geschätzte Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Das Thema dieser Aktuellen Stunde zeigt ja eindeutig, um was es den Grünen geht, das haben Sie ja hier bewiesen, nämlich um Skandalisierung, (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Oh, wie viel ist denn noch da!) um in schwierigen Situationen die Menschen weiter zu verunsichern. (Unruhe bei den GRÜNEN.) Ich habe euch auch zugehört, bitte. Ich kann auch das kurz begründen, meine sehr verehrten Damen und Herren. Ich habe da einen Auszug aus der Homepage, der grünen-Homepage und da wird natürlich auch der Kollege Margulies zu nennen sein. Ich versuche immer, keine Namen zu nennen, aber in dem Fall muss ich es. Da redet er, wie schon angesprochen, von „direkt im Umfeld der Stadt Wien knapp hundert Milliarden Euro versenkt, fast das gesamte Kapital aus dem Verkauf der Bank Austria, 1,7 Milliarden Euro, versenkt.“ (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Sind sie noch da?) 

Sie schreiben da Zahlen, Sie schreiben ganz einfach Zahlen, die Sie nicht nachvollziehen und nicht belegen können, meine Damen und Herren! Und was mich besonders stört, war Ihre Wortspende zum Thema Bank Austria, wo Sie schon den Konkurs herbeireden, sehr geehrter Kollege, (GR Dipl-Ing Martin Margulies: 300 Millionen EUR sind weg!) wo Sie den Konkurs herbeireden. Das ist wirtschaftsschädigend, das ist standortschädigend, und das weise ich auf das Schärfste zurück, meine sehr verehrten Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.) 
Zweiter Punkt: Wir haben angesprochen ... (Zahlreiche Zurufe von den GRÜNEN.) Lassen Sie mich ausreden, ich habe Ihnen auch zugehört. Ich bitte um Fairness. Sie haben hier die Wiener Stadtwerke angeführt, Sie schmeißen auch hier mit Zahlen, mit Millionenbeträgen herum. Einmal sind es 80 Millionen, dann sind es 90, dann sind es 100, dann sind es 120. Ich war auch als Ersatzmitglied bei dem Kontrollausschuss, bei dieser Sitzung dabei, meine sehr verehrten Damen und Herren. Dort ist schon debattiert worden, ich gebe zu, nicht über ganz genaue Zahlen, aber die Strategie der Anlegung ist dort diskutiert und vorgestellt worden, und Sie müssten auch mitgenommen haben, dass die Pensionsrücklagen in diesem Fonds der Wiener Stadtwerke besser angelegt wurden als es das Österreichische Pensionskassengesetz vorgeschrieben hat, weil sie eben nicht daran gebunden sind. Sie müssten auch mitgenommen haben, dass der Fonds der Wiener Stadtwerke deutlich mehr im Geldmarkt und Anleihenbereich angelegt wird als in Aktienteilen, Sie müssten auch mitgenommen haben, dass die Performance der letzten Jahre - und das hat auch das Kontrollamt festgestellt - wesentlich besser ist im Vergleich zu privaten Pensionskassen. Das müssten Sie meines Erachtens alles mitgenommen haben, meine Damen und Herren! 

Und es steht außer Zweifel, dass die Finanzkrise, die Finanzmarktkrise, viel Geld kostet. Weltweit, so wird ja geschätzt, sind es 2 200 Milliarden EUR. Viele haben ihr Geld verloren, viele Banken sind zusammengebrochen, viele Banken mussten verstaatlicht werden und viele mit Finanzmitteln vor dem Ruin bewahrt werden, auch österreichische Institute sind davon betroffen. Aber was ist jetzt de facto zu machen, und ich denke, das ist das ganz besonders Wesentliche. 

Jetzt muss man etwas tun, um dem entgegenzuwirken. Die Bundesregierung hat ein Maßnahmenpaket vorgestellt, ich gebe zu, die Hilfe für Klein- und Mittelbetriebe mit dieser Mittelstandsmilliarde könnte größer sein. Es ist wichtig, dass wir Projekte vorziehen, um die Auftragsbücher der Unternehmen nicht leer werden zu lassen, und ganz wichtig ist auch, die Kaufkraft zu stärken, und dass wir auch eine Steuerreform für Klein- und Mitteleinkommen faktisch spürbar umsetzen können. 

Und hier hat auch unsere Finanzstadträtin, unsere VBgmin Renate Brauner, am Dienstag dieser Woche zu einem Konjunktur- und Beschäftigungsgipfel mit den Sozialpartnern eingeladen, um Kriterien für dieses neue Konjunkturpaket der Stadt Wien festzulegen. Und ich darf Ihnen auch hier sagen, es geht natürlich in die Richtung, dass wir damit dieser, wahrscheinlich auf uns zukommenden Rezession, im Bereich der Stadt Wien ein wenig entgegenwirken können. Und dieses Konjunkturpaket begrüßt auch die Kammerpräsidentin, Frau Jank. Das zeigt wieder, dass wir interessiert sind, gemeinsam diesen Weg zu gehen. 

Ich denke, wer jetzt investiert, ist immer besser damit oder wird dann besser damit und handelt besser, als später dann die Arbeitslosigkeit zu finanzieren. Und darum bitte ich, auch in Zukunft gemeinsam so vorzugehen. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die Aktuelle Stunde ist beendet. 

Bevor wir zur Mitteilung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen von Gemeinderatsmitgliedern 3 des Klubs der Wiener Freiheitlichen, 22 des Grünen Klubs im Rathaus und 4 des ÖVP-Klubs eingelangt sind. 

Vor Sitzungsbeginn sind von Gemeinderatsmitgliedern 1 Antrag des Klubs der Wiener Freiheitlichen eingebracht worden, 2 Anträge des Klubs der Grünen und 11 des Klubs der ÖVP. Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben. Die Zuweisungen erfolgen wie beantragt. 

Von den Gemeinderäten Mag Harald Stefan und Mag Dietbert Kowarik wurde ein Ersuchen an das Kontrollamt gemäß § 73 Abs 6a der Wiener Stadtverfassung betreffend den Verein „Club Of Vienna“ eingebracht. Dieses Prüfersuchen wurde an das Kontrollamt weitergegeben. 

Folgende Mitglieder des Gemeinderates haben ihre Mandate zurückgelegt: 

Herr Johann Hatzl mit Wirkung vom 29. Oktober 2008, 8 Uhr, Frau Mag Alev Korun und Herr Mag Harald Stefan mit Wirkung vom 28. Oktober 2008. 

Der Herr Bürgermeister hat gemäß § 92 Abs 2 der Wiener Gemeinderatswahlordnung auf die dadurch frei werdenden Mandate die in Betracht kommenden Ersatzmitglieder in den Gemeinderat berufen. 

Für den Wahlkreis Simmering im Wahlvorschlag der Sozialdemokratischen Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates wurde Herr Ernst Holzmann, für das frei gewordene Mandat des Wahlkreises Landstraße im Wahlvorschlag des Grünen Klubs im Rathaus Frau Mag Eva Lachkovics und für das im Wahlkreis Simmering frei gewordene Mandat im Wahlvorschlag des Klubs der Wiener Freiheitlichen Herr Univ-Prof Dr Herbert Eisenstein berufen. 

Gemäß § 19 der Wiener Stadtverfassung sind die Gemeinderatsmitglieder anzugeloben. 

Ich bitte die Schriftführerin, Frau GRin Mörk, die Gelöbnisformel zu verlesen, und die neuen Gemeinderatsmitglieder, auf meinen Aufruf hin, das Gelöbnis mit den Worten „Ich gelobe" zu leisten. Ich bitte um Verlesung der Gelöbnisformel. 
Schriftführerin GRin Gabriele Mörk: „Ich gelobe der Republik Österreich und der Stadt Wien unverbrüchliche Treue, stete und volle Beachtung der Gesetze sowie gewissenhafte Erfüllung meiner Pflichten.“ 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Herr Ernst Holzmann. 

Ernst Holzmann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ich gelobe. 
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Frau Mag Eva Lachkovics. 

Mag Eva Lachkovics (Grüner Klub im Rathaus): Ich gelobe. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Und Herr Univ-Prof Dr Herbert Eisenstein. 

Univ-Prof Dr Herbert Eisenstein (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ich gelobe. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke vielmals. (Beifall von allen Fraktionen.) 
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich denke, ich warte ein kleines bisschen, bis die Gratulationen abgeschlossen sind. 

So, meine sehr geschätzten Damen und Herren, gestatten Sie mir, dass ich einige wenige Worte des Dankes an die aus dem Gemeinderat scheidenden Mitglieder richte, wobei ich feststellen muss, dass die ausgeschiedenen Mitglieder des Gemeinderates offensichtlich nicht im Saal sind. Ich werde mich daher möglichst kurz halten. 

GR Johann Hatzl wurde ja schon als Landtagspräsident verabschiedet, und es sind auch schon von den einzelnen Klubs die entsprechenden auszeichnenden Worte gesagt worden. Ich möchte hier nur hinweisen, dass Johann Hatzl bereits im Alter von 27 Jahren Bezirksrat in Simmering, und als sehr junger Mensch, nämlich im Jahr 1973, Mitglied des Wiener Landtages und Gemeinderats wurde. Mit einer kurzen Unterbrechung, nämlich in den Jahren zwischen 1976 und 1979 für seine Tätigkeit im Nationalrat hatte er die gesamte Zeit in unterschiedlichen Funktionen hier in diesem Haus verbracht. Was GR Hatzl ausgezeichnet hat, ist ein enormes Engagement für die Menschen in dieser Stadt, ist der intensive Kontakt zur Bevölkerung, insbesondere in Simmering, und ist auch, dass er die Meinung der Menschen als besonders wichtig empfunden hat und sie auch in sein politisches Handeln einfließen ließ. Was ihn auch ausgezeichnet hat, war, - und das kam auch in den Reden immer wieder auch zu Tage - dass er die Meinung der Vertreter der anderen Parteien nicht ignoriert hat, sondern ganz im Gegenteil, das Gespräch gesucht hat und versucht hat, sich so fair wie möglich mit seinen Gesprächspartnern auseinanderzusetzen. Dies alles, ohne seinen politischen Grundsätzen je untreu zu werden. 

Ich habe persönlich mit Johann Hatzl viele Jahre verbracht, eigentlich die gesamte Zeit meines politischen Handelns hier im Gemeinderat und habe den Eindruck mitbekommen, dass das Wort Freundschaft für Johann Hatzl nicht nur ein Gruß innerhalb der Sozialdemokratie ist, sondern dass das Wort Freundschaft sehr, sehr hoch gehalten wurde. Es brauchte lange, bis man Freund war, aber wenn man es ist, ist man es, und wie er es gepflogen hat, ging es über Parteigrenzen hinaus. Daher darf ich ihm abschließend alles, alles Gute wünschen in seinem weiteren Lebensweg, viel, viel Gesundheit und ich möchte ihm ausdrücklich sehr herzlich danken für das Leben, das er der Stadt Wien gewidmet hat. (Beifall von allen Fraktionen.) 

Mag Alev Korun hat im Großen und Ganzen eine relativ kurze Zeit im Wiener Gemeinderat verbracht. Sie kam 2005 als Abgeordnete zum Wiener Landtag und als Mitglied des Gemeinderates zu uns. Sie war Mitglied des Gemeinderatsausschusses für Integration, Frauenfragen, KonsumentInnenschutz und Personal, Mitglied der Europakommission und übte auch eine Ersatzmitgliedschaft als Beirat im Fonds Soziales Wien beziehungsweise im Kuratorium des Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds aus. Als sie in den Gemeinderat und in den Ausschuss für Integrationsfragen kam - in der Zeit war ich auch Vorsitzender dieses Ausschusses -, habe ich ihr besonderes Engagement für Integration und Menschenrechte sehr gewürdigt, und sie hat dieses auch bis zum Ende gezeigt. 

Ich darf nur sagen, Frau Alev Korun wird meines Erachtens diese Inhalte auch im Parlament weiter vertreten. Ich wünsche ihr sehr viel Erfolg dabei. Es ist ein Erfolg, der in unser aller Interesse ist, weil es für Menschenrechte und Integrationsfragen nie genug Stimmen geben kann. Alles Gute für Ihre weitere berufliche Tätigkeit. (Beifall von allen Fraktionen.) 

Herr Mag Harald Stefan kam im Jahr 2001 als Vertreter des Wahlkreises Simmering in den Gemeinderat. Mag Stefan war Mitglied im Gemeinderatsausschuss für Kultur und Wissenschaft, war Mitglied im Kontrollausschuss und war Ersatzmitglied im Gemeinderatsausschuss für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke. Mag Stefan war auch mehrmals, weil es bei dieser Funktion einen jährlichen Wechsel gibt, Vorsitzender im Kontrollausschuss. Ich habe Mag Stefan in dieser Funktion als sehr korrekten Vorsitzenden kennengelernt, der in dieser Funktion überparteilich agiert hat und die Vorsitzführung nie, egal, für welche Zwecke, missbraucht hat. Insbesondere für diese Vorsitzführung möchte ich mich ganz, ganz herzlich bei ihm bedanken und ihm auch für seine politische Arbeit im Nationalrat alles Gute wünschen. Vielen herzlichen Dank. (Beifall von allen Fraktionen.) 

Die Anträge des Stadtsenates zu den Postnummern 2 und 3, 7 bis 9, 11 bis 17, 20, 22 und 23, 25, 29, 32, 34 bis 41, 45, 47 und 49 gelten gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung als bekannt gegeben. 

Bis zu Beginn dieser Sitzung hat kein Mitglied des Gemeinderates zu diesen Geschäftsstücken die Verhandlung verlangt. Ich erkläre daher gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung diese als angenommen und stelle fest, dass die im Sinne des § 25 der Wiener Stadtverfassung erforderlich Anzahl von Mitgliedern des Gemeinderates gegeben ist. 

In der Präsidialkonferenz wurde nach entsprechender Beratung die Postnummer 1 zum Schwerpunkt-Verhandlungsgegenstand erklärt, und gleichzeitig folgende Umreihung der Tagesordnung vorgeschlagen: Postnummer 4, 5, 6, 10, 18, 24, 19, 21, 26, 27, 28, 42, 43, 44, 46, 48, 30, 31 und 33. Die Postnummern werden daher in dieser Reihenfolge zur Verhandlung gelangen. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 1 der Tagesordnung zu Verhandlung. Sie betrifft einen Rahmenvertrag zur Förderung des Spracherwerbs für neu nach Wien zugewanderte Personen. Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Mag Krotsch, die Verhandlung einzuleiten. 

GRin Mag Nicole Krotsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ich bitte um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich eröffne die Debatte und möchte am Beginn der Debatte hinweisen, dass in Absprache mit dem Klub der Grünen und dem Klub der Freiheitlichen Partei vereinbart wurde, dass die Rede von Frau nichtamtsführender Stadträtin und nunmehr Abgeordnete zum Nationalrat, Mag Cortolezis-Schlager, als Erste gereiht wird, und zwar auch deshalb, weil sie sehr wenig zum Geschäftsstück Bezug nehmen wird, sondern primär eine Abschiedsrede aus unserem Haus halten wird. Bitte, Frau Magistra! 

StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Viele von Ihnen werden sich wundern, warum ich heute hier stehe. Vor zwei Tagen eben erst im Nationalrat angelobt, macht es unsere Verfassung möglich, dass ich mich persönlich von Ihnen am Rednerpult verabschieden kann, und nicht durch Blickkontakt auf der Galerie. Nicht amtsführende Stadträtinnen und Stadträte können laut unserer Verfassung gleichzeitig in der Bundes- und Landespolitik aktiv sein. 

Ich darf Sie alle beruhigen, dies habe ich nicht vor. Ich habe gestern mit Wirksamkeit zum 31.10. Herrn Bgm Häupl meinen Rücktritt als nichtamtsführende Stadträtin bekannt gegeben. Es ist mir aber ein persönliches Anliegen, die Möglichkeit zu nutzen, um mich bei einem, sowie bei Ihnen, mit einigen sehr persönlichen Worten zu bedanken. 

Vor drei Jahren haben mir Landesparteiobmann Hahn und die Wiener ÖVP ermöglicht, als Quereinsteigerin die Stadtpolitik im Rahmen unserer Oppositionspolitik als Mitglied der Wiener Stadtregierung und Landesregierung mitzugestalten und mitzuprägen. Es ist gut, dass mir die Tragweite dieser persönlichen beruflichen Entscheidung nicht im vollen Umfang im Vorhinein bewusst und bekannt war. Ich bin aber all jenen dankbar, die den Mut hatten, mir diese Chance zu geben. Ich darf auf drei intensive, lebendige Jahre als Wiener Stadtpolitikerin zurückblicken. In diesen drei Jahren gab es zugegebenermaßen auch Momente, in denen ich mich gefragt habe, ob es die richtige Entscheidung war, in die Politik zu gehen. 

Übergeblieben sind aber vor allem jene Erlebnisse, in denen ich mich gefreut habe, dass durch eine aktive Oppositionspolitik Missstände aufgezeigt werden konnten, und hierdurch mit Geduld und Beharrlichkeit auch Mängel abgebaut wurden. Jeder Muskel braucht einen Gegenspieler, um Energie übertragen zu können, um zu funktionieren. Auch unsere Demokratie lebt davon, dass es die politischen Ziele, Vorhaben und Umsetzungsprojekte der Mehrheitsfraktion gibt, und dazu aber auch das kritische Hinterfragen der Opposition, ob der Kurs der amtsführenden Stadtregierung der richtige ist. Aktive Oppositionspolitik bedeutet aber auch das Formulieren eigener Zukunftsideen. 

Für mich war und ist Bildungspolitik die gemeinsame Gestaltung unserer Zukunft. Bildung ist das Fundament unserer gesellschaftlichen Zukunft, eine gelingende Integration braucht bildungspolitische Maßnahmen, eine gelingende Bildungspolitik braucht aber auch integrationspolitische Maßnahmen. Das Bekenntnis zu unserer Verfassung drücken jene, die um eine Staatsbürgerschaft und Staatsbürgerinnenschaft ansuchen, dadurch aus, dass sie als gleichberechtigte und mitverantwortliche Staatsbürgerinnen und Staatsbürger hier leben möchten, und darum ansuchen. Eine Verfassung light, wie sie heute die FPÖ vorschlägt und beantragt, lehnen wir und lehne auch ich künftig ab. Für alle Staatsbürger und Staatsbürgerinnen, für alle Nichtstaatsbürger und -staatsbürgerinnen gilt es, die Bundesverfassung, Menschenrechte und alle österreichischen Gesetze zu achten und zu leben. Ein eingeschränktes und zugespitztes Bekenntnis, so wie es die FPÖ heute fordert, würde zwei Rechtssysteme entstehen lassen. Dagegen sprechen wir uns aus. (Beifall bei der ÖVP.) 

Bildung hilft, diese Werteordnung lebendig und mit persönlicher Überzeugung leben zu lernen. Die Staatsbürgerschaft drückt das Bekenntnis aus, diese Werteordnung zu respektieren und im Alltag zu leben. Die Konsequenzen der Missachtung unserer Gesetze sind für alle Bürger und alle Bürgerinnen gleich. Bildung ist auch die Förderung des sozialen Aufstiegs. Eine gute Ausbildung und Allgemeinbildung ist die Voraussetzung für ein autonomes und selbstbestimmtes Leben. Wie wir uns unser Zusammenleben künftig vorstellen, prägt immer auch die Bildungspolitik und die Auseinandersetzung um das, was gute Bildung ist. 

So betrachtet waren hier in diesem Haus viele Diskussionen, die wir geführt haben, auch geprägt von den Fragen, wie wichtig sind uns politische Werte wie Autonomie, Militarisierung und die Förderung eines eigenständigen und selbstbestimmten Lebens. Die ÖVP steht in der Bildung für Vielfalt, soziale Gerechtigkeit und Leistung, steht für Kompetenz, für Verantwortung für sich und Mitverantwortung für die Gesellschaft. Reformvorhaben, die auf diesen Werten beruhen, lassen sich auch künftig gemeinsam umsetzen, unabhängig von anzustrebenden neuen Mehrheitsverhältnissen. Reformen, die die Einzigartigkeit und die Würde des Einzelnen achten und respektieren, werden immer unsere Zustimmung finden. Reformen aber, die die Rechte und Wahlmöglichkeiten des Individuums missachten und diejenigen des Kollektivs zum obersten Gesellschaftsprinzip erheben, werden wir auch künftig besonders kritisch gegenüberstehen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Eine neue Schule verdient dann den Namen neu, wenn auch die kritischen Sichtweisen der Schulpartner in die Entwicklung einfließen dürfen. Die bestehenden Modelle und bisherigen Schulversuche im Rahmen der Kooperativen Mittelschule wurden bis heute nicht systematisch wissenschaftlich aus der Perspektive aller ausgewertet und evaluiert. Das bedaure ich, (Beifall bei der ÖVP.) denn Koalitionsvereinbarungen beruhen auf dem Vertrauen, dass das, was vereinbart wurde, auch am Tag nach der Unterzeichnung des Koalitionsübereinkommens noch gilt. Neue Namensbezeichnungen für alte Hüte lassen sich mit noch so vielen Werbemillionen nicht als neues Zukunftsmodell vermarkten. Waschmittelwerbung ist für das höchste gesellschaftliche Gut, die Bildung unserer Kinder und Jugendlichen, nicht zu gebrauchen. Eine Millionen für die Werbung und Verpackung der neuen Mittelschule auszugeben, statt für die konkreten Verbesserungen im Schulalltag ist aus unserer Sicht verantwortungslos und eher ein Fall für das Kontrollamt als für ein Wien mit Zukunft. 

Wir sind uns alle, über alle Parteigrenzen hinweg, einig, dass Wien eine wunderschöne Stadt ist. Dieses Potenzial Wiens haben wir dem verantwortungsvollen und weitsichtigen Handeln vieler vergangener Generationen zu verdanken. Ein Wien mit Zukunft muss sich kritisch fragen, ob jede Generation genug für nachhaltige Zukunftssicherung hinterlässt. Tagespolitik kann langfristige Planung und Verantwortung für die nächsten Generationen nicht ersetzen. Wir haben die Langfristigkeit in der Bildungsplanung eingefordert, wir werden auch weiterhin nachhaltig mehr Langfristigkeit in der urbanen Planung einfordern. (Beifall bei der ÖVP.) Die Wienerinnen und Wiener haben sich eine verantwortungsvolle und lebendige Demokratie verdient, und wir alle bemühen uns, diese gemeinsame Werteordnung tagtäglich weiter zu entwickeln und lebendig zum Wohle der Wienerinnen und Wiener zu gestalten. 

Manchmal sind die Wienerinnen und Wiener mit uns mehr zufrieden, manchmal weniger. Aber was uns hier eint, ist die Verantwortung für unsere immer noch sehr junge Demokratie. Das Jahr 1938 lehrt uns auch 70 Jahre später noch, dass Neid, Hass, gesellschaftliche Feindbilder und brutale Gewalt nie zur Lösung von gesellschaftlichen Problemen beitragen können. 

Meine Damen und Herren, ich möchte daher heute von der Möglichkeit Gebrauch machen, um Herrn Bgm Häupl für sein demokratisches Engagement und seine Liebe für diese Stadt zu danken. 

Liebe kennt keine Grenzen, Liebe zu dieser Stadt ist kein Monopol des Bürgermeisters oder der amtsführenden Stadtregierung, aber Liebe zu dieser Stadt ist Voraussetzung, um unser Bestes zu geben. 

Ich bin und bleibe politisch überzeugt, dass diese Stadt einen Wechsel in der Stadtregierung braucht. Ich bin und bleibe politisch überzeugt, dass Bundesminister Dr Johannes Hahn und sein Team im Wiener Gemeinderat und in der Stadt- und Landesregierung auch künftig das bessere Team, ja, das beste Team, für diese Stadt stellt und stellen wird. (Beifall bei der ÖVP.) Es ist unsere Aufgabe als Wiener ÖVP, die Wählerinnen und Wähler von diesem notwendigen Wandel zu überzeugen, an dieser besseren Politik tagtäglich zu arbeiten. 

Ja, sehr geehrte Damen und Herren, wir brauchen eine neue Bildungs- und Gesundheitspolitik in dieser Stadt. Ja, wir brauchen mehr Anerkennung und Förderung von Leistung und Qualität im städtischen Bildungsangebot. Wir brauchen moderne Schulen im 21. Jahrhundert, die Kindern Platz für individuelle Förderung ermöglichen, die Sport, Spiel und Kreativität nicht auf wenige Campus-Standorte reduzieren, sondern allen Wiener Kindern ermöglichen. Wir brauchen keine neuen Türschilder an den Türen, sondern ein neues Innenleben, das darauf abzielt, jedes Kind richtig zu fördern, und nicht alle Kinder mit dem Gleichen zu fördern. 

Wir brauchen eine Schule des Ortes des miteinander Lernens und des miteinander Lebens. Deutsch ist unsere gemeinsame Sprache, ihr Erlernen keine Zumutung, sondern ein anstrebenswertes und lohnenswertes Bildungsziel. 

Die Wiener ÖVP steht für ein Gesundheitssystem, in dem lange Operationswartezeiten der Vergangenheit angehören und Pflege in vertrauter familiärer Umgebung ein Älterwerden in Würde ermöglicht. Die Wiener ÖVP steht für die Idee der Stadtwache, für eine Sicherheitspolitik, die den Kindern und Jugendlichen ermöglichen soll, sich wieder in dieser Stadt sicher zu fühlen. Und wir stehen für eine Behindertenpolitik, die aus Behinderung nicht Bittstellertum werden lässt. 

Wir stehen für einen qualifizierten Zuzug, aber auch für eine Sozial- und Wohnungspolitik, die Präventivmaßnahmen setzt, sodass nicht über 70 Prozent der Kinder in der 1. Volksschulklasse einen besonderen Sprachförderbedarf haben. 

Wir stehen für eine Kulturpolitik eines Marboe und nicht für jene, die jetzt verfolgt wird, denn Kultur braucht so wenig Politik wie möglich und so viel fördernden Rahmen wie notwendig. 

Wir bedauern zutiefst das Ableben von Altbürgermeister Zilk. Ich darf Ihnen, aber besonders seinen Hinterbliebenen, an dieser Stelle mein persönliches Beileid für das Ableben eines großen Stadt-, Kultur- und Bildungspolitikers, den auch ich noch da und dort erleben durfte, ausdrücken. 

Wir bedauern, dass die innovativen Bezirks- und Grätzelideen der Wiener ÖVP heute eher als Feindbild gesehen werden, wissend, dass es in Buseks und Zilks Zeiten einen kreativen, kooperativen Wettbewerb in der Stadtregierung um die besten Ideen und deren Umsetzung gab. 

Wir bedauern, dass die Vorschläge der Opposition häufig zu reflexartigem Kopfschütteln der SPÖ-Stadtregierung führen, ohne erkennbare Bereitschaft, auch die eigene Vorgangsweise als Mehrheitsfraktion kritisch zu hinterfragen. Diese Stadt ist reif, nach einer Zilk-Busek-Ära, nach einer Häupl-Görg-Ära, nach einer Häupl-Laska-Ära, endlich eine Hahn-Ära mit neuen Mehrheiten zu bekommen. (Beifall bei der ÖVP.) 
Der Weg dorthin wird geprägt sein von einem lebendigen Diskurs und einem Wetteifern um die besten Ideen. Ich aber möchte mich bei den WählerInnen herzlich bedanken, dass ich drei Jahre die Chance hatte, für ihre Anliegen einzutreten und aktiv Ideen für ein besseres Wien einzubringen. 

Ich möchte mich bei Ihnen, sehr geehrte Damen und Herren, als Kollegin bedanken, dass Sie zugehört haben, manchmal protestiert haben, jedenfalls aber fast immer reagiert haben. So ruhig wie heute habe ich es nie erlebt. Ich kann mich kaum an eine Rede von mir erinnern, bei der Sie geschlafen hätten. Vielleicht, weil ich so oft auch mit meiner manchmal zu lauten Stimme Sie daran erfolgreich gehindert habe. 

Ich möchte mich herzlich bedanken bei den beiden anderen Oppositionsparteien für Ihre Bereitschaft, Ideen auszutauschen und dort, wo Gemeinsamkeiten möglich waren, diese auch gemeinsam sichtbar zu machen, und gemeinsam für ein noch besseres Wien einzutreten. 

Meine Damen und Herren, wir steuern heute auf die größte wirtschaftliche und gesellschaftspolitische Herausforderung seit dem Wiederaufbau nach dem Zweiten Weltkrieg zu. Wir werden in den nächsten Tagen und Wochen daran gemessen werden, wie sehr es uns gelingt, rasch und erfolgreich die regionalen Antworten auf regionale Probleme, und internationale Antworten auf internationale Steuerungserfordernisse zu finden. 

Das Parlament hat in seiner zweiten Sitzung bereits ein Konjunkturpaket im Wert von 1 Milliarde geschnürt. Es liegt nun an Wien, die urbane Wirtschaftspolitik attraktiver zu gestalten und den politischen Innovationsstillstand zu beenden. Der Geschäftsführende Bundesparteiobmann der ÖVP, Minister Pröll, hat das Österreichgespräch erfolgreich angeregt. Ich möchte Ihnen zum Abschluss heute mit auf den Weg geben, ein Wien-Gespräch mit allen Parteien einzuführen und miteinander dieses schöne Wien in den Wohlstand zu führen und vor Krisen soweit irgend möglich zu bewahren. (Beifall bei der ÖVP.) 
Meine Damen und Herren, Wien ist in einem starken gemeinsamen Europa, in einem gemeinsamen Europa der Regionen, auf die Zukunft vorbereitet. Europa ist keine Melkkuh, die ich zwei mal täglich melken kann, Europa sind wir alle, Europa braucht uns alle, ob im Klein- oder Großformat. 

Meine Damen und Herren, ich danke Ihnen dafür, dass Sie sich für dieses Wien, und viele von Ihnen für dieses Österreich und dieses Europa auch weiter engagieren. Ich werde mich auch künftig gerne für dieses Wien mit Ihnen gemeinsam einsetzen. 

Meine Damen und Herren, sehr geehrter Herr Bürgermeister, ich danke Ihnen für Ihre Arbeit für dieses Wien, vergessen Sie dabei aber bitte nicht, dass Wien von der Vielfalt seiner Bewohnerinnen und Bewohner lebt. 

Der Maulkorberlass an Wiener Schulen ist nicht mehr zeitgemäß. Unsere Demokratie braucht keinen Maulkorb, sondern Meinungsfreiheit und eine reifere Demokratie. 

Sehr geehrte Frau VBgmin Laska, obwohl ich oftmals nicht mit der SPÖ-Bildungspolitik einverstanden war, diese auch immer wieder kritisiert habe, darf ich Ihnen heute symbolisch für meine Wertschätzung einen bunten Blumenstrauß überreichen. Sie mussten, da ich gleichzeitig nichtamtsführende Stadträtin und Bildungssprecherin der ÖVP war, die meisten meiner Ideen für ein besseres Wien in den Medien, im Gemeinderat, im Landtag, im Stadtsenat und in der Landesregierung entgegennehmen. Das war sicher nicht immer angenehm, nicht immer einfach. Ich darf Ihnen aber, Frau Vizebürgermeisterin, stellvertretend für alle Stadtregierungsmitglieder, meine persönliche Wertschätzung ausdrücken und mich für diesen Diskurs bei Ihnen persönlich ganz herzlich bedanken. (Beifall bei der ÖVP.) 
Herzlich bedanken möchte ich mich abschließend bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Wiener Magistrats für ihre Professionalität und Freundlichkeit. Mein besonderer Dank gilt jenen, die uns mit der Infrastruktur stets sehr zuvorkommend versorgt haben. Mein Dank gilt vor allem aber auch den KollegInnen in der ÖVP für die vielen Anregungen, die ich mitbekommen habe und mitnehmen darf, für den Diskurs, den wir miteinander geführt haben, manchmal lauter, manchmal leiser, manchmal persönlicher, manchmal fachlicher. Es waren drei wertvolle Jahre, für die ich mich bei jedem Einzelnen von euch ganz herzlich bedanken möchte. (Beifall bei der ÖVP.) 
Mein Dank gilt aber auch den MitarbeiterInnen im Klub. Jedes Team braucht Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die bereit sind, uns in unserer Arbeit zu unterstützen. Ohne diese Unterstützungsarbeit könnten wir hier nicht vorne stehen, ohne diese Unterstützungsarbeit könnte ich heute auch keine Rede halten. 

Mein besonderer Dank gilt daher auch meinen parlamentarischen Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen, die mich auf diesem Weg begleitet haben, beginnend von Frau Pichowetz, Herrn Mag Kozlik und Herrn Mag Say. Alle drei haben in ganz persönlicher Form meinen nicht immer bequemen Arbeitsstil drei Jahre lang durchgehalten, und dafür herzlichen Dank. (Beifall bei der ÖVP.)
Bleibt mir abschließend noch, meinem Mann und meinem Sohn zu danken - er verfolgt heute den Abschluss dieses Abschnitts auf der Galerie - stellvertretend euch beiden, meiner Schwester und ihm, für die Familie und die Freunde, die in diesen drei Jahren bereit waren, diesen Weg mit mir zu gehen. Ich weiß, dass das für euch nicht immer leicht war. 

Es ist eine neue Erfahrung, wenn man nicht in der Politik groß geworden ist, sondern als Quereinsteigerin gekommen ist und man plötzlich als Familienmitglied das eine oder andere kritisch Fundierte über die eigene Mutter, Ehefrau und Schwester lesen muss. Aber ihr habt mir immer den Rücken gestärkt, und dafür möchte ich mich abschließend bei euch ganz herzlich bedanken. Ich danke. (Beifall bei der ÖVP.) 
Ich danke Ihnen allen für die Gelegenheit, dass ich mich hier persönlich bei Ihnen verabschieden konnte, es war mir wichtig, daher den 30.10. zu wählen und nicht den 28.10., weil es drei sehr schöne Jahre, zwei, drei Jahre waren, aber sehr bereichernde Jahre für mich waren. 

Herzlichen Dank an alle für die gemeinsame Arbeit für ein zukunftsorientiertes, gemeinsames Wien. (Beifall bei ÖVP, SPÖ und GRÜNEN.) 
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Sehr geehrte Frau Mag Cortolezis-Schlager! Wir hatten vorher auch vereinbart gehabt, dass es außerhalb des Geschäftsstückes Ihre Verabschiedung geben wird. Diese war inhaltlich teilweise geprägt von Wünschen an die eigene Partei. Wir nehmen das auch so zur Kenntnis. 

Ihnen darf ich namens des Wiener Gemeinderates herzlich Danke sagen für Ihr Engagement hier im Gemeinderat in den letzten drei Jahren. Ich darf auch den Wunsch äußern, wie auch bei den anderen Gemeinderäten, die in den Nationalrat gewechselt sind, vergessen Sie nie im Nationalrat, dass auch Sie für Wien tätig sind und die Wienerinnen und Wiener dabei unterstützen. Da hat es manches Mal mit Oppositionsgedanken dann nichts mehr zu tun, sondern vielmehr, für das Gemeinsame, für die Menschen in dieser Stadt, einzusetzen. Alles Gute für Sie und für Ihre weitere politische Tätigkeit. (Beifall bei SPÖ, ÖVP und GRÜNEN.) 
Wir setzen nun tatsächlich mit der Postnummer 1 fort. Zum Wort gemeldet ist Herr GR DDr Schock. Ich erteile es ihm. Die Redezeit ist mit 40 Minuten begrenzt. 

GR DDr Eduard Schock (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Ich möchte auch im Namen der Freiheitlichen Fraktion natürlich allen unseren ins Hohe Haus wechselnden Mandataren viel Erfolg wünschen, persönlich viel Erfolg und möchte, weil Präsident Hatzl heute schon wiederholt und auch gestern zitiert und genannt worden ist, auch bei ihm noch einmal eine Anleihe nehmen. Unser Präsident Hatzl hätte es so formuliert: Ich wünsche Ihnen persönlich, auch Ihnen, Frau Stadträtin, im Hohen Haus alles Gute, politisch natürlich ein bisschen weniger. (Heiterkeit im Saal.) 

Damit bin ich schon beim heutigen Tagesordnungspunkt, den man ja positiv so sehen könnte, dass hier vielleicht einmal ein Umdenken stattfindet, nicht nur bei der Grünen Fraktion, die ja hier eine Kehrtwendung eigentlich um 180 Grad gemacht hat, sondern vor allem eben auch bei der Sozialdemokratie, und das haben wir ja, ich möchte sagen, Gott sei Dank, schon öfter erlebt bei den Bezirksbudgets, die neu diskutiert werden, nach unseren Anträgen auch etwa im Bettlerunwesen, wo die SPÖ unser freiheitliches Bettlerverbot übernommen hat, und auch in der Schulpolitik, wo sich die SPÖ unser freiheitliches Schulmodell abgeschaut hat. 

Und man sollte meinen, das ist der erste Schritt in eine richtige Richtung, wenn Vorschläge des Wahlsiegers übernommen werden, aber es stellt sich die Frage, wie ernst gemeint diese Änderungen wirklich sind, wie ernst gemeint ist der Wille dahinter. Und schauen wir uns das einmal an: Da gibt es eine neue Niederlassungsbegleitung, die groß mit einer Pressekonferenz verkündet und gefeiert worden ist. 

Worin besteht die im Einzelnen: Das sind zum einen einmal nichts anderes als die altbekannten Deutschkurse, die in der Vergangenheit schon gescheitert sind und nicht erfolgreich waren, und von denen wir die Erfolgsquote kennen. Wenn wir uns etwa hier den letzten Bericht anschauen, können wir sehen, dass 82 Frauen die Prüfung für die Integrationsvereinbarung nach diesen Kursen bestanden haben – 82 Frauen von 6 400 Kursteilnehmern -, so ist das, meine Damen und Herren, eine Erfolgsquote von 1 Prozent. Und schaut man sich an, was es noch Neues gibt, dann sieht man, dass hier verkündet wird, dass der Zuwanderer in Zukunft umfassend beraten werden soll. 

Natürlich, wie wir es ja gewohnt sind, vor allem über seine Rechte beraten werden soll, über seine Rechte im Gesundheitssystem, über seine Rechte im sozialen Bereich, auch wie er am schnellsten zu einer Wohnung kommt oder über das Angebot der Stadt eben. 

Aber meine Frage im Ausschuss, über welche Pflichten der Zuwanderer eigentlich aufgeklärt wird, über diese Frage konnte die Frau Stadträtin eigentlich keine Aufklärung liefern. Eine Aufklärung wurde nur bei der Frage nach der Sprache geliefert, wo wir erfahren haben, dass für türkische Zuwanderer sofort eine Erstberatung möglich ist, weil nämlich bei dieser neuen Niederlassungsbegleitung immer sofort ein Türkisch-Dolmetscher anwesend ist. 

Ja, meine Damen und Herren von der SPÖ, ein Türkisch-Dolmetscher von Anfang an, das soll ihr neuer Weg sein? Das soll Ihre neue Politik hier sein? Das ist ja das falsche Signal, das wir den Zuwanderern hier geben, das völlig falsche Signal. Sie haben es immer noch nicht verstanden, meine Damen und Herren, wir brauchen ein neues Signal, dass jeder, der zu uns kommt, sich hier anpassen muss, dass jeder Zuwanderer sich an uns anpassen muss, meine Damen und Herren. (Beifall bei der FPÖ.) 
Meine Damen und Herren, wir haben den Weg dazu längst aufgezeigt, dass es nicht ausreichend ist, nur unsere Sprache zu lernen. Das sollte ja eigentlich eine Selbstverständlichkeit sein, wenn ich in ein Land komme, dort wohnen und leben will, dass ich die Sprache lerne. Nein, wir haben aufgezeigt, dass es natürlich auch notwendig ist, dass der Zuwanderer unsere Grundwerte übernimmt. 

Und genau das fehlt uns auch in dieser neuen Niederlassungsbegleitung, dass man Menschen auch unser Bekenntnis, unser abendländisches Bekenntnis, unser Grundverständnis vermittelt, unser Bekenntnis zu Glaubensfreiheit etwa, zu Meinungsfreiheit, auch unser Bekenntnis zur Menschenrechten und zu den Frauenrechten vor allem. 

Und wir haben hier ja auch längst ein neues Instrument vorgeschlagen, eine Bekenntnisurkunde, die jeder Zuwanderer unterschreiben muss. Und, das ist der springende Punkt, meine Damen und Herren, bei Verstoß dagegen, wenn er etwa seine Kinder zu Zwangsehen nötigt, wie das ja leider immer häufiger in Wien vorkommt, dann soll eben auch die Staatsbürgerschaft wieder aberkannt werden. 

Meine Damen und Herren, das müsste der wesentliche Kern einer solchen Niederlassungsbegleitung sein, die Vermittlung unserer Grundwerte. 

Meine Damen und Herren von der ÖVP und auch Frau Stadträtin, weil Sie das ja angesprochen haben: Wir wollen, dass der Zuwanderer ein umfassendes Bekenntnis zu unserer Verfassung ablegen muss. Über den detaillierten Inhalt sind wir ja dann gesprächsbereit, wie das dann wirklich im Einzelnen ausformuliert wird, darüber können ja Gespräche über alle Parteigrenzen hinweg stattfinden. 

Und ich bin hier durchaus zuversichtlich, dass hier ein Konsens zwischen ÖVP, zwischen SPÖ, zwischen uns, aber auch zwischen der Grünen Fraktion hier möglich ist, welches diese konstitutiven Grundwerte unserer freiheitlichen Demokratie sind.

Und, meine Damen und Herren, wir wollen, und das ist aber der wesentliche Punkt: Wenn der Zuwanderer gegen dieses Bekenntnis verstößt, dann soll er eben nicht nur seine Staatsbürgerschaft verlieren, sondern dann soll er auch seine sozialen Rechte, seine finanziellen Rechte verlieren, die ihm eben aus diesem Status als Staatsbürger erfließen. Und, meine Damen und Herren, ich möchte daher wieder einmal diesen Beschlussantrag der Freiheitlichen Fraktion einbringen:

„Der Wiener Gemeinderat fordert die Bundesregierung auf, die Voraussetzungen für eine Bekenntnisurkunde zu schaffen, die der nach Österreich Zuwandernde zu unterfertigen hat und die den legalen Aufenthalt und die staatlichen Leistungen an die Einhaltung der in der Urkunde enthaltenen wesentlichen Voraussetzungen knüpft. Damit legt der Zuwanderer ein Bekenntnis zu den Grundprinzipien unserer Rechts- und unserer Verfassungsordnung ab.“

Meine Damen und Herren, ich beantrage die sofortige Abstimmung und darf Sie um Zustimmung zu diesem Antrag ersuchen. (Beifall bei der FPÖ.) 
Meine Damen und Herren, es sind aber alle diese Fragen ja auch in der Sozialdemokratie heftigst umstritten, Sie sind sich ja da überhaupt nicht einig. Das haben wir bei den Moscheen erlebt, bei den Deutschkursen, wo GR Schuster im Ausschuss die Vorgangsweise der Stadträtin seiner Fraktion kritisiert hat, und es hat auch im Wahlkampf Uneinigkeit geherrscht. Da gibt es keine klare Linie. Die Frau StRin Frauenberger hat einmal eine Pressekonferenz abgehalten, hat vor der Wahl erklärt: „Multikulti ist tot“, ja, sie hat sogar gesagt, sie will Kebap gegen Wiener Schnitzel austauschen, sie hat also diese angeblich neue Linie sehr blumig formuliert. Das war das eine Signal. 

Vom Bürgermeister sind wieder ganz andere Signale gekommen. Der Bürgermeister dieser Stadt hat ja, wie wir es gewohnt sind, seine Wahlkampfveranstaltungen sehr häufig am Brunnenmarkt durchgeführt, und er hat dort ein Plädoyer für das Kopftuch abgelegt. 

Und, meine Damen und Herren, wir wissen das. Wir haben ja in Wien bereits auch längst Lehrerinnen mit Kopftuch an öffentlichen Schulen, und wir kriegen demnächst, in wenigen Wochen, am Bahnhof Ottakring die erste Straßenbahnfahrerin mit Kopftuch. Es hat dieses Kopftuch-Bekenntnis des Bürgermeisters am Brunnenmarkt natürlich nicht nur bei den Betroffenen große Freude erweckt, sondern auch zu Diskussionen in der SPÖ selbst geführt. Und ich darf Ihnen hier nur einen offenen Brief eines früheren sozialistischen Wählers zu diesem Thema vorlesen. Der offene Brief nimmt Bezug auf eine Zeitungsmeldung, die so lautet: „Wen das Kopftuch im Wiener Straßenbild stört, dem könne und wolle Michael Häupl nicht helfen." Und darauf antwortet jetzt ein früherer SPÖ-Wähler: „Lieber Michael Häupl! Uns aufgeklärte Wiener stört das Kopftuch, weil es das Symbol für einen rückwärts gerichteten fundamentalistischen Islam ist, und weil es nicht zu unserer Kultur der Emanzipation, der Gleichberechtigung von Mann und Frau passt. Und, lieber Michael Häupl, deshalb wollen wir Wienerinnen und Wiener auch Dir nicht mehr helfen und wählen ab sofort nie mehr SPÖ." 

Ja, meine Damen und Herren, das ist eine ganz wesentliche Ursache für Ihre Wahlniederlage. Und was sagt der Bürgermeister eigentlich dazu? Der hat nach der Wahl gesagt: „Nein, es gibt gar kein Integrationsproblem in Wien, es ist der schlechte Stil der Bundesregierung für den freiheitlichen Erfolg verantwortlich.“ Die Analyse des Bürgermeisters lautet, nicht die SPÖ sei selber schuld an Ihrer Niederlage, nicht er selbst als Bürgermeister dieser Stadt sei mit seiner Politik daran schuld, nein, sondern die Wähler seien schuld, weil sie zu dumm sind, die Politik des Herrn Bürgermeisters und der SPÖ zu verstehen. 

Und der Bürgermeister äußerst sich auch abfällig über seine früheren Wähler. Er meint wörtlich - und ich darf da aus einem Presseinterview zitieren: „Besonders die Lehrlinge sind für Straches einfache Antworten empfänglich." Nun, die werden sich freuen, die Lehrlinge, über diese Botschaft und diese Einschätzung ihres Bürgermeisters. 

Meine Damen und Herren von der SPÖ, warum glauben Sie denn, ist die FPÖ bei den Zuwanderern schon die zweitstärkste Partei, warum glauben Sie, haben wir bei den Erstwählern sogar schon eine absolute Mehrheit? Ja, weil all diese Menschen vor allem mit ihrer Integrationspolitik unzufrieden sind. 

Und, Herr Klubobmann, meine Damen und Herren, hören Sie daher auf, Ihre früheren Wähler zu beschimpfen und ändern Sie lieber Ihre Politik, meine Damen und Herren. (Beifall bei der FPÖ.) 
Und es ist ja diese Niederlassungsbegleitung nur der erste Schritt, meine Damen und Herren, da wird ja im Schoße der Sozialdemokratie noch an weiteren Paketen gearbeitet. Wir wissen das ja, es ist ja bereits angekündigt worden. Wir kennen die Eckpfeiler. Eine neue Einwanderungskommission für Wien, mit der Sie noch mehr Menschen in diese Stadt hereinholen wollen. Sie wollen ein Zehn-Punkte-Programm gegen den Rassismus, mit dem Sie Ausländer weiter bevorzugen wollen, mit dem Ausländer nicht nur im Gemeindebau, wie jetzt schon, sondern dann auch etwa bei der Aufnahme in den öffentlichen Dienst, indem Sie Ausländer bei der Aufnahme in den öffentlichen Dienst, in der Polizei, aber nicht nur in der Polizei, auch im Magistrat, hier selbst, bevorzugen wollen. 

Und Sie haben natürlich alle diese Dinge aus Angst vor dem Wähler bis nach der Wahl verschoben, und wir werden dieses Paket nach der Wahl jetzt irgendwann präsentiert bekommen. 

Aber, meine Damen und Herren von der SPÖ, Sie können sicher sein, wir werden das den Menschen in dieser Stadt ganz genau sagen, was auf sie hier zukommt, was die SPÖ will, nämlich noch mehr Zuwanderung in diese Stadt, und der Wiener Bürgermeister sagt das ja ganz unverblümt. Er sagt, Österreich ist ein Einwanderungsland und Wien ist eine Einwanderungsstadt. 

Sie wollen zweitens noch mehr Förderung für Integrationsvereine, noch mehr Geld für Zuwanderer und noch mehr Rechte für Ausländer. Sie wollen Lehrerinnen mit Kopftuch, Sie wollen Straßenbahnfahrerinnen mit Kopftuch. 

Meine Damen und Herren, dieser Anschlag auf die Interessen dieser Stadt wird ja im Schoße des Integrationsressorts von der Integrationsstadträtin vorbereitet, von der gleichen Stadträtin, die sich ja schon als Wahlkampfvorhersagerin, oder als Wahlvorhersagerin, profiliert hat oder versucht hat, sich zu profilieren und die im Wahlkampf etwa gemeint hat, wörtlich, und ich darf Frau StRin Frauenberger zitieren, was sie in einem Interview gesagt hat: „Ich kenne keine Umfragen", hat sie gesagt vor der Wahl, „nach denen die FPÖ gewaltig zulegt." 

Ich frage mich, Frau Stadträtin, was lesen Sie eigentlich? Wahrscheinlich nur die „Solidarität", das ÖGB-Magazin, weil in allen anderen Zeitungen ist das ja längst gestanden. Und die Frau Stadträtin hat im Wahlkampf über den Ausgang der Nationalratswahlen prophezeit, diesmal werde Strache nicht erfolgreich sein, hat sie gesagt, gerade nicht in Wien.

Ja, meine Damen und Herren von der SPÖ, genügt Ihnen dieses Wahlergebnis wirklich noch nicht? Haben Sie noch nicht genug, genügt Ihnen das wirklich noch nicht. (GRin Nurten Yilmaz: Machen Sie sich lustig!) Hören Sie auf mit dieser falschen Politik und machen Sie endlich wieder eine Politik für die Wienerinnen und Wiener, meine Damen und Herren von der SPÖ. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau Mag Vassilakou. Ich erteile es ihr. 

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Verehrte Damen und Herren!

Ich denke schon, dass es Sinn machen würde, eine Debatte über die Integrationspolitik der Stadt Wien zu führen, nicht zuletzt auch auf Grund des Wahlergebnisses vom 28. September 2008, das zumindest in einigen Bereichen alarmierende Ergebnisse für uns alle, wahrscheinlich jetzt mit Ausnahme der FPÖ, gebracht hat. Ja, ich weiß, Herr Kowarik, Sie sind für Sie nicht alarmierend, für mich natürlich schon, weil ich nämlich eben innerhalb des demokratischen Spektrums in dieser Republik am anderen Ende stehe als Sie, folglich bin ich mäßig erfreut, wenn die FPÖ und das BZÖ, das ja in Wahrheit nichts anderes ist als eine Abspaltung aus der FPÖ, gemeinsam ein Wahlergebnis von 27 Prozent erzielen. Das finde ich alarmierend und glaube, dass es in der Tat mitunter viel bedeutet, und worüber man diskutieren müsste, aber mitunter macht es das allemal wert, auch eine Integrationsdebatte anzustrengen. 

Nichtsdestotrotz, es ist eindeutig weder der richtige Tag noch die richtige Zeit noch der richtige Ort, um dies zu tun, denn die Sitzbänke sind leer, das heißt, es gibt kein Publikum, und es macht mäßig Sinn, dass wir uns hier stundenlang austauschen, weil offensichtlich - und da müssen Sie sich wahrscheinlich auch Gedanken machen - hier niemand bereit ist, sich auf dieser Basis und in diesem Ton mit Ihnen zu unterhalten. Und also werden wir, hoffentlich, diese durchaus sinnvolle und notwendige Debatte woandershin verlagern müssen. Wir werden sie führen müssen, und wir werden das auch in der Tat tun, denn Frau StRin Frauenberger hat vor mehr als einem Jahr mit den Vorbereitungen für eine Kommission hier in Wien nach dem Vorbild der deutschen Zuwanderungskommission, also der so genannten Süssmuth-Kommission, begonnen. Im Übrigen hat sie nach meinem Wissen die Klubobleute aller Fraktionen eingeladen mitzuwirken. 

Wir haben zugesagt, die ÖVP hat zugesagt, Sie sind jedenfalls, nach meinem Wissen, bisher draußen geblieben aus diesen Anstrengungen. Ich würde empfehlen, dass Sie sich einbringen, denn das ist wahrscheinlich auch jener Ort, wo es möglich sein wird, ohne Pathos und ohne Floskeln und vielleicht auch etwas mehr zur Sache nüchtern zu diskutieren und vielleicht sogar am Ende ein paar Maßnahmen zu beschließen, die auf eine breite Basis gestellt und auch tatsächlich von uns allen getragen werden. 

Nichtsdestotrotz, zwei Worte von mir im Allgemeinen zur Integrationspolitik der Stadt, und was ich als wesentlich für die Zukunft erachte, und dann vielleicht auch noch zwei Worte zu Ihnen, weil Sie doch diese Debatte heute angestrengt haben. Und ich finde es auch fair, Ihnen zumindest nicht auf alles zu antworten, was Sie gesagt haben, aber doch auf ein, zwei Dinge, die in meinen Augen wesentlich sind. 

Also, ich finde, dieses Geschäftsstück, das wir heute beschließen, ist durchaus ein sehr wichtiges. Und wenn ich so überlege und es vor mir Revue passieren lasse, dann ist es von den vielen Integrationsmaßnahmen, die von der Stadt Wien seit sehr vielen Jahren vorbereitet und umgesetzt werden, wahrscheinlich einer der klügsten Schritte, die es in den letzten Jahren gegeben hat. Und wieso: Ich habe mehrfach von hier aus kritisiert, dass man in den letzten drei Jahrzehnten leider verabsäumt hat, eine gemeinsame Perspektive in der Integrationspolitik zu entwickeln. Man hat verabsäumt, auch öffentlich eine Debatte, einen Diskurs darüber zu führen, was ist unsere Gesellschaft, was sind uns in der Tat wesentliche Werte, und wie kann man es schaffen, wenn Menschen einmal eingewandert sind, ihnen innerhalb dieser Gesellschaft ein Zuhause zu geben. 

Das heißt, nicht nur ein Bekenntnis zu Österreich von ihnen einzufordern, sondern zu fragen, wie kann man den Weg in ihre Köpfe finden, und was noch viel, viel schwieriger ist, meine Damen und Herren, wie kann man den Weg in ihre Herzen finden, denn den Weg ins Herz eines Menschen kann man nicht vorschreiben, den muss man suchen. Und eines kann ich Ihnen auf Grund der eigenen Erfahrung sagen, weil ich ja auch selber vor 23 Jahren in diese Stadt eingewandert bin: Wenn man willkommen geheißen wird zu Beginn, wenn man gefördert wird zu Beginn, wenn es bestimmte Angebote gibt, dann ist es gut, dann reagieren die Menschen positiv darauf, dann sind sie de facto zu 90 Prozent der Fälle auch gerne bereit, sie in Anspruch zu nehmen und dann kann man sehr wohl, liebe Kolleginnen und Kollegen, nachdem man sie nämlich anerkannt und gesagt hat: „Willkommen, du Neuankömmling, du hast das Recht, von uns betreut zu werden und begleitet zu werden bei den ersten Schritten in diesem Land“, auch zu ihnen sagen: „Du hast aber auch sehr wohl die Pflicht mitzuwirken, das heißt, dich auch einzubringen.“ 

Und schlussendlich ist es nichts anderes als ein dialektischer Prozess, wenn man so will. Das bedeutet, dass sich Schritt für Schritt innerhalb eines längeren Zeitraumes Menschen in diesem Land zurecht finden, Freundschaften schließen können, soziale Kontakte knüpfen können, wirtschaftlich einen Erfolg haben können - das ist im Übrigen auch nicht unbedingt, wie soll ich sagen, das ist ein Detail, es gehört sehr wohl auch dazu, dass man die Migrationsgeschichte sozusagen, die Einwanderung in Österreich durchaus auch als Erfolg, als persönlichen Erfolg empfinden kann, und dass am Ende dieses Vorganges, nach 5 Jahren, 6 Jahren, nach 10 Jahren, irgendwann einmal der Mensch auch sagen kann, ich gehöre hierher, ich bin stolz darauf, Österreicherin und Österreicher zu sein, ich bekenne mich zu diesem Land, ich bin hier genauso zu Hause, wie ich immer noch auch dort zu Hause bin, von wo ich einmal hergekommen bin. Das ist das Ziel, das meines Erachtens jede kluge und sinnvolle Integrationspolitik befolgen sollte. 

Und das ist es, was ich meine, wenn ich davon spreche, dass wir eine gemeinsame Perspektive brauchen. Und zweifelsohne wird die deutsche Sprache, die hier auch die Landessprache ist und mitunter auch die Sprache ist, die, sagen wir, fast die gesamte österreichische Bevölkerung hervorragend beherrscht, auch jene Basis sein, die Kommunikation ermöglicht und die im Übrigen auch sozialen und ökonomischen Erfolg ermöglicht. Ich meine, man wird sich auch relativ schwer tun, in Österreich voranzukommen, wenn man Deutsch nicht sehr gut, um nicht zu sagen, ausgezeichnet spricht. Und folglich ist es gut, sich Gedanken zu machen, wie ich Neuankömmlinge erreichen kann, wie ich Neuzuwanderer unmittelbar nach der Einwanderung erreichen kann und ihnen Deutschkurse bieten, ja, sehr wohl auch allgemeine Orientierung bieten kann, damit sie eben tatsächlich wissen, welche Behördenwege gibt es, welche Leistungen es gibt und was ich alles beachten muss. 

Ja, es macht Sinn, ihnen auch Orientierung zu bieten im Zusammenhang mit der Österreichischen Verfassung, dem Rechtssystem, den wesentlichen Normen, die für uns alle gelten und die man nicht notwendigerweise kennen muss, je nachdem aus welchem Teil des Globus man herkommt und last but not least, es macht Sinn, sie auch in dem durchaus sehr schwierigen und komplexen Prozess der Anerkennung ihrer mitgebrachten Qualifikationen zu begleiten. Denn was wir auch haben, und das seit vielen Jahren in Wien, ist, dass Menschen durchaus hochqualifiziert oder jedenfalls als Facharbeitskräfte einwandern und dann mangels Anerkennung dieser Qualifikationen jahrelang, manchmal auch ihr ganzes Leben lang, dequalifiziert leben. Und dann werden Sie auch verstehen, dass es für sie sozusagen individuell dann auch so ist, dass sie die Migrationsgeschichte nicht als Erfolgs-Story erleben, sondern als Misserfolg, und das hat auch nachteilige Folgen. 

Es gibt mehrere Länder, die es uns in den letzten Jahrzehnten vorgemacht haben, und die durchaus auch ganz große Erfolge vorzuweisen haben. 

Ein vielzitiertes Beispiel ist Kanada. Kanada ist ein Ort, in dem Neuzuwanderer all das, was ich Ihnen gerade geschildert habe, in den ersten Jahren nach der Zuwanderung zur Verfügung gestellt bekommen, und sehr wohl auch eine Mitwirkungspflicht haben. Und ich bin bereit, über diese Mitwirkungspflichten zu diskutieren, auch hier im Haus, aber unter der Voraussetzung, dass ihnen auch ein Angebot, das diesen Namen verdient, unterbreitet wird und unter der Voraussetzung auch, dass sie für dieses Angebot nicht gleich kräftig zur Kasse gebeten werden nach der Neuzuwanderung, denn wenn sie mit Kurskosten konfrontiert werden, die sie sich nicht leisten können, dann ist es ziemlich klar, dass dieser Weg auch scheitern würde. 

Also, worauf ich hinaus will, ist, es macht mäßig Sinn in unseren Debatten hier, wenn wir auch all diese Diskussionen über die Begleitung und den Einstieg von Neuzuwanderern, die richtig und sinnvoll sind, missbrauchen, um ihnen in Wahrheit neue Schikanen und neue Hürden, sozusagen neue Prügel vor die Beine zu werfen. Deshalb geht es so nicht. 

Wenn wir es ernst meinen, und wenn wir wirklich alles ernst meinen, und dass es uns darum geht, aus Neuzuwanderern einmal zehn Jahre später Österreicher und Österreicherinnen zu machen, dann sollten wir tatsächlich und auch offen diskutieren, wie wir diese Menschen erreichen können, und wie wir ihnen, wie gesagt, den Einstieg möglichst erleichtern können. 

Umso mehr finde ich, dass diese Deutsch- und Alphabetisierungskurse, die es in Wien seit vielen Jahren gibt, ein guter Weg sind und wir werden selbstverständlich zustimmen, so wie wir es in früheren Jahren getan haben. Ich würde ersuchen, diesen Weg nicht nur weiterhin zu gehen, sondern nach Möglichkeiten auch auszubauen, denn ein Blick in die Zuwandererstatistik lässt uns nichtsdestotrotz eines erkennen: Die Neuzuwanderungen, liebe Kolleginnen und Kollegen von der FPÖ, gehen in der Zwischenzeit gegen Null. 

Nun haben wir nämlich de facto den größten Anteil der Neuzuwanderung aus Deutschland. Sie werden mir recht geben, dass diese weder Deutschkurse noch Landeskunde noch Verfassungskunde brauchen. Dann, darüber hinaus, ist die zweitgrößte Gruppe diejenigen Menschen, die aus Ländern der Europäischen Union einwandern, und viele kommen aus den neuen EU-Ländern. Im Jahr 2007 waren es an die 7 000 Menschen und 2008 werden es etwa an die 8 000 sein. 

Wenn man jetzt den Abgang gegenrechnet, den es jedes Jahr gibt, denn es gibt auch Todesfälle und es gibt darüber hinaus auch Abwanderung, also Menschen kehren in ihre Herkunftsländer zurück oder wandern weiter innerhalb der Europäischen Union, dann muss man sagen, die Zuwanderung, das Zuwanderungssaldo aus Ländern außerhalb Europas geht de facto gegen Null. Und ein weiterer Blick in die Statistik wird Ihnen beweisen, dass auch die Anzahl der Menschen ohne österreichische Staatsbürgerschaft, die nicht aus einem Land der Europäischen Union stammen, weiterhin schrumpft und immer geringer wird. Inzwischen haben wir an die 117 000 Menschen aus Ex-Jugoslawien in Wien. Diese neuen Länder sind zwar nicht in der Europäischen Union, liegen aber sehr wohl innerhalb Europas. Und wenn ich mir jetzt anschaue, wie viele Menschen es noch gibt, die aus außerhalb Europas liegenden Ländern stammen, in Wien leben und nicht die österreichische Staatsbürgerschaft haben, dann stelle ich fest, dass es derzeit gerade noch 200 000 sind. 

Sie werden sehen, liebe Kolleginnen und Kollegen, das Problem, das wir zu bewältigen haben und worüber wir diskutieren müssen, und das ist ein ziemlich schwieriges, ist gar nicht so sehr das, was man mit Neuzuwanderern tut, denn das ist klar. Wir könnten uns relativ rasch einigen, es gibt Orientierungskurse, es gibt kostenlose Möglichkeiten, mitgebrachte Qualifikationen anerkennen zu lassen und es gibt eine Mitwirkungsmöglichkeit beim Besuch dieser Kurse. Wunderbar, wie gesagt, das hat sich dann relativ rasch erledigt. 

Es stellt sich aber die Frage, womit erreiche ich diejenigen, die hier bereits sind, und womit erreiche ich diejenigen, die schon die österreichische Staatsbürgerschaft haben. Womit erreiche ich diese, wo gibt es Probleme, wo gibt es Schwierigkeiten. Ja, die gibt es. Wie können wir hoffen, ohne falsches Pathos, und noch einmal, ohne Schuldzuweisungen, darüber zu reden, und wie können wir nach Lösungen suchen, die praktikabel sind. 

Ich kann Ihnen noch einmal sagen, es ist heute weder der Tag noch die Zeit, um darüber zu reden, aber ich glaube, dass es genau das ist, was wir in diesem Haus in den nächsten zwei Jahren tun müssen. Und ich glaube auch, dass es möglich sein wird, im Rahmen der Zuwandererkommission auf einige Probleme, die es derzeit gibt, Antworten zu finden. Und jedenfalls sind Deutschkurse, so wie wir sie heute beschließen, und Alphabetisierungskurse ein Weg, um diejenigen zu erreichen, die bereits hier leben. Ein Weg, um ihnen etwas anzubieten, das sehr wesentlich und sehr wertvoll für ihren Alltag hier in Wien und auch für ihre Zukunft ist. Und umso mehr kann ich an dieser Stelle einmal mehr an alle appellieren: Bei aller Kritik, die es womöglich an der Ausführung der Kurse gibt, diesen zuzustimmen, weil dieser Weg ein wertvoller und ein wichtiger ist. (Beifall von GRin Nurten Yilmaz.)

Gut, ich möchte nichtsdestotrotz abschließend ein paar Worte an die FPÖ richten, auch weil sie hier heute einen Antrag eingebracht hat, in welchem es darum geht, dass man sozusagen Bekenntnisse zur österreichischen Verfassung und der Werteordnung von Zuwanderern einfordert. 

Also, liebe Kolleginnen und Kollegen, es ist ohnedies bereits so, dass, wenn jemand eingebürgert wird, er mit zum Einbürgerungsakt automatisch ein Gelöbnis auf die österreichische Verfassung unterschreibt, und das ist gut, richtig und wichtig. Und nebenbei, ich könnte mir auch vorstellen - jetzt in die Zukunft gedacht - dass man sich tatsächlich auf einen Integrationsweg mit Zwischenetappen einigt. Das heißt, mit begleitenden Kursen, die man besucht und die beispielsweise den uneingeschränkten Zugang zum Arbeitsmarkt beschleunigen, sodass dieser schneller zugänglich gemacht wird, oder dass die Aufenthaltsverfestigung durch den Besuch dieser Kurse schneller erreicht wird - ich nenne jetzt nur Beispiele, um eine positive Anregung zu geben - und wenn man dann, wie gesagt, entlang eines solchen gut organisierten Weges mit Zwischenetappen auch noch, zum Beispiel zum Zeitpunkt des Erlangens der Aufenthaltsverfestigung, genau dieses Gelöbnis auf die österreichische Verfassung miterledigt, dann wäre das schön, das wäre ein schönes Zeichen, es hätte auch etwas Feierliches. Und ich weiß ebenfalls, nicht nur auf Grund der eigenen Erfahrungen, aber ich glaube, jeder und jede von Ihnen wird mir beipflichten, dass manchmal gewisse Rituale auch etwas Schönes sind, sie haben nicht nur Symbolcharakter, sondern sie bedeuten auch etwas für den Betroffenen. Aber was ich nicht nachvollziehen kann, ist, warum wir jetzt extra irgendetwas hier für Menschen finden müssen, die eingewandert sind, und deshalb werden wir Ihren Antrag ablehnen. 

Ich möchte auch nicht einem Antrag zustimmen, der gleich, sozusagen im ersten Satz, unterstellt, dass Menschen sich nicht integrieren wollen, denn das ist nicht der Fall. Menschen, die in ein Land einwandern, wollen ja dazugehören. Und ich glaube, es gehört zur kritischen Auseinandersetzung - die wir auch mit uns selbst haben müssten -, dass wir uns die Frage stellen, ob wir es ihnen immer leicht machen, und ob wir es ihnen ermöglichen. 

Ja, es gibt natürlich unter Hunderttausenden von Menschen aus anderen Ländern, die jetzt seit den 60er Jahren nach Österreich eingewandert sind und in dieser Stadt leben, unterschiedliche Menschen. Es gibt diese und es gibt jene, es gibt natürlich auch Gruppen, die das womöglich nicht möchten, aus welchen Gründen auch immer, es gibt auch in manchen Bereichen Parallelgesellschaften. Wir wissen, dass es so ist, niemand leugnet, dass es das auch gibt. Aber das Gros von Zuwanderern möchte sehr wohl ein neues Zuhause finden, und hätten Sie einen Teil Ihres Lebens, und sei es auch für ein paar Monate, in einem anderen Land verbracht, dann würden Sie das auch wissen, dass, wohin man auch kommt, man zu Beginn unsicher ist, dass man Anschluss sucht, und dass man sehr wohl dankbar alles aufnimmt, was einem angeboten wird. Und ich bestehe darauf, wir werden uns auch selbstkritisch die Frage stellen müssen, was man angeboten hat, und ob es auch die richtigen Angebote waren. Es kann ja sein, dass man zum Schluss draufkommt, es waren die falschen Angebote oder die falsche Art, sie anzubieten. 

Jedenfalls würde ich, noch einmal, niemals einen Antrag unterstützen, der mit Unterstellungen in diesem Bereich arbeitet und der etwas erfindet, was ich nicht brauche. Denn es reicht für uns alle, wenn wir zu einem bestimmten Zeitpunkt geloben, die österreichische Verfassung und den österreichischen Rechtsstaat zu achten. Und nebenbei, gebürtige Österreicher und Österreicherinnen haben selten das Privileg, dieses Gelöbnis abzulegen, weil sie ja in diese Gesellschaft sozusagen hineingeboren werden. Eingebürgerte müssen das, wie gesagt, sehr wohl, es ist ja bereits jetzt vorgesehen, und wir alle haben das auch hinter uns gebracht, dass wir angelobt worden sind. 

Also, abschließend nur noch eines: Ja, ich finde, dass es sehr viel Sinn macht, auch über die Werte unserer Gesellschaft zu diskutieren. Nur, Herr Kollege Schock, ich habe Ihnen sehr, sehr vorsichtig und aufmerksam zugehört. Sie haben gesagt, Zuwanderer müssen sich uns anpassen, und Sie haben gesagt, sie müssen unsere Werte übernehmen. 

Meine Frage ist: Wer sind wir, Sie und ich, was sind die gemeinsamen Werte, die Sie und ich haben. Denn ich meine, dass es vielleicht Sinn machen würde, bevor wir jetzt an andere herantreten und sagen, sie müssen unsere Werte übernehmen, dass wir schauen, worauf wir uns einigen können und was unsere Werte sind. Und umso mehr meine ich das, als wir hier, nicht nur in diesem Haus, sondern in Wien, dieser Stadt, und auch in Österreich, tatsächlich dringend eine öffentliche Wertedebatte nötig haben, und zwar eine, die nicht nur von Ihnen mit Ihren Werten geführt wird, sondern eine, die sehr wohl auch von progressiven linken liberalen Kräften geführt wird mit den eigenen Werten. 

Und ich kann mir dann schon vorstellen, dass am Ende des Tages relativ Bescheidenes überbleibt, was die gemeinsamen Werte ausmacht, denn Sie sprechen von den Menschenrechten als Werte. Ich sage ja, da könnte es sein, dass wir gemeinsame Werte haben, allerdings inklusive der Genfer Asylkonvention. 

Das ist sehr wichtig, und da kann ich mir schon vorstellen, dass wir womöglich plötzlich dann draufkommen, dass Sie Schwierigkeiten haben damit, ich nicht. Sie sprechen von der Selbstbestimmung, ich auch. Ich spreche von Feminismus, Sie nicht. Sie sprechen von der liberalen, demokratischen Rechtsordnung, ich auch. Aber der ehemalige Chef Ihrer Partei, Herr Dr Haider, hat ein Buch geschrieben, „Die Freiheit, die ich meine“, ich weiß nicht, wer das alles gelesen hat, und da waren ja durchaus Visionen enthalten, die ich nicht als unbedingt vereinbar mit der liberalen demokratischen Rechtsordnung erachten würde. Und in Ihrer Fraktion sitzen Mitglieder von Burschenschaften, die mitunter zeitweise sogar behördlich aufgelöst worden sind.

Es tut mir leid, also ich rede jetzt von Fakten. Olympia war zeitweise behördlich aufgelöst und wurde wieder gegründet und hat immer wieder Referenten bei ihren Abenden, die durchaus Spannendes von sich geben, hat also Referenten, die sich beispielsweise zum Großdeutschen Reich bekennen und nicht zu Österreich, und hat auch Referenten - es liegen Zitate vor, die kennen Sie ja, weil manche von Ihnen womöglich auch bei diesen Abenden waren -, die einfach sagen, dass heute die einzig richtige Geisteshaltung Zivilcourage, Antisemitismus und Faschismus ist. 

Ich kann sagen, wie verträgt sich das mit dem Bekenntnis zur liberalen, demokratischen Rechtsordnung, wie verträgt sich das mit dem Bekenntnis zu Österreich. Ich bekenne mich zu Österreich in seiner heutigen Form, mit seinen heutigen Grenzen. Tun das alle bei Ihnen? 

Umso mehr also denke ich, ja, das ist eine spannende Debatte, die Sie hier begonnen haben, lassen Sie uns also darüber reden, welche Werte wir gemeinsam haben und wenn wir uns geeinigt haben, treten wir an die Zuwanderer heran und fordern von ihnen ein, dass sie diese auch achten. Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Nurten Yilmaz. Ich erteile es Ihr.

GRin Nurten Yilmaz (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Liebe Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Also, ich bin ja der Meinung, Frau Klubobfrau Vassilakou, dass die Wertedebatte eigentlich tagtäglich und immer schon geführt wird. Das ist doch kein Zufall, dass hier vier verschiedene Fraktionen sitzen, es hat was damit zu tun, das es verschiedene Werte und Zugänge zum gesellschaftlichen Leben und für das politische Verständnis gibt. Aber nur eines macht mir Sorgen, dass man einfach Wertediskussion mit Spielregeln verwechselt, das ist nämlich die Gefahr. Spielregeln gelten für alle, und ich bin schon des Öfteren Zeugin geworden, dass auf einmal Spielregeln zu Werten hinauf lizitiert werden, und das macht auch wenig Sinn. 

Sehr geehrte Damen und Herren, in der Fragestunde gab es unter anderem auch die Diskussion, kann die Stadt Wien von anderen Städten etwas lernen, unter anderem von Graz. Ja, die Stadt Wien kann natürlich auch in Sachen Integration noch einiges von anderen Städten lernen, zum Beispiel von Duisburg, wo vergangenen Sonntag die größte Moschee Deutschlands feierlich eröffnet wurde, ohne Krawalle, ohne Proteste. So weit sind wir leider in Wien noch nicht, (GR DDr Eduard Schock: Gott sei Dank sind wir noch nicht so weit!) weil es bei uns noch immer Gruppen gibt, die zum Kampf gegen den Islam aufgerufen haben. 

Bringen Sie sich ein in unsere Gesellschaft, hat der Ministerpräsident von Nordrein-Westfalen Jürgen Rüttgers bei der Eröffnung gesagt. Und er hat noch weiter gesagt: Angesichts der Anzahl von Muslimen in Nordrein-Westfalen müssen noch viele Moscheen gebaut werden. 

Sehen Sie, Herr Klubobmann, es geht auch anders. Und vielleicht zu Ihrer Information, Herr Rüttgers kommt von der CDU. Das ist die Partei mit dem Wort christlich im Namen. 

Aber bleiben wir in Wien. Die Stadt Wien sagt Ja zur Zuwanderung. Dass unsere Stadt im Jahr 2030 über 2 Millionen Einwohner haben wird, das ist zu einem Großteil auf die Zuwanderung zurückzuführen, und 40 Prozent jener Menschen, die nach Österreich zuwandern werden, werden sich in Wien ansiedeln. Und, sehr geehrte Damen und Herren von der FPÖ, wer das nicht will, kann sich auf den Kopf stellen, kann den Austritt aus der EU fordern oder den Anschluss an Nordkorea, dort gibt es nämlich null Zuwanderung, allerdings weil niemand dort hin will. 

Ein Zustand, den wir wahrscheinlich in Wien hätten, hätten Sie etwas zu sagen. Wir in Wien wollen, dass ZuwanderInnen so rasch wie möglich ihre Fähigkeiten für unsere Stadt einsetzen können. 20 Prozent der ZuwanderInnen verfügen über einen Hochschulabschluss, 30 Prozent haben Matura. Je eher sie sich in den Arbeitsmarkt integrieren, desto besser ist es für die Stadt und für die Betroffenen selbst, je eher sie sich in Wien heimisch fühlen, desto besser für alle. Und je eher ZuwanderInnen wissen, wie das Leben in Wien funktioniert, desto besser für alle. 

Deshalb hat Integrationsstadträtin Sandra Frauenberger die Niederlassungs-Begleitungsstadt Wien erarbeiten lassen. Die Stadt Wien bietet ZuwanderInnen eine Erstberatung und ein Sondierungsgespräch, und zwar in einer Sprache, die sie auch verstehen. Bei diesem Gespräch werden die nächsten Schritte gemeinsam festgelegt, und hier wird auch Vertrauen zu den Behörden aufgebaut. Und, Herr Kollege, es ist falsch, dass Türkisch-Dolmetscher dort herum sitzen und warten, dass jemand kommt. So ist es auch nicht berichtet worden. Es gibt, Gott sei Dank, Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bei der MA 17, die zweisprachig sind, die sowohl Deutsch und Türkisch oder Serbisch oder Kroatisch sprechen. Den Zuwanderern mit diesen Sprachen als Muttersprache kann man sofort dieses Angebot zur Verfügung stellen. Für alle anderen Sprachen muss ein neuer Termin gefunden werden, weil wir nicht alle Sprachen immer sofort zur Verfügung haben. 

Aber das ist nicht so, dass da in irgendwelchen Zimmern irgendwelche Leute, Dolmetscher, herumlungern und warten, ob jemand ein Beratungsgespräch in türkischer Sprache braucht, (GR Dr Herbert Madejski: Ja, lungern!) das ist nicht der Fall. Es gibt weiters bei der Stadt Wien Informationsmodule, von Rechtsinformation bis zum Wohnungswesen. Sie legen es aus als „Wie kriege ich eine Gemeindewohnung". Das stimmt so nicht. 

Wohnungswesen ist etwas ganz anderes. Das ist eine Beratung, wie ich in Wien eine Wohnung finden kann beziehungsweise was sind meine Möglichkeiten, was ist das Angebot dieser Stadt. Und ich glaube, darauf haben alle Menschen ein Recht. (GR Dr Herbert Madejski: Glaube ich nicht!) 
Und all jene, die in der Stadt, wie Klubobfrau Vassilakou gemeint hat, neu sind und besonders unsicher sind, die bekommen diese Beratung auch in der Muttersprache. Und ich glaube, das steht ihnen zu. (GR Dr Herbert Madejski: Nein!) Und es steht ihnen zu, weil sie sich auch durch ihre Zuwanderung in unsere Stadt integrieren wollen, am Arbeitsmarkt integrieren wollen. Und da muss man sie dazu ... (GR Dr Herbert Madejski: Das steht ihnen überhaupt nicht zu!) Und das sind auch jene Menschen, die sich früher oder später für dieses Land und die Staatsbürgerschaft entscheiden. Ja, das sind unsere - zum Großteil, nicht alle - zukünftigen Mitbürgerinnen und Mitbürger. (Beifall bei der SPÖ. – GR Dr Herbert Madejski: Schauen Sie in einen Gemeindebau!) 

Sehr geehrte Damen und Herren, ich habe eingangs das hohe Bildungsniveau der ZuwanderInnen betont. Diesen gut ausgebildeten ZuwanderInnen stehen aber 30 Prozent schlecht ausgebildete gegenüber. Oft handelt es sich um Frauen aus ländlichen Gebieten, die ins urbane Wien kommen. Diese Personen brauchen spezielle und auf sie ausgerichtete, ausgeweitete Integrationsangebote, damit sie sich schneller ins Arbeitsleben integrieren können, (GR Dr Herbert Madejski: Die bleiben ja zu Hause!) damit sie sich eine Existenz unabhängig vom Ehepartner aufbauen können, damit sie eben das, was Sie immer schon so fordern, ihre Unabhängigkeit nämlich, erlangen können. Dazu brauchen diese Menschen eben ausgeweitete Integrationsangebote. 

Und was alle Zuwanderinnen und Zuwanderer gemeinsam haben, ist, dass sie eine gute Ausbildung für ihre Kinder wollen. Daher ist die Einführung des verpflichtenden letzten Kindergartenjahres oder Vorschuljahres ein sehr wichtiger Schritt zu mehr Bildung, und damit zu Karrierechancen der nach Österreich zugewanderten MitbürgerInnen. 

In der Präambel der Start-in-Wien-Broschüre steht ein Satz, der immer wieder betont werden muss. Da steht: „Integration gelingt nicht von selbst, sondern erfordert Anstrengungen. Diese Aufgabe nimmt die Aufnahmegesellschaft wie die zuwandernden Menschen gleichermaßen in die Pflicht.“ Und leider hapert es immer wieder an einer der beiden Voraussetzungen. Wenn die Aufnahmegesellschaft nicht auf die ZuwanderInnen zugehen will, dann kann Integration nur halbherzig gemeint sein. Und wenn natürlich ZuwanderInnen nicht bereit sind, die hier geltenden Regeln zu beachten, dann wird es auch nicht funktionieren. Beide Seiten müssen verstehen, dass es hier eine Holschuld und eine Bringschuld gibt. (GR Dr Herbert Madejski: Nein, nein, das ist absolut falsch!) 

Und wenn ich von Ihnen höre, die sollen sich gefälligst anpassen, dann kann ich mir schon vorstellen, Herr Klubobmann, was sie sagen würden, wenn ihr Lieblingsheuriger jeden Sonntag von Wienerlieder singenden Türken besetzt wäre. Seien Sie ehrlich, Hand aufs Herz, Ihnen können es die Zuwanderinnen und Zuwanderer überhaupt nicht recht machen. Ich frage mich manchmal, was die FPÖ machen würde, gäbe es keine Zuwanderung. Das wäre wie unter Waschzwang zu leiden ohne Wasser zu haben, oder wie ein Mondsüchtiger ohne Mond. (Beifall bei der SPÖ.) 
Aber zurück zum Vernünftigen, zur Integrationspolitik in Wien. (GR Dr Herbert Madejski: Sie haben die Gemeindebaumieter noch nicht befragt!)

Wir holen die Menschen dort ab, wo sie sind, wir holen sie vom Haushalt, von öffentlichen Orten, von der Schule, vom Arbeitsplatz und wir bieten ihnen maßgeschneiderte Angebote an, die ihnen das Leben in Wien leichter, aber auch verständlicher machen. (GR Dr Herbert Madejski: Bei Ihnen gehen alle Wiener zum Heurigen und fahren mit dem Fiaker!) 

Sehr geehrte Damen und Herren, ich habe vorhin gesagt, dass erfolgreiche Integration ein beiderseitiges Geben und Nehmen ist. (GR Dr Herbert Madejski: Das kenne ich!) Dass alle, die in Wien leben, die Rechtsordnung einhalten müssen, muss wirklich hier nicht ausdrücklich und sonderlich angeführt werden. (GR Dr Herbert Madejski: Oh ja!) Übrigens werden ZuwanderInnen bei diesem Start-in-Wien-Programm über unsere Rechtsordnung informiert. (GR Dr Herbert Madejski: Das wissen sie ja gar nicht!) Alleine schon deswegen muss das doch in Ihrem Sinn sein. (GR Dr Herbert Madejski: Herrlich!) Ich freue mich sehr, geehrte Damen und Herren, dass das Start-in-Wien-Programm von Caritas-Direktor Landau sehr positiv aufgenommen worden ist, und zwar mit den Worten: „Als wichtigen Schritt zur gelebten Integration.“ (GR Dr Herbert Madejski: Was hat der Landau für eine Protektion bei Ihnen!) 
Ich freue mich auch, dass die Klubobfrau der Grünen, Maria Vassilakou, das grundsätzlich positiv sieht. Ich freue mich nicht über die Reaktion der Wiener ÖVP, die bei der Integration offenbar auf Zwang setzt, wie es ihre Innenministerin tut. Frau Kollegin Ekici sagt: „Wer hier lebt, hat sich an die Hausordnung zu halten.“ (GR Dr Herbert Madejski: Jawohl!) Ja, sie hat recht, sie hätte aber genauso gut sagen können, wer hier lebt, darf nicht bei Rot über die Kreuzung fahren, wer hier lebt, darf nicht falsch parken, sie könnte noch andere Selbstverständlichkeiten aufzählen. (GR Dr Herbert Madejski: Also diese Partei, nein!) Wenn das die innovative Integrationspolitik der ÖVP ist, dann denke ich mir, wir gehen um viele Schritte weiter in Wien. Die Hausordnung ist von jedem einzuhalten, no na, aber das ist ja nichts Neues. (Beifall bei der SPÖ. – GR Dr Herbert Madejski: Aber Hunderttausenden Menschen.) 
Wissen Sie, Herr Kollege, oder Kollegin, der Unterschied zwischen diesem Zugang und unserem ist, wir unterstellen niemandem von vornherein böse Absicht, Sie aber schon. (StR Johann Herzog: Sie unterstellen den Wienern, dass sie fremdenfeindlich sind!) 

Zum Abschluss vielleicht noch ein Hinweis, sehr geehrte Damen und Herren, nicht nur von Duisburg kann Wien etwas lernen, es gibt noch eine andere Stadt in Nordrhein-Westfahlen, die sehr deutlich gezeigt hat, dass sie ausländerfeindliche Hetze ganz und gar nicht schätzt, und diese Stadt heißt Köln. Da dürfen Hassprediger zwar stundenlang auf dem Schiff ganz unbehindert Hass predigen und sich gegenseitig bestätigen, aber die Kölnerinnen und Kölner wollen von ihnen nicht belästigt werden und wollen ihre Ruhe haben. (GR Dr Herbert Madejski: Wir sind aber in Wien, Schöpfwerk, Reumannhof, nicht Köln!) Und im Übrigen, die Kölner Moschee wird in den nächsten Wochen feierlich eröffnet werden. (StR Johann Herzog: Kommen Sie nach Hamburg, wo sie Pflastersteine werfen, nicht Köln!) 
Sehr geehrte Damen und Herren, zum Antrag des Herrn Kollegen Schock und der Kollegin Matiasek, die fordern ein Bekenntnis zur Staatssprache Deutsch, dieses sei ein Grundprinzip unserer Verfassung, heißt es im Antrag. 

Dazu ist eines festzustellen: Die österreichische Bundesverfassung kennt die Amtssprache Deutsch. Die Minderheitensprachen als Amtssprache sind im Burgenland Kroatisch und Ungarisch, in Kärnten Slowenisch, in Teilen der Steiermark ebenfalls Kroatisch. Und ich bin auch der gleichen Meinung wie Klubobfrau Vassilakou, ich glaube, wenn Sie dieses Bekenntnis den Mitgliedern der Verbindung Olympia zum Unterschreiben geben, glaube ich nicht, dass alle dieses Bekenntnis unterschreiben würden. Da werden Sie keine Mehrheit finden. (GR Mag Dietbert Kowarik: Das sollen sie ruhig unterschreiben!) 
Sehr geehrte Damen und Herren, diese Bekenntnisurkunde ist ein Bekenntnis der Antragsteller, nämlich dass sie mit Vorurteilen belastet sind (GR Mag Dietbert Kowarik: Was Sie alles wissen!) und dass Ihnen dafür eigentlich nichts zu blöd ist. (StR Johann Herzog: Sie haben Vorurteile!) Ich danke für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ. – StR Johann Herzog: Sie haben Vorurteile gegen die Wiener!) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Der nächste Debattenbeitrag kommt von Frau GRin Matiasek. Ich bitte sie zum Rednerpult. Ab jetzt beträgt die Redezeit 20 Minuten.

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender, sehr geehrte Damen und Herren! 

Es gibt jetzt eine Reihe von Dingen, die hier zurechtzurücken wären. Und ich fange gleich einmal mit meiner Vorrednerin an. Ich verwehre mich dagegen, die Wienerinnen und Wiener ununterbrochen so zu zeichnen, als würden sie permanent beim Heurigen sitzen und Schnitzel essen. Es gibt auch Leute, die zum Heurigen gehen und es gibt welche, die nicht zum Heurigen gehen, welche, die oft und welche, die selten hingehen. Aber das allein ist bitte nicht unser kulturelles Leitbild. Auch nicht das Schnitzelessen. Und das ist eine Verallgemeinerung, von der ich wirklich bitte, sie zurückzunehmen. (Beifall bei der FPÖ.) 
Auf der anderen Seite ist es auch kühn, Frau Kollegin Vassilakou, das Bekenntnis anderer Menschen zu Österreich in Frage zu stellen, wenn ich selbst in meinen eigenen Reihen Personen habe, die publizieren: „Wer Österreich liebt …“, und so weiter, „Heimat im Herzen, Scheiße im Hirn“, et cetera, wir kennen das. Sie haben sich nie von diesen Dingen wirklich distanziert, also halten Sie sich diesbezüglich zurück. Ich bin ja schon sehr froh, dass plötzlich ein Begriff oder sogar zwei Begriffe, wie Hausordnung und die Spielregeln, überhaupt angesprochen werden. Noch vor Kurzem, und ich denke, es war vor allem bis zu dem Zeitpunkt, wo auch Ihnen klar geworden ist, dass es gerade die Frage der Integration ist, die für ein Wahlergebnis sorgen wird, dass Ihnen nicht sehr gut gefällt, haben Sie nicht davon gesprochen. Sie haben sich darüber lächerlich gemacht, als wir eben die Vermittlung einer Hausordnung, und jetzt nicht im Sinne für ein einzelnes Haus oder ein einzelnes Wohnobjekt, sondern eine Hausordnung im Sinne von Spielregeln für unser Haus Wien, für unser Haus Österreich, eingefordert haben. 

Da haben Sie immer so getan, als wollten Sie nichts damit zu tun haben. Ja, selbstverständlich, bevor wir einmal über die Werte zu diskutieren beginnen, fangen wir bei dieser Hausordnung, fangen wir bei diesen Spielregeln an. 

Sehr geehrten Damen und Herren, es gibt genug Menschen, und gerade im Bereich der Zuwanderer in dieser Stadt, die diese Hausordnung ja überhaupt nicht kennen, (Beifall bei der FPÖ.) die 20 Jahre da leben, die die Staatsbürgerschaft haben und die von dieser Hausordnung keine Ahnung haben. 

Und ja, man muss zurückblenden, und da muss ich Ihnen sagen, dafür tragen Sie die Verantwortung, Sie haben die Leute geholt und Sie haben nicht dafür gesorgt, dass sie wissen, wo sie überhaupt hinkommen, dass sie wissen, wie hier die Gesetze, die Regeln, die Abläufe sind, dass sie wissen, was der Bevölkerung hier wichtig ist. Und genau daran spießt es sich überhaupt. 

Das ist in unseren großen Wohnanlagen so, das ist aber auch in den abgewohnten Gründerzeit-Viertel, wo eine extreme Zuwanderung stattgefunden hat, so. Und genau dort hat niemand gewusst, wie eine Hausordnung aussieht, oder da ist die Hausordnung oder sind die Spielregeln aus dem Herkunftsland übernommen und weitergelebt worden, und da haben Sie nicht dafür vorgesorgt. Sie haben mindestens 20 Jahre verabsäumt, für eine Integration in Wien zu sorgen, eine Integration, jawohl, im Sinne von Anpassung an Hausordnung und Spielregeln. (Beifall bei der FPÖ.) 
Und es ist natürlich ausschlaggebend gewesen, dass Sie die Erfahrung machen mussten - und ich kann mir vorstellen, das war eine bittere Erfahrung -, dass viele der gut integrierten Zuwanderer jetzt vor dieser Wahl auch öffentlich gesagt haben, dass sie es tun werden, und dass die Wahlanalysen es dann natürlich bewiesen haben, dass sie der Freiheitlichen Partei ihr Vertrauen geschenkt haben. Ich kann mir vorstellen, es muss Sie ja aus den Schuhen gehoben haben, damit haben Sie sicher nicht gerechnet. Wir wissen das schon lange, wir haben gute Kontakte mit gut integrierten Zuwanderern. (Beifall bei der FPÖ.) 
Es sind auch diese Leute, und nicht nur die österreichische oder Wiener Bevölkerung, die sozusagen ihre Impulse für unsere Integrationspolitik geben, die wir auch gerne annehmen, weil gerade diese Menschen, die neu zugewandert sind, sich integriert haben, hier ordentlich leben, hier arbeiten, hier Steuern zahlen, eine gute Ausbildung für ihre Kinder wünschen, und bei uns vor allem die sozial schwachen Schichten, die es ausbaden müssen, dass Sie 20 Jahre lang, mindestens 20 Jahre lang keine Integrationspolitik oder eine verfehlte Integrationspolitik in dieser Stadt betrieben haben. 

Und das Schlimme ist, dass diese Integrationspolitik auch noch viel Geld gekostet hat. Geld, das von den Steuerzahlern kommt. Und da komme ich jetzt vielleicht auch gleich zu den Zahlen oder Ziffern, die sich mit dem heutigen Antrag beschäftigen. Wir fördern hier Sprachkurse und Begleitmaßnahmen für neu zugewanderte Migranten, und zwar es geht um Aufstockungen von 594 000 EUR für das Jahr 2007 auf 799 000 EUR und von 630 000 EUR auf nunmehr 850 000 EUR für das Jahr 2008. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das ist kein Klacks und es sind ja nicht die einzigen Kosten, die an Subvention in die Integrationspolitik in Wien hineingesteckt werden. Und auf der anderen Seite ist das Ergebnis ein dürftiges, und Sie betreiben das seit Jahren. Und wo garantieren Sie uns, dass etwa die Deutschkurse so abgehalten werden, dass man am Ende eines Kurses weiß, dass diejenige und derjenige auch wirklich Deutsch sprechen. Hören sie sich einmal die Stimmen der Leute an, die etwa in einem Wohnhaus leben, neben dem ein eins zu eins Vereinslokal drinnen ist, wo Deutschkurse abgewickelt werden. 

Wissen Sie, was die uns sagen? „Ich verstehe das nicht.“ Das sind Pensionisten, die halt mehr zu Hause sind und wie das eben ältere Menschen besonders gerne tun und dafür, das ist eben so, ihr Wohnumfeld im Auge haben und schauen, nur mehr kleinere Wege machen, und daher das wissen. Da gehen Leute, Zuwanderer, monatelang in diese Kurse, und die Leute beobachten das sehr genau. Vor dem Kurs stehen sie in Gruppen zusammen und sprechen nicht Deutsch, und wenn sie aus dem Kurs rausgehen, geht das Ganze so weiter. Und da fragen sich die Menschen schon, und die wissen ja mittlerweile, dass wir diese Kurse auch finanzieren, „Bitte, welchen Sinn soll das haben, vorher reden sie in ihrer eigenen Sprache, dann gehen sie halt in den Kurs, und nachher sprechen sie wieder in ihrer Sprache.“ Und wenn man in einer Straßenbahn fährt, dann ist es ganz egal, zu welcher Tageszeit man fährt, in vielen Straßenbahnlinien glaubt man, irgendwo anders zu sein. Und das ist ein Punkt, den wir kritisieren, und hier fordern wir auch Maßnahmen ein, und die werden in keiner Weise, nicht einmal ansatzweise, erfüllt. 

Man muss den Menschen vermitteln, das ist hier die Alltagssprache, wir wollen nicht nur einen Deutschunterricht für Neuzuwanderer, damit sie sich dann irgendwo leichter tun bei einem Amt oder damit sie ihr eigenes Fortkommen sichern, nein, es ist hier die Alltagssprache und ich sage Ihnen, viele Menschen ärgern sich, fühlen sich belästigt und fühlen sich nicht mehr wohl und sehen es auch als einen Einschnitt in ihrer Lebensqualität, dass sie permanent von Menschen umgeben sind, die nicht ihre Sprache sprechen. (Beifall bei der FPÖ.) 
Das zieht sich von der Schule bis hin zu den Parkanlagen und in die Wohnhäuser. Und auch das, auch das sagen uns Menschen, die hier zugewandert sind, wie mir jetzt ein serbischer Familienvater gesagt hat: „Ich wohne in einem Haus, da sind schwerpunktmäßig türkische Familien. Ja, glauben Sie, dass einer mit seinen Kindern Deutsch spricht? Wir haben von Anfang an Wert darauf gelegt, dass unsere Kinder Deutsch lernen.“ Der Mann ist Arbeiter, er schickt seine Kinder aus seinem freien Willen, aber unter hohen finanziellen Aufbietungen, in eine Privatschule, denn er will, dass seine Kinder Deutsch lernen. Die Kassiererin bei meinem Billa, wo ich immer einkaufen gehe, der vor meiner Haustüre ist, hat das auch auf sich genommen. Ihr Kind, sie wohnt im 16. Bezirk, geht im 18. Bezirk in eine katholische Privatschule, weil sie will, dass ihr Mädchen gut Deutsch lernt, weil sie in ihrem Umfeld keine Schule hat, die das gewährleistet. 

Und ich finde aber wirklich, das sind die Dinge, die die Leute bewegen, und Sie haben das einfach ignoriert. Und ich kann mir nicht vorstellen, vor allem sehr geehrte Damen und Herren von der SPÖ, dass Ihnen die Leute das nicht erzählt haben. Das glaube ich einfach nicht. (Beifall bei der FPÖ.) 
Sie haben das uns erst dann erzählt, nachdem sie bei Ihnen gegen die Wand gelaufen sind und gemerkt haben, dass Sie ganz einfach für diese Anliegen überhaupt keine Anteilnahme haben, weil sie ein ganz anderes Bild von Zuwanderung und Integration jetzt über die Jahre auch bewiesen und umgesetzt haben. Sie sprechen einerseits davon - der Herr Bürgermeister hat das gesagt -, dass Österreich ein Einwanderungsland ist und ich habe da auch vorhin auch den Vergleich mit Kanada gehört. Haben sie sich schon einmal überlegt, dass Einwanderungsländer sich ihre Einwanderer aussuchen? Da kann nicht jeder kommen und sagen, hurra, ich bleib jetzt da, ich bin jetzt da. Und von Begleitmaßnahmen wird nur dann gesprochen, wenn es erwünschte Zuwanderer sind. Wir haben in Österreich, wir haben in Wien unsere Zuwanderer nicht ausgesucht, sondern Sie haben sie hereingelassen und Sie haben befürwortet, dass jeder hier hereingelassen wird, ganz gleich, ob er eine Ausbildung hat oder nicht. Das war Ihnen vollkommen egal, denn sie hatten ja ein Motto, und das muss man, das kann man ja auch nachlesen schwarz auf weiß, etwa in der Studie, die seinerzeit noch Stadtrat Svoboda in Auftrag gegeben hat. 

Wissen Sie, was da drinnen steht, im Jahr 1990? „Mag sein, dass das Flüchtlingsboot in Wien voll ist, das Zuwanderschiff aber ist leer.“ Das steht schwarz auf weiß geschrieben. Nach dem Grundsatz haben Sie gehandelt und haben geschaut, dass Sie dieses Schiff Wien nur möglichst voll bekommen, und da haben Sie nur auf Quantität geschaut und nicht auf Qualität, und daher hinkt auch der Vergleich mit Einwanderungsländern. Und es ist auch in klassischen Einwanderungsländern für die Einwanderer wesentlich schwerer, Fuß zu fassen, als es hier bei uns in Wien ist. 

Also, Sie sollten sich überlegen, hier eine schlüssige Behauptung aufzustellen. Und wenn wir auch von den Spracherwerbsmaßnahmen, von den integrationsbegleitenden Maßnahmen reden: Sie stützen diese Kurse und meinen damit, da werden sie besonders angenommen und zwar soweit, dass nur mehr 1 EUR pro Kurseinheit überbleibt, wenn man das runterrechnet. 

Bitte, welches Bildungsangebot bekommen Sie für 1 EUR in der Stunde? Das ist doch überhaupt nichts wert, oder welches Bildungsangebot um 1 EUR in der Stunde hat ein Österreicher, ein Wiener, zur Verfügung? Welche alleinerziehende Mutter kann um 1 EUR einen Zusatzkurs in der Volkshochschule besuchen, inklusive Kinderbetreuung, mit Kaffee und Kuchen? Das gibt es nämlich nicht, und das ist ein Ungleichgewicht, das Sie hergestellt haben. Und auch das ärgert die Leute, und auch das trifft die Leute. (Beifall bei der FPÖ.) 
Und auch damit haben Sie einen großen Fehler in Ihrer Integrationspolitik gemacht. Und wenn man wo zuwandert, dann hat man einen größeren Einsatz. Viele unserer Verwandten und Vorfahren, ich denke, das haben Sie alle hier im Raum, sind einmal auch nach Österreich ausgewandert, und die haben es nicht leicht gehabt. Aber gerade die es am wenigstens leicht gehabt haben, sind die tüchtigsten Menschen geworden und solche, wie wir sie heute als gut integrierte Zuwanderer erleben. Die sind nicht rauf und runter betreut worden, die sind hergekommen, haben sich auf die eigenen Beine gestellt, haben etwas gelernt, haben etwas geleistet und heute ärgern sie sich über Ihre Integrationspolitik und wählen die Freiheitliche Partei. So ist es. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir müssen natürlich auch das Thema ansprechen, das immer wieder aufgestellt wird oder Ihre These der Integration. Die muss von beiden Seiten gleichermaßen geführt werden. Es gibt schon zwei Verantwortliche, die sich bemühen müssen. Das sind die, die kommen wollen, und das sind Sie, die Sie dafür die Verantwortung in dieser Stadtregierung tragen, dass diese Menschen, die kommen wollen, hier auch so Fuß fassen, dass sie sich im Sinne einer gemeinsamen Gesellschaft lernen anzupassen und die entsprechenden Voraussetzungen zu bringen. Das sind nicht alle Wiener, die dafür sorgen müssen, ganz bestimmt nicht! Ich kann Ihnen garantieren, die Mehrheit der Wiener sieht das auch nicht so! Und die Mehrheit der Wiener weiß, dass wir die Einzigen sind, die sie in diese Richtung vertreten. (Beifall bei der FPÖ.) 

Es kann doch wohl nicht sein, dass Sie jemandem, der überhaupt keinen Wunsch nach diesem, Ihrem politischen Ziel hat, aufbürden, die Hälfte der Integrationsarbeit zu übernehmen. Sie verlangen sowieso schon genug von den Leuten, indem Sie Steuergeld für Ihre Art von Integration in die Hand nehmen, dass Multikulti-Vereine, obwohl Multikulti angeblich out ist, subventioniert werden. Dafür wird genug Geld ausgegeben und das Geld bringen viele Österreicherinnen und Österreicher auf. 

Also so kann das nicht sein! Wir werden das den Leuten auch immer sagen. So sehen das auch viele, die hier selbst eingewandert sind, dass es selbstverständlich Aufgabe derer, die kommen, ist, dafür zu sorgen, sich hier möglichst reibungslos einzuleben und dass es selbstverständlich Ihre Aufgabe ist, dafür zu sorgen. Aber bitte bürden Sie das nicht der Bevölkerung auf! (Beifall bei der FPÖ.)
Beruhigungspillen, die man jetzt ein bisschen drüberstreut, dazu gehören auch die Spielregeln und so weiter, sind nicht das richtige Mittel, sondern Sie müssen es definitiv festschreiben, dass im Sinne, wenn Sie jetzt mit einer Zuwanderungsbegleitung neu starten, auch die Vermittlung der Regeln gesichert ist, aber dass auch die Einhaltung soweit eingefordert ist, dass es - und das ist besonders wichtig - Konsequenzen für diejenigen gibt, die sich nicht an unsere Spielregeln halten wollen. 

Wir haben nie behauptet, dass das alles ist. Wir Freiheitlichen haben nie behauptet, dass es keine Information geben soll. Wir Freiheitlichen haben nie behauptet, dass es keine Sprachkurse geben soll. Wir sind nur nicht für Ihr Modell. Information und Beratung selbstverständlich, dafür haben wir auch viele Dienststellen. Wenn es notwendig ist, kann man diese auch erweitern. Wir sind aber dagegen, dass Sie diese Informations- und Betreuungsarbeit in die Vereine auslagern. (GR Petr Baxant: Sie haben mitgestimmt!) Dagegen sind wir. (GRin Anica Matzka-Dojder: Was haben Sie gegen Vereine für zugewanderte Menschen!) Der Gipfelpunkt ist überhaupt, dass Sie anfangen, diese Vereine als GesmbHs zu institutionalisieren! Das wird nämlich zu einem Geschäft und dagegen sind wir absolut! (Beifall bei der FPÖ.)
Bitte leisten Sie die Beratungs- und Betreuungsarbeit von den Magistratsdienststellen aus, dann wird es damit keine Schwierigkeiten geben.

Sprachkurse - Ja. Sprachkurse in öffentlichen Bildungseinrichtungen, damit Hand in Hand auch ein Kontakt mit hiesigen Besuchern dieser Einrichtungen, aber auch mit den Lehrinhalten vermittelt wird. Auf keinen Fall kann es für uns heißen, Sprachkurse im Verein oder in der Moschee. Sprachkurse in der Volkshochschule - d'accord. Sprachkurse in den Schulen sind in Ordnung, aber keine Sprachkurse im Extrazimmer! Dafür bekommen Sie von uns keine Zustimmung! Beratung, Betreuung, Begleitung, Sprachkurse - selbstverständlich. 

Was werfen Sie uns noch vor, dass wir einfordern? Das ist eben die Einhaltung dieser Regeln. Das ist genau am Wohnungssektor ein ganz springender Punkt. Hier werden Wohnungen vergeben, ohne dass diejenigen, die die Wohnungen erhalten, davon in Kenntnis gesetzt werden, wie man hier lebt. Es ist so. Wir sehen es nicht als Bereicherung, und vor allem sehen es viele Menschen in dieser Stadt nicht als Bereicherung, wenn man aus seiner Wohnung hinaus in die Gänge lebt, wenn die Hälfte der Möblage am Gang steht, was unter anderem auch gefährlich ist, und wenn man dann mit der Beruhigungspille „Gemeinsam Kochen“ kommt und Mediationsverfahren in die Richtung abhält, dass man Leute zusammenfängt und sagt: „Kochen wir jetzt gemeinsam. Der eine kocht sein Gericht und der andere das andere und das wird ausgetauscht." - Das ist Ihre Art von Konfliktbewältigung.

Sehr geehrte Damen und Herren, so wird das nicht funktionieren und das wissen die Leute auch! Auch dafür haben Sie Ihnen diesmal eine Abfuhr bei dieser Wahl gegeben. Gemeinsam Kochen oder gemeinsame Spieli-Spieli-Aktionen lösen keine Probleme, sondern es muss derjenige, und das gilt für alle, das stehe ich nicht an zu sagen, der in einem Haus der Gemeinde Wien oder in einem Privathaus wohnt, sich an die Regeln halten, all die Regeln kennen und im Fall der Nichteinhaltung dieser Regeln ist mit Konsequenzen zu rechnen. (Beifall bei der FPÖ.)
Ich bin felsenfest davon überzeugt, dass wir mit unserer Integrationspolitik auf dem richtigen Weg sind. Wir sind auch gern bereit zu kommunizieren und uns einzubringen. Ich glaube, der beste Beweis, dass wir auf dem richtigen Weg sind und dass unsere Integrationspolitik richtig ist, ist wohl das hohe Vertrauen, das uns gut integrierte Zuwanderer am 28. September gegeben haben! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr StR Ellensohn hat sich zum Wort gemeldet. Ich bitte ihn zum Rednerpult und erteile ihm das Wort.

StR David Ellensohn: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren! 

Ich verstehe die Aufregung der FPÖ nicht. Worüber regen Sie sich eigentlich auf? (GRin Veronika Matiasek: Wir regen uns eh nicht auf!) Mit Rassismus kann man leider Wahlen gewinnen und das tun Sie! Also müssten Sie eigentlich sehr zufrieden sein, wie es läuft und sich hier nicht künstlich aufregen! Das ist nämlich genau die Aufgabe aller anderen, die sich dafür interessieren, dass in Zukunft Wahlen nicht mit Rassismus und mit einem rassistischen Wahlkampf gewonnen werden können. Das ist die Aufgabe von den GRÜNEN und von allen anderen, die sich dafür interessieren. (GR Mag Wolfgang Jung: Dafür habt ihr die Rechnung präsentiert bekommen!)

Der Akt, den wir heute beschließen, ist eigentlich so banal wie er banal sein kann. Problem erkannt, es gibt Defizite. Die Deutschkurse sind notwendig, Alphabetisierungskurse sind notwendig, wir brauchen mehr Geld dafür und das beschließen wir heute. Das wäre eigentlich eine ganz einfache Sache. Eigentlich müssten alle dafür sein. Die GRÜNEN sind aus den bekannten Gründen dafür, aber die FPÖ sagt zwischendurch immer, die sollen Deutsch lernen. Sie stimmen aber nicht zu. Frau Matiasek, Sie haben vorhin in Ihrer Rede gesagt, Sie sind da nicht dagegen und dort nicht dagegen. Sie haben aber noch nie einem Euro zugestimmt, der irgendetwas für die Frage der Integration nützt. Im Gegenteil, Sie haben natürlich auch kein Interesse daran. (GRin Veronika Matiasek: Das stimmt nicht!) Das sind Krokodilstränen. Sie brauchen es, dass die Integration nicht stattfindet. Sie brauchen die Probleme, weil sonst haben Sie nicht 15 oder 20 Prozent, sondern finden sich ganz woanders wieder! Das wissen Sie! (GRin Veronika Matiasek: Aber Sie brauchen es auch, weil sonst haben Sie null Prozent!) Sie schüren diesen Rassismus! Sie sind froh, wenn es nicht funktioniert! Wir brauchen aber etwas anderes, wir brauchen eine funktionierende Gesellschaft und ein Miteinander! Das klingt doch auch viel freundlicher als Ihr Konzept! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Hassprediger zeichnen sich halt auf allen Seiten nicht dadurch aus, dass sie aufeinander zugehen. Das gilt auch für die Freiheitliche Partei in diesem Haus. Die Freiheitlichen sind die Partei der ängstlichen Männer, sagen wir dann immer gern, aber leider offensichtlich auch die Partei der ängstlichen Frauen. (GRin Veronika Matiasek: Überhaupt nicht!) Wenn Sie ein Kopftuch auf der Straße sehen, dann wird Ihnen schwummrig. Sonst sind Sie immer so mutig, tun Säbelfechten, bis Sie sich die Gesichter aufschneiden (GR Dr Herbert Madejski: So ein Blödsinn!), aber wenn ein junges, siebenjähriges Mädchen zweisprachig mit der Mama Türkisch spricht, dann machen Sie sich fast in die Hose! (GR Dr Herbert Madejski: In der Straßenbahn will das kein Mensch! Fahren Sie einmal mit der U-Bahn!)

Zwischendurch haben Sie eine neue Problemgruppe gefunden. Das läuft bei Ihnen unter Gender-Wahnsinn, was immer das wieder heißt. Jetzt fürchten Sie sich neuerdings auch noch vor den starken Frauen in diesem Land. Das ist armselig! Ihre Politik arbeitet damit, dass die Leute Ängste haben (GR Dr Herbert Madejski: Die nächsten Wahlen kommen bestimmt!), nur diejenigen, die am meisten Angst in diesem Land haben, das sind Sie! Sie fürchten sich Tag und Nacht, wenn Sie auf die Straße gehen! Sie fürchten sich vor der Bevölkerung! (GR Mag Wolfgang Jung: Nein, Sie fürchten sich! Wir nicht!) Sie haben Angst vor einem Leben in einer modernen Stadt! Das ist schade für Sie! Ich würde Ihnen allen eine Therapie wünschen! (GR Dr Herbert Madejski: Ihr habt Angst vor uns! Das ist alles!)
Die Hassprediger in der FPÖ und die Hassprediger, die eingeladen werden, nur damit man das nicht vergisst, muss man einmal benennen. Zwischendurch muss man erwähnen, was in dem Bereich denn alles Ungeheuerliches gesagt wird und wofür Sie zwischendurch auch die Rechnung bekommen. Wenn der Sohn von der Frau Winter, ein Funktionär des Ringes Freiheitlicher Jugend, tatsächlich sagen kann, im Grazer Stadtpark soll man Schafe aussetzen, damit türkische jugendliche Männer mit diesen Tieren Sex haben, damit sie nicht Österreicherinnen vergewaltigen, kann ich Ihnen den Vogel zeigen, hin und her, ob man einen Ordnungsruf bekommt oder nicht. Aber sind Sie noch bei Sinnen? (GRin Veronika Matiasek: Wer von uns hat das gesagt?) Haben Sie eigentlich noch alle beieinander? Im Ernst, wer von Ihnen hat sich denn davon distanziert? Was hat denn die Frau Winter, die jetzt im Nationalrat sitzt, dazu gesagt? Was hat sie dazu gesagt? Die erste Entschuldigung war: „Das ist ein Bub." Das Zweite war: „Wir alle wissen doch, dass es Tierbordelle in muslimischen Ländern gibt." - Das war ihre Antwort darauf. Die Frau sitzt im Nationalrat. Diese Hasspredigerei brauchen wir wirklich nicht! (GR Dr Herbert Madejski: Schreiben Sie ihr doch eine 
E-Mail!) Das ist genau kein Beitrag dafür und niemand von Ihnen entschuldigt sich dafür! Sie nehmen das alle zur Kenntnis, grinsen und finden es lustig, sie hat einen lustigen Satz gesagt und witzig war es! Wahrscheinlich geht es so auch auf der Bude zu, wenn bei der Olympia Lieder gesungen werden. Dann werden wieder diese Leute eingeladen, die singen: „Mit 6 Millionen Juden fängt der Spaß erst an." (GR Dr Herbert Madejski: „Scheiße im Hirn und Heimat im Herzen" ist auch nicht lustig!)

Sie können gerne auch herauskommen und eine Rede halten. Wir können uns jetzt über das unterhalten, was ich sage. (GR Dr Herbert Madejski: „Scheiße im Hirn, Heimat im Herzen" ist genauso lustig! Oder ist das nicht lustig?)
„Mit 6 Millionen Juden fängt der Spaß erst an." – „Super-Liedermacher, den müssen wir unbedingt einladen.", sagt die FPÖ, lädt ihn natürlich ein und dann feiern Sie sich nieder! (GR Dr Herbert Madejski: Die FPÖ hat überhaupt niemanden eingeladen!) Ich hoffe, dass nicht in betrunkenem Zustand gefechtet wird, weil das ist wahrscheinlich noch gefährlicher. (GR Dr Herbert Madejski: Du bist heute voll daneben! Was ist los mir dir?)

Dann fahren Sie nach Köln, nämlich Leute, die hier sitzen, Berufsdemonstranten, die, bezahlt mit Steuergeldern, zum Demonstrieren nach Köln fahren. Bezahlt von den Wienern und Wienerinnen fahren Sie nach Köln zum Demonstrieren. Allerdings kommen Sie gar nicht zum Demonstrieren, weil Sie sich in Köln wieder gefürchtet haben. (GR Dr Herbert Madejski: Für „Scheiße im Hirn" habt ihr bezahlt! Wahrscheinlich steuerlich abgesetzt als Werbungskosten!) Dann fahren Sie ein paar Stunden lang mit dem Boot draußen herum, weil Sie sich nicht trauen anzulegen und fahren statt einer halben Stunde vier Stunden draußen herum. (GR Dr Herbert Madejski: Deine Steuererklärung möchte ich sehen, was du gezahlt hast!) Dann muss man die einzelnen Journalisten, die dabei sind, vom Boot herunterholen, weil die natürlich kein Interesse gehabt haben, bei der Hasspredigerei dabei zu sein. Die haben dann weg gedurft und Sie sind draußen mit dem Boot herumgefahren und waren dann ganz armselig bei einer Aussendung, die Sie gemacht haben. Der Herr Vilimsky, der auch dabei war, hat sich dann selbst bedauert. Der Herr Gudenus und der Herr Herzog waren bei diesem Demonstrieren in Köln auch dabei. 

Dann haben Sie sich - nicht von einem Grünen - sagen lassen müssen, dass Sie „Rassisten im bürgerlichen Zwirn" sind und dass Sie „Teil einer verfaulten eurofaschistischen Clique" sind, vom Bürgermeister von Köln, einem Mann der CDU. Ein Mann der CDU, also kein Grüner, unverdächtig irgendeines Linksradikalismus. (GR Dr Herbert Madejski: Na und? Was hat der mit uns zu tun?) Der hat mit Ihnen das zu tun, dass er Sie so nennt, wie man Sie nennen muss. Das hat er mit Ihnen zu tun. Er hat sich getraut, sehr viel härtere Worte in dieser Diskussion zu verwenden, als wir das in Österreich machen, und das war auch ein Fehler in der Vergangenheit. (GR Dr Herbert Madejski: Wissen Sie, wie Sie von anderen ÖVP-Politikern genannt worden sind?) Die Auseinandersetzung mit den Fehlern im Integrationsbereich ist eine Sache, die Auseinandersetzung mit den Problemen, die die FPÖ verursacht, ist auch eine große Herausforderung. Das ist eine Aufgabe, der wir uns sehr intensiv widmen werden. (GR Dr Herbert Madejski: Das ist eine gute Idee! Absolut!)

Die FPÖ-Jugend-Homepage hat ein Bild veröffentlicht, mit sieben Köpfen, sieben Menschen, vier davon schwarz und darunter der Text „Typisch österreichisch?" Nächste Zeile: "Wollen Sie wirklich, dass Ihre Kinder von Ausländern verführt, vergewaltigt oder ihnen Drogen verkauft werden?" - So führt man natürlich einen Integrationsdialog! So macht man das! Es ist gang und gäbe bei Ihnen, das hören Sie Tag und Nacht. Sie wissen das selbst, Sie sind ja öfter bei irgendwelchen Buden zu Gast. Ich muss das nicht machen. Ich darf dort hoffentlich auch nicht hinein, falls ich mich jemals in deren Nähe verirren würde. (GR Dr Herbert Madejski: 95 Prozent der Dealer sind Schwarzafrikaner, falls Sie das vergessen haben!)
Anpassen an uns und an unsere Werte. (GR Dr Herbert Madejski: Haben Sie das vergessen?) Da wird einem ja schwummrig, wenn man das hört. Da sagt der Herr Schock: „Anpassen an uns." - Ich denke, sicher nicht, ich will mich nicht an den Herrn Schock anpassen! (GRin Veronika Matiasek: Na hoffentlich!) Ich nehme an, das gilt für beide Seiten. „An unsere Werte", dabei denke ich mir: Moment, „unsere Werte"? Da sitzen die Grünen, dort sitzen die Blauen. Was heißt, „unsere Werte"? Dazu sage ich, hoffentlich. Da könnten wir uns sogar einig sein in der Bewertung, dass wir uns nicht einig sind in dieser Frage. (GRin Veronika Matiasek: Richtig!) Das sind ja hundert Sachen. 

Jetzt kommt aber als Nächstes: Was wollen Sie denn machen, wenn ich Ihre Werte nicht teile? Wollen Sie mich hinausschmeißen? (GR Dr Herbert Madejski: Nein, dann wäre es fad!) Es wird nicht gehen, weil ich bin zwar erst als kleines Kind zugewandert, aber schon mit einer österreichischen Staatsbürgerschaft und mit einem österreichischen Vater. (GRin Nurten Yilmaz: Da hast du Glück gehabt!) Nehmen wir einen anderen, nehmen wir Martin Margulies. Der hat überhaupt keinen Integrationshintergrund. Was wollen Sie mit ihm machen, mit seinen Werten? Hinausschmeißen wird nicht gehen. Das ist ein Duell der Werte, das wir da haben. Wir hoffen, dass Sie das verlieren werden! (GR Mag Wolfgang Jung: Sie wollen sich doch nicht duellieren, Herr Kollege!)

Ich werde jetzt noch ein paar Beispiele dazu sagen. (GR Dr Herbert Madejski: Kein Duell!) Da fordert die FPÖ ein Österreich-Bekenntnis ein. (GR Mag Wolfgang Jung: Da muss man auch satisfaktionsfähig sein!) Welche Partei in dem Land hat irgendwann einmal gesagt: „Österreich ist eine ideologische Missgeburt!"? - Da sitzen sie, die Blauen. Die FPÖ hat damals gesagt: „Österreich ist eine ideologische Missgeburt!" (StR Johann Herzog: Nein, der sitzt nicht mehr da!)
Die Zuwanderer sollen sich alle zur Verfassung bekennen, zur Verfassung und zu allem, was drinnen steht. Nehmen wir ein Beispiel. Wir haben einen Teil des Strafgesetzes, der im Verfassungsrang ist, nämlich das NS-Verbotsgesetz. Da kommen Sie alle heraus und unterschreiben das NS-Verbotsgesetz? Ich höre anderes. Ich vernehme, dass Holocaust-Leugnung eine Meinungsfrage ist. Das ist eine Frage, ob man das glaubt oder nicht. Das höre ich aus der FPÖ. (GR Dr Herbert Madejski: Was ist mit den Kurden? Glaubt man das nicht? Glauben Sie den Kurdenmord oder nicht?) Holocaust-Leugnung ist kein Teil der Meinungsfreiheit! Das NS-Verbotsgesetz ist in Österreich leider notwendig! (GR Dr Herbert Madejski: Herr Ellensohn, glauben Sie den Kurdenmord oder nicht?) - Ich kann nicht auf jeden einzelnen Zwischenruf eingehen, nicht weil mir die Zeit abgeht, sondern weil ich nicht jeden verstehe. (GR Dr Herbert Madejski: Er will keine Antwort geben! Unglaublich!)

Das Verbotsgesetz ist im Verfassungsrang. Sie haben vorher gesagt, es muss alles respektiert werden. Das tun Sie nicht. Damit schließen Sie sich gerade aus unserem Wertekatalog aus. (GR Dr Herbert Madejski: Das hat schon früher einer gesagt! Der Khol hat das widerrufen!) Jetzt müsste man sagen, fahren Sie irgendwo hin, ich weiß nur nicht, wem ich das antun soll, welcher Stadt oder welchem Staat ich das antun soll. Ich fordere die Anpassung der FPÖ an unsere Werte! Das ist doch einmal eine schlaue Forderung, das macht doch Sinn! (Beifall bei den GRÜNEN. - StR Johann Herzog: Na toll!)

Ich fordere ein Anpassen an ein Miteinander statt an ein Gegeneinander. So eine einfache Formulierung kann man verwenden. Ich fordere eine klare Abgrenzung gegen rechtsradikale, NS-freundliche Tendenzen. Das sind unsere Werte. Daran könnte man sich anpassen. Es wird nicht jedem leicht fallen, aber nachdem ich immer für Chancen für alle bin und die Hoffnung nie aufgeben möchte, kann man in einer langen Diskussion sehr viele WählerInnen von Ihnen überzeugen (GR Dr Herbert Madejski: Das zeigt sich ja!), dass sie einen Fehler gemacht haben. (GR Dr Herbert Madejski: Das hat die Glawischnig auch geglaubt!) Vielleicht kommt der eine oder andere von ihnen auch einmal darauf, dass diese Art der Politik Österreich nicht weiterbringt! (StR Johann Herzog: Da seid ihr sehr erfolgreich!)

Deutschkurse fördern ist notwendig (StR Johann Herzog: Richtig!), aber es hört dabei natürlich nicht auf. Ich glaube, da sind wir uns zu einem großen Teil im Haus auch einig. Das ist nicht das Ende, weil auch wenn man Deutsch spricht, ist es natürlich immer noch nicht genug im Sinne von Anpassung beziehungsweise wird man sowieso nie dazugezählt. Das wissen Hunderte von Menschen mit dunkler Hautfarbe, weil ob die gut Deutsch können oder nicht, ist der FPÖ wurscht (GRin Veronika Matiasek: Das ist uns nicht wurscht!) und leider vielen anderen Leuten auch. (GR Dr Herbert Madejski: Das stimmt ja nicht!) Die werden trotzdem zu einem guten Teil anders behandelt und werden von der FPÖ in hundert Jahren nicht anerkannt. (GRin Veronika Matiasek: Sie stellen da Behauptungen auf!) Anders kann ich das Bild auf der Homepage nicht deuten, weil Ausländer ist aus Ihrer Sicht jemand mit einem schwarzen Gesicht, wo darunter steht, das ist ein Vergewaltiger. Was soll ich denn daraus ableiten? Da stehen ja keine criminal records dabei, sondern darunter steht nur, Achtung, oben, Schwarz, Vergewaltiger, Drogenverkäufer, fertig. Ganz pauschal, ohne irgendetwas. Anders kann ich das nicht deuten. Wir müssen den Diskurs führen. Mit „wir“ meine ich nicht die FPÖ, sondern der Rest, der daran interessiert ist, wird diesen Diskurs führen müssen. (StR Johann Herzog: Was ist das für eine Homepage?) Wir werden die Aufgaben auch anders wahrnehmen. (GR Dr Herbert Madejski: Von wem?) Aber Integration hat zwei Aufgaben. (StR Johann Herzog: Quellenangabe!) Ihr müsst euch beruhigen, wenn ich rede. (GR Dr Herbert Madejski: Wir wollen die Wahrheit wissen! Wo ist die Quellenangabe von der Homepage? Wer ist das?) - Der Ring Freiheitlicher Jugend, einmal mehr Ihre Lieblingsvorfeldorganisation. (StR Johann Herzog: Wo?) Ich habe keinen Laptop heraußen und das ist auch nicht meine Aufgabe. (GR Mag Wolfgang Jung: Keine Fakten!) Wir machen das ganz einfach. Sie sagen, das stimmt nicht. Am besten, irgendwo klagen und dann gehen wir drüber über die ganzen Sachen.

Madre mia! Man kann überhaupt nicht alles aufzählen, was man auf Ihrer Homepage findet. (GR Mag Wolfgang Jung: Beweislastumkehr!) Gehen Sie jetzt auf Ihre Homepage und suchen Sie sie durch! (GR Mag Wolfgang Jung: Sie wissen genau, dass das nicht geklagt werden kann! Heiße Luft!) 
Sie setzen absichtlich rassistische Sachen auf Ihre Homepage und jetzt sagen Sie, es stimmt nicht! Das verstehe ich nicht! Das machen Sie aus einem Zweck. Sie glauben, das nützt Ihnen!

Integration hat zwei Aufgaben. Der eine Teil der Integration ist, mit Migranten und Migrantinnen ein Zusammenleben zu ermöglichen. Der andere Teil der Integration ist, tatsächlich mit denen, die schon länger hier sind, zu sprechen, und zwar nicht so, wie es die FPÖ macht, weil Integration funktioniert natürlich nur, wenn wir alle dabei sind, sagen wir fast alle, weil die paar Prozent FunktionärInnen von den Freiheitlichen hüpfen dann heraus. Aber es ist tatsächlich sowohl im Bereich der Integration als auch im Bereich der Abgrenzung gegenüber den Freiheitlichen nachzuarbeiten.

Dazu lasse ich mich nicht lange aus, aber ich glaube, dass man das deswegen mit dem Martin Graf beim Abstimmen hätte machen sollen. Aber genau das ist schon auch die Frage. Wie gehen wir insgesamt damit um? (GRin Henriette Frank: Sehr demokratisch!) Wie viel erlauben wir der FPÖ in diesem Land? Wie lange hat man leider oft so getan, als ob die recht hätten? Und kaum sagt man einen Satz wie, vor allem in der Integrationsarbeit gibt es große Aufgaben und meinetwegen Probleme, kommt schon der Satz, dass die FPÖ recht gehabt hat. Nein, mit nichts haben Sie recht gehabt! Mit nichts, weil Sie keine einzige Lösung kennen! Es ist einfach, ich komme wieder zum Anfang der Rede, Sie sind an Lösungen nicht interessiert! Deswegen sind Sie von dieser Diskussion auszuschließen und nicht in die Diskussion einzuladen, (StR Johann Herzog: Ausschließen wollen Sie uns?) weil man sie mit Ihnen nicht führen kann! Alle anderen werden die Diskussion ohne Sie führen müssen. (StR Johann Herzog: Das bestimmen Sie?) Dann schauen wir zu, wie das Häufchen irgendwann wieder zusammenkommt. (GR Dr Herbert Madejski: Das bestimmen Sie mit Ihrem geringen Prozentsatz?) Sie waren schon einmal weniger, Sie werden wieder weniger werden! Integration ist eine große Aufgabe, die wir, wie vieles andere, einmal mehr ohne die FPÖ bewältigen werden müssen! - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN, von GR Dipl-Ing Omar Al-Rawi und GRin Nurten Yilmaz.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau Mag Ekici. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Sirvan Ekici (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Das Thema Integration, emotional wie immer. Jetzt haben wir schon einiges dazu gehört. Ich habe nur eine Frage in Richtung der FPÖ: Was ist Ihre Integrationspolitik? Was verstehen Sie unter Integrationspolitik? Was ist Ihr Konzept? Ich würde Sie gern einmal ganz deutlich sagen hören, welche Ziele Sie da haben. Mich würde das persönlich sehr interessieren. Das stelle ich jetzt einmal in den Raum.

Um wieder zur Sache zu kommen, meine sehr geehrten Damen und Herren, vor Kurzem wurde das lang angekündigte Programm beziehungsweise Modell zur Integration von der Frau Stadträtin und vom Herrn Bürgermeister vorgestellt. Es nennt sich „Start Wien". Wie innovativ dieses Modell ist, wird eigentlich schon beim Namen sehr deutlich, weil die zuständige Stadträtin beziehungsweise ihre Berater und Beraterinnen hätten nur einmal im Internet googeln müssen und hätten gesehen, dieser Name ist in Wien schon besetzt. „Start Wien" heißt das Projekt von der Hertie-Stiftung, die begabte Migrantenkinder mit Stipendien unterstützt. Den Namen haben Sie jetzt sozusagen dort - unter Anführungszeichen - geklaut. Ich bin mir sicher, dass die eigentlichen Projektbetreiber beziehungsweise der Projektveranstalter, wie gesagt, gar nicht amüsiert darüber sind. Also wie innovativ und ideenreich Sie sind, kann man schon an dem Namen „Start Wien" erkennen. Den Namen gibt es schon seit Kurzem und Sie nehmen sich einfach den Namen von einem anderen Projekt und präsentieren das als neues Projekt. 

Ich bin eigentlich sehr darüber enttäuscht. Ich hätte mir da mehr erwartet. Ich habe mir aus dem gestrigen Mediengespräch mit dem Herrn Bürgermeister mitgenommen, angeblich etwas ganz Tolles, Neues. Jeder, der sich mit der Materie befasst und sich mit diesem Blatt auseinandersetzt oder gesetzt hat, wird sehen, dass es die meisten Sachen, die Sie da angekündigt oder präsentiert haben, eh schon gibt. Sie haben hier sozusagen ein Paket hineingepackt und präsentieren das als neues Modell, was mich wieder sehr enttäuscht. Es ist ein Subsumieren von Dingen, die es eigentlich schon gibt. „Mama lernt Deutsch"-Kurse gibt es schon. 300 EUR zusätzlich für Integrationsvereinbarungskurse gibt es schon. Die haben wir Jahre zuvor schon in den Ausschüssen beschlossen. Ich meine, was soll dann neu sein? Arbeiten mit den Communitys? Das sollte selbstverständlich sein, so wie Sie uns in den Ausschüssen immer wieder sagen und präsentieren, dass Sie sehr eng mit den Communitys arbeiten. Was soll dann neu sein? (GRin Nurten Yilmaz: Ganz gelesen?)

Okay, neu ist der Bildungspass. Jetzt haben wir einen Pass, wo man das sozusagen alles hineinstempelt, was die Leute gemacht haben. Schön, ich goutiere es auch. Aber die anderen Punkte? (GRin Nurten Yilmaz: Wie weit haben Sie es denn gelesen?) Ich habe alles sehr gut gelesen, Satz für Satz. Die Module und der Bildungspass sind neu, das goutiere ich auch. Aber alles andere? Die Niederlassungsbegleitung haben wir auch schon vorher, schon im Frühjahr, angekündigt gehabt. Wenn man wieder einmal googelt, dann wird man sehen, dass Niederlassungs- und Orientierungsgespräche schon bei anderen Vereinen subventioniert worden sind, Interface, Armenischer Verein und so weiter. Das kenne ich schon. Was ist jetzt neu daran? Dass man sozusagen alles subsumiert und sagt, wir haben ein neues Modell? Was ist sonst neu? Ich möchte es gerne wissen. Ja, dass man die Leute der MA 35 jetzt sozusagen gezielt informiert. Aber das hätte auch vorher sein sollen. Das haben Sie doch immer vorgemacht, vorgesagt oder vorgesungen, Sie tun das. Anscheinend haben Sie es doch nicht getan.

Jetzt müssen wir uns von Ihnen sozusagen ein - unter Anführungszeichen - neues Modell präsentieren lassen, das gar nicht Modell ist. Ich sage dazu, wie tickt der Wiener/die Wienerin? Leute, die schon länger hier sind, sollen Leuten, die nach Österreich kommen, neu zuziehen, sozusagen erklären, wie der Wiener tickt und wie der Wiener nicht tickt. Ich glaube, jeder Mensch tickt anders. Wie soll das ausschauen? Ich denke, ich werde dieses Modul persönlich besuchen, um zu schauen, was da vermittelt wird. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich habe mir einmal die Mühe gemacht, mir ein Projekt, das die Stadt Wien unterstützt hat, wo es um Frauen gegangen ist, anzuschauen, ein „Frauen-Sonntagnachmittag". Die Stadtregierung hat das unterstützt. Die MA 17 hat das unterstützt. Die Frau Yilmaz tritt auf, macht ein bisschen Parteiwerbung, weil die SPÖ auch unterstützt wird. Dann kommt als Hilfswerbung die Firma Persil, die dort ist, um dort ein bisschen Persil-Werbung zu machen, sehr interessant. Dann gibt irgendjemand ein Konzert und dann die MA 17 ein bisschen Info. Von den Frauen, die dort waren, hat keine gewusst, worum es geht. Die haben dort nicht einmal hingehört. Das war eine Persil-Werbung, ein Kulturkonzert, eine SPÖ-Werbung, alles in einem verpackt. Das ist Integrationspolitik, wie sie diese Stadt versteht. - Nein, danke! (GRin Nurten Yilmaz: Ich glaube, Sie haben ein Problem und das liegt bei Ihnen!) Dann wundern wir uns, dass die Stimmung so schlecht ist, meine sehr geehrte Damen und Herren! 

Wenn die FPÖ dazu gewinnt, dann haben wir es Ihnen und Ihrer defizitären Politik in dieser Stadt zu verdanken! (GRin Nurten Yilmaz: Hören Sie doch auf!) Doch, absolut! Ich weiß, wovon ich rede! Es reicht nicht, die Vereine zu subventionieren, um dann im Wahlkampf sozusagen die Stimmung umzumünzen. Das ist zuwenig, Frau Kollegin Yilmaz! Sie können mir gerne klatschen! Sie wollten mir, glaube ich, klatschen! (GRin Nurten Yilmaz: Sie projizieren Ihre Unzulänglichkeit auf uns! Das ist Ihr Problem!) 

Auch die Alphabetisierungskurse gibt es schon und die Jugendkurse. Man hat nur ein Problem, man braucht sich nicht einmal viel Mühe zu machen. Oder Kurse für bildungsungewohnte Frauen. Wenn man sich die Kursbesucherinnen der „Mama lernt Deutsch"-Kurse, die auf eine Initiative der ÖVP zurückzuführen sind, einmal anschaut, dann weiß man, dass die meisten dort bildungsungewohnte Frauen sind. Das sind Worte, die ich furchtbar finde, „bildungsungewohnte Frauen". Das sind Frauen, die ein niedriges Bildungsniveau haben. Das wissen wir. Und das soll neu sein? Das Bekennen zu dieser Stadt soll neu sein? Das ist selbstverständlich! Und das sollen wir hier dann sozusagen als neu akzeptieren? Meine sehr geehrten Damen und Herren, bitte lassen Sie sich endlich einmal etwas anderes einfallen! (GRin Nurten Yilmaz: Das steht auch im Programm!)

Was ist mit den Menschen - das hat die Kollegin Vassilakou heute schon gesagt -, die schon lange hier leben? Welche Angebote stellen Sie diesen Menschen zur Verfügung? (GRin Nurten Yilmaz: Sie haben nicht wirklich alles gelesen! Das kommt immer wieder heraus!) Außerdem die Baustellen. Wir haben x Baustellen in dieser Stadt. Im Wohnbereich haben wir Baustellen, im Bildungsbereich haben wir Baustellen und so weiter. Wir haben heute schon gehört, dass Eltern mit Migrationshintergrund ihre Kinder in Privatschulen schicken. Davon habe ich auch gehört. Wissen Sie, warum? Weil wir Konzentrationen in Bezirken haben. Schauen Sie sich das einmal an! Das wirkt sich natürlich auch auf die Schule aus. Wenn dann darin 90 bis 100 Prozent Kinder mit nichtdeutscher Muttersprache sitzen, wirkt sich das natürlich auf das Niveau der Kinder aus. Da brauche ich nur eins und eins zusammenzuzählen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Nehmen wir die Frauenrechte, weil Sie für Frauen spezielle Kurse anbieten. (GRin Nurten Yilmaz: Wollen Sie, dass Zuwanderer ihre Kinder nur in Privatschulen schicken?) - Ich glaube, Sie haben ein Mitteilungsbedürfnis, Frau Kollegin. Ich denke, ich rede einmal aus und dann können Sie sich wieder einmal zum Wort melden. Danke! 

Wir haben auf die Zwangsheirat hingewiesen. Da hat die damalige Stadträtin Wehsely eine Studie versprochen. Wir haben dann gewartet, gewartet, Tee getrunken und irgendwann, nach eineinhalb, zwei Jahren, glaube ich, ist die Studie präsentiert worden, was auch wieder sehr enttäuschend war, weil wenn man die Studie gelesen hat, ist letztendlich das herausgekommen, was ich in meinen Reden an dieser Stelle verdeutlicht habe. Dafür haben wir zwei Jahre gewartet und sie hat diese Studie präsentiert. Was ist die Maßnahme? Weil die Kameras sozusagen gerade nicht darauf fokussiert sind, kann man es ausblenden, es ist gerade nicht Thema. Irgendwann, wenn es einmal Thema wird, dann greifen wir es wieder aus der Lade heraus. So kann es nicht sein! Es muss vernetzt, vielschichtig und ressortübergreifend gearbeitet werden, denn Integration, das wissen wir alle, ist eine Querschnittsmaterie und das muss sich in dieser Stadt auch widerspiegeln. Es muss auch in den verschiedenen Ressorts so implementiert werden. 

Aber wir wissen ja, dass die SPÖ sehr kreativ ist, wenn es darum geht, neue Ideen - unter Anführungszeichen -, die gar nicht neu sind, zu präsentieren und marketingtechnisch zu verkaufen, dass dann alle, sogar Leute, die in der Integrationsmaterie arbeiten, dazu sage ich, auch bei den GRÜNEN, glauben, dass das etwas Neues ist. (Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Das ist neu!) Nein, es ist nicht neu! Es ist nicht neu! Es ist neu kommuniziert, wieder kommuniziert oder man hat es einmal subsumiert, aber es ist nicht neu, meine Damen und Herren! 

Wie diese Stadt Integration versteht, habe ich unter anderem im Wahlkampf mitbekommen. Sie wissen, es hat sich in den letzten Jahren eine Kultur des religiösen Dialogs, die wir in Österreich sehr schätzen, gefunden. Die Iftar-Veranstaltung ist, für alle, die es nicht wissen, wenn Muslime fasten und nach dem Ende der Fastenzeit das Fastenbrechen gemeinsam mit Freunden, Bekannten et cetera begehen. Dann tut man das meistens, in Europa ist das jetzt sehr in, auch mit Politikern und Politikerinnen, sozusagen mit Menschen aus anderen Religionsgruppen, was ich sehr schätze. Aber bei der SPÖ hat sich in diesem Wahlkampf irgendwie eine Inflation an Iftar-Veranstaltungen eingeschlichen, wo ich mir gedacht habe, meine religiösen Gefühle werden dadurch verletzt. Was soll denn das? Es wird für Wahlkämpfe missbraucht, dass das dann der Bezirksvorsteher im Fünften macht, der Bezirksvorsteher im Zehnten macht, die Frau Stadträtin macht, die Frau Gemeinderätin macht, der Herr Bürgermeister und so weiter. Wo bleibt das Spirituelle? (GR Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Warum bist du dann immer hingegangen?) Wo bleibt das Spirituelle? Ich habe dieses Jahr selbst keines organisiert, weil ich gesagt habe, so kann das ja nicht sein. Die Muslime sollen es machen, aber ich glaube nicht, wenn die Frau Stadträtin und die anderen, die Gemeinderäte oder Bezirksvorsteher, kurz dabei sind und Suppe essen und den Leuten, glaube ich, etwas vormachen - mir kann man es nicht vormachen -, dass es dann darum ging, einen interreligiösen Dialog zu forcieren, sondern es ging nur darum, Stimmen für den Wahlkampf einzuheimsen, meine sehr geehrten Damen und Herren! Das darf es nicht sein, meine sehr geehrten Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP. - GR Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Das darf doch nicht wahr sein!) 

So geht es weiter. Ein anderer Punkt. Ich bin seit drei Jahren in diesem Hause. Meine Fraktion hat als Oppositionspartei unendlich viele Anträge und Vorschläge eingebracht, mit dem Resultat, dass es immer niedergemetzelt und niedergestimmt wurde. Umgekehrt wissen Sie, dass wir in den Ausschüssen, dort, wo es Sinn macht, immer zustimmen. Wenn wir Ihre Handschrift tragen würden, dann müssten wir dort auch immer Nein sagen. Aber das tun wir nicht, weil uns diese Stadt und die Menschen in dieser Stadt am Herzen liegen und wir wollen, dass in der Stadt etwas weitergeht. 

Wir haben unter anderem einmal einen Antrag zur dolmetschenden Beratung in Krankenhäusern eingebracht, meine sehr geehrten Damen und Herren, natürlich niedergestimmt, wie es bei der SPÖ üblich ist. Ich war vor einigen Tagen in der Ambulanz in einem Krankenhaus, weil meine Tochter krank war. Ich habe dort in zehn Minuten drei Übersetzungen übernehmen müssen, Akutfälle, schwere Fälle. Die Ärztin hat mir dann erzählt, was sich dort abspielt. Und Sie kommen und sagen, wir haben eine Vorreiterrolle in Europa, wir haben eine Vorreiterrolle in diesem Land! Mir können Sie das nicht erzählen! Vielleicht allen anderen, aber mir nicht, weil ich erlebe tagtäglich, was da passiert! (GRin Nurten Yilmaz: Sie glauben, Sie sind die Einzige, die in ein Wiener Spital geht!)

Ich weiß, warum die Defizite sind. Wir brauchen endlich ein Konzept, das den Namen verdient. Wir brauchen Leitbilder. Wir brauchen Maßnahmen, die entwickelt und dann in regelmäßigen Abständen einer Kontrolle unterzogen werden müssen. Und wir brauchen funktionierende Mechanismen. (Beifall bei der ÖVP.)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, vielleicht noch ein Punkt, weil es Thema ist, Niederlassungsbegleitung, Sprachkurse. Als im Jahr 2002 die Integrationsvereinbarung von der Schüssel-II-Regierung ins Leben gerufen wurde, haben Sie von der SPÖ-Wien bei jeder Gelegenheit versucht, diese zu torpedieren. Sie haben sie kritisiert. Unter anderem hat der Herr Bürgermeister in einem Interview gesagt, diese Integrationsvereinbarung ist absurd. Auf die Frage, ob Sie diese Kurse finanziell unterstützen werden, hat er gesagt, sicher nicht, das muss der Bund hundertprozentig allein tragen. Wo sind Sie heute angekommen? Die Stadt Wien unterstützt diese Kurse mit 300 EUR. Wissen Sie, warum? Nicht, weil Sie Caritas spielen oder Mutter Teresa sind, sondern Sie wissen, dass diese Kurse einzigartig gut funktionieren und diese Kurse, die vom Bund, vom Österreichischen Integrationsfonds, organisiert werden, Ihnen viel Arbeit abnehmen, meine sehr geehrten Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.) 

Mir hat einmal ein Mitarbeiter dieser Stadt, den ich persönlich kenne, gesagt: „Sirvan, wir beneiden diese Kurse der Bundesregierung, die Integrationsvereinbarung, weil so etwas werden wir in Wien nie auf die Beine bringen." - Das sind Worte Ihrer Mitarbeiter, nicht meine Worte, meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir sehen ja heute, wie gut diese Kurse funktionieren, wie sie besucht werden und wie Sie sie auch unterstützen, meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Vielleicht ein paar letzte Worte, weil nach jeder Wahl habe ich das Gefühl, die SPÖ muss, um die Stimmung ein bisschen zu vernebeln, irgendwann ein so genanntes neues Programm herausrücken. Weil ich kann mich erinnern, 2006 war es StRin Wehsely, die sich kurz nach der Wahl darüber aufgeregt hat, dass die FPÖ dazugewonnen hat und gesagt hat, man wird im Integrationsbereich neue Modelle präsentieren. Fakt ist, 2008, und jedes Mal grüßt das Murmeltier wieder, sagen das die neue Stadträtin und der Bürgermeister. Jetzt präsentiert man einmal etwas Neues, was gar nicht neu ist, beruhigt die Massen und sagt, im Integrationsbereich geht etwas weiter. Schauen wir einmal, wann es wieder so einen Knall gibt, und dann machen wir wieder weiter. Der Urknall kommt sicher bald, weil ich spüre draußen diese Trauerstimmung. Gehen Sie einmal hinaus! Ich denke, Sie müssen auch umdenken. Es reicht nicht zu sagen, wir machen etwas für Neuzuwanderer, Sie müssen auch für Menschen, die lange hier leben, etwas machen. Auch den Einheimischen müssen Sie Informationen zukommen lassen, damit man ihnen ihre Ängste wegnimmt beziehungsweise ihre Ängste minimalisiert. (GRin Inge Zankl: Was Sie fordern, steht drinnen!)

Solange Sie kein umfassendes Programm und Konzept haben, meine sehr geehrten Damen und Herren, wird das leider nicht gelingen! Wir werden als Ideengeber weiterhin fungieren. Wir bieten uns als Kooperationspartner an. Nehmen Sie diese Kooperationsbereitschaft an! Gemeinsam könnten wir vielleicht mehr erreichen, als wir es bis jetzt getan haben! - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Bacher-Lagler. - Bitte schön.

GR Norbert Bacher-Lagler (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich möchte wieder zum ursächlichen Thema zurückkommen, weil ich denke, dass das Thema zu wichtig ist, um hier Hass zu treiben beziehungsweise Nachwahlanalysen zu tätigen. Ich denke, dass dieses Thema für die Zukunft dieser Stadt und für dieses Land Österreich von wesentlicher Bedeutung ist. 

Wien war in den letzten hundert Jahren immer ein Zuwanderungsland. Es ist in Österreich zugewandert worden und es findet nach wie vor Zuwanderung statt. Das ist gut so. Das wollen wir. Das ist auch gut für den Standort, für die Wirtschaft und für die Menschen in diesem Land. In den letzten Wochen wurde eine Studie der Statistik Austria bekannt gegeben, in der mitgeteilt wurde, dass das Lebensalter in Österreich steigt und dass bestimmte Bundesländer, speziell Kärnten, Gefahr laufen, dass dort bis 2015 eine Überalterung der Menschen durchgeführt wird. Das hat automatisch Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt. Das hat automatisch Auswirkungen auf den Standort, für die Wirtschaftspolitik und auf die Arbeitsplätze. Und das hat automatisch Auswirkungen auf das soziale Gefüge, auf die soziale Gesetzgebung und auf die Sozialpolitik in diesem Land, denn wenn wir die Zuwanderung nicht zulassen, wenn wir dagegen auftreten, bedeutet das, dass sehr viele soziale Gesichtspunkte, die wir in den letzten Jahrzehnten in diesem Land aufgebaut haben, gefährdet sind, weil die Überalterung überhand nimmt. Dementsprechend brauchen wir Zuwanderung, um Arbeitskräfte in dieses Land zu lassen und zweitens auch, um das Sozialsystem dementsprechend finanzieren zu können. 

Daher ist es sehr wichtig, dass wir in Wien stets neue Projekte erarbeiten, um dem entsprechend Rechnung zu tragen. Wien ist in den letzten hundert Jahren durch die Zuwanderung auch ein wirtschaftspolitischer, weltpolitischer Standort geworden, eine Vorzeigestadt, die beweisen kann, dass wir immer sehr konkret und ernst dieses Thema angegangen sind. Da möchte ich gleich noch einmal auf dieses neue Projekt „Start Wien" zu sprechen kommen. Was ist so wesentlich an diesem Projekt? Was ist so wichtig und, denke ich, auch innovativ für die Zukunft unserer Stadt, das wir hier anstreben? 

Gleich einmal zur Kollegin Ekici eine Feststellung und Klarstellung zum Namen „Start Wien": Es ist nicht so, dass die Stadt Wien diesen Namen geklaut hat. Die Domäne „Start Wien" ist schon sehr lange im Eigentum der Stadt. Wir haben schon seit Jahren Jugendprojekte unter dem Namen geführt. Dementsprechend ist es nicht so, dass wir uns irgendwo den Namen geklaut haben, sondern die Domäne „Start Wien" ist schon lange in unserem Bereich tätig gewesen, indem wir Jugendprojekte und Projekte begleitet haben. Aber ich denke, dass es nicht allein darum geht, wer diesen Namen kreiert hat, sondern es geht um den Inhalt dieses Projekts und der ist gut. 

Gut deshalb, weil wir, glaube ich, mit den ersten Schritten den ZuwanderInnen entgegenkommen, indem wir hingehen, indem wir Interesse zeigen, dass sie aufgenommen werden sollen, indem wir unsere Leistungen anbieten und wir natürlich erwarten, dass sie dasselbe Entgegenkommen von diesem Land und den BewohnerInnen dieser Stadt, das wir entgegenbringen, haben. Ich glaube, die Sicherheit, das Angenommenwerden, das Vertrautsein mit Menschen in dieser Stadt ist sehr wichtig. Ich denke, dass das ein sehr wichtiger Aspekt ist, um künftig diese Zuwanderungspotenziale für diese Stadt auch nutzen zu können. (Beifall bei der SPÖ.)

Neu ist auch, dass wir sämtliche Einrichtungen für diese Maßnahmen bündeln, zum Beispiel im One-Stop-Shop zur Beratung der MA 35 gemeinsam mit der MA 17. Es ist bei den vorhergehenden Wortmeldungen ungefähr in den Raum gestellt worden, als ob wir in Wien selbst die gesetzgebende Körperschaft wären. Wir vollziehen in der MA 35 die Bundesgesetzgebung und probieren durch die Bundesgesetzgebung, mit unseren Projekten, den Menschen, die zu uns kommen wollen, die hier sesshaft werden wollen, die hier arbeiten wollen, die sich hier einbringen wollen, die Hilfestellung zu geben. Da ist es richtig, dass wir das natürlich in der Muttersprache tun. Ich halte nichts davon, dass man Muttersprachen in Österreich verbietet. Ich halte sehr viel davon, dass die Muttersprachen der jeweiligen Menschen, von wo sie herkommen, weiterhin gepflegt werden, denn gerade diese Vielfältigkeit an Sprachen und diese Vielfältigkeit an Kulturen machen das lebenswerte Leben in dieser Stadt aus. Ich glaube schon, dass es für den Wirtschaftsstandort Wien sehr wesentlich ist, eine mehrsprachige Kultur zu haben, um für die Wirtschaft auch im Außenhandel dementsprechend wirken zu können. 

Ich denke - die Kollegin Yilmaz hat es schon erwähnt -, dass allein die Ausbildung jener, die zu uns kommen, wesentlich ist. Der Großteil der ZuwanderInnen, die nach Wien kommen, hat eine hervorragende Ausbildung hinter sich. (StR Johann Herzog: Ostanatolien!) Es sind HochschulabsolventInnen, sind AbsolventInnen, die höhere Schulen fertig durchgemacht haben. (StR Johann Herzog: Vor allem in Ostanatolien) Daher ist es sehr wichtig, dass man auch diesen Menschen die Möglichkeit gibt, ins Erwerbsleben hineinzukommen und diese Chance zu nutzen. Es ist nicht falsch und nicht schwierig, sich dementsprechend in den Arbeitsmarkt einzubringen. (GR Mag Wolfgang Jung: Warum müssen die dann erst in der eigenen Sprache alphabetisiert werden, wenn sie lesen und schreiben können?) Nur Deutsch zu können, ist nicht ein Vorteil, sondern die Vielsprachigkeit, die kulturelle Vielfalt. Das Spektrum des Wissens ist sehr wesentlich. (GR Mag Wolfgang Jung: Aber die können ja nicht einmal in der Muttersprache schreiben! Das ist es!) Sie wissen ganz genau, wenn Sie den Arbeitsmarkt ernst nehmen, welche Erfordernisse notwendig sind, um künftig bestehen zu können und was für diesen Arbeitsmarkt wichtig ist. Ich denke, dass das hier ein sehr wichtiger Aspekt ist. 

Ich habe vorher die Information bekommen, seit Beginn des Projekts „Start Wien" haben wir im WAFF mehr als 63 ZuwanderInnen beraten können. Wir haben mehr als 60 Personen inzwischen die jeweiligen Bildungsabschlüsse nachvollziehen können, haben bei der Anerkennung Hilfe stellen können. Das ist etwas Wesentliches für eine rasche Integration dieser Menschen. Daher ist dieses gemeinsame Agieren in dieser Menge, glaube ich, der Vorteil dieses Projekts und dementsprechend positiv zu bewerten. (Beifall bei der SPÖ.)

Eines möchte ich schon hier erwähnen: Hören Sie bitte auf, ständig über bestimmte Menschen von bestimmten Herkunftsländern Hass zu predigen! (StR Johann Herzog: Wer predigt Hass?) Wenn Sie sich die Zuwanderungsstatistik genau anschauen, dann ist es schon lange vorbei, dass die TürkInnen jene sind, die am meisten zuziehen. Es sind die ArbeitnehmerInnen aus der Bundesrepublik Deutschland, die nach Österreich kommen, hierher zuwandern. Es sind jene Menschen, die aus dem Bereich von Ex-Jugoslawien zu uns kommen, zuwandern und hier arbeiten wollen. Und es sind natürlich auch jene Menschen, die aus der Türkei nach Österreich kommen und hier sesshaft werden wollen. Ich denke, man darf das nicht ausschließen. Die sind willkommen und wir sollen sie beraten und in ihren Wünschen der Zuwanderung unterstützen. 

Wenn die Kollegin Ekici gemeint hat, das ist ein Projekt, das auf Grund der Wahl entstanden ist, auch hier eine Berichtigung: An diesem Projekt wird schon seit mehr als einem Jahr gearbeitet. Wir haben ExpertInnen, WissenschafterInnen, MigrantInnenvertreterInnen und natürlich auch die Vereine. Wir haben uns weltweit angeschaut, nach welchem Muster und nach welchen Systemen vorgegangen wird. Wir haben uns die Anzahl an Diskussionen, Einzelinterviews, Großgruppeninterviews, Analysen und Studien zum Zwecke gemacht, diese Methodik anwenden zu können. Daher ist dieses „Start Wien" entstanden. Es ist nicht ein Nachwahlprojekt, es ist ein Vorwahlprojekt gewesen, das schon sehr lange in Arbeit projektiert war und dementsprechend den Wienerinnen und Wienern vor einigen Wochen vorgestellt wurde. 

Sehr geehrte Damen und Herren, zum Abschluss zu den jeweiligen Anträgen der ÖVP und der FPÖ: Wir lehnen, und das werden Sie wahrscheinlich annehmen können, den Antrag der FPÖ ab. Hier sind wir einer Meinung mit der Grünen Fraktion, dass wir keine zusätzlichen Urkundenunterzeichnungen benötigen. Denn eines möchte ich schon noch zur Staatsbürgerschaftsaberkennung sagen: Jeder, der in Österreich auf die Welt kommt, weiß zu dem Zeitpunkt auch noch nicht, welche Regeln in diesem Land gelten. Es ist natürlich klar, dass jeder, der sich in dieser Republik aufhält und sich in dieser Republik bewegt, die Gesetze und Verfassung der Republik akzeptieren und sich dementsprechend verhalten muss. Wenn er das nicht tut, dann gelten die Regelungen der österreichischen Gesetzgebung und ist das zu ahnden. Da brauche ich keine Zusatzvereinbarungen, da brauche ich keine Zusatzregelungen, das ist so! Das gilt auch für AltösterreicherInnen. Es gibt auch Altösterreicher, die ihre Frauen schlagen, wo die Frauen in die Frauenhäuser gehen müssen, weil sie sich vor ihren Männern fürchten. (GRin Veronika Matiasek: Das löst aber nicht die Probleme!) Das ist nicht eine Kultur einer bestimmten Gruppe von Menschen, sondern das ist leider so, und das kommt immer wieder vor, dass das auch bei Einheimischen stattfindet. Das ist abzulehnen, dagegen treten wir auf, aber es ist hier nicht eine bestimmte Gruppe von Menschen in den Vordergrund zu stellen! (Beifall bei der SPÖ.)

Zum Antrag der ÖVP: Auch hier weiß ich nicht, was das bedeuten soll. Zu diesen Geschäftsstücken den Antrag zu stellen, Fotos auf die E-Card, würde ich meinen, ist reine Themenverfehlung oder eine Unterstellung in Richtung ZuwanderInnen, wo man unterstellt, dass sie die E-Card nicht richtig verwenden! Daher lehnen wir auch diesen Antrag ab, weil wir diese Unterstellung nicht dulden können! (Beifall von GRin Nurten Yilmaz. - StR Johann Herzog: Es geht um Missbrauchsverhinderung, egal, wer den Missbrauch betreibt!)

In dem Sinne ersuche ich um Zustimmung zu diesem Geschäftsstück. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Gudenus.

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich habe vorgehabt, in sachlicher Art und Weise über den vorliegenden Akt zu sprechen, aber nach den Ellensohn-Festspielen, die hier zum Besten gegeben wurden, bleibt mir nichts anderes übrig, als doch ein paar Sachen ins rechte Licht zu rücken. (StR David Ellensohn: Ins rechtsradikale Licht!) Das ist so, der Begriff „das rechte Licht" kommt vom Wort „richtig", im Gegensatz zu „links", das „falsch und linkisch" heißt! (GR Mag Rüdiger Maresch: Ein Sprachwissenschafter!) 

Sie haben schon recht. Sie haben gesagt, wir gewinnen mit Rassismus Wahlen. Aber wir gewinnen nicht mit Rassismus Wahlen, sondern wir sprechen die richtigen Themen an. Man merkt richtig, dass der Neid aus Ihrem Munde kommt! (Beifall bei der FPÖ.) 

Wir sprechen die richtigen Fakten an und der Wähler gibt uns auch recht. Es wurde schon oft genug gesagt, dass uns auch die Zuwanderer, die Neoösterreicher, in großen Massen wählen. Wir sind bei den Zuwanderern die zweitstärkste Partei und Sie, ich weiß nicht, die dritte, vierte oder sonst welche Partei! Man merkt also, Ihre Politik kommt nicht einmal bei den Zuwanderern an! Wo kommt sie dann an, sehr geehrter Herr Ellensohn? 

Sie haben gemeint, bei der FPÖ sitzen ängstliche Männer, weil wir uns vor allen fürchten. (GR Mag Rüdiger Maresch: Einer steht da!) Sie haben nur eine gewisse Nazi-Phobie, die Sie hier aufbauen. Wir haben die Hosen voll, haben Sie gesagt. Ich möchte Ihre Hosen gar nicht sehen, so sehr haben Sie Angst vor irgendwelchen Nazis oder Phantombildern, die gar nicht existieren, Herr Ellensohn! Sie wollen wahrscheinlich in die Geschichte eingehen als der Nazi-Jäger im Gemeinderat von Wien! Das werden Sie wahrscheinlich schaffen, ich weiß es nicht. Vielleicht bekommen Sie ein Ehrengrab von der Gemeinde Wien! Das ist das, was Sie anderen Leuten aberkennen, die es vielleicht mehr verdient haben! Aber ich glaube, Herr Ellensohn, Sie werden es trotzdem nicht schaffen! 

Ihre Angriffe gegen den Ring Freiheitlicher Jugend entbehren jeder Grundlage! Wenn Sie sagen, niemand hat sich von Herrn Winter distanziert und Herr Winter hat es selbst nicht für nötig befunden, sich von den eigenen Aussagen zu distanzieren, so hat er das postwendend getan. Sie tun jetzt so, als würden Sie unsere Homepages und Publikationen auswendig kennen, aber anscheinend kennen Sie seine Richtigstellung und seine Entschuldigung nicht. Aber genau diese Richtigstellungen und Entschuldigungen vermissen wir von Ihnen und von der Grünen Alternativen Jugend, wenn es darum geht, das eigene Nest und die Heimat zu beschmutzen. Wo bleibt denn die Entschuldigung für Aussprüche wie „Nimm dein Flaggerl für dein Gaggerl." oder „Heimat im Herzen ist Scheiße im Hirn"? Wo bleibt denn die Entschuldigung dafür, Herr Ellensohn? Sie haben heute die Möglichkeit dazu gehabt! (StR David Ellensohn: Ich verurteile doch nur!) 

Sehr geehrter Herr Ellensohn, Sie haben gesagt, Martin Graf sei in einer bösen rechtsradikalen Burschenschaft und es deswegen nicht wert gewesen, ihn zum Dritten Präsidenten des Nationalrats zu wählen. Herr Martin Graf hat 109 Stimmen bekommen. Das ist das beste Ergebnis seit Jahren. Frau Glawischnig hat vor zwei Jahren, glaube ich, 83 oder 87 Stimmen gehabt. Also bitte, Herr Martin Graf zeichnet sich durch Fachkompetenz, durch Verfassungstreue und Gesetzestreue aus! Mehr ist ihm überhaupt nicht vorzuwerfen! (Beifall bei der FPÖ.) 

Noch abschließend, Herr Ellensohn, zu Ihnen, weil länger ist es nicht wert, darüber zu reden: Der Faschismus von heute sagt nicht: „Ich bin der Faschismus.", sondern der Faschismus von heute sagt: „Ich bin der Antifaschismus." - Schreiben Sie sich das bitte hinter die Ohren! (StRin Dr Monika Vana: Jetzt reicht es aber!) - Ja, jetzt reicht es! (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich weiß, das können Sie nicht hören! Sie vertragen die Wahrheit nicht! Sie leben in einer völlig fremden Welt! (GR Christian Oxonitsch: Ein bisschen zusammenreißen kann man sich schon!)

Es wurde von meinem Vorredner erwähnt, Österreich ist ein Einwanderungsland, Wien braucht die Zuwanderung, das ist gut so, überhaupt keine Frage. Es gibt hier ein Interview mit Herrn Prof Heinz Fassmann in der „Presse" vom 12. Mai 2007. Auf die Frage: „Ist die Zuwanderung ein rein volkswirtschaftlicher Gewinn?", sagt er: „Eine Zuwanderung, die einen hohen Anteil an Familienmitgliedern enthält, ist volkswirtschaftlich weniger vorteilhaft." Das bestätigt auch ein Artikel der „Kronen Zeitung" vom 29. September 2007. Ich zitiere: „Seit 1980 beträgt der Anteil qualifizierter Zuwanderer in Australien 80 Prozent, in Kanada weit über 90 Prozent, in England 75 Prozent, in den USA 50 Prozent. Österreich brachte es, so wie Deutschland, nur auf 10 Prozent ausgebildete Einwanderer." - (GRin Nurten Yilmaz: Was glauben Sie, warum?) – „Das bedeutet, dass Österreich einen Zustrom von Hunderttausenden wahllos zugewanderter bildungsferner und kulturfremder Migranten verkraften muss. Das ist menschlich imponierend, ..." - Gratulation, sehr menschlich! – „... die Kosten dafür aber auch. In den Schulen sitzt ein erheblicher Teil unbeschulbarer Jugendlicher.“ - So nennen das die Experten in Deutschland. – „Für die Folgen der ausufernden Kriminalität – Klammer: mehr Polizei, Gefängnisse, Gerichte - muss die eingesessene Bevölkerung ebenso aufkommen, wie für verbreiteten Sozialmissbrauch und Arbeitslosigkeit." - Soviel zu Ihrer Menschlichkeit. Auf den ersten Blick wunderschön, gutmenschlich, auf den zweiten Blick, was die Bevölkerung und die Lasten, die die eigene Bevölkerung zu tragen hat, betrifft, eigentlich unmenschlich, meine sehr geehrten Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.) 

Man hat heute an Ihren hilflosen Wortmeldungen, vor allem bei Ihrer Frau Kollegin Yilmaz, gemerkt, dass die Integration gescheitert ist! Sie geben es selbst zu! Sie haben überhaupt keine Konzepte und genau das werfen Sie uns vor! Als wir vor zwei Jahren das Konzept „Zuerst Deutsch, dann Schule" angesprochen haben, wurden wir zuerst verteufelt, wurden wir immer ins rechte Eck oder ins Nazi-Eck gestellt, um dann vor einem halben Jahr zu erfahren, dass die SPÖ im Endeffekt dieses Konzept übernommen hat, meine sehr geehrte Damen und Herren! 

So ist es in vielen Belangen. Ich verweise auf das Bettelverbot. Da hat es geheißen, das sei böse. Jetzt haben wir ein Kinderbettelverbot beschlossen. Es gibt auch sehr viele andere Ansätze, wo die SPÖ in Wirklichkeit umfällt, zum Beispiel die Linie zum EU-Ver-
fassungsvertrag, wo die SPÖ merkt, die Umfragen werden immer schlechter und plötzlich auf einen Kurs einschwenkt und sich mit einer Tageszeitung verbrüdert und verhabert, nur weil Sie wissen, dass Ihnen die Wähler davonlaufen! Aber, sehr geehrte Damen und Herren, die Bevölkerung weiß ganz genau, wer hier der Schmied ist und die Bevölkerung wird auch in Zukunft den Schmied und nicht den Schmiedl wählen! (Beifall bei der FPÖ.) 

Die Frau StRin Frauenberger hat selbst im Juli gesagt: „Wir haben Identitätsprobleme bei der zweiten und dritten Generation jugendlicher Migranten." Ein anderes Zitat: „Das Machogehabe türkischer Buben ist ein Problem, vor allem in der Schule, auf Grund von fehlgeschlagener Erziehung." Das hat ein grüner Bundesrat gesagt, Efgani Dönmez, in der „Presse", gleiche Ausgabe, Juli 2008. Wir sehen, wir stehen in Wien schon fast vor einer unlösbaren Situation. Mehr als die Hälfte der Schulkinder sind Ausländerkinder. Ein Großteil davon spricht schlecht oder fast überhaupt nicht Deutsch. In manchen Schulklassen gibt es noch eine Handvoll österreichischer Kinder, heimischer Kinder. Gewalt und Verrohung sind im Vormarsch. Immer mehr Eltern schicken ihre Kinder in teure Privatschulen. Das heißt, sie sind gezwungen, die Kinder aus den öffentlichen Schulen abzuziehen und in teure Privatschulen zu schicken, was eine finanzielle Mehrbelastung bedeutet, weil die öffentlichen Schulen in manchen Bereichen und Bezirken nicht mehr zumutbar sind! Das ist das Ergebnis Ihrer Integrationspolitik, meine sehr geehrten Damen und Herren, und das ist wirklich schäbig! (Beifall bei der FPÖ.) 

Es geben uns alle möglichen Studien recht. Die PISA-Studie sagt durch die Blume, dass die Integration in Österreich gescheitert ist, vor allem in den großen Ballungszentren, ist gleich Wien. Die PIRL-Studie gibt uns recht, ein Armutszeugnis für die Bildung, die hier auf jeden Fall in Mitleidenschaft gezogen wurde. Es gibt uns das Wirtschaftsforschungsinstitut recht, das sagt, der Schlüssel für die Integration ist die Sprache und die Folge der Nichtintegration ist eine Generation von Hilfsarbeitern und Sozialhilfeempfängern. Das sagt das WIFO. Eine andere Studie, von der Sigmund-Freud-Universität, gibt auch der FPÖ recht. Diese sagt, Migration als Entwicklungsrisiko, nicht nur sprachliche Defizite sind hier zu vermerken, sondern auch in der sozialen Entwicklung würde das Niveau, das dem Alter der Kinder entsprechen würde, nicht erreicht. Immer mehr Studien geben uns recht, zwar nicht wortwörtlich, sondern durch die Blume. Da merkt man, dass wir Freiheitliche auf dem richtigen Weg sind, dass unsere Konzepte im Endeffekt die sind, die auch die richtigen sind! 

Sie werden uns am Anfang immer verteufeln. Nach ein oder zwei Jahren fallen Sie aber in unsere Richtung um. Das ist zwar eine späte Erkenntnis, auch wenn sie nicht ernst gemeint ist, aber wir sind zuversichtlich. Die Jugend gibt uns mit 33 Prozent, bei den Erstwählern gar mit 50 Prozent, recht! Sogar die Zuwanderer geben uns immer mehr recht! Wir sind auf dem richtigen Weg, meine sehr geehrten Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zur Geschäftsordnung zum Wort gemeldet hat sich Herr GR Oxonitsch. - Bitte schön.

GR Christian Oxonitsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Sollte ich mich nicht verhört haben und tatsächlich der Abg Gudenus in diesem Haus den Satz von sich gegeben haben, dass der Faschismus von heute der Antifaschismus ist (GR Dr Herbert Madejski: Ja!) und damit vielen Tausenden engagierter Antifaschisten hier eine Ohrfeige erteilt haben (GR Dr Herbert Madejski: Das hat der Herr Burger gesagt! Der Philosoph Burger hat das gesagt!), sollte das tatsächlich passiert sein, dann ersuche ich jedenfalls darum, das Protokoll anzufordern (GR Mag Wolfgang Jung: Lesen Sie die „Presse"!) und sollte das in diesem Zusammenhang als Originalwortmeldung des Herrn Gudenus gekommen und nicht als Zitat gefallen sein, finde ich es auf jeden Fall angemessen, dass in diesem Hause ein Ordnungsruf erteilt wird, meine Damen und Herren! (Beifall bei SPÖ und GRÜNEN. - GR Dr Herbert Madejski: Erteilen Sie dann einen Ordnungsruf, oder wie ist das?) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Riha. - Bitte.

GRin Monika Riha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich möchte zur FPÖ sagen: Es mag schon sein, dass Angstmache und Verhetzung kurzfristig gute Wahlergebnisse bringen. Aber jedenfalls hat das noch nie Probleme gelöst. (Beifall bei der ÖVP und von Gemeinderätinnen und Gemeinderäten der SPÖ.) Darauf nur mit Gegenprovokationen zu antworten und persönliche Eitelkeiten auszutragen - mag das bei Männern auch etwas Sportliches sein und etwas, woran man Spaß hat -, hat auch noch nie Probleme gelöst. (Zwischenrufe bei der FPÖ.) Ich finde es wirklich als ein Vorbild von Klubobfrau Vassilakou, dass sie sich dieses Themas sehr verantwortungsvoll und sehr lösungsorientiert angenommen hat.

Ich würde gerne - ich werde mich sehr bemühen - ein bisschen mehr Sachlichkeit hereinbringen und möchte auch zum Geschäftsstück zurückkommen. Ich bin der Meinung, weder das Verhetzen und das Schlechtreden noch das Bejubeln und das Toll-Machen hilft den Menschen, die draußen im Miteinander wirklich tagtäglich auf Probleme stoßen, die sie teilweise überfordern und an ihre Grenzen bringen. Einerseits sind das besorgte oder manchmal auch verunsicherte Inländer, aber genauso sind es Migrantinnen und Migranten, die Hilfe und Unterstützung brauchen.

An dieser Stelle möchte ich Frau Yilmaz - sie ist jetzt, glaube ich, nicht da (GRin Nurten Yilmaz, hinter den Sitzreihen stehend: Ich bin da!) - Folgendes sagen: Ich finde es schade, dass Sie das Thema Hausordnung einfach ein bisschen lächerlich gemacht haben. 

Genauso schade finde ich es, dass Frau Matiasek meint, Migration ist eine Einbahnstraße nur für die Migranten. Denn die ÖVP ist der Meinung, dass Integration eine Zweibahnstraße ist. Es braucht jedenfalls die Anstrengungen jener Menschen, die hier in unserer Stadt ein neues Zuhause finden wollen, und genauso muss diese Stadt Rahmenbedingungen schaffen, die diese Integration und ihren Platz auch wirklich ermöglichen. (GR Dr Herbert Madejski: Genau das hat sie ja gesagt: die Stadt, aber nicht die Wiener! Die Stadt, aber nicht die Bevölkerung! Genau das hat sie gesagt, unmissverständlich!) Hier ist Kanada - auch das hat Frau Vassilakou gesagt - wirklich ein gutes Beispiel. 

Die ÖVP ist ganz sicher nicht generell gegen ein vernünftiges Budget für Inte-grationsmaßnahmen und schon gar nicht gegen Sprachkurse. Was uns aber fehlt, ist der gesamtheitliche Ansatz, die Bereitschaft, diese Materie einfach auch über Ressortgrenzen hinweg zu behandeln und umfassende Lösungsansätze zu finden. Man kann es nicht oft genug betonen: Integration ist eine Querschnittsmaterie! Wichtig ist dabei zum Beispiel die Bildung, es geht aber auch über sehr praktische Fragen, alltägliche Fragen, über die Erwerbssituation bis hin zur Wohnungspolitik in dieser Stadt. Ich möchte der Stadt nicht den guten Willen absprechen, aber diesen konkret gesamtheitlichen Ansatz, der ja alle oder viele Ressorts betrifft, sehen wir einfach nicht, und der fehlt uns noch. (Beifall von Gemeinderätinnen und Gemeinderäten der ÖVP. – GR Prof Harry Kopietz: Ein dürftiger Applaus!)

Wir sehen sehr wohl, dass in dem Paket „Start Wien" einige Zielsetzungen durchaus positiv sind. Es gibt einige begrüßenswerte Punkte wie zum Beispiel die im Paket enthaltene Feststellung - und die dürfte Ihnen entgangen sein -, dass das Erlernen der deutschen Sprache eine der Hauptvoraussetzungen einer gelungenen Integration ist. 

Es gibt auch positive Entwicklungen im Bereich der Sprachangebote. Zum Beispiel die Kurse „Mama lernt Deutsch" waren ursprünglich eine Initiative der ÖVP und hatten ihren Beginn in der Hauptschule in der Brüßlgasse. Diese Kurse haben grundsätzlich ein sehr sinnvolles Ziel, nämlich niederschwellig Eltern, Migrantinnen und Migranten, vorrangig die Mütter, zu erreichen, die die deutsche Sprache lernen wollen und dies im Kindergarten oder in der Schule tun können. Aber auch gute Kurse wirken nicht oder nur begrenzt, wenn ein Gutteil jener Menschen, für die dieses Programm gedacht ist, gar nicht erreicht wird, wenn nachweislich ein beachtlicher Teil der Kinder mit Migrationshintergrund gar nicht in vorschulischen Einrichtungen untergebracht ist und auf die Schullaufbahn vorbereitet wird.

Kollegin Yilmaz hat auch die Sprachförderung für die Fünfjährigen angesprochen - durchaus ein richtiger Schritt in die richtige Richtung. Aber was hilft das, wenn jene fünfjährigen Kinder, bei denen ein spezieller Sprachförderbedarf festgestellt wurde, dann gar keinen Platz in einem Kindergarten bekommen, sondern erst recht nur dreimal in der Woche in Fördergruppen zusammengefasst werden, wo sie wieder nur Kinder mit schlechten Sprachkenntnissen um sich haben, die sich gegenseitig keine Sprachvorbilder sein können? Da ist einfach nicht weit genug vorausgedacht worden.

Solange es noch immer Kinder und Jugendliche in dieser Stadt gibt, die in Wien geboren sind und am Ende ihrer Schullaufbahn bei ihrer Berufswahl Probleme haben, weil ihre Sprachkenntnisse mangelhaft sind, können wir nicht von gelungener Integrationspolitik reden. (Beifall bei der ÖVP.) Und solange es in den Schulen noch immer eine so hohe Drop-out-Quote gibt - und das ist Realität -, es noch immer eine hohe Quote von Jugendlichen mit Migrationshintergrund gibt, die die Schule nicht abschließen, können wir nicht von gelungener Integrationspolitik reden. 

Damit ich hier nicht missverstanden werde: Das ist sicherlich nicht die Schuld der Jugendlichen. In diesen Fällen hat die Integrationspolitik und auch die Bildungspolitik in dieser Stadt versagt!

Warum ist das so? Wieso fallen noch immer Schüler und Schülerinnen aus dem Regelschulwesen? Was läuft da schief? Was muss an begleitenden, erweiternden Maßnahmen da noch getan werden? All diese Fragen hängen mit Integration zusammen. Hier Zusatzinstrumente zu kreieren, damit die Jugendlichen gar nicht erst aus dem Regelschulwesen herausfallen, würde sehr viel mehr bringen und wäre im Übrigen auch eine Investition in die Zukunft. 

Ganz sicher sind die heute beschlossenen Sprachangebote ein Schritt in die richtige Richtung. Aber woher wissen wir, ob die Migrantinnen und Migranten auch erreicht werden? 50 Prozent - das ist angeblich die Quote, die erreicht werden kann - sind da einfach zu wenig. Es muss das Ziel sein, alle Migrantinnen und Migranten zu erreichen.

Ein letzter Punkt, der heute relativ wenig - außer in der Rede von Frau Vassilakou - angesprochen wurde und über den ich noch sprechen möchte, sind die Migrantinnen. Es ist mir zweimal in den letzten zwei Monaten passiert, dass junge Frauen, Migrantinnen, die sich auf ihre Hochzeit gefreut haben, um Urlaub angesucht haben, um zu heiraten, und aus dem Urlaub nicht mehr zurückgekommen sind, sich auch nicht abgemeldet haben, gekündigt haben. (GR Dr Herbert Madejski: Nur zwei?) 

Das darf in einer Stadt wie Wien nicht passieren. Konsequente Integrationspolitik heißt, vor allem Frauen und Frauenrechte zu stärken. (GR Godwin Schuster: Von wo sind sie nicht zurückgekommen?) Die sind nicht mehr aufzufinden! Die haben in der Türkei geheiratet und sind nicht mehr ... (GR Godwin Schuster: Was ist jetzt Ihr Vorwurf?) 

Man muss vorher schon etwas machen: aufklären, die Frauen stärken, ihre Rechte stärken, ihnen ihre Rechte klarmachen (GR Dr Herbert Madejski: Stellen Sie sich nicht so blind, bitte!) und vor allem klarstellen, dass es in der Gesellschaft, in unserer Gesellschaft (GR Dr Herbert Madejski: Wissen Sie nicht, was da passiert? Die sind zwangsverheiratet worden!) - ich würde gerne ausreden -, dass es in unserer Gesellschaft (GR Dr Herbert Madejski: Darüber gibt es eine Studie!) keinen Platz für Gewalt gegen Frauen gibt, auch nicht auf Grund von gewachsenen Traditionen. So etwas wie Zwangsheirat darf es in Wien nicht geben. (Beifall bei der ÖVP.) 

Das partnerschaftliche Rollenbild, die Selbstbestimmung jeder Frau muss von zugewanderten Menschen genauso akzeptiert und respektiert werden wie von Österreicherinnen und Österreichern. Dazu müssen auch die Männer ins Boot geholt werden. Es gibt hier zu wenige konkrete Maßnahmen, um dieses Ziel zu erreichen.

Wenn wir Migrantinnen und Migranten wirklich erreichen wollen, sie sprachlich, sozial und kulturell integrieren wollen, dann werden wir um einiges mehr machen müssen. Deswegen das Ersuchen und der Appell meiner Fraktion: Überdenken, diskutieren und überarbeiten wir gemeinsame Konzepte! Ich bin für die Einladung von Frau Vassilakou sehr dankbar und hoffe wirklich, dass da eine gemeinsame Arbeitskommission zustande kommt. Arbeiten wir gemeinsam, alle vernünftigen Menschen gemeinsam daran, dass Integration in Wien rascher, ressortübergreifend und zielführender vorangetrieben werden kann. Danke!

Ich möchte an dieser Stelle noch einen Antrag - Sie haben es schon angesprochen - zum Thema E-Card einbringen. Da geht es uns einfach darum, die E-Card in dem Sinn zu verbessern, dass man mit der E-Card auch identifiziert werden kann. Mag sein, dass es nicht der perfekte Platz dafür ist, wir bringen dies jetzt trotzdem ein. - Ich danke. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Jung. - Bitte. 

GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Kollege Ellensohn hat zum Duell gefordert. Ich nehme an, er meint das verbal, sonst hätte er auch wenig Chancen. Das nehmen wir gerne auf, Herr Kollege! (Oh-Rufe bei den GRÜNEN.)

Ich werde mich in meinen Ausführungen weitgehend auf Ausführungen von anderen, die nichts oder wenig mit der FPÖ zu tun haben, beschränken und fange gleich an zu lesen:

„Immigration schafft Probleme, keine Frage, und romantisierendes Leugnen schafft sie nicht ab: Schulklassen, in denen neun von zehn Kindern kaum Deutsch können. Ethnisch sortierte Jugendgangs, die Territorialkämpfe austragen. Halbwüchsige Machos, die aus ihrer Verachtung für Mädchen kein Hehl machen. Das Aufeinandertreffen unterschiedlicher Lebensstile unter beengten Wohnverhältnissen und beschränkten Ausweichmöglichkeiten."

„Zweifellos muss man diese Belastungen an- und aussprechen dürfen, ohne dass man gleich ins rassistische Eck gestellt wird. Rot und Grün haben diesbezüglich einiges vergeigt, trotz vernünftiger integrativer Initiativen, indem sie unliebsame Verhältnisse beschönigt und geleugnet haben." - Elfriede Hammerl im „profil". 

Unliebsame Verhältnisse beschönigt und geleugnet - genau das haben Sie heute hier getan, vor allem auch die SPÖ, nicht nur die GRÜNEN! (Beifall bei der FPÖ.)

Denn wenn Kollege Bacher-Lagler behauptet, dass wir hier in der Mehrzahl oder in großer Zahl geschulte Arbeitskräfte bekommen haben, so müsste er es besser wissen, wenn er sich ein bisschen eingelesen hätte, und er müsste rot werden - denn er hat sich ja eingelesen -, wenn er nicht schon rot wäre, über diese Unwahrheit. Er weiß ganz genau, dass auch in diesem Haus darüber diskutiert wurde, dass wir Probleme haben, die deutsche Sprache weiterzuvermitteln, weil die Leute in ihrer Muttersprache nicht lesen und schreiben können. Daher können Sie nicht sagen, dass das hochqualifizierte Arbeitskräfte wären. 

Aber damit schon genug von der SPÖ; es ist Ihnen ohnehin peinlich genug, denn Sie müssen dauernd nachhüpfen, was wir Ihnen schon vor Jahren gesagt haben. Sie tun es ja, der Kollege hat es vorhin ganz richtig gesagt: Bettelverbot und, und, und. Jetzt sind wir dabei, auch das wieder nachzuvollziehen. 

Das Schlimme ist nur, dass die Wiener darunter leiden, dass Sie nachvollziehen, statt vorausschauend Maßnahmen zu setzen und vorausschauend das zu tun, was wir Ihnen gesagt haben. Denn jede vernünftige Analyse ergibt diese Entwicklung, und das hätten Sie auch erkennen können, wenn Sie nicht irgendeinem ideologischen Unsinn aufgesessen wären! (Beifall bei der FPÖ.)

Jetzt lese ich Ihnen wieder etwas vor, damit Sie sich nicht aufregen, es wäre von mir, Herr Kollege. Unter „Deconstruction Austria":

„Was feiert sich da eigentlich am 26.10., dem österreichischen Nationalfeiertag? Dieses Konstrukt Nation, das andere Dinge wie Rassismus und Antisemitismus fördert, lehnen wir ab. Dem und der Österreichtümelei am Heldenplatz stellen wir den Antinationalfeiertag gegenüber.“ - Homepage der Grünen Jugend, die das „Konstrukt der österreichischen Nation" und der „Österreichtümelei" ablehnt. So schaut's aus!

Aufgesammelt wurde das im Zelt Ihrer GRÜNEN am Heldenplatz, das ist dort verteilt worden. Ich habe mir das übrigens angeschaut und habe auch eine Zeit lang zugehört. Ich habe dort keinen grünen Mandatar gesehen, besonders interessiert scheint Sie das Thema nicht zu haben. (StR David Ellensohn: O ja, ich war eh dort!) 

Ich lese auch aus einem Flugblatt, das dort verteilt wurde, vor:

„Das Bundesheer nämlich ist genauso wenig wie unser Staat der unsere. Der Staat ist immer der Staat der Herrschenden und nicht der Beherrschten. Der österreichische Staat ist der Staat der österreichischen Bourgeoisie.“

So sehen Sie dieses Land, meine Damen und Herren! Es ist nicht ihr Staat, sagen dort Ihre Jugendlichen. Sie haben ja nicht einmal Ihre Jugendlichen im Griff, wie wollen Sie da Integrationsprobleme in den Griff bekommen? Sie haben doch keine Chance! (Beifall bei der FPÖ. - Zwischenrufe bei den GRÜNEN.)

Ihr Blutdruck wird noch weiter steigen, regen Sie sich nicht zu sehr auf. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Das sagt gerade der Richtige!) - Aus einem anderen Heft, das verteilt wurde: „Ulrichsberg wegbeamen!"

Na gut, da kann man geteilter Meinung sein, das gestehe ich Ihnen im Rahmen der Demokratie durchaus zu. Aber in der slowenischen Übersetzung, die weiter geliefert wurde, ging es nicht darum, den „Ulrichsberg wegzubeamen", sondern da ist am Schluss, und zwar in einer herzigen Kinderzeichnung, die Bombe zum Werfen da. Da steht nicht „Ulrichsberg wegbeamen", hier sehen Sie: Ulrichsberg wegbomben! Auch das wird an Ihren Ständen verteilt. Sie können es da anschauen; ich habe es, sollten Sie es nicht haben. (Beifall bei der FPÖ. - GR Dr Herbert Madejski: ... gewaltbereit! - GR Mag Johann Gudenus, MAIS: Schwarzer Block!)

Ganz zum Abschluss - vielleicht haben Sie es aber zum Genuss, daher lese ich es Ihnen gerne vor - Ihre eigenen Fehler, analysiert von Ihren eigenen Leuten. Sie kennen es ohnehin, und Sie kennen Ihre eigenen Fehler. Sie müssen es dann nur vertreten, weil Sie radikaler sein müssen als alle anderen. Sie haben ja auf der Bundesebene schon Ihre Schwierigkeiten, das sieht man ganz deutlich daran, wie Ihnen Ihr Vorarlberger - ich weiß nicht, ob Sie „Genosse" sagen - Genosse den Spiegel vors Gesicht hält, weil man Österreich-weit erkannt hat, dass Sie auf dem falschen Dampfer sind, sich verzweifelt an einer Ideologie festklammern und den Heiligen Marx noch immer in den Himmel heben, obwohl Sie sich nur noch an dem in St Marx, draußen am Schlachthof, orientieren können. (GR Dr Herbert Madejski: Nicht einmal mehr dort!)

Ich lese es zu Ihrer Freude vor: „Vom Schwächeln der Grünen", Vorwurf eines Alt-Grünen an die Parteispitze. Er analysiert Sie da ganz hervorragend. Er sagt ... (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Wer ist der Alt-Grüne?) Wer der Alt-Grüne ist - Moment, ich sage es Ihnen gleich. Ich habe ihn nicht gekannt, weil diese Grünen nicht so bekannt sind. „Franz Klug ist Gründungsmitglied der österreichischen Grünen (Heiterkeit bei den GRÜNEN.), langjähriger Abgeordneter in Tirol und lebt in Innsbruck und München." Ich habe ja nicht „der Uralt-Grüne" gesagt, den Van der Bellen erwähne ich nicht; jetzt gehen wir zu dem. (Beifall bei der FPÖ.) 

Übrigens hält er ihn uns als Vorbild vor: „Statt - wie die Rechten - mit Begeisterung für die eigenen Inhalte auf der Straße und in den Wirtshäusern zu kämpfen, hat man sich ins Parlament zurückgezogen und den öffentlichen Raum fast zur Gänze dem politischen Gegner überlassen."

Ja, Sie kneifen! Sie sind die Feiglinge, nicht bei uns sind die feigen Männer oder womöglich Frauen. Sie sind zu feig, sich mit der Öffentlichkeit zu konfrontieren und mit ihr zu diskutieren. Deswegen verlieren Sie die Jugend, deswegen bekommen Sie keine neuen Wähler mehr, und deswegen gehen Sie den Bach hinunter. Machen Sie weiter so! (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.)

Aber er schreibt noch weiter: „Um den Rechtsschwung in Österreich zu stoppen, ist ... ein seriöserer politischer Umgang mit FPÖ und BZÖ notwendig." - Was Sie geliefert haben, war nicht seriös, das war einfach ein Hinwerfen von Phrasen, Herr Kollege. – „Hier bräuchte es eine Politik der Differenz (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Genau das meint er ja ...!), die eben nicht alle Wähler und Wählerinnen dieser Parteien Dummköpfe und Nazis nennt.“ 

„Und der“ - das schreiben jetzt Sie sich hinter die Ohren, Herr Kollege Ellensohn! – „teilweise überhebliche Habitus der Grünen" - der „überhebliche Habitus" der GRÜNEN! -, „wir sind die G'scheiten, die anderen sind die Blöden ... muss einer Haltung der Neugier ... weichen, auch außerhalb von Wahlzeiten." (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Anständige Menschen ... gegen Faschismus! Das ist der Unterschied!) 

So schaut es aus, Herr Kollege! Sie wissen aber ohnehin selbst, wie es um Sie bestellt ist. Nur: Mit diesem dauernden Hinwerfen von Phrasen auf nichts einzugehen - wir haben Ihnen genau diese Entwicklung vorhergesagt, die jetzt eingetreten ist und mit der Sie die Schwierigkeiten haben, wobei Sie nun versuchen nachzurudern, die SPÖ vor allem, weil sie an der Regierung ist. Sie hinken nach! (StR David Ellensohn: Stimmen Sie für die Deutschkurse!)

Wir haben nichts gegen Deutschkurse gehabt, das haben wir gesagt - aber es geht um die richtige Form und Art und Weise! Jetzt brauchen Sie gar nicht abzulenken. Sie haben nicht über die Deutschkurse geredet, Sie haben über die FPÖ geschimpft und gezetert. Machen Sie weiter so! Sie werden noch viel weiter den Bach hinuntergehen, und in eineinhalb Jahren reden wir dann weiter - wenn Sie überhaupt noch da sind, Herr Kollege! (Beifall bei der FPÖ. - GR Dr Herbert Madejski: Jawohl! - StRin Dr Monika Vana: Zumindest gehen wir nicht ...!)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Sehr verehrte Damen und Herren!

Es ist bei dieser Debatte für mich eindeutig zu oft das Wort Faschismus gefallen, und auch in einem Zusammenhang, den ich nicht tolerieren möchte. Ich habe von grüner Seite gehört: „Ihr", nämlich die FPÖ, „huldigt dem Faschismus." Das ist für mich nicht akzeptabel.

Es ist genauso wenig akzeptabel für mich als Vorsitzenden des Gemeinderates, eine Gleichstellung zu erfahren, indem hier ein Gemeinderat sagt: „Der heutige Faschismus ist der Antifaschismus." 

Ich halte nichts davon, so leichtfertig mit solchen Begriffen und mit solchen Geschehnissen umzugehen, und würde sehr darum bitten, dies bei künftigen Debatten zu berücksichtigen. (Beifall bei der ÖVP und von Gemeinderätinnen und Gemeinderäten der SPÖ.)

Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Al-Rawi.

GR Dipl-Ing Omar Al-Rawi (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich werde jetzt keine lange Rede halten, aber ich muss einfach auf ein paar Dinge eingehen, die hier gesagt wurden.

Zur Behauptung von Herrn GR Gudenus, dass Frau StRin Frauenberger gesagt hat, dass Migranten Identitätsprobleme haben: Ich würde Sie schon sehr bitten! Es gibt zwei Dinge (GR Mag Johann Gudenus, MAIS: Zitat! Wortwörtlich!): Entweder reißen Sie Zitate aus dem Zusammenhang oder ich bitte Sie, endlich einmal die ganzen Konzepte zu lesen. Es gibt dann wieder zwei Möglichkeiten: Entweder verstehen Sie es oder Sie führen bewusst die Leute in die Irre. Daher: Bitte lesen Sie die Gesamtkonzepte, reißen Sie nicht Zitate aus dem Zusammenhang, und unterstellen Sie unserer Frauenstadträtin nichts Falsches! (Beifall bei der SPÖ.) 

Zu Frau GRin Ekici und ihrer Feststellung, dass es in Österreich auch ein Teil des kulturellen Lebens geworden ist, dass Muslime ihren Fastenmonat Ramadan feiern, dass es Iftars gibt, dass es schon so weit ist, dass man niemandem erklären muss, was Ramadan heißt und was Iftar ist, und dass es seit sieben Jahren diese Veranstaltungen gibt: Die Behauptung, dass wir es einfach zu Wahlkampfzwecken machen und die Gefühle der Muslime und ihre Religiosität missbrauchen, ist schlicht und einfach falsch!

Sie wissen ganz genau, dass Herr Bgm Häupl im Jahr 2002 der Erste war, aber Sie versuchen immer, damit anzugeben und zu sagen: Nein, Frau Benita Ferrero-Waldner war die Erste. Ich kann mich daran erinnern, dass Nationalratspräsident Andreas Khol solche Einladungen gemacht hat. Im heurigen Jahr habe ich Sie in zig verschiedenen Veranstaltungen getroffen; ich kann mich an kein einziges Mal erinnern, wo Sie keinen Wahlkampf gemacht haben, wo Sie nicht in Ihrer Rede sogar um Vorzugsstimmen gebeten haben. Das habe ich auch gemacht, ich möchte das jetzt nicht verurteilen.

Aber hier zu sagen, wir missbrauchen die Gefühle der Muslime und ihre Spiritualität, wo ein Stadtrat Norbert Walter, wo eine Staatssekretärin Marek, wo ein ehemaliger Nationalratspräsident Andreas Khol, der noch damit angibt, dass er stolz darauf ist, Ehrenmitglied von ATIB zu sein, auf der anderen Seite im 20. Bezirk der Bürgerinitiative verspricht, dass er sich dafür einsetzen wird, dass die Moschee abgesiedelt wird, hier dazuzukommen, nur weil Sie es dieses Jahr verschlafen haben, eine Veranstaltung zu machen, sich geärgert haben, dass im Wahlkampf nichts stattgefunden hat, hier zu stehen und zu sagen: wir haben das edel gemacht, wir wollen niemandes Gefühle verletzen, und die anderen haben es gemacht!, das ist ein bisschen sehr billig!

Das möchte ich schon festhalten. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu einer tatsächlichen Berichtigung zum Wort gemeldet ist Frau GRin Ekici. - Bitte.

GRin Mag Sirvan Ekici (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Eigentlich habe ich mir jetzt überlegt, ob ich mich überhaupt auf diese Diskussion einlassen soll oder nicht. Aber ich muss das natürlich richtigstellen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der Punkt ist nicht, dass wir Signale an die muslimische Community senden, dass wir ihr jetzt hier auf Augenhöhe begegnen, sondern dass wir - beziehungsweise nicht wir, sondern eine gewisse Partei - ihre Religiosität missbrauchen. 

Selbstverständlich haben politische Autoritäten meiner Partei das gemacht. Gott sei Dank haben sie das gemacht, gut haben sie es gemacht, aber nicht so, wie Sie es gemacht haben. Ich verstehe nicht, warum jetzt mein Kollege Al-Rawi herauskommt, wissend, was ich meine. Ich kritisiere ja nicht, dass er es gemacht hat, sondern dass jeder Bezirksvorsteher sozusagen in der Gemeinde redet und das dann in Wahlkampf umgemünzt wird. (Zwischenrufe bei der SPÖ.)

Eine Muslimin verschläft keinen Ramadan, das weißt du! Es ist eine Frechheit, mir zu sagen, ich hätte den Ramadan verschlafen, und dann zu sagen, unsere politische Autorität hier vorzuführen, ist eine Frechheit. (Beifall bei der ÖVP. - GR Christian Oxonitsch: Jetzt sagen Sie mir den Unterschied ...! - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu einer weiteren tatsächlichen Berichtigung zum Wort gemeldet ist Herr GR Gudenus. - Bitte.

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): In aller gebotenen Kürze eine tatsächliche Berichtigung. 

Herr Kollege Al-Rawi hat gemeint, ich hätte hier falsch zitiert.

Ich habe richtig zitiert, und zwar aus der „Presse" vom 19. Juli 2008, wo Frau StRin Frauenberger in einem Interview gesagt hat: „Wir wissen: Wir haben Identitätsprobleme bei der zweiten und dritten Generation jugendlicher Migranten."

Genau das Gleiche habe ich vorhin in meiner Rede auch gesagt. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist jetzt Herr StR Ellensohn. - Bitte.

StR David Ellensohn: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Es ist sehr schade, dass Herr GR Gudenus hier keine Möglichkeit sieht, das zu korrigieren, was vorher Gegenstand der Diskussion war, nämlich ob er hier tatsächlich den Satz gesagt hat und das auch so meint. Dass er ihn so gesagt hat, wissen wir mittlerweile aus dem Protokoll (GR Dr Herbert Madejski: Bitte, das interessiert doch nicht einmal den letzten Vorarlberger!): „Der Faschismus von heute ist der Antifaschismus."

Das ist ja ungeheuerlich! (GR Mag Johann Gudenus, MAIS: ... habe ich nicht gesagt!) Das führt bei uns zu einer Aufregung, dass nicht einmal alle ruhig sitzen bleiben können. Sie kommen da heraus, machen eine tatsächliche Berichtigung und sind nicht imstande, sich dafür zu entschuldigen!

Ich muss auch gegenüber dem Vorsitz eine Empfehlung abgeben. (GR Dr Herbert Madejski: Ganz wichtig ist das!) Ich halte dies für ungebührend für dieses Haus. Gestern bekommt Martin Margulies von den GRÜNEN einen Ordnungsruf, weil er sagt: „Die Preiserhöhung beim Gas ist eine Sauerei." (Ruf bei der ÖVP: Nicht wiederholen!) Das gibt einen Ordnungsruf. Es gibt keinen Ordnungsruf für das, was heute passiert ist. Das ist unglaublich! In der Verhältnismäßigkeit halte ich das für inakzeptabel. (Beifall bei GRÜNEN und SPÖ.) Ich halte solche Aussagen wie die von Herrn Gudenus für inakzeptabel für diesen Gemeinderat.

Nur ganz kurz noch zur Sache, weil das jetzt wieder gekommen ist: Probleme verleugnen oder nicht. Es ist ohnehin allen klar, dass wir keine Machismo-Kultur wollen, weder bei türkischen Zuwanderern noch bei FPÖ-Männern und bei der FPÖ-Politik, wo der Frauenanteil immer ein wahnsinniger hoher war, was sich auch in diesem Haus wieder ganz leicht sehen lässt. 

Wenn ich mir das überlege: Deutschkenntnisse sind schwach, und dann sagen wir, bei vielen Zuwanderern haben wir Probleme mit Deutschkenntnissen, ist das ein Befund, den wir alle teilen. Das ist nicht das Problem; das heißt, das ist schon das Problem, aber das Problem ist nicht, dass wir es unterschiedlich sehen. Da gibt es ein paar Punkte, die wir alle so sehen.

Nur hat die FPÖ keine einzige Lösung dazu! Die FPÖ zählt das alles auf, und fertig; dann hetzen wir auf die Leute ein, und aus, dann tun wir so, als ob es eine Lösung wäre zu sagen: Wenn er es nicht lernt, dann werfen wir ihn hinaus. - Dass das alles nicht funktioniert, wissen Sie ja selbst, Sie haben es auch nicht so gemacht. So einfach ist das alles nicht, wie Sie es dann zwischendurch sagen. Sie lügen ja die Leute in dieser Frage auch an. (GR Mag Wolfgang Jung: Also bitte!)

Die Frage ist dann (GR Dr Herbert Madejski: Ellensohn verliert die Nerven!): Wie gehen wir damit um? - Unter anderem mit dem Tagesordnungspunkt, den wir jetzt beschließen! Wir sind der Meinung, es gibt Probleme, weil es Leute gibt, die nicht alphabetisiert sind; also brauchen wir Alphabetisierungskurse, und da beschließen wir jetzt Geld dafür. Wir sind der Meinung, es wäre günstig, wenn mehr Leute Deutsch lernen, also gehen sie zu Deutschkursen. Genau das beschließen wir jetzt!

Da sind Sie nicht dabei, und das ist genau die Linie der FPÖ ein ums andere Mal. Da reiht sich Herr Gudenus gut ein, da passt der Ulrichsberg gut dazu, und da passen alle Ihre Olympia-Auftritte hervorragend hinein. Die FPÖ hat kein Interesse an Integration. Das versuchen Sie ja in Wirklichkeit ohnehin nicht zu sagen. Aber hören Sie auf, die Leute gegeneinander zu verhetzen! 

Die Linien in diesem Land verlaufen nicht zwischen In- und Ausländern, sondern zwischen Oben und Unten, wie überall. (Zwischenrufe bei der FPÖ.) Die Frage ist, wie man denen unten hilft. Ob die unten In- oder Ausländer sind, interessiert mich nicht, sondern mich interessiert, wie man den Schwächeren der Gesellschaft helfen kann. Das kann man mit der FPÖ nicht ausmachen - fertig!

Was ich abschließend gerne hätte, ist, dass man sich noch einmal überlegt, ob das einen Ordnungsruf wert ist. Und Herr Gudenus möge sich dann noch einmal nachmelden und sich dafür entschuldigen. Denn das ist wirklich ungebührlich, was Sie da aufführen. (Beifall bei den GRÜNEN und von Gemeinderätinnen und Gemeinderäten der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Eine weitere Wortmeldung liegt mir nicht vor. 

Was ich von gegenseitigen Faschismusvorwürfen halte, habe ich bereits klar zum Ausdruck gebracht. (GR Mag Wolfgang Jung: Und „Lüge"? - Weitere Zwischenrufe.)

Ich komme daher zur Abstimmung, und ich ersuche, das zur Kenntnis zu nehmen. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: ... dem Vorsitz einen Ordnungsruf!)

Herr Kollege Margulies! Ich bedauere es wirklich, aber dafür muss ich Ihnen jetzt tatsächlich einen Ordnungsruf erteilen. (Heiterkeit bei den GRÜNEN. - GR Dipl-Ing Martin Margulies: Wenn man dem Vorsitz einen Ordnungsruf erteilt hat?) Ja.

Damit komme ich jetzt zur Abstimmung und bitte um Konzentration auf das Geschäftsstück. 

Wer für das Geschäftsstück ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. (StR David Ellensohn: Das heißt, den Quatsch von Gudenus muss ich jedes Mal ertragen?) - Ich stelle die Zustimmung bei SPÖ und GRÜNEN fest, damit ist das Geschäftsstück mehrstimmig angenommen. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Beschlussantrag der FPÖ. Wer für diesen Beschlussantrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. (StR David Ellensohn: Wenn ich persönlich beleidigt bin, gibt es einen Ordnungsruf!) - Hier stelle ich die Zustimmung der FPÖ fest, der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit.

Wir kommen zur Abstimmung über den Beschlussantrag der ÖVP. Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Hier stelle ich die Zustimmung von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN fest, der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit.

Wir kommen zur Postnummer 4 der Tagesordnung: Aufstockung des Förderbudgets 2008. Berichterstatter ist Herr GR Ekkamp. Ich bitte ihn, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Franz Ekkamp: Herr Vorsitzender! Geschätzte Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung zur Postnummer 4.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Herr StR Herzog. - Bitte.

StR Johann Herzog: Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Eingangs möchte ich nicht wieder die Debatte von vorhin aufleben lassen, aber ich stelle fest, dass wir namens unserer Fraktion klar sagen, dass wir die Feststellungen des Gemeinderatsvorsitzenden zur Kenntnis nehmen und die Ausgewogenheit für richtig finden. 

Des Weiteren möchte ich feststellen, dass wir mit Interesse zur Kenntnis genommen haben, dass es Ehrenmitglieder bei der ATIB gibt und wer als solches genannt wurde. Das haben wir nicht gewusst, und deshalb sind wir für die Mitteilung des Herrn Al-Rawi durchaus dankbar. 

Wir kommen nun zu unserer eigentlichen Tagesordnung, und ich darf feststellen, dass wir, was den Punkt 4 betrifft, natürlich eine Zustimmung der FPÖ abgeben - zu der Sache Aufstockung des Förderbudgets der departure wirtschaft, kunst und kultur GmbH, zur Förderung der zusätzlichen Netzwerk- und Cluster-Maßnahmen sowie zu diesem Punkt: Der Magistrat wird ermächtigt, den Wiener Wirtschaftsförderungsfonds mit der Abwicklung der zusätzlichen Netzwerk- und Cluster-Maßnahmen zu betrauen.

Allerdings ist das auch alles, was ich zum Punkt 4 als solchen sagen werde: jedenfalls Zustimmung der FPÖ. Gedacht ist ja, glaube ich, der heutige Punkt in erster Linie als eine Fortsetzung der Wirtschaftsdebatte oder der Debatte über Finanzprobleme, sozusagen eine Fortsetzung dessen, was in der Aktuellen Stunde angerissen wurde. Ich möchte auch dort fortfahren, wo ich aufgehört habe, nämlich schlicht und einfach bei der Frage der Cross-Border-Leasing-Angelegenheiten.

Dazu möchte ich sagen, dass wir ein Doppelproblem haben: Auf der einen Seite die Problematik der Cross-Border-Leasing-Konstruktion als solche, die in ihrer Gesamtheit und in ihrer Ausweitung, glaube ich, zumindest am Beginn der Beschlussfassungen nicht in dem Ausmaß bekannt war, zumindest mir nicht. Wir haben als FPÖ ja der Cross-Border-Lösung bei Wiener Linien/U-Bahn zugestimmt, da war ich selbst dabei. Wir haben lange Debatten geführt, wobei uns gegenüber von den Fachleuten, von den Juristen festgestellt wurde, dass mit dem Ablauf eines kurzen Zeitraumes zur Verankerung des Vertrages für die Stadt Wien keine weiteren Folgen außer einer gewissen finanziellen Lukrierung erfolgen werden. 

Das ist aber offensichtlich eine zu milde Betrachtungsweise. Denn offensichtlich gibt es hier ein weitergehendes juristisches Leben, es gibt juristische Folgeformen, die sich auf Grund der Tatsache ergeben, dass die Verträge auf 99 Jahre abgeschlossen wurden und dass das, zumindest was den Rückkauf betrifft, 35 Jahre für Wien gegeben ist.

Des Weiteren ist ein Doppelproblem insofern gegeben, als sich zu diesen sowieso schwierigen Konstruktionen rund ums Cross Border Leasing noch die Frage hinsichtlich der Situation des Finanzdebakels, das sich abzeichnet, und der Finanzkrise in der ganzen Welt dazugesellt, womit die Frage zu stellen ist - und diese ist von der Finanzstadträtin zu beantworten -, ob die Grundlagen dieser Geschäfte, die da abgeschlossen wurden für die U-Bahn/Wiener Linien, für den Kanal und für das Rechenwerk der Stadt Wien, noch halten und vorhanden sind. Wir wissen das nicht. Die Bonität der einzelnen Institute in Amerika ist in Frage zu stellen. Die Versicherung AIG ist gerade gerettet worden; was andere betrifft, ist das so eine Frage. 

Grundsätzlich ist festzustellen, dass durch Cross Border Leasing etwa die Fiktion von zwei steuerlichen Eigentümern oder Inhabern aufgestellt wird, die in ihrem Land eine gewisse Lukrierung von Steuervorteilen erreichen und sich damit sozusagen Vorteile verschaffen können. Die jeweiligen Kommunen in Europa bekommen in etwa bis 8 Prozent als Barwertvorteil dieser Gesamttransaktion ausbezahlt. Wir wissen leider nicht, wie hoch in Wien diese Summen wirklich gewesen sind; sie wurden zumindest uns - auch damals, als ich im Ausschuss war - nicht mitgeteilt. 

Aber jetzt kommen wir zu all den Fragen, die offen sind, insbesondere der Frage, welche Folgerungen daraus zu ziehen sind. Im Jahr 2004 wurden in den USA die Verträge verboten, die Steuergesetze wurden geändert, und es wurde festgestellt, dass das in den Vereinigten Staaten als missbräuchliche Steuerumgehung zu gelten hat. Das wäre noch zu verkraften gewesen, weil es nicht rückwirkend gedacht war. Aber im Jahr 2005 ist es sehr wohl dazu gekommen, dass die amerikanische Finanzverwaltung festgestellt hat: Diese missbräuchliche Steuerumgehung ist auch für in Vergangenheit stehende Verträge in Geltung. 

Daher ist die Frage zu stellen, ob die abgeschlossenen Geschäfte noch lukriert werden können oder was die Folge sein wird. Wie schaut das in Bezug auf Wien aus? Hier ist ebenfalls die Klärung durch die Finanzstadträtin eine absolute Notwendigkeit. 

Vielleicht müssen wir also rückblickend sagen, dass dieser Weg des Cross Border Leasings - nicht nur in Wien, nicht nur in Österreich, sondern in ganz Europa - ein gemeinsam europäischer Irrweg gewesen ist, der in seinen Konfliktdimensionen wahrscheinlich gar nicht richtig durchgedacht wurde. Die Zeiträume von 100 Jahren Vertragslaufzeit für den amerikanischen Partner und von 35 Jahren für den Rückkauf sind nämlich Zeiträume, die gewaltig sind. Wenn man im Jahr 2003 zum Beispiel eine Kanalisation in so einen Cross-Border-Leasing-Vertrag eingebracht hat, dann ist eben festzustellen, dass für Wien die Bindung bis 2038 gilt. Wir haben jetzt, im Jahr 2008, eine Finanzkrise sondergleichen, und die Frage ist, wie sich das in Zukunft auswirken wird.

Diese Frage ist dann die nächste: Müssen die Investitionen von Wien gemacht werden? Die Anlagen, so wie sie vertraglich mit den Amerikanern abgeschlossen wurden, sind zum festgelegten Zweck im gesamten Zeitraum aufrechtzuerhalten, und bei Veränderungen oder sonstigen Dingen sind Schadenersatzforderungen gegen die Gemeinden - auch die Gemeinde Wien - jederzeit möglich. Solche Rückzahlungsaufforderungen auf amerikanischer Seite können ein Mehrfaches des Barwertvorteiles ausmachen. 

Ein Problem sind, wie gesagt, die langen Laufzeiten, nicht so sehr in Bezug auf die 99 Jahre, die in Wiener Verträgen als Frist für die Amerikaner drinstehen, sondern hinsichtlich der Rückmiete von 30 Jahren. Alle eingeschalteten Banken und so weiter müssen weiterexistieren, und das vorgeschriebene Rating muss beibehalten werden. Sämtliche nachträglichen Änderungen gehen auf Kosten der Kommunen, und diese tragen auch alle damit zusammenhängenden Risken. Das heißt, die Gemeinde Wien ist für alle zukünftigen Veränderungen in Haftung zu nehmen.

Daher ist zum Antrag der Grün-Alternativen Folgendes zu sagen; ich habe ihn hier, Moment, da ist er schon. Er lautet: Der Wiener Gemeinderat spricht sich dafür aus, mit den InvestorInnen - ich weiß nicht, was da mit "Innen" gemeint ist - bestehender CBL-Transaktionen in Verhandlungen über eine vorzeitige Auflösung bestehender Verträge einzutreten, und etwaige dadurch entstehende Kosten werden bis zur Größenordnung der aus den CBL-Verträgen resultierenden Barwertvorteile in Kauf genommen.

Ich kann nur sagen, der grüne Antrag geht ins Leere, weil Wien als verpflichtete Kommune in jedem Fall den Kostenfaktor tragen muss und sämtliche damit zusammenhängende Risken von ihr getragen werden müssen. Denn der Gerichtsstand ist, wie gesagt, in den USA, zumeist in New York, weil dort das Recht anscheinend am biegsamsten für diese Dinge gewesen ist. Die Verträge sind auf Englisch, sie sind tausend Seiten stark, das heißt also: So gut österreichische Juristen und Wiener Juristen auch sein mögen, eine echte Chance gegen amerikanische Anwaltskammern im Konfliktfall draußen vor irgendwelchen Gerichten in den USA wird sicherlich nicht gegeben sein. Da sind eben die amerikanischen Finanzbehörden und die amerikanischen Gerichte zuständig, und da kann man sich nur durch amerikanische Juristen vertreten lassen. 

Gedacht war das Ganze so, dass man einen Barwertvorteil als Entgeltleistung ohne echte Gegenleistung bekommt und nur pro forma einen Mietkauf, ein Leasing in Bezug auf einzelne Gegenstände und Institutionen in Wien eingeht. In der Zwischenzeit weiß man aber, dass es eben lange rechtliche Folgen gibt. 

Noch einmal: Diese amerikanische Gesetzgebung hat in Bezug auf die Verträge sicherlich in irgendeiner Form Auswirkungen auf Österreich. Ich ersuche ganz deutlich und nachdrücklich die Finanzstadträtin zu klären und uns gemäß jetzigem Wissenstand mitzuteilen, wie sich diese Cross-Border-Leasing-Sachen in Bezug auf die neue Gesetzes- und Rechtslage in den Vereinigten Staaten auswirkt. Und wenn sie schon dabei ist, soll sie uns bitte auch gleich mitteilen, wie sich die Weiterexistenz der amerikanischen Partner, ob das jetzt Versicherungen, Banken oder Sonstige sind, entwickelt hat und ob es all diese Institutionen und so weiter noch gibt. 

Die Hinweise des Herrn Kollegen Strobl, ein Konkursausfall einer US-Depotbank würde der Gemeinde Wien nichts machen und keinen Schaden anrichten, klingen schön. Ich hoffe, das steht im Vertrag, in den tausend Seiten, irgendwo drin, und ich hoffe, dass amerikanische Gerichte sich dieser Bestimmungen auch erinnern werden. 

Eine andere Frage ist: Wenn die Banken in Amerika abstürzen und deren Bonität in Frage gestellt wird oder massiv abstürzt, welche Auswirkungen hat das auf Österreich und auf die Stadt Wien? Sind in irgendeiner Weise gestiegene Refinanzierungskosten damit verbunden? Welche Vorsorge muss für diesen Fall Wien schaffen, und welche Vorsorge hat Wien getroffen? 

Wir haben damals - da war ich ja im Finanzausschuss dabei - diesen Akt bekommen: Das sind fünf Seiten von wahrscheinlich insgesamt tausend englischsprachigen, diese wurden uns zur Verfügung gestellt. Es ist damals als Partner eine John Hancock Life Insurance aufgetreten, die natürlich einen amerikanischen Trust als Zwischenpartner gegründet hat, wobei der Leasing-Ablauf festgelegt wurde. Das Volumen sind 500 Millionen US-Dollar, wie gesagt, das läuft bis 2035, erst dann kann es von Wien wieder zurückgenommen und zurückerworben werden, und alles läuft nach amerikanischem Recht ab.

Wenn nach Ablauf des Mietvertrages die Rückkaufoption von Wien nicht angenommen wird - was wahrscheinlich gar nicht in Frage kommen könnte und nicht denkbar ist -, wenn das nicht in Anspruch genommen wird oder immerhin nur diese Möglichkeit besteht, kann der John Hancock Trust die Anlagen des Kanalsystems im 21. und 22. Bezirk selbst betreiben oder betreiben lassen. Wenn das so ist, muss die Gemeinde Wien Gebühren vorschreiben, die dann an den Trust in Amerika abzuliefern sind. 

Mit einem Wort: Die Kosten Wiens bis zum Jahr 2038 sind sicherlich weder überschaubar noch sind sie in irgendeiner Form als gewiss oder auch ungewiss festzustellen. Das heißt, aus Vertragsverletzungen wird Wien sicher haften, und es wäre eine Frage, wie es jetzt damit weitergeht.

Das Problem wird also sein, dass es undurchsichtige Konstruktionen gibt und dass die jetzigen Rechtsgrundlagen unter Umständen durch die gegebene Finanzsituation auf den Weltmärkten ins Rutschen kommen. Es ist daher dringendst notwendig, dass hier in Wien, wenn eine Zusammenarbeit zur Lösung der Finanzprobleme in Wien zwischen den Parteien eingeleitet werden muss, eine Klarlegung, ein Kassensturz seitens der Finanzstadträtin erfolgen muss und sie die anderen Parteien aufklären muss über die wirklichen Gegebenheiten, die Gefahren, die Wien drohen, darüber, welche Bedrohungen bis zum Jahr 2035 auf uns zukommen und was jetzt, bei der Finanzkrise 2008, 2009 und folgende, noch alles für Wien die Folge sein wird. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zur Geschäftsordnung zum Wort gemeldet ist Frau GRin Smolik. Die Redezeit ist mit fünf Minuten begrenzt.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Laut Geschäftsordnung beantrage ich eine Sitzungsunterbrechung zur Abhaltung einer Präsidiale, um über die Vorgangsweise des Herrn Vorsitzenden zu diskutieren, wie hier in diesem Hause die Begriffe des Faschismus und des Antifaschismus jetzt verwendet beziehungsweise bewertet werden. 

Ich bitte um die Sitzungsunterbrechung. (Beifall bei GRÜNEN und SPÖ.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Ich unterbreche die Sitzung für 5 bis 10 Minuten.

(Die Sitzung wird von 14.44 Uhr bis 15.04 Uhr unterbrochen.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Sehr geschätzte Kolleginnen und Kollegen!

Wir nehmen die Sitzung wieder auf.

Der Grund für die Sitzungsunterbrechung und das Zusammenkommen der Präsidialkonferenz war die Wortwahl in der vergangenen Diskussion, nämlich bei der Postnummer 1. Vom Vorsitzenden Kollegen Dr Ulm wurde das Protokoll verlangt, nachdem Christian Oxonitsch, der Klubvorsitzende der SPÖ, dies in einem Debattenbeitrag zur Geschäftsordnung verlangt hatte, damit wir sehr genau mit der Sachlage umgehen können.

Die GRÜNEN haben diese Unterbrechung verlangt, und wir haben uns jetzt sehr ausführlich darüber unterhalten, wie denn der Ton in diesem Haus zu sein hat. – Wir sind schließlich, wie ich glaube, einhellig zur Ansicht gekommen, dass wir mit der Wortwahl und mit bestimmten Themen, die auch die Geschichte Österreichs betreffen, sehr sorgfältig umgehen müssen. Es gab Konsens in dieser Frage des sorgfältigen Umgehens mit dem Ton.

Wir haben in der Zwischenzeit noch während der Sitzungsunterbrechung das Protokoll bekommen, und ich möchte nun in zweierlei Hinsicht darauf eingehen.

Das Protokoll gibt einerseits wörtlich den Redebeitrag von Mag Gudenus wieder, andererseits wurde mir jetzt vom Vorsitzenden Dr Ulm gesagt, dass es einen Zwischenruf des Kollegen Margulies zu den Freiheitlichen hin gab, der sinngemäß lautete – ich habe es nicht schriftlich vor mir –, dass die FPÖ offenbar dem Faschismus huldige.

Ich nehme beides auf, weil ich dem Vorsitzenden Dr Ulm glaube und nicht annehme, dass er mir etwas gesagt hat, was missinterpretiert werden kann.

Ich lese jetzt kurz die entsprechende Passage aus dem Redebeitrag von Mag Gudenus vor: „Noch abschließend, Herr Ellensohn, zu Ihnen, weil länger ist es nicht wert, darüber zu reden: Der Faschismus von heute sagt nicht: Ich bin der Faschismus!, sondern der Faschismus von heute sagt: Ich bin der Antifaschismus! – Schreiben Sie sich das bitte hinter die Ohren!“

Ich habe es in der Präsidialkonferenz gesagt: Für diese Darstellung erteile ich Herrn Mag Gudenus einen Ordnungsruf. (Beifall bei SPÖ und GRÜNEN.) 

Gleichzeitig erteile ich auch Herrn Dipl-Ing Margulies einen Ordnungsruf für den genannten Zuruf an die Freiheitliche Partei, denn es ist genauso falsch, das der Freiheitlichen Partei insgesamt zu unterstellen.

Es ist nicht duldbar, dass wir hier mit der Wortwahl so locker umgehen. Es geht um so vieles, vor allem auch um die Würde dieses Hauses. Ich bitte um Verständnis dafür! (Beifall bei SPÖ und GRÜNEN.) 

Als Nächster zu Wort gemeldet ist GR Dipl-Ing Margulies. Ich erteile es ihm.

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender!

Ich verspreche Ihnen, ich arbeite jetzt nicht am Hattrick. Dennoch erlaube ich mir, die erste Minute meiner Redezeit zu einer kurzen Bemerkung zu nutzen.

Der Ordnungsruf, den ich jetzt erhalten habe, hat sich schon daraus ergeben, dass Mag Gudenus erst jetzt nach einer ungefähr viertelstündigen Unterbrechung im Nachhinein einen Ordnungsruf für eine Wortmeldung erhalten hat, die tatsächlich nicht nur die Würde des Hauses in Frage stellt, sondern die wirklich deutlich macht, dass Herr Gudenus Schwierigkeiten hat, Faschismus richtig zu interpretieren und sich davon zu distanzieren. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Lieber Godwin Schuster! Ich nehme den Ordnungsruf für meinen Zwischenruf aus der Bank zur Kenntnis. Ich sage aber gleich: Deshalb muss ich nicht unbedingt meine Meinung ändern!

Jetzt zurück zum tatsächlichen Tagesordnungspunkt.

Wir haben uns zu diesem Punkt ausgemacht, im Zusammenhang mit „departure“ über die Finanzmarktkrise und die Auswirkungen auf Wien generell zu diskutieren. 

Ich möchte einleitend kurz sagen: Wir stimmen selbstverständlich dem Tagesordnungspunkt zu. Ich möchte aber die Gunst der Stunde nutzen, um doch ein paar grundlegende Worte zur jetzigen Finanzmarktkrise zu sagen, nachdem auch in den Medien immer wieder der Eindruck entsteht, es handle sich in der gegenwärtigen Situation lediglich um das Ergebnis dessen, dass einige Banken beziehungsweise Banker und Investoren ihre Zockermentalitäten nicht ablegen konnten und so dazu beigetragen haben, dass die gesamte Welt in eine Wirtschaftskrise stürzt.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ganz so verhält es sich nicht! Es wäre zu leicht, die jetzige Finanzmarkt- und Bankenkrise auf die leichtfertige Kreditvergabe der US-amerikanischen Hypothekenbanken zu reduzieren. Ich meine vielmehr, dass es sich um systemimmanente Fehler handelt, wenn man glaubt, dass jemandem in einem kapitalistischen System einfach Geld geschenkt wird, wenn man glaubt, dass es an der Börse immer nur aufwärts gehen kann, wenn man sich freut, wenn es Kurssprünge um 20 Prozent nach oben gibt, wenn man gleichzeitig, einer unlogischen Privatisierungslogik folgend, immer mehr Dienstleistungsbereiche und die private Pensionsvorsorge dem freien Kapitalismus opfert.

Überlegen wir uns, was eigentlich in den letzten fünf Jahren an der Börse tatsächlich geschehen ist: Es war ein Pyramidenspiel sondergleichen! Es wurden neben der durchaus sinnvollen Tätigkeit, an der Börse Investitionen für Unternehmen zu lukrieren, innerhalb der letzten fünf Jahre in einem diese Investitionstätigkeiten dramatisch übersteigenden Ausmaß mit Derivaten, Wettscheinen, Optionen gehandelt. Man muss sich das einmal überlegen: Die Realwirtschaft ist an der Börse maximal noch mit einem Prozent aller gehandelten Umsätze vertreten. Alles andere sind Finanzgeschäfte und Wetten, und es ist in den letzten Jahren nur mehr um die Frage gegangen – und deshalb verwundert die Blase, die zusammengebrochen ist, nicht –: Wie finde ich den nächsten Deppen, der mir meine Papiere, die ich teuer gekauft habe, noch teurer abkauft? Ich bitte, mir jetzt keinen Ordnungsruf zu erteilen, ich meine das zitierend! Darum ist es letztendlich gegangen, und ich denke, eine Lehre aus dieser Situation müsste sein, dass man den Finanzmarkt dramatisch reguliert.

Jetzt komme ich, weil ich glaube, dass es hier nicht notwendig ist, eine Wirtschaftsdebatte im großen Stil abzuhalten, tatsächlich zu den heutigen Ereignissen und dem Bankenpaket, und dann widme ich mich dem Konjunkturpaket für Wien. – Ich weiß nicht, wer von Ihnen das heute schon mitbekommen hat: Die Erste Bank nimmt 2,7 Milliarden EUR aus dem Bankenpaket in Anspruch. Ich erinnere bei dieser Gelegenheit daran, dass, als es darum gegangen ist, die Krankenanstalten zu sanieren, die das Geld wirklich gebraucht hätten, sich der Finanzminister quergelegt hat. Oder denken wir daran, was uns im Rahmen der Pensionsvorsorge erzählt wird, dass diese nicht gesichert sei und wir doch in Aktien investieren mögen. – Es wäre schön, wenn Karl-Heinz Grasser jetzt mit den Verlusten der Pensionsfonds, die auf Aktien aufbauen und im Zusammenhang mit denen Millionen von Menschen – selbst in Österreich sind es schon eine Million Menschen – hineintheatert wurden, konfrontiert wäre und wenn Grasser die Verluste begleichen müsste. Leider wird das nicht der Fall sein!

Jetzt aber kommt die Erste Bank und sagt: Wir hätten gerne 2,7 Milliarden EUR! – Und die Bundesregierung ist nicht einmal imstande sicherzustellen, dass man für die 2,7 Milliarden EUR – und ich habe es heute schon einmal gesagt, dass das 60 Prozent des Wertes sind, den die Erste Bank mit heutigem Tag repräsentiert – auch nur einen einzigen Stimmrechtsanteil erhält. Die Bundesregierung ist nicht in der Lage, der Erste Bank wirklich vorzuschreiben, dass die Managergehälter gekürzt werden. Ganz im Gegenteil: Die Erste Bank darf jetzt sagen: Wir machen heuer einen Gewinn. Wir stehen hochweis da! Und jetzt kommt die Chuzpe schlechthin: Man nimmt sich 2,7 Milliarden EUR vom Staat und sagt dann: Wir zahlen heuer auch noch eine Dividende aus. – Wo sind wir denn? Ist es wirklich so, dass wir das Geld gestohlen haben?

Ich sage jetzt auch zu Ihnen, liebe KollegInnen von der ÖVP: Ich würde mir wünschen, wenn da von euch wirklich eine geharnischte Presseaussendung kommt! Es ist notwendig, wenn die Banken wirklich in Not geraten sind, weil es um das Geld vieler Sparer und Sparerinnen und um viele kleine und mittlere Unternehmen geht, dass man die Banken nicht einfach hängen lässt. Das brächte uns allen nichts und würde die Krise verschärfen. Es ist aber unanständig und unseriös, sich von einem Erste Bank-Chef vorführen zu lassen, der sagt: Uns geht es gut, eigentlich brauchen wir das nicht, wir nehmen es aber trotzdem und zahlen eine Dividende aus! In einem solchen Fall müsste die Bundesregierung sagen: Liebe Banken, so nicht! So etwas habe ich jedoch nicht gehört, und das ist wirklich bedauerlich! Bleibt die Frage: Wie schaut die reale Situation aus?

Einen leichten Seitenhieb kann ich mir jetzt nicht verkneifen: Ich habe ein bisschen das Gefühl, die Erste Bank geht mit ihrer wirklichen wirtschaftlichen Situation genauso um wie möglicherweise die Stadt Wien, wenn sie nicht wirklich bekannt geben möchte, inwieweit sie davon betroffen ist. Bei der Erste Bank ist es allerdings wahrscheinlich noch viel schlimmer. Wir alle kennen das Engagement der Erste Bank oder von Raiffeisen in Osteuropa, und da geht es jetzt nicht darum, eine Bank schlechtzureden. 

Um kein Missverständnis aufkommen zu lassen, Kollege Aichinger: Ich halte das Engagement in Osteuropa für durchaus sinnvoll. Wenn es jetzt jedoch darum geht, was in Osteuropa geschieht und wie man den Banken helfen möchte, dann müssten die Karten auf den Tisch gelegt und müsste tatsächlich offengelegt werden, wie das Engagement in Rumänien, in Ungarn, in Südosteuropa, in Serbien, in Kroatien, in der Ukraine und in Weißrussland tatsächlich ist. Das sind ganz wichtige Punkte, denn nur wenn Teile dieser Länder in noch gröbere Finanzmarktschwierigkeiten und Liquiditätsschwierigkeiten kommen – und es sieht so aus, als ob dies der Fall wäre –, dann bekommen die Erste Bank und Raiffeisen relativ große Probleme. Ich gebe zu, über das Osteuropageschäft der Bank Austria weiß ich weniger Bescheid, aber auch die Bank Austria hat sich vornehmlich nach Osteuropa ausgerichtet.

Diese Art des Kassensturzes darf man sich erwarten, und im Zusammenhang mit der Inanspruchnahme von Bankenunterstützungsmaßnahmen muss man sich einmal überlegen, ob jetzt nicht der Zeitpunkt dafür wäre, jetzt einmal eine Zeit lang die betroffenen Bankaktien von der Börse auszusetzen. Es erschüttert mich nämlich am meisten, dass in dieser Hinsicht nichts unternommen wird. Während in aller Welt Hilfspakete geschnürt werden, geht die Zockerei an den Börsen munter weiter! In den USA wurden tatsächlich neben dem ersten Hilfspaket über 700 Milliarden Dollar mittlerweile drei weitere in einer Größenordnung von noch einmal 650 Milliarden Dollar geschnürt, und Ähnliches geschieht auch in Frankreich, Deutschland und Österreich. Während aber diese Pakete geschnürt werden und greifen, wird an den Börsen weiter gezockt und geht die Umverteilung der Gewinne weiter.

In Anbetracht dessen verstehe ich nicht, dass kein größerer Aufschrei durch die politischen Parteien dieses Landes geht und man sagt: Ja, wir sind bereit zu helfen, aber wir wollen nicht, dass die Zocker daran verdienen. Wir setzen die Börse aus. Wir schauen uns die Banken an. Wir überlegen gemeinsam mit den Banken ein Hilfspaket. Und wenn wir damit fertig sind, dann starten wir die Börse mit neuen Reglementierungen neu. Die Tatsache jedoch, dass man sich in Wirklichkeit von den Vermögenden nicht nur dieses Landes und in Europa, sondern weltweit diktieren lässt, unter welchen Bedingungen die Banken zu retten sind, ist meines Erachtens eigentlich die reale Offenbarung dessen, wie hilflos die Politik in der gegenwärtigen Situation der Finanzmarkt- und Bankenkrise gegenübersteht. 

Jetzt komme ich zurück zu Wien. Ich bin nicht ganz sicher, ob wir die Ersten waren, aber wir waren jedenfalls unter den Ersten, die für Wien ein Konjunkturpaket gefordert haben. Wir waren ein bisschen enttäuscht – und das sage ich ganz bewusst dazu –, dass Frau StRin Brauner in dieser Frage nicht den Weg, der auf Bundesebene gang und gäbe ist, eingeschlagen hat, dass man einen Konjunktur‑ und Finanzgipfel für Wien macht, zu dem selbstverständlich alle Fraktionen eingeladen sind und bei dem man die Karten offen auf den Tisch legt. Es gab nur einen Finanzgipfel mit den Sozialpartnern, bei dem Frau Jank und Herr Hundstorfer waren. Diejenigen, die im Endeffekt ein Konjunkturpaket für Wien beschließen müssen, nämlich die Parteien hier im Wiener Gemeinderat, waren jedoch nicht eingeladen. Das halte ich für bedauerlich, aber für einen behebbaren Fehler. Ich denke, wir können das auf alle Fälle noch machen.

Wir glauben jedenfalls, dass man sich angesichts der nicht zu verleugnenden Wirtschaftskrise schon jetzt überlegen sollte, was man tut, damit die realen Auswirkungen abgemindert werden können. Wir meinen, ein Konjunkturpaket auch für Wien tut Not. Es wurde heute schon ein paar Mal gesagt, dass das Konjunkturpaket auf Bundesebene, das momentan ins Auge gefasst wird, im Vergleich zum Bankenpaket höchstens ein Paketchen ist. Mit 1 Milliarde EUR wird sich nicht viel tun. Wir glauben, dass Länder, Gemeinden und Bund in einem gemeinsamen Kraftakt versuchen müssen, einen gänzlichen Einbruch der Konjunktur, einen gänzlichen Zusammenbruch der Wirtschaft und einen Anstieg der Arbeitslosigkeit und Armut bestmöglich einzudämmen.

Jetzt kann man sich überlegen, in welche Maßnahmen man investiert, und es sollten meines Erachtens keine Maßnahmen sein, die mittelfristig unsinnig sind, auch wenn man vielleicht kurzfristig damit Arbeitsplätze schafft. Das nutzt nichts. Vielmehr sollten die entsprechenden notwendigen Maßnahmen sozusagen als eine Art Vorziehung betrachtet werden. Ich sage es schon jetzt: Wenn wir dann über die realen Summen reden, muss man selbstverständlich aufpassen, dass es selbst in einer solchen Situation nicht zu einer Überhitzung des Marktes kommt, denn es wäre vollkommen absurd, wenn dann ein Konjunkturpaket nach dem anderen beschlossen wird und die Bauwirtschaft sich die Hände reibt und denkt: Jetzt fahren wir schöne Gewinne ein!

Man muss das natürlich abstimmen. Deshalb stellen wir unseren Antrag auf Zuweisung. Ich möchte jetzt die Kernpunkte noch einmal kurz erwähnen: Die Schulsanierung, die dringendst notwendig ist, wurde von uns im Gemeinderat ja schon beschlossen, und ich denke, es wäre eine zielführende Maßnahme, diese Schulsanierung zu komprimieren und nicht über einen Zeitraum von zehn Jahren, sondern über einen Zeitraum von zwei oder maximal drei bis vier Jahren durchzuführen. Wir haben deshalb 220 Millionen jährlich fürs Schulpaket hineingenommen, damit wirklich eine sinnvolle Vorziehung stattfinden kann.

Das Kindergartensanierungspaket wurde unter anderem in der Dezentralisierungs-Kommission beziehungsweise richtigerweise in der Steuerungsgruppe oder Lenkungsgruppe schon angesprochen. Auch hier macht es Sinn, dieses Paket vorzuziehen.

Auch angesprochen wurde bereits, was jeder und jedem in diesem Raum bewusst ist, dass die behindertengerechte Umgestaltung sämtlicher öffentlicher Gebäude, insbesondere der Amtshäuser der Gemeinde Wien, vorgenommen werden muss. 

Ein anderer Punkt, der uns langfristig weiterhilft und kurzfristig die Bauwirtschaft, insbesondere im Bereich der kleineren und Mittelbetriebe, unterstützt, ist die Wärmedämmungsmilliarde, die wir schon lange und oft gefordert haben und jetzt im Sinne des Konjunkturpaketes noch verstärkt fordern. Innerhalb von zwei Jahren soll jetzt wirklich einen Kraftakt unternommen werden, um überall dort, wo möglich, eine thermische Sanierung an Gebäuden durchzuführen, an großen Wohnhäusern ebenso wie an Einfamilienhäusern. Selbst wenn der Ölpreis jetzt dramatisch gesunken ist, können wir sicher sein, dass es nicht ewig so bleiben wird, und es ist absurd, die Luft im Freien zu heizen, weil mangels Wärmedämmung energetische Verluste in einem Maß auftreten, die für eine heutige Gesellschaft insbesondere in Österreich nicht mehr zumutbar sind. 

Zu guter Letzt etwas ganz Wichtiges: Es kann natürlich nicht nur darum gehen, die Bauwirtschaft im weitesten Sinn und zusätzlich die Baunebengewerbe anzukurbeln. Wir müssen gerade in Zeiten der Krise auch etwas im Sozialbereich und im Gesundheitsbereich tun. Wir alle wissen aus unzähligen Gemeinderatssitzungen und nach unzähligen Diskussionen über den Krankenanstaltenverbund, dass im Pflegebereich und im Sozialbereich in den letzten Jahren sehr viel an Personal eingespart wurde. Jetzt ist die Arbeit von den Menschen, die dort arbeiten, oft nicht mehr sinnvoll zu bewältigen. Daher sind eine wirklich gescheite Investition in eine Personalaufstockung und die Behebung des eklatanten Personalmangels vonnöten.

Damit die Menschen wirklich spüren, dass wir es ernst meinen, sind wir als Gemeinde Wien noch zu einem weiteren Schritt verpflichtet, und als Alleineigentümer der Wiener Stadtwerke kann die Gemeinde das leicht umzusetzen: Nehmen Sie beziehungsweise nehmen wir gemeinsam die Strom‑ und Gaspreiserhöhung zurück! Das Valorisierungsgesetz belastet die Menschen ab 1. Jänner mit einer Anhebung der Müll‑, Wasser‑ und Abwassergebühren, und das neben einer inflationsbedingt sehr starken Anhebung der Mieten. Sie wissen so gut wie wir, dass viele Menschen, insbesondere jene, denen weniger Geld zur Verfügung steht, zwischen 
30 und 40 Prozent des Haushaltseinkommens momentan für Mieten und Wohnen aufwenden müssen. Helfen wir den Menschen, indem wir klar machen, dass es auch keine Mieterhöhung geben wird! 

In diesem Sinne, damit wir das gemeinsam beraten können, stelle ich den Antrag auf Zuweisung und ersuche Sie um Unterstützung. Ich hoffe, dass es uns gelingt, im Interesse der Wiener Bevölkerung ein sinnvolles, umfassendes Konjunkturpaket sicherzustellen. – Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Dkfm Dr Aichinger. Ich erteile es ihm.

GR Dkfm Dr Fritz Aichinger (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Heute wurde in der Aktuellen Stunde schon das Hauptthema besprochen. Zu Postnummer 4 möchte ich kurz zu sagen, dass wir selbstverständlich zustimmen, weil eine Aufstockung des Förderbudgets des WWFF nur ein kleiner Mosaikstein dessen sein kann, was wir eigentlich derzeit für die Realwirtschaft brauchen.

Es wurde heute schon in einigen Debattenbeiträgen darüber gesprochen, dass wir uns weltweit in einer Finanzkrise befinden. Ich will jetzt nicht feststellen, wer die Schuldigen oder Nichtschuldigen sind, sondern ich meine, wir sollten nach vorne schauen und alles tun, damit die Realwirtschaft so gut wie möglich aus diesem Dilemma – wenn ich so sagen darf – aussteigt. 

Meine Damen und Herren! Daher ist es notwendig, dass wir wirklich ein Wiener Konjunkturpaket schnüren. Wir müssen wirklich dort zugreifen und unterstützen, wo es die größten Hebelwirkungen gibt, und wir müssen uns genau überlegen, was jetzt zu tun ist, wie wir zum Beispiel mit Hilfe des WWFF Strukturverbesserungen und Qualitätsverbesserungen vornehmen können und die Energieeffizienz bei den Klein- und Mittelbetrieben steigern können, um auch Arbeitsplätze zu sichern, die, wie heute schon erwähnt, insbesondere bei den Klein- und Mittelbetrieben sehr gefährdet sind. 

Wir brauchen aber natürlich auch eine Unterstützung der Banken, weil derzeit deren Liquidität für die Unternehmer sehr stark zurückgeschraubt wird. In diesem Punkt bin ich nur teilweise bei Kollegen Margulies. Ich glaube schon, dass es richtig ist, dass die Banken derzeit unter einen Schirm gestellt werden. Wichtig ist aber – und das befindet sich auch in dem Paket der heute erwähnten Bank –, dass die Banken der Wirtschaft in Österreich das Doppelte an Krediten zur Verfügung stellen, um den Blutkreislauf für die Wirtschaft sozusagen wieder in Gang zu setzen.

Ein zweiter Punkt ist ebenfalls sehr wesentlich, und auch da kann die Gemeinde Wien sehr viel tun: Sie ist an zwei Gesellschaften beteiligt, nämlich an der Wiener Kreditbürgschaftsgesellschaft und an der Wiener Kapitalbeteiligungsgesellschaft. Meine Damen und Herren! Auch dort wäre meiner Ansicht nach rasches Handeln notwendig, um der Wiener Wirtschaft lokal dementsprechend unter die Arme zu greifen und dafür zu sorgen, dass sie schnell zum nötigen Kapital, beziehungsweise zu einer entsprechenden Liquidität, kommt, damit einerseits Rückgänge, die es derzeit sicherlich auch schon gibt, abgefangen und andererseits Neuinvestitionen vorgenommen werden können. 

Ich bin bei Ihnen, dass ein wesentlicher Punkt natürlich sein wird, dass die österreichische Bundesregierung und auch die einzelnen Bundesländer viele Maßnahmen treffen, die die Kaufkraft stützen und stärken, damit die Konsumenten und Konsumentinnen sozusagen besser mit dem Geld umgehen beziehungsweise auch investieren können.

Meine Damen und Herren! Ich darf daher namens meiner Fraktion vier Beschluss- und Resolutionsanträge einbringen, die in verschiedener Weise wirken sollen beziehungsweise diese Thematik in verschiedener Weise beinhalten.

Der erste Antrag betrifft eine Aussetzung der bevorstehenden Energiepreiserhöhung auf Grund sozialpolitischer Überlegungen. Meine Damen und Herren! Wir wissen, dass sich Energiepreise ja meist doppelt auswirken. Energiepreise wirken sich zuerst beim Produktionsprozess, bei den Unternehmen und bei der Wirtschaft aus, was natürlich auf die Preise durchschlägt. Und ein zweites Mal wirken sie sich aus, wenn der Konsument die Kosten für Energie direkt in seinem Geldbörsel spürt. 

Meine Damen und Herren! Es stimmt: Sie von der Mehrheitsfraktion haben die Möglichkeit, bei der Wien Energie, die im 100-prozentigen Eigentum der Gemeinde Wien steht, ganz einfach klare Worte zu sprechen. Ich darf daher folgenden Beschluss- und Resolutionsantrag einbringen: 

„Der Wiener Gemeinderat fordert die verantwortlichen Eigentümervertreter der Stadt Wien, insbesondere Bgm Dr Michael Häupl und VBgmin Mag Renate Brauner, nachdrücklich auf, bei der Wiener Stadtwerke Holding AG und Wien Energie für eine Aussetzung der bevorstehenden Preiserhöhung einzutreten. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt.“ (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Auch ein weiterer Schritt wäre sehr wesentlich. Das Bundesland wurde heute schon einmal angesprochen: Die Steiermark hat vor wenigen Tagen beziehungsweise Wochen ein neues Konzept entwickelt und einen Energietarif-Beirat eingesetzt, von dem neben den Eigentümervertretern auch die politischen Gremien darüber informiert werden und mitreden können, wie Tarifpolitik sozialpolitisch und wirtschaftspolitisch richtig angegangen wird. Ich glaube, die Tatsache, dass alle im Gemeinderat vertretenen Fraktionen mit einbezogen werden, würde Transparenz und eine wesentliche Änderung in dem Sinn bewirken, dass es mehr Gesprächsbereitschaft und Konsensbereitschaft seitens der Mehrheitsfraktion gibt. Ich darf daher folgenden Beschlussantrag einbringen: 

„Der Wiener Gemeinderat spricht sich für eine Einrichtung eines Energietarif-Beirates nach Vorbild des gleichnamigen Beirates in der Steiermark zwecks Beratung – Klammer: des Stadtsenats - in Fragen der Energietarifgestaltung aus. In dem Beirat sollen Repräsentanten der im Gemeindrat vertretenen Parteien sowie der Interessenverbände vertreten sein. Hauptaufgaben sollen unter anderem die Erarbeitung von Vorschlägen für eine Ökologisierung und sozial verträgliche Gestaltung der Energietarife beziehungsweise der Tarifmodelle für den Endverbraucher sowie die Abgabe von Stellungnahmen mit empfehlendem Charakter – Klammer: an den Stadtsenat -, insbesondere von einer beabsichtigten Änderung der Endverbrauchertermine eines im Eigentum der Gemeinde Wien stehenden Energieversorgers sowohl in qualitativer als auch in quantitativer Hinsicht und vor jeder beabsichtigten Veränderung der Eigentümerstruktur des Energieversorgers sein.

In formeller Hinsicht beantrage ich die Zuweisung an den Ausschuss der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke.“ (Beifall bei der ÖVP.)

Meine Damen und Herren! Heute wurde auch schon sehr viel davon gesprochen, dass es, wenn wir jetzt Maßnahmen für die Wiener Wirtschaft und für die Wiener Bevölkerung setzen, sehr notwendig wäre, dass es zu einem Kassasturz kommt, um herauszufinden, was wir uns noch leisten können, sollen und müssen, um einer drohenden Rezession entgegenzuwirken. Diesbezüglich bringe ich einen Beschluss- und Resolutionsantrag betreffend ausführliche Information über den aktuellen Stand der Veranlagungen und Investitionen der Stadt Wien vor dem Hintergrund der internationalen Finanzkrise mit folgendem Wortlaut ein: 

„Die amtsführende Stadträtin für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke, VBgmin Mag Renate Brauner, möge im oben genannten Sinn in der nächsten Sitzung des Ausschusses ihrer Geschäftsgruppe einen detaillierten Bericht über die Auswirkung der internationalen Finanzkrise auf die Veranlagungen und die Investitionen der Stadt Wien geben. Auch soll eine detaillierte Risikoabschätzung im oben genannten Sinne – insbesondere betreffend die getätigten Cross-Border-Transaktionen – in Berichtsform dargelegt werden.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt.“ (Beifall bei der ÖVP.)

Meine Damen und Herren! Es ist heute auch schon angesprochen worden, dass es sicherlich wichtig wäre, dass wir einmal gemeinsam über den Wiener Standort sprechen, wie es der Bund bei den Österreich-Gesprächen getan hat. Es sollte ein Wien-Gespräch geben, zu dem alle Interessenvertretungen und alle Parteien eingeladen sind, um darüber zu diskutieren, wo wir in Zukunft noch rascher und besser handeln können.

Im Hinblick darauf bringe ich einen Beschluss- und Resolutionsantrag betreffend Wien-Gespräche über die Zukunft des Wirtschafsstandorts Wiens unter Vorsitz des Bürgermeisters ein, der wie folgt lautet: 

„Der Bürgermeister der Stadt Wien wird aufgefordert, umgehend unter seinem Vorsitz einen Wiener Gipfel - Wien-Gespräche - im oben genannten Sinn unter Miteinbeziehung relevanter Experten, Interessenvertreter, vor allem aus dem Arbeitnehmer‑ und dem Wirtschaftsbereich, sowie Repräsentanten aller im Gemeinderat vertretenen Parteien einzuberufen. Zweck der Wien-Gespräche soll ein Kassasturz über die aktuelle Finanzlage Wiens sowie die kurz‑, mittel- und langfristige Entwicklung des Wirtschafts- und Arbeitsmarktstandortes Wien sein. In diesem Zusammenhang ist über ein weitreichendes Maßnahmenpaket für die Stabilisierung der Wiener Wirtschaft und der Gemeindefinanzen zu beraten.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt.“ (Beifall bei der ÖVP.)

Ich hoffe, meine Damen und Herren, dass diese Anträge Ihre Zustimmung finden! Ich glaube, dass es sehr wesentlich ist, das für unsere schöne Stadt zu tun, damit dieser Standort erhalten bleibt. – Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Strobl. Ich erteile es ihm. 

GR Friedrich Strobl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich setze, wie versprochen, dort fort, wo ich in der Aktuellen Stunde aufgehört habe. Die ersten fünf Minuten sind also schon vorbei. Ich möchte aber, nachdem die Aussendung des Kollegen Margulies erst danach gekommen ist, noch einige Worte dazu sagen. – Ich empfinde das wirklich als eine extreme Panikmache, Martin! Wir haben in der Aktuellen Stunde und auch jetzt eine sehr sachliche Diskussion geführt. Ich verstehe daher nicht, dass man dann noch einmal eine Aussendung macht und wider besseres Wissen die gleichen Argumente wieder hineinschreibt!

Ich gehe die Punkte jetzt der Reihe nach durch, und ich darf auch auf Herrn StR Herzog eingehen, der zwar jetzt nicht im Saal ist, dem es aber Kollege Günther sicherlich entsprechend ausrichten wird.

Beginnen wir mit den Fremdwährungsanleihen: Ich habe das in der Aktuellen Stunde ganz kurz erwähnt und sage jetzt noch ein paar Sätze mehr dazu: Die Verbindlichkeiten in Schweizer Franken sind, wie wir wissen, jetzt nicht fällig. Ich glaube, darüber sind wir uns einig. Wir wissen auch, dass daher kein tatsächlicher Verlust entsteht. Darüber sind wir uns, glaube ich, auch einig, oder? – Ein Verlust würde nur dann eintreten, wenn Wien zu einem ungünstigen Zeitpunkt Rückführungen des Schweizer Franken-Kredits vornähme und dafür teure Schweizer Franken kaufte. Dann wäre es ein Verlust. Die Laufzeit unserer Darlehen in Schweizer Franken – auch darüber wurde im Finanzausschuss berichtet – ist meines Wissens nach sehr lang, wenn nicht sogar auf unbestimmte Zeit. Aber das können wir im Finanzausschuss sicherlich noch abklären.

Der entscheidende Punkt ist allerdings – und das haben ja auch die Grünen anlässlich der periodischen Berichterstattung über die Fremdmittelgestion der Stadt zur Kenntnis genommen –: Im Laufe der letzten fünf Jahre hat die Fremdmittelgebarung der Stadt Wien auf der Währungsrelation für Tilgungen und Zinsaufwand ein Gesamtersparnis von über 160 Millionen EUR gebracht, und da ist nicht einmal der positive Effekt der Zinsdifferenzen zwischen Euro und Schweizer Franken eingerechnet. – Das ist Faktum und ich bitte, das auch so zur Kenntnis zu nehmen! Natürlich kannst du jetzt sagen, dass es nicht Aufgabe der Opposition ist, darüber zu sprechen, was alles positiv gelaufen ist. Okay. Das nehme ich zur Kenntnis! Aber in dieser Situation muss man doch einmal feststellen, dass es hier für die Stadt Wien äußerst positive finanzielle Impulse gegeben hat. (Beifall bei der SPÖ.)
Zweitens möchte ich einen Satz zu den Investmentfonds der Stadtwerke sagen: Es gäbe da viele Punkte anzumerken, aber ich möchte es ein bisschen kürzer machen. – Nehmen wir uns die Überprüfung durch das Kontrollamt vor: 2002 bis 2007 gab es jährlich einen Wertzuwachs von 6,8 Prozent. Das ist ja nicht so schlecht! Es stimmt natürlich, dass es, wenn man in der aktuellen Situation verkauft, eine Wertberichtigung und Wertschwankungen gibt. Das ist unbestritten, darüber brauchen wir gar nicht zu diskutieren. Es steht aber kein Verkauf an. Nehmen Sie das bitte zur Kenntnis!

Letzter Punkt, Cross Border Leasing: Ich habe das schon am Vormittag gesagt, wiederhole es jetzt ganz kurz und bitte Herrn Kollegen Günther, das auch Herrn StR Herzog mitzuteilen. Für die Depots der Cross-Border-Leasing-Raten wurde eine rechtliche Konstruktion gewählt, die jegliches Risiko für die Stadt Wien ausschaltet. Selbst im Falle eines Konkurses der Depotbank würde kein Verlust für die Stadt Wien drohen. Und das Downrating der AIG führt weder zu Austausch noch zu Sicherstellungsverpflichtungen der Stadt Wien und verursacht damit keine Transaktionskosten.

Lassen Sie mich hier noch etwas sagen. Es wird immer wieder darauf hingewiesen, dass man ganz genau wissen will, was da alles drinnen steht und wie das alles ausschaut. – Würden wir den diesbezüglichen Forderungen der Opposition nachkommen, nämlich die Verträge offen zu legen, dann würde für die Stadt Wien tatsächlich die Gefahr eines enormen Verlustes entstehen, denn das wäre Vertragsbruch. Sie werden doch nicht wirklich wollen, dass das eintritt, was Sie hier ständig als Schwarzmaler an die Wand malen! Das kann es doch nicht sein! Wir hatten bislang nämlich sehr viel Erfolg damit. 

Ich möchte jetzt noch etwas sagen – und ich nehme an, Martin, dass du so ehrlich bist, das zu bestätigen –: Wir haben über Cross Border Leasing nicht ein Mal im Finanzausschuss diskutiert, sondern schon öfters. Es hat verschiedene Gelegenheiten dazu gegeben, sowohl im Finanzausschuss als auch hier im Gemeinderatssitzungssaal. Ich kann mich noch sehr gut erinnern, dass es, als wir über die Cross-Border-Leasing-Geschäfte im Allgemeinen gesprochen haben, eine Wortmeldung des Herrn Kollegen Margulies gegeben hat, der sinngemäß gesagt – ich zitiere jetzt nicht wörtlich –: Das ist für die Stadt Wien aber schon ein Geschäft! Das erkenne ich an, aber moralisch finde ich es nicht in Ordnung, weil diesfalls die amerikanischen Steuerzahler sozusagen für den Vorteil der Wiener Steuerzahlerinnen und Steuerzahler zahlen. – So hast du es gesagt, und zwar nicht einmal, sondern öfters im Finanzausschuss und auch hier! 

Natürlich hat sich die Situation geändert. Das wissen wir! Nehmen Sie aber auch zur Kenntnis, das es derzeit keinen Handlungsbedarf gibt und dass damals vorausschauend, obwohl das damals niemand wissen konnte, schon eine Konstruktion gewählt wurde und Verträge geschlossen wurden, die uns jetzt in eine Situation bringen, um die uns andere wirklich beneiden. Es wurden damals tatsächlich gute Verträge im Sinne der WienerInnen und der Stadt Wien abgeschlossen. (Beifall bei der SPÖ.)

Ein, zwei Sätze noch ganz zum Schluss. Sowohl GR Margulies als auch GR Aichinger und, wenn ich mich recht erinnere, auch Herr StR Herzog – und vielleicht kommt es noch vom Kollegen Günther – haben darauf hingewiesen, dass jetzt ein Finanzgipfel veranstaltet werden soll. – Dazu kann ich sagen: Der letzte Wirtschafts- und Finanzgipfel in dieser Stadt hat am 10. Oktober stattgefunden und der nächste findet am 7. November statt: Ich spreche jetzt von den jeweiligen Sitzungen des Finanzausschusses. Dort sind VertreterInnen aller Fraktionen anwesend, von der Finanz sind diejenigen anwesend, die entsprechende Auskünfte geben können, und Sie haben jederzeit auch Gelegenheit, Fragen zu stellen. Ich kann mich nicht erinnern, dass es in einem Finanzausschuss etwa vom Finanzdirektor nicht auch eine dementsprechende Antwort gegeben hätte, ob es jetzt um Cross Border Leasing oder andere Transaktionen ging. Es hat immer entsprechende Antworten gegeben. Wenn Sie heute hier so tun, als ob wir darüber nie diskutiert hätten, ist das ganz einfach nicht korrekt!

Ich bitte Sie daher darum, dass Sie die Gelegenheit beispielsweise beim nächsten Finanzausschuss am 7. November wahrnehmen. Dann werden wir uns noch einmal über die Auswirkungen der Finanzmarktkrise unterhalten, die es weltweit gibt und von denen natürlich auch die Stadt Wien und Österreich betroffen sind, so wie wir es heute schon getan haben. Das tun wir sehr gerne. Es ist also ganz einfach nicht korrekt, so zu tun, als ob es diesbezügliche Gespräche nie gegeben hätte. 

Ein allerletzter Punkt, auf den ich eingehen muss, wofür Sie alle sicherlich Verständnis haben werden, betrifft die Klein- und Mittelbetriebe und das Stichwort Kaufkraftbelebung. Es ist mir jetzt sehr wichtig, dass ich noch ein paar Sätze dazu sagen kann: Im Mai oder Juni hat es Anregungen auf Bundesebene gegeben, dass es durch ein Vorziehen einer Steuerreform zu einer Kaufkraftbelebung kommt. Ich bin in einem der höchsten Gremien der Wirtschaftskammer Österreich, die es dort gibt, nämlich im erweiterten Präsidium, gesessen, und ich habe mich, nachdem es schon Diskussionen über die Medien gegeben hat, dort zu Wort gemeldet. In den Diskussionen über die Medien hat die ÖVP ganz klar gesagt: Kommt nicht in Frage! Das können wir uns nicht leisten! Das brauchen wir nicht! Und dem hat sich damals leider auch die Wirtschaftskammer angeschlossen.

Heute schaut die Welt ganz anders aus. Ich habe mich, wie gesagt, damals zu Wort gemeldet und Kollege Aichinger und andere wissen, wie es dort ausschaut. Dort sitzen neun Landespräsidentinnen und -präsidenten der Wirtschaftskammern aus ganz Österreich, dort sitzen die Spartenvorsitzenden der Bundeswirtschaftskammer, dort sitzen alle, die dem ÖVP-Wirtschaftsbund zugehörig sind. Außerdem sitzen dann halt noch ein paar andere von anderen Fraktionen in diesem Gremium. Ich habe mich dort zu Wort gemeldet, und man ist dort beinahe über mich hergefallen. Man hat mich gefragt, was für Einfälle ich überhaupt habe.

Jetzt möchte ich gerne wissen, ob es ein schlechter Einfall ist, wenn man als Interessenvertreter für Wirtschaftstreibende, vor allem für Klein- und Mittelbetriebe, dafür sorgt, dass die Kaufkraft belebt wird. Das müssen Sie mir erklären! In der Zwischenzeit sind Sie ohnedies schon draufgekommen, dass das zutrifft, und haben Gott sei Dank eine andere Position eingenommen! Ich sage nur dazu: Die Botschaft hör’ ich wohl, allein mir fehlt der Glaube. – Ich hoffe aber, dass es seitens der Wiener ÖVP und seitens der Wiener Wirtschaftskammer auch dementsprechend Unterstützung für unsere diesbezügliche Position geben wird und dass es dann tatsächlich zu einer Belebung der Kaufkraft kommt, von der vor allem die Klein- und Mittelbetriebe profitieren werden. (Beifall bei der SPÖ.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich habe in der Aktuellen Stunde damit geschlossen und möchte auch jetzt damit schließen, dass ich darauf hingewiesen habe, dass es unter anderem, wenn es zu einer Steuerreform kommt, darum geht, dafür zu sorgen, dass es in Zukunft ein gerechtes Steuersystem in diesem Land gibt, wie es das in der Vergangenheit leider nicht gegeben hat. Denn es kann doch nicht sein, dass jemand, der beispielsweise 50 000 EUR in Aktien, Wertpapiere und so weiter anlegt, 12 500 EUR an Steuern zahlt, dass hingegen jemand, wenn er durch Arbeit und seinen persönlichen Einsatz die gleichen 50 000 EUR verdient, bis zu 33 000 EUR an Steuern und Abgaben zahlen muss! Das gehört geändert, das ist zutiefst ungerecht, und ich hoffe, dass auch Sie uns dabei unterstützen! – Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Für eine tatsächliche Berichtigung hat sich Dipl-Ing Margulies zu Wort gemeldet.

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): In aller Kürze, Kollege Strobl, möchte ich eine tatsächliche Berichtigung zu den Fremdwährungskrediten machen: Ende des Jahres scheinen die Fremdwährungskredite im Rechnungsabschluss der Stadt Wien auf. Sie werden dort mit dem Tageskurs Schweizer Franken/Euro umgerechnet, und beim jetzigen Tageskurs bedeutet das ein Verlustausmaß von rund 60 Millionen EUR.

Zweiter Punkt – Fonds Wiener Städtische –: Die durchschnittliche Performance wird mit, wie ich glaube, sechs Komma so und so viel Prozent der Jahre 2002 bis 2007 angegeben. Nicht berücksichtigt wird dabei, dass in Wirklichkeit die Fonds der Wiener Städtischen in den Jahren 2002 bis 2007 selbstverständlich jedes Jahr zusätzlich dotiert wurden. In den Jahren 2007 und 2008 ist also allein auf Grund der Dotation zusätzlich Geld dazugekommen. Das heißt, die veranlagten Mittel haben momentan keine durchschnittliche Rendite von 6,8 Prozent, sondern diese bewegt sich bestenfalls in der Größenordnung von 1 bis 2 Prozent, und selbst das ist jetzt noch sehr hoch gegriffen. In Wirklichkeit muss momentan damit gerechnet werden, dass die eingelegten Kapitalmittel nicht einmal mehr zur Gänze werthaltig sind. Das kann sich wieder ändern, das nehme ich zur Kenntnis, reden wir aber bitte tatsächlich davon, worum es geht.

Letzter Punkt – Cross Border Leasing: Ich werde darauf sowieso beim Tagesordnungspunkt 10 noch kurz zu sprechen kommen. Ich habe jetzt sinngemäß durchaus das gesagt, was Sie gesagt haben, habe aber immer den Halbsatz dazugehängt, dass selbstverständlich ein Risiko dabei ist, dass etwas passiert. Selbst der Rechnungshof hat schon 2004 festgestellt, dass bei einem Ausfall der Depot gebenden Banken möglicherweise bei den Cross-Border-Leasing-Transaktionen damit zu rechnen ist, dass es zu einem Gesamtausfall kommt. – Ich danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Wir haben noch eine tatsächliche Berichtigung vom Kollegen Dr Tschirf. – Ich bitte darum.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Herr GR Strobl hat gesagt, dass all das, was wir in unseren Anträgen auf Durchführung von Wien-Gesprächen über die Zukunft des Wirtschaftsstandorts Wien unter Vorsitz des Bürgermeisters zum aktuellen Stand der Investitionen der Stadt Wien vor dem Hintergrund der internationalen Finanzkrise gefordert haben, schon geschehen ist.

Das ist unrichtig. Es ist lediglich so, dass der Geschäftsordnung gemäß gehandelt wird und im Ausschuss Anfragen beantwortet werden. Wir sollten aber der Verfassung der Stadt und Gemeinde gerade durch eine Verwaltung durch uns alle gerecht werden, und das geschieht nicht im entsprechenden Ausmaß.

Wir würden uns erwarten, dass alle politischen Kräfte – so wie das auf Bundesebene geschieht – proaktiv darüber informiert werden, wie etwa auch die Situation der AVZ und die Situation im Zusammenhang mit den verschiedensten Vermögenswerten ausschaut. Eine solche proaktive Information würde uns auch zustehen. Sie erfolgt jedoch nicht, und daher ist die Aussage, die sie gemacht haben, nicht richtig. Deshalb war die Berichtigung notwendig. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Wir kehren wieder zu den Wortmeldungen zurück. Zur Postnummer 4 ist als Nächster Herr GR Dr Günther zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Dr Helmut Günther (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich kann Kollegen Tschirf nur recht geben, denn das, was Kollege Strobl jetzt gesagt hat, hat er heute Vormittag bei der Aktuellen Stunde auch schon gesagt, nämlich dass das schon im Finanzausschuss besprochen worden sei. (GR Dr Matthias Tschirf: Dadurch wird es nicht richtiger!)

Es stimmt schon, dass dort einiges angedeutet wurde. Es besteht aber ein Unterschied, Herr Kollege, ob ein Finanz- oder Wirtschaftsgipfel unter Vorsitz des Bürgermeisters durchgeführt wird oder ob man unter Ausschluss der Öffentlichkeit unter dem Punkt „Allfälliges“ ein paar Fragen stellen darf! Mehr war es nämlich nicht!

Natürlich kann der Finanzdirektor jede Antwort geben und gibt sie auch. Ich habe ja auch nicht gesagt, dass wir vom Finanzdirektor jemals schlecht informiert worden wären. Aber dafür, dass Tschirf verlangt, dass die Probleme in Wien proaktiv von Ihnen in Angriff genommen werden sollen, habe ich sehr wohl Verständnis! Und ich verstehe auch die andere Oppositionspartei, wenn sie kritisiert, dass nichts gesagt wird, damit ja keiner etwas erfährt. Ich werde dann noch einmal zu diesem Thema zurückkommen. 

Herr Molterer hat wenigstens alle informiert. (GR Kurt Wagner: Worüber?) Worüber? – Genau über den Status des Bundes! Aber ich stehe nicht da, um den Finanzminister zu verteidigen!

Ich kann mich mit dem Bankenpaket des Bundes auch nicht ganz identifizieren, obwohl ich es für richtig halte. Dazu muss man sagen: Kollege Margulies hat hier den Teil der Erste Bank besprochen. Die Erste, die sich jedoch überhaupt gerührt hat, um Geld vom Bund zu bekommen, war die Kommunalkredit AG. Im Hinblick darauf frage ich mich, wie das Ganze zustande gekommen ist. – Die Kommunalkredit AG wurde in der Zeit der SPÖ-Alleinregierung Anfang der 70er Jahre zur Finanzierung von Städten, Ländern und Gemeinden im Infrastrukturbereich ins Leben gerufen. Das ist eine wichtige Aufgabe, der sie meist über Banken als Kreditgeber und Zuschussgeber et cetera nachgekommen ist.

Die Kommunalkredit ist in den letzten Jahren intensiv gewachsen und hat auch eine andere Besitzerstruktur angenommen. Knapp über 50 Prozent der Anteile hält die Volksbank und 49 Prozent der Anteile die Dexia, eine belgisch-französische Bank, und nur mehr 0,22 Prozent der Gemeindebund. Sie hat ihre Aktivitäten sehr stark in die östlichen Länder verlegt. Interessant ist, dass die Dexia auch schon intensive Probleme hatte und in Frankreich und Belgien bereits insgesamt 6 Milliar-
den EUR in die Dexia gepumpt wurden. Bei den Krisen, die es bei unseren östlichen Nachbarn jetzt gegeben hat, hat die Kommunalkredit eher den Teil westlich von Österreich bedient und die Dexia den Teil östlich. 

Etwas verstehe ich nicht: Beim Abschluss 30.6.2008 hatte die Kommunalkredit noch einen Eigenmittelanteil von 13 Prozent. Der Mindestanteil liegt bei 4 Prozent. Was hat die Kommunalkredit AG also getan, dass sie unter 4 Prozent gesunken ist, denn ansonsten dürfte sie an sich nicht beim Finanzminister um Unterstützung vorstellig werden. Solange sie über dieser Marke liegt, ist das nicht möglich. Es wäre also durchaus interessant herauszufinden, was zwischen 30.6.2008 und heute geschehen ist, dass die Kommunalkredit, die mit einem sehr positiven Eigenmittelanteil ausgestattet war, jetzt die Notwendigkeit hat, zum Finanzminister zu gehen und um Unterstützung zu werben. – Wir werden sehen, wie das weitergeht! Diese Fragen wird der Finanzminister gewiss auch stellen.

Nun noch einmal zu der neuen Bankeneinrichtung: Diese sollte ein Teil der ÖIAG werden. Wirklich interessant daran sind zwei Punkte. Das wurde schon lange angekündigt, bis jetzt hat es zwar noch keine Hilfe gegeben, aber es gibt eine Struktur, und diese ist wiederum – obwohl es noch keine Regierung gibt – hervorragend großkoalitionär ausgestattet. Es gibt einen Vorstand, und der Vorstandsvorsitzende ist der ehemalige Gouverneur der Nationalbank Liebscher, ÖVP, und sein Stellvertreter ist Direktor Walla, ebenfalls Ex der Nationalbank, SPÖ.

Dann gibt es einen Aufsichtsrat. Als Aufsichtsratsvorstand war zuerst Mitterbauer im Gespräch. Jetzt ist es Veit Sorger, der Chef der Industriellenvereinigung, ÖVP. Und sein Stellvertreter, den man noch eine ganze Zeit überreden musste, ist ein Getreuer des zukünftigen Herrn Bundeskanzlers, nämlich Androsch, der das durchaus kritisch betrachtet hat.

Interessant dabei ist, dass die zukünftig regierungsstärkere Partei immer nur die Stellvertreter stellt und nicht die Vorsitzenden dieses Ausschusses. Und in Wirklichkeit gibt es ein Gremium im Finanzministerium, das aus sechs oder sieben Leuten besteht, das über alles Vorberatungen abhält. Das heißt, der Bereich, der ausgelagert und der ÖIAG untergeordnet ist, darf dann nachvollziehen, was zuerst im Finanzministerium beschlossen wurde. Es wird spannend sein, wer der nächste Finanzminister ist und welcher Fraktion er angehört!

Meine Damen und Herren! Mit einem Thema haben wir uns heute noch überhaupt nicht befasst, und zwar mit dem furchtbaren Pfusch, den es in den letzten Monaten rund um die AUA gegeben hat. Es hat einen neuen Vorstand gegeben, und man hat gesagt, dass in der AUA vieles repariert und redimensioniert werden muss. Man hat dort zirka 1 000 Mitarbeiter entlassen, und man hat die einzig guten Maschinen der AUA, nämlich die Airbusse, die verhältnismäßig wenig Treibstoff brauchen, verkauft. Unter den 1 000 Leuten, die entlassen wurden, befanden sich Piloten, die man zuerst mit einem Golden Handshake verabschiedet und dann wieder zurückgeleast hat, weil man sie gebraucht hat. 

Ende des Vorjahres hat der Generaldirektor erklärt: Die AUA ist saniert. Anfang des heurigen Jahres beziehungsweise im Frühjahr des heurigen Jahres hat es geheißen: Saniert ist sie nicht, und wir brauchen einen strategischen Partner, weil wir uns sonst auf dem Weltmarkt nicht halten können. Das hat noch jeder in Österreich eingesehen, und der fachlich zuständige Minister Faymann hat zugestimmt, aber gesagt, dass wir eine österreichische Mehrheit brauchen. Diesbezüglich war die ÖVP eher anderer Meinung, aber das war im Großen und Ganzen noch in Diskussion.

Dann kam es zu einer Ausschreibung, und es ging noch immer um einen strategischen Partner. Es kristallisierte sich aber immer mehr heraus, dass der strategische Partner allein zuwenig ist. Man hat eine Ausschreibung durchgeführt, die jedenfalls so kurzfristig angelegt war, dass sie ganz speziell auf die Lufthansa ausgerichtet war. Es gab zwar noch zwei Bewerber und es bestand durchaus auch Interesse in China, nur die Chinesen konnten das zur Zeit der Olympiade nicht in Angriff nehmen. Andere wurden, glaube ich, sogar bewusst davon weggehalten. Seitens der Airfrance/KLM hat man, als die Ausschreibung durch war, festgestellt, dass man nicht ordnungsgemäß informiert worden war. – Das kann ich nicht feststellen, aber das ist jedenfalls durch die Medien gegangen.

Die russische S 7 soll ein Angebot abgegeben haben, das weiß man aber auch nicht ganz genau. S 7 sagt, sie habe kein verbindliches Angebot abgegeben. Die AUA sagen, dass sie ein Angebot haben. Die Lufthansa hat jedenfalls ein Angebot gelegt.

Jetzt wird es spannend, denn nun sagt die AUA: Nachdem wir voriges Jahr noch 20 Millionen EUR Gewinn gehabt haben, haben wir heuer bis Ende September bereits 65 Millionen EUR Verlust. Und bis Ende des Jahres sollen es auf einmal 120 bis 125 Millionen EUR werden. – Wenn überhaupt, dann übernimmt die Lufthansa diese 46 Komma so und so viel Prozent von der ÖIAG pro Aktie um einen Cent oder um ungefähr 300 000 EUR. Und so etwas ist nicht einmal als lächerlich zu bezeichnen.

Um das Unternehmen aber überhaupt weiterführen zu können, muss dort der Bund einspringen, und zwar mit 500 Millionen EUR. Wenn ich jetzt zurückrechne, ist das schon spannend! Man gibt jetzt der AUA allein 500 Millionen EUR, und für die Wirtschaft in Österreich wird 1 Milliarde zur Verfügung gestellt. Da stimmt das Gleichgewicht nicht ganz! Die Verhandlungen sind zwar jetzt verlängert worden, aber wir werden sehen, was sich am 31. Dezember dann wirklich ergibt.

Die Fragen drehen sich um den Wirtschaftsstandort Wien, um den Wirtschaftsstandort Flughafen und um den Weiterbestand der AUA: Der Wirtschaftsstandort Flughafen Wien interessiert Wien ganz besonders, denn davon gehören uns 20 Prozent. 20 Prozent gehören dem Land Niederösterreich, und 10 Prozent gehören der Mitarbeiterbeteiligungsstiftung. Und aus diesem Grund ist es, glaube ich, für Wien mehr als wichtig, auch mit dem Bund in Verbindung zu treten, um von den AUA-Kontakten irgendwas zu hören und zu erfahren, wie es dort weitergeht, weil der Wirtschaftsstandort für uns von ganz besonderer Bedeutung ist. Aus diesem Grund bringen wir folgenden Beschlussantrag ein: 

„Der Wiener Gemeinderat spricht sich für die Erhaltung und Stärkung des Wirtschaftsstandortes Wien und Umgebung aus. Der Wiener Gemeinderat fordert darüber hinaus die Bundesregierung und insbesondere den zuständigen Bundesminister als Eigentümervertreter über die ÖIAG, die zu über 40 Prozent an der AUA beteiligt ist, auf, umgehend mit der Stadt Wien jene wirtschaftspolitisch sinnvollen Maßnahmen zu setzen, die zur Erhaltung und Stärkung des Wirtschaftsstandortes Wien und Umgebung, insbesondere der Austrian Airlines und damit zur Sicherung des Flughafens Wien und zur Rettung der dortigen Arbeitsplätze notwendig sind.“ (Zwischenruf von GR Alfred Hoch.) Herr Kollege Hoch! Hören Sie zu! Das würde Ihnen besser tun, als dumm daher zu reden!

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt.

Wenn dem Kollegen Hoch die Arbeitsplätze auf dem Wiener Flughafen nichts wert sind, dann muss er das mit seiner Fraktion besprechen, anstatt mich mit Zwischenrufen zu behelligen. (Weiterer Zwischenruf von GR Alfred Hoch.) Ich habe darüber von Mahdalik nichts gehört. Er hat Sorgen wegen des Fluglärms, das ist durchaus verständlich. Aber wenn man weiterhin so mit der AUA und dem Flughafen umgeht, dann werden wir sehen, was alles notwendig ist, um den Wirtschaftsstandort zu retten. – Danke. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Franz Ekkamp: Herr Vorsitzender! Geschätzte Damen und Herren!

Bei diesem Geschäftsstück wurde ein breiter wirtschaftpolitischer Bogen gespannt. Das war vereinbart, und es wäre jetzt durchaus reizvoll, zu einigen kontroversiellen Aussagen, die in sachlicher Form verlaufen sind, Stellung zu nehmen. Ich werde das aber nicht tun, und ich werde auch nicht zur AUA sprechen, obwohl es sicher interessant wäre zu erörtern, wie der Privatisierungsvorgang vor sich geht und wer dafür verantwortlich ist. Ich nehme aber keine Bewertung vor, denn das geschieht sowieso in der Öffentlichkeit.

Gestatten Sie mir aber nur eine Bemerkung zu einem Antrag, da ich in diesem Zusammenhang namentlich zitiert wurde. Ich halte schon einiges aus, ich habe damit keine Probleme, ich bin auch heute Vormittag etwas schärfer kritisiert worden, aber das gehört einfach zur Arbeit eines Abgeordneten dazu.

Es wird hier eine Aussage zergliedert und anders dargestellt, als wenn man sie im Zusammenhang sieht. Es geht um das Thema Energie, und ich gebe zu, dass der erste Teil der Aussage zutrifft, dass Wien Energie nicht für die Energieeinstandspreise verantwortlich gemacht werden kann, sondern diese über den Weltmarkt entstehen. Ich bitte aber, in Zukunft die Aussagen etwas sorgfältiger zu lesen oder anzuhören! Wir wissen – das wurde nicht erst ein Mal debattiert –, dass der Gaspreis mit einer sechsmonatigen Verzögerung de facto an den Ölpreis gebunden ist. Das wird jedoch wahrscheinlich bewusst ausgeblendet. Die Forderung wurde aber bereits diskutiert und in der Öffentlichkeit dargestellt: Sollte sich der Gaspreis im Hinblick auf diese Koppelung wie der Ölpreis reduzieren, dann steht wahrscheinlich auch einer Gaspreisreduzierung beziehungsweise einer Anpassung nach unten durch Wien Energie nichts im Wege. 

Ich ersuche also, in Zukunft hier ein bisschen sachlicher und korrekter vorzugehen!

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Wir kommen nun zur Abstimmung.

Wer der Postnummer 4 die Zustimmung gibt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Das wurde somit einstimmig angenommen.

Es liegen mir mehrere Beschluss- und Resolutionsanträge vor. Ich lasse in der Reihenfolge des Einlangens abstimmen.

Der erste Antrag kam von den Grünen und betrifft ein Konjunkturpaket für Wien. Es wird die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Wiener Stadtwerke verlangt. Ich bitte jene, die diesem Antrag zustimmen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das wurde einstimmig angenommen.

Weiters liegt mir ein Antrag der ÖVP betreffend Aussetzung der bevorstehenden Energiepreiserhöhung auf Grund sozialpolitischer Überlegungen vor. Dafür wird die sofortige Abstimmung verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Das wird von ÖVP, FPÖ und Grünen unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der nächste Antrag, eingebracht von der ÖVP, betrifft die Einsetzung eines Energietarif-Beirats zwecks Beratung in Fragen der Energietarifgestaltung. Hier ist die Zuweisung an den Herrn Bürgermeister sowie an den Ausschuss der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird von ÖVP, FPÖ und Grünen unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der nächste von der ÖVP eingebrachte Antrag betrifft die ausführliche Information über den aktuellen Stand der Veranlagungen und Investitionen der Stadt Wien vor dem Hintergrund der internationalen Finanzkrise. Es wird die sofortige Abstimmung verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird von ÖVP, FPÖ und Grünen unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der nächste Antrag, eingebracht von der ÖVP, betrifft Wien‑Gespräche über die Zukunft des Wirtschaftsstandortes Wien unter Vorsitz des Bürgermeisters. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird von ÖVP, FPÖ und Grünen unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Ein Beschlussantrag der FPÖ betrifft das Bekenntnis zum Wirtschaftsstandort Wien. Es wird auch hier formell die sofortige Abstimmung verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird von ÖVP, FPÖ und SPÖ unterstützt und hat die ausreichende Mehrheit.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 5 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Gewährung eines zinsenfreien Darlehens an die Magistratsabteilung 34. Ich bitte den Herrn Berichterstatter, GR Ekkamp, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Franz Ekkamp: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich eröffne die Debatte. Zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Maresch. Ich erteile es ihm.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Ich möchte es zu diesem Tagesordnungspunkt kurz machen. Es geht wieder einmal um eine Volksgarage, und diesfalls ist sozusagen die Betreiberin die MA 34. – Es wäre ja schön, wenn die Stadt Wien grundsätzlich die Errichterin von Garagen wäre, aber das verhält sich im Normalfall nicht so.

Wir stimmen diesmal nicht dagegen, weil wir gegen eine Musikschule oder gegen ein Bildungszentrum sind. Das würden wir ja sehr gut finden. Aber es hat uns bis jetzt wirklich in allen Ausschüssen, in denen ich gefragt habe, niemand sagen können, wie es mit dem dazugehörigen Verkehrskonzept ausschaut. Im Masterplan Verkehr ist von einem Rückbau im Verhältnis eins zu drei außerhalb des Stadtzentrums die Rede, wobei es natürlich immer Debatten darüber gibt, wo das Stadtzentrum ist. – Simmering ist es offensichtlich nicht! Im Ausschuss für Wohnen wurde mir gesagt, dass es eh ein Landesgesetz gibt und dass ohnehin alles klar sei. Im Ausschuss für Planung und Verkehr konnte man mir nicht sagen, wie viel das ist. In Simmering konnte uns auch niemand sagen, wie viel das tatsächlich ist.

Diesem Kater beziehungsweise dieser Katze im Sack – um das jetzt einmal gender-gerecht zu formulieren – stimmen wir daher nicht zu. – Das ist einmal die eine Geschichte.

Zweitens ist dabei erwähnenswert, dass es hiebei um Simmering geht. – Es wurde ja schon kurz angedeutet, dass man sich Sorgen um die AUA, den Flughafen Wien und das Geld der Investoren und Investorinnen macht. Offensichtlich macht man sich aber um die Gesundheit der Betroffenen keine Sorgen. Deswegen stellen wir einen Antrag betreffend die Gesundheitsgefährdung durch nächtlichen Fluglärm. Diesen möchte ich zunächst einmal kurz vorlesen: 

„Die zuständigen Mitglieder der Wiener Stadtregierung werden aufgefordert, eine Studie in Auftrag zu geben, die analog zu der in der Begründung angeführten epidemiologischen Studie aus Deutschland die Auswirkungen des vom Flughafen Wien-Schwechat verursachten Fluglärms auf den Arzneimittelverbrauch in Wien und Umgebung untersuchen soll. Das Ergebnis der Studie soll im Gemeinderatsausschuss für Gesundheit und Soziales präsentiert werden.

In formeller Hinsicht beantragen wir die Zuweisung dieses Antrages an den Gemeinderatsausschuss für Gesundheit und Soziales sowie an den Gemeinderatsausschuss für Umwelt.“ (GR Christian Oxonitsch: Da soll noch einmal jemand sagen, wir behandeln die Geschäftsordnung restriktiv!) 

Ich habe nichts über die Geschäftsordnung gesagt, sondern es ist einfach darum gegangen, ob man es bei Postnummer 44 oder bei Postnummer 5 präsentiert, und seitens der SPÖ hat man gesagt, es ginge bei 5. Und ich habe grundsätzlich in dem einen Punkt nichts gegen die Geschäftsordnung, aber ich habe grundsätzlich etwas gegen den nächtlichen Fluglärm, und ich bin schwer dafür, dass man endlich eine Untersuchung macht. In Köln und Bonn ist nämlich festgestellt worden, dass eine eklatante Zunahme des Arzneimittelverbrauchs in Bereichen zu verzeichnen ist, wo es Nachtfluglärm gibt. (GR Christian Oxonitsch: Auf dem Simmeringer Markt?) Nicht auf dem Simmeringer Markt, sondern in ganz Simmering, in ganz Favoriten und im ganzen Süden Wiens sowie auch im Osten und Nordosten Wiens! Wir hätten daher gerne gewusst, wie es sich mit dem Verbrauch von Medikamenten und deren Verschreibung verhält. Die SPÖ kann dem Antrag ja zustimmen! – Danke schön. (Beifall bei den Grünen.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Kenesei. Ich erteile es ihm.

GR Günter Kenesei (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Eigentlich bin ich davon ausgegangen, dass der Tagesordnungspunkt 5 und 44 ... (Zwischenruf von GR Christian Oxonitsch.) Über den Markt reden wir de facto jetzt auch. Wunderbar! Dann erspare ich mir das beim Tagesordnungspunkt 44!

Zur Volksgarage möchte ich nicht sehr viel sagen, ich möchte mich eigentlich nur noch ganz kurz mit dem de facto jetzt nicht mehr existenten Simmeringer Markt beschäftigen. 

Schon im Ausschuss wurde darauf hingewiesen, dass der Markt eigentlich nicht mehr in Funktion und in einem sehr desolaten Zustand ist. – Ja, das stimmt. Das ist allerdings nur die Momentaufnahme vom 30. Oktober, 16.20 Uhr, oder in den Wochen davor. Aber der Markt hat nicht immer so ausgeschaut, und es gibt sehr wohl auch eine Verantwortung dafür, warum in den letzten 
10 bis 15 Jahren auf dem Markt nichts gemacht wurde und er jetzt tatsächlich in einem äußerst desolaten Zustand ist.

Ich kann mich noch an die Familie Kurzmann erinnern, die eine Legende in Simmering war. Toni Mahdalik wird Herrn Kurzmann als wortgewaltigen Obmann der Simmeringer noch kennen. Er ist leider schon verstorben, aber er hat mit Liebe und Fortune seinen Stand dort betrieben, und es hat noch 20 andere gegeben, die auf dem Simmeringer Markt der Bevölkerung ihre Waren feilgeboten haben, und am Freitag und am Samstag hat es einen durchaus sehr gut funktionierenden Bauernmarkt gegeben, der ebenfalls von der Bevölkerung gut angenommen wurde.

Es gibt jetzt viele Begründungen, etwa dass das Ekazent in der Zwischenzeit ausgebaut wurde und so weiter. – Ja, das stimmt, aber auch zu Zeiten eines Ekazent haben der Bauernmarkt und der Markt sehr gut funktioniert.

Faktum ist aber, dass sowohl die Simmeringer Bezirksvertretung der SPÖ als auch die Rathaus-SPÖ als auch die zuständigen StadträtInnen – in den letzten Jahren hat es ja unterschiedliche Verantwortungen gegeben – den Simmeringer Markt offensichtlich dazu auserkoren haben, ihn langsam eines sicheren Todes sterben zu lassen, und jetzt ist es so weit. Jetzt gibt es nur noch ein paar in Betrieb befindliche Stände, wobei unter den fünf Stand’l zwei Branntweiner sind. Offensichtlich besteht also in dieser Gegend nach wie vor ein Bedarf an Branntwein-Anstalten! (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist eine Zwischenlösung!) 

Es ist aber schade, weil damit wieder eine interessante und wichtige Nahversorgungseinrichtung verloren geht und weil es auch für die Landparteien immer schwieriger wird, einen Standort zu haben, der in den Köpfen der Bevölkerung manifestiert ist, sodass die Leute wissen, wo es am Samstag nach wie vor Stand’ln gibt, wo man gute, frische Ware bekommen kann.

Es ist verständlich, dass man von Seiten der Stadtregierung den Naschmarkt, den Brunnenmarkt oder den Viktor-Adler-Markt, also die gut funktionierenden Märkte, lieber herzeigt, aber man sollte sich tatsächlich zur Revitalisierung und Erhaltung aller bestehenden Wiener Märkte bekennen. Es gibt ja, wie ich im Ausschuss auch erwähnt habe, ein ganz neues Marktkonzept aus dem April 2008, und ich meine, man könnte jetzt gleich über ein paar Märkte reden, etwa über den Schwendermarkt, über den Meidlinger Markt und über den Markt auf dem Genochplatz, der de facto weg ist.

Ich verstehe nicht ganz, dass diesbezüglich von Seiten der Stadträtin überhaupt keine Reaktion kommt und dass sie nicht ein bisschen aufs Gas steigt und sich an dieses Marktkonzept aus dem April 2008 hält, nach welchem revitalisiert und modernisiert werden soll. Das heißt, es sollte und müsste auch im Ressort das notwendige Geld dafür geben, aber es geschieht überhaupt nichts.

Außerdem will man sich offensichtlich, und zwar vor allem bei der Sozialdemokratie, mit der Nahversorgung der Wiener Bevölkerung mit frischer Ware, vor allem von den Wiener Bauern, nicht mehr auseinandersetzen, und genau aus diesem Grund werden wir das Geschäftsstück ablehnen, aber nicht wegen der Volksgarage oder der Errichtung einer bildungspolitischen Einrichtung, die dort kommt, denn es hätte durchaus alles seinen Platz in Simmering. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zu Wort gemeldet ist GR Dr Troch. Ich erteile es ihm.

GR Dr Harald Troch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! 

In Simmering gibt es jetzt ein wichtiges Projekt. Ein Bauwerk beginnt mit dem Fundament, und in diesem Sinn möchte ich mich jetzt einmal mit der Garage auseinandersetzen. – Es ist dies ein sehr positives Beispiel dafür, wie sinnvoll eine Garage sein kann, denn dadurch wird viel von der Logistik einfacher gelöst, die für dieses Projekt Volkshochschule, Musikschule der Stadt Wien und Städtische Bücherei notwendig ist.

Die Musikschule in Simmering hat einen ganz besonderen Schwerpunkt, der auch mir am Herzen liegt: Es sollen dort behinderte Kinder besonders gefördert werden, indem ihnen unter anderem der Besuch dieser Musikschule möglich gemacht wird. Das heißt, Eltern bringen nicht nur ihre Kinder, sondern sie bringen auch das Musikinstrument oder die Instrumente ihrer Kinder, denn manche Eltern haben neben einem behinderten Kind noch ein zweites Kind, das auch in diese Schule geht. Das heißt, manche dieser Aufgaben sind logistisch nur mit einem Auto lösbar: Man fährt in die Tiefgarage und kommt dann barrierefrei über zwei Lifte bis in die Musikschule und in die Volkshochschule. Das Gleiche gilt natürlich auch für Vortragende an der Volkshochschule. Ich habe selber jahrelang an zwei Volkshochschulen gelehrt und kenne die Situation, wenn man zum Beispiel als Lehrer mit seinen Materialien und allfälligem technischen Equipment kommt. Da ist es einfacher, wenn man aus einer Tiefgarage wettergeschützt sozusagen vom Auto in das Gebäude gelangen kann, und es ist gerade auch für Behinderte eine große Erleichterung, wenn sie nicht bei Regen und Schnee aus dem Auto aussteigen müssen. – Ich meine, von diesen Gesichtspunkten her wird hier eine sehr gute Lösung getroffen.
Es ist dies ein Bezirksteil beziehungsweise ein Grätzel, in dem es einen Mangel an Parkplätzen gibt. Das Projekt befindet sich jetzt in der baulichen Planung, und wir wissen auch schon, wo die Ausfahrt ist. Im Sinne eines guten Miteinander zwischen Anrainern und Projekt halte ich es allerdings nicht für ratsam, dass wir da Parkplätze zusammenstreichen. (Zwischenruf von GR Mag Rüdiger Maresch.) Aber man wird sich das genau anschauen, und ich kann Ihnen versichern, Herr Maresch, dass wir in Simmering, wie das bei uns Tradition ist, eine Bürgerversammlung mit den Anrainern abhalten werden. Dazu brauchen wir keinen Politexport aus anderen Bezirken, sondern wir werden in Zusammenarbeit mit den Anrainern auf die Parkbedürfnisse der Leute Rücksicht nehmen. Das ist ja ganz einfach! 

Der zweite Punkt ist der Markt: Der Markt soll entsprechend der Nachfrage, die es in diesem Bezirksteil und die es in Simmering gibt, auch eine Zukunft auf eine Art und Weise finden, dass die Gewerbebetriebe und der Handel dort existieren können. Das heißt, es wird direkt an der Geiselbergstraße, also mit Anschluss zu Straßenbahn und U‑Bahn, vier Verkaufskioske geben, die ganz klar im Sinne der Nahversorgung gewidmet sein werden.

In einem Punkt muss ich Sie korrigieren, Herr Kenesei: Der Bauernmarkt hat in 40 Jahren nie an einem Freitag, sondern immer nur an Samstagen stattgefunden! Diesen Bauernmarkt wird es auch in Zukunft geben. Der Bauernmarkt wird nach Vereinbarung zwischen der Bezirksvorstehung und den Händlern für die Zeit des Neubaus entweder auf den Simmeringer Platz oder auf den Enkplatz übersiedeln. Diesbezüglich wird es eine gegenseitige Absprache geben. Danach wird der Bauernmarkt wieder auf das Areal des Bildungszentrums zurückkehren. Das heißt, der Bauernmarkt ist überhaupt nicht gefährdet.

Ich meine, das ist nach so vielen Jahren des Niedergangs die bessere Lösung. Wenn Sie jetzt auf einmal den Simmeringer Markt entdecken, den es in der ursprünglichen Form nicht mehr gibt, dann kann ich nur sagen: Dazu ist es zu spät! Die Anrainer wünschen sich eine neue, bessere, zukunftsträchtige Lösung. Die ÖVP hätte aber Zeit gehabt, etwas zu tun. Ich habe jedoch nie jemanden von Ihnen als Konsument auf dem Simmeringer Markt gesehen, und ich bin dort als Kind aufgewachsen, ich kenne die Örtlichkeit sehr gut. Und es hat auch im Unterschied zu den anderen Fraktionen in der Bezirksvertretung Simmering nie einen diesbezüglichen Antrag der ÖVP-Simmering oder eine entsprechende Auseinandersetzung mit dem Simmeringer Markt gegeben. Wenn die ÖVP hier jetzt unter Krokodilstränen den Simmeringer Markt entdeckt, dann kann ich nur sagen: Dafür ist es zu spät! – Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Rubik. Ich erteile es ihr.

GRin Silvia Rubik (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter!

Ich hatte nicht vor, mich zu Wort zu melden, aber wenn es um die Märkte geht, dann muss ich es tun. Ich bin Marktsprecherin und möchte auf Herrn Keneseis Vorwürfe eingehen.

Diese Arbeitsgruppe hat schon vier Mal getagt und war ein fünftes Mal auf Wunsch der Teilnehmer dieser Marktgruppe auf dem Großmarkt Inzersdorf. In diesem Zusammenhang stelle ich aber fest, dass es allerdings immer sehr traurig ist, wenn unter allen anderen Anwesenden, die sich auch einbringen, die ÖVP mit Abwesenheit glänzt. (GR Christian Oxonitsch: Hört! Hört!) Es war nur ein einziges Mal, seit es diese Arbeitsgruppe gibt, Frau Ekici vertretungsweise da. Sie hat gesagt, sie möchte sich gerne einbringen und einlesen, sie kam dann aber nicht mehr und hat sich entschuldigt. Es gab also schon vier Arbeitsgruppentage, und von der ÖVP war keiner da. (GR Günter Kenesei: Zählen unsere Mitarbeiter nicht? – Weitere Zwischenrufe bei der ÖVP.) Wir haben eine Arbeitsgruppe der Gemeinderäte, und von den Gemeinderäten war keiner anwesend, und auch Sie, Herr Kenesei, waren nicht dabei! 

Zum Simmeringer Markt ist zu sagen, dass es nicht zutrifft, dass wir den Markt zugrunde richten. Im Gegenteil: Mit dem Garagenkonzept und dem Konzept, dort ein Bildungszentrum zu schaffen, sowie der Möglichkeit, dort den Landmarkt wieder einzurichten, kommt es zu einer Bereicherung für die Anrainer, die jetzt mit dem Zustand und insbesondere mit den zwei Gastronomieständen auf diesem Altmarkt absolut nicht glücklich sind. Ich meine, wenn man die Wünsche der Anrainer akzeptiert, dann sollte man auch das beachten. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Mahdalik. – Bitte.

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ich wollte mich auch nicht zur Wort melden, aber Kollege Troch hat zwei Punkte angesprochen, die ich jetzt in ganz kurzer Form thematisieren möchte.

Erstens kann ich die ÖVP beruhigen: Ihr braucht jetzt kein schlechtes Gewissen zu haben, weil ihr keine Anträge zum Simmeringer Markt gestellt habt! Das wäre nämlich ohnedies sozusagen nur für die Fisch’ gewesen. Wir haben zum Genochmarkt zahlreiche Anträge gestellt, weil die SPÖ diesen aus unserer Sicht systematisch vor die Hunde gehen ließ, aber das hat überhaupt nichts genutzt. Dieser Markt geht weiterhin vor die Hunde, und die Absiedlung ist bereits beschlossen. 

Ich bin nicht der Pflichtverteidiger der ÖVP, möchte aber trotzdem sagen: Kollege Troch hat den ÖVP-Mandataren vorgeworfen, dass sie dort nicht eingekauft haben. Und Sie haben jetzt gesagt, dass Sie als Kind in Simmering aufgewachsen sind. Ich frage Sie: Haben Sie damals schon gewusst, wer dermaleinst dort in der ÖVP sitzen wird, und haben Sie sich auf die Lauer gelegt und geschaut, ob diese Leute nicht auf den Markt einkaufen gehen? Wie soll das funktionieren? Diesen Vorwurf habe ich nicht ganz verstanden! Aber vielleicht können wir das unter vier Augen besprechen, denn vielleicht könnten Sie, Herr Kollege Troch, ja im Zirkus auftreten! – Das war’ s auch schon wieder. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Der Herr Berichterstatter hat auf das Schlusswort verzichtet. Wir kommen daher zur Abstimmung.

Wer der Postnummer 5 die Zustimmung geben kann, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Das sind die Stimmen der FPÖ und der SPÖ.

Zu diesem Geschäftsstück liegt mir ein Beschluss- und Resolutionsantrag der Grünen betreffend Gesundheitsgefährdung durch den nächtlichen Fluglärm vor. In formeller Hinsicht wird die Zuweisung verlangt. Wer diesem Antrag die Zustimmung geben kann, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Das sind die Stimmen der Grünen, der FPÖ und der ÖVP, somit hat dieser Antrag keine Mehrheit.

Wir kommen nun zur Postnummer 6 der Tagesordnung. Sie betrifft das Wien-weite Sonderprogramm zur Garagenförderung. Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Strobl, die Verhandlungen einzuleiten. 

Berichterstatter GR Friedrich Strobl: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Ich eröffne die Debatte. Zu Wort gemeldet ist Herr Dipl-Ing Margulies. 

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Es wird jetzt kürzer, nur keine Angst! Ich hatte ganz am Anfang einen lustigen Hörfehler: Ich habe verstanden: Wir kommen zum Wien-weiten Sonderprogramm für „Gagen“-Förderung. – Da habe ich mir gedacht: Darum geht es tatsächlich bei den Volksgaragen! Es kommt ja nicht von ungefähr: Die ersten Volksgaragen, die vor zehn Jahren ins Leben gerufen wurden, würden jetzt auslaufen, und ich habe nur gewartet, wann jetzt der Antrag kommt, dass man dem Garagenbetreiber, der eine gut ausgelastete Garage besitzt, noch ein bisserl Geld bei der Rückzahlungsrate der Kredite schenkt. 

Was beschließen wir denn heute real im Hinblick auf die veränderte Volksgaragenförderung? – Auf der einen Seite gibt es die Garagen, die in den letzten zehn Jahren gebaut wurden, die einen zinsenfreien Kredit über 40 Jahre hatten, bei dem die ersten fünf Jahre rückzahlungsfrei waren. Je nach Inflationsrate entspricht das – ich habe das schon damals bei der Diskussion durchgerechnet – de facto dadurch, dass die ersten fünf Jahre überhaupt rückzahlungsfrei sind und es sich dann um einen zinsenlosen Kredit handelt, einer Subvention von 40 bis 60 Prozent der gesamten Baukosten der Garagen. Das war aber den Garagenbetreibern anscheinend zu wenig, zumindest denjenigen, die jetzt schon längere Zeit fertig sind mit ihrer Volksgarage. Die zehn Jahre laufen nun zitzerlweise aus, und es wird erhöht. Und was geschieht jetzt? – Die Stadt Wien lässt sich in Wirklichkeit relativ leicht unter Druck setzen und vergibt das Geld dorthin, wo eigentlich eh schon Geld aus den Garagen ist. Die Betreiber der Garagen werden sich freuen!

Jetzt sage ich Ihnen noch was dazu: Diese Veränderung des Volksgaragenkonzeptes und des weiteren Buddelns von Löchern in die Erde entspricht nicht unbedingt einem nachhaltigen Konjunkturprogramm, wie wir es zur Ankurbelung der Wirtschaft brauchen würden, sondern das dient einzig und allein den Garagenkaisern, die es in Wien gibt. Es sind eh nicht viele, an die drei. Ihnen wird nun noch mehr vom Gesamtkuchen zur Verfügung gestellt. Das geschieht mit dem jetzt vorliegenden System. Es gibt nach wie vor einen auf fünf Jahre zinsenfreien Kredit, danach beträgt die Gesamtlaufzeit 50 Jahre. Angesichts der gegenwärtigen Inflationsrate von knapp 3,7 Prozent entspricht das einer realen Subvention von 59 Prozent.

Ich halte es wirklich für einen dramatischen Fehler, wenn man glaubt, dass man die Garagenbetreiber in Wien mit 50 Prozent subventionieren muss. Ich meine, es gibt Dringlicheres und Wichtigeres in Wien zu tun. Ansonsten hören wir uns wieder bei der nächsten Volksgaragendebatte. – Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Mag Gerstl. 

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter!

Im Sinne des Vorredners möchte auch ich versuchen, jetzt einmal ein bisschen Tempo zu machen und es kürzer zu machen, und daher werde ich meine Aussagen sehr konzentrieren. 

Erstens: Natürlich ist die Wiener Volkspartei für das Wohnsammelgaragenkonzept. Das unterstützen wir. Jetzt kommt jedoch das große Aber: Wir unterstützen aber nicht die Vorgangsweise, die die SPÖ gewählt hat, nämlich: Vor der Wahl ist nicht gleich nach der Wahl.

Jetzt kommt der Punkt, den man der SPÖ anscheinend wieder erklären muss: Am 4.9.2007 hat StR Schicker erklärt – und das ist in einer Aussendung auf wien.at nachzulesen –: „Der Förderungswerber verpflichtet sich, eine monatliche Garagenmiete für Dauerparker unter 73 EUR über einen Zeitraum von 20 Jahren zu garantieren.“ Damals haben wir applaudiert und haben gesagt: Super! Das ist gut! Das ist ein Schritt in die richtige Richtung! 
Was aber die Politik hier tut oder tun sollte und was die Beamten tun, sind, glaube ich, zwei verschieden Paar Schuhe: Am 29.11.2007 hat die Magistratsdirektion der Stadt Wien, Geschäftsbereich Bauten und Technik, bereits in einem Aktenvermerk festgehalten, dass von diesem Preis nur indexiert die Rede sein kann. Was nicht dazu führt, dass es dann automatisch dazu kommt, denn vor der Wahl haben wir dann den Herrn Bürgermeister gehört, als er gesagt hat, dass er alle Erhöhungen gestoppt hat und dass er für die Zukunft trotz des wirtschaftlich schwierigen Umfeldes die Sicherheit gibt, dass es für die Wienerinnen und Wiener keine Preiserhöhung geben wird.

Das hat bis zum 28. September, bis zum Wahltag, gehalten, am 29. September, einen Tag nach der Wahl, hat die Magistratsabteilung 5 jedoch bereits die Änderung der Tarifbindungsgarantiezeit, die Erhöhung und die Indexierung aufs Tapet gebracht, die wir heute hier beschließen. – Ich wiederhole daher: Einen Tag nach der Wahl ist alles ganz anderes als am Tag vor der Wahl. Ich fordere die SPÖ daher auf, das, was plakatiert wird, auch ernst zu nehmen: Sie haben vor der Wahl versprochen, dass Sie in Zukunft Ihre Zusagen auch nach der Wahl einhalten werden. Das tun Sie in dieser Angelegenheit allerdings nicht! 

Zweitens: Wir haben heute schon über die allgemeine Finanzsituation und über die schwierige Wirtschaftssituation geredet. – Ich denke, es gibt im Bereich der Garagen eine einfache Möglichkeit, dass wir unsere Wirtschaft in Wien verstärkt ankurbeln. Wir hatten zum Stand 31.12.2007 eine Rücklage von 83 859 991,88 Millionen EUR von der Parkometerabgabe aus dem Wiener Garagengesetz. Wir werden heute auf Grund der Erhöhung der Parkometergebühren im vergangenen September wahrscheinlich bereits eine Rücklage von über 100 Millionen EUR haben. Wenn dieses Geld managementmäßig jetzt sofort eingesetzt wird, dann hat die Bauindustrie etwas davon, dann haben die Wienerinnen und Wiener etwas davon, und wir bräuchten gar kein zusätzliches Geld in die Hand zu nehmen, denn es ist in der Rücklage vorhanden. Auf diese Weise könnten wir für einen effizienten Garagenbau und für den Ausbau des öffentlichen Verkehrsnetzes und für die Konjunkturbelebung jetzt sofort 100 Millionen EUR aufwenden.

Meine Damen und Herren! Es liegt nur an der Wiener SPÖ, das wahr zu machen und umzusetzen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Als Nächster zu Wort gelangt Herr GR Ekkamp. – Bitte.

GR Franz Ekkamp (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Geschätzte Damen und Herren!

Auch ich werde es kurz machen. – Auch wir sind für die so genannten Volksgaragen: Wir bezeichnen sie als Wohnsammelgaragen. Es ist dies ein guter Weg, dass die Wohnbevölkerung leichter zu einem leistbaren Abstellplatz kommt. Diese Maßnahme kommt natürlich der Bevölkerung zugute.

Meine Damen und Herren! Ich weiß, wovon ich rede. Gerade in dem Bezirk, aus dem ich komme, sind in vielen Bereichen die Garagenplätze eher rar, und wenn man einen ergattert, dann muss man wahrscheinlich einen astronomischen Preis dafür zahlen. Daher ist diese Maßnahme jetzt sehr gut.

Wir beschließen heute mit diesem Geschäftsstück eine Vereinheitlichung der Garagenpreise, dass alle Garagen mit Stichtag 1. Oktober und de facto ab 1. Jänner alle gleich viel kosten und es nicht zu einer unterschiedlichen Preisgestaltung kommt. 

Die Kritik der ÖVP an der Indexanpassung kann ich nicht ganz nachvollziehen, denn im ersten Vertrag betreffend die so genannten Volksgaragen war auch die Indexanpassung enthalten. Ich habe es bereits erklärt. Bei dem fünfjährigen Zeitraum könnte es natürlich vorkommen, dass, wenn eine neue Garage gebaut wurde, trotz Erhöhung der Baukosten die neue Garage billiger war als eine, die bereits fünf oder sechs Jahre in Betrieb ist. Es wurde aber auch im Finanzausschuss bereits dargestellt, dass es bei diesen in Betrieb befindlichen Garagen, namentlich bei sechs Garagen, zu Erhöhungen kommt. Bei vier Garagen macht die Erhöhung 0,22 Cent aus, und bei zwei Garagen macht die Erhöhung 1,72 EUR aus. – Ich denke, das ist ein guter Weg, und ich ersuche um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat auf sein Schlusswort verzichtet. Ich komme daher zur Abstimmung. 

Wer der Postnummer 6 der Tagesordnung die Zustimmung erteilen kann, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Das sind die Stimmen der FPÖ und der SPÖ. Das ist somit mehrstimmig beschlossen.

Wir kommen nun zur Postnummer 10 der Tagesordnung. Sie betrifft den Abschluss eines Verkehrsdienstevertrages. Ich bitte den Herrn Berichterstatter GR Dr Stürzenbecher, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatter GR Dr Kurt Stürzenbecher: Ich bitte um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mahdalik. Ich erteile ihm das Wort.

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Werte Damen und Herren! 

Der Verkehrsdienstevertrag ist an und für sich in Ordnung, und wir werden diesem auch zustimmen. Aber wenn wir schon beim Thema Verkehr sind, möchte ich bei diesem Tagesordnungspunkt auch den motorisierten Individualverkehr und die oft negativen Auswirkungen auf die Bevölkerung kurz streifen, um im Anschluss daran einen Antrag einzubringen. 

Wir kommen jetzt wieder zum 22. Bezirk, streifen aber auch den 21. Bezirk. Es gibt in der Donau-City im 22. Bezirk einige Probleme, angefangen von der Fallwindproblematik, die bis zum heutigen Tage ungelöst ist und im Zusammenhang mit welcher die SPÖ wenig Anstalten zeigt, Maßnahmen zur Linderung oder gar zur Lösung dieses Problems einzuleiten.

Wir haben aber auch ein Lärmproblem durch die A22, die unmittelbar an der Donau-City vorbeiführt. Ich weiß, wenn ich das sage, dass nachher gleich Berichtigungen von Seiten der SPÖ kommen werden, dass die Leute, die dort hingezogen sind, ja gewusst haben, dass dort eine Autobahn vorbeiführt und daher nicht ununterbrochen himmlische Ruhe herrschen wird. – Natürlich haben das die Leute gewusst! Aber den Menschen ist seitens der WED schriftlich in Prospekten, aber auch vom Magistrat und von Seiten der Politik damals suggeriert worden, dass die Donauuferautobahn über den Kaisermühlen-Tunnel bis zur Brigittenauer Brücke oder gar bis zur Floridsdorfer Brücke weiter überplattet werden wird, und das gab auch für viele Menschen den Ausschlag, sich dafür zu entscheiden, dort eine Wohnung zu kaufen oder zu mieten. Die Wohnungen dort sind sehr teuer, und viele Mieter und Wohnungseigentümer bereuen es heute schon, sich dort angesiedelt zu haben.

Nachher wird vielleicht der Vorwurf kommen, dass wir dort Klientelpolitik betreiben. Ich habe das an dieser Stelle schon öfters angesprochen: Das gilt in diesem Falle nicht! Das machen vielleicht die Grünen. Das kann man feststellen, wenn man sich die Wahlergebnisse ansieht. Ich habe mir die Ergebnisse der letzten Nationalratswahl noch nicht genau durchgesehen, aber wahrscheinlich werden die Grünen dort wieder schöne Wähleranteile gemacht haben. Sie veranstalten dort auch viele Diskussionen mit Publikumsbeteiligung. Es gab auch im Wahlkampf eine Diskussionsveranstaltung der Mieterinitiative Donau-City. Ich glaube, es waren zwei Grüne dort, außerdem waren auch der Planungsstadtrat, der Bezirksvorsteher und Ferry Maier dazu eingeladen. Ich habe Frau Sequenz gebeten, eventuell doch auch einen Freiheitlichen einzuladen, aber das war ihr nicht so recht. Sie hat gesagt, dass das Ganze schon steht. Deshalb waren wir auch nicht beleidigt. Wenn Ferry Maier irgendwo hingeht – ich weiß nicht, ob er wirklich aufgetaucht ist –, dann ist uns das im Endeffekt auch recht, denn wenn er irgendwo auftritt, dann ist das für alle anderen eine Werbung, nur nicht für die ÖVP. 

Ich weiß nicht, wie die ganze Veranstaltung abgelaufen ist, jedenfalls ist das dort aber eher ein grünes Pflaster. Wir betreiben dort auch nicht Klientelpolitik, sondern wir setzen uns für die berechtigten Anliegen der Leute ein, und ich glaube, es ist nichts Verwerfliches daran, wenn wir diesen Mietern und Wohnungseigentümern zu helfen versuchen, denen damals vorgemacht wurde, dass die Überplattung in absehbarer Zeit weitergeführt wird und dadurch die Lärmbelästigung durch die A22 ausgeschaltet oder zumindest vermindert wird. Ich glaube, es ist nur anständig und ein Gebot der Zeit, dass wir Anstrengungen auf Bezirks- und Landesebene unternehmen, um den Leuten dazu zu verhelfen, dass diese Zusage, die ihnen damals gegeben wurde, endlich in die Tat umgesetzt wird.

Ich glaube, wir sollten uns alle an einen Tisch setzen und darüber reden, ob diese Überplattung weitergeführt werden soll und kann. Ich glaube, gegen die Absicht hat keiner was, denn man schlägt dadurch ja gleich zwei Fliegen mit einer Klappe: Es wird nicht nur die Lärmbelastung vermindert oder ausgeschaltet, sondern man kann auch oben eine ganze Menge anstellen. Man kann mehr Grünraum schaffen, man kann Bildungseinrichtungen und Kultureinrichtungen ansiedeln und, und, und.

Schlussendlich wird es aber ein finanzielles Problem sein, und hier müssen sich wirklich alle an einen Tisch setzen, der Bezirk, das Rathaus, die WED, die ASFINAG und natürlich auch der Bund. Es wird das eine finanzielle Kraftanstrengung werden, so es irgendwann einmal auch zur Zustimmung der sozialdemokratischen Fraktion kommen sollte. Aus meiner Sicht muss aber zumindest einmal der gute Wille von der SPÖ gezeigt werden, dass man sich für die Anliegen der Mieter und Wohnungseigentümer in der Donau-City auch wirklich einsetzt.

Darum bringen wir hier und heute gemeinsam mit zwei Kollegen von der ÖVP, die sich heute in der Früh kurzerhand davon überzeugen ließen, dass das eine gute Idee wäre, einen entsprechenden Antrag ein. Die GRe Mahdalik, Madejski, Parzer und Hoch beantragen, dass die amtsführenden Stadträte für Stadtentwicklung und Verkehr beziehungsweise Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke in Zusammenarbeit mit Infrastrukturministerium, ASFINAG, WED und den Bewohnern der Donau-City die Möglichkeiten der Finanzierung und Realisierung der weiteren Überplattung der A22 im Anschluss an den Kaisermühlen-Tunnel, zumindest bis zum Knoten bei der Brigittenauer Brücke, idealerweise aber bis zur Floridsdorfer Brücke, prüfen mögen. In formeller Hinsicht wird die Zuweisung an die zwei vorher genannten Ausschüsse beantragt.

Ich bitte die Damen und Herren auch von der Sozialdemokratie – von den Grünen bin ich mir fast sicher, von den ÖVP-Abgeordneten und natürlich von den Freiheitlichen weiß man es eh – um Zustimmung zu diesem Antrag im Interesse der Bevölkerung. – Danke vielmals. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zu Wort gelangt Herr GR Dipl-Ing Margulies.

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich freue mich, jetzt zu einer umfassenden Diskussion über den Verkehrsdienstevertrag zu kommen. Nachdem es jetzt aber doch schon relativ spät ist, werden wir es jetzt allerdings doch nicht ganz so umfassend machen. Eine kurze Anmerkung zur S50 und zum Verkehrsdienst ist mir aber tatsächlich wichtig. 

Spätestens seit dem Finanzausschuss wissen wir, dass die viel gelobte Intervallverdichtung auf etwa eine Viertelstunde früh morgens und am frühen Nachmittag stattfindet. Das ist durchaus sinnvoll. Aber gerade in den Abendstunden ist relativ zeitig Schluss mit der Intervallverdichtung auf der S50, und – was meines Erachtens noch viel entscheidender ist – nach 22.38 Uhr wird es, vom neuen Fahrplan ausgehend, keinen Zug mehr geben. Und das ist natürlich angesichts der sich verändert habenden Lebenswelten und Arbeitswelten absurd! Es ist für viele Leute mit ihrem Zeitplan nicht vereinbar, dass man das Wiener Umfeld zumindest Richtung Westen nach 11 Uhr am Abend nicht mehr mit öffentlichen Verkehrsmitteln erreichen kann.

Der zweite Punkt, den ich mir im Bereich des Verkehrsdienstvertrags anzumerken erlaube, hat überhaupt mit den neuen Fahrplänen der ÖBB zu tun, und ich denke, wir sollten in den kommenden Wochen im Finanzausschuss auch über den bestehenden Verkehrsdienstvertrag mit den ÖBB einmal diskutieren. Es ist nämlich in Wirklichkeit inakzeptabel, dass entlang der S1 Richtung Gänserndorf und entlang der S2 Richtung Wolkersdorf mit dem neuen Fahrplan in der Hauptverkehrszeit Züge gestrichen werden. Schon jetzt sind die Züge in der Morgenspitze und in der Nachmittags‑ und Abendspitze durchgehend voll, insbesondere im Bereich Landstraße bis Floridsdorf beziehungsweise weiter nach Leopoldau. Und es ist wirklich realitätsfremd, jetzt noch eine weitere Reduktion von Zügen Richtung Gänserndorf und Richtung Wolkersdorf durchzuführen, vor allem auch angesichts der noch vor wenigen Wochen vorherrschenden Benzinpreise und auch angesichts der Tatsache, dass sich in dieser Zeit wirklich immer mehr Menschen damit angefreundet haben oder anfreunden mussten, öffentliche Verkehrsmittel zu benutzen. Ich verstehe wirklich nicht, dass in dieser Zeit eine Reduktion von Bahnverbindungen in der Hauptverkehrszeit vorgenommen wird! Das ist meines Erachtens vollkommen absurd, und die Gemeinde Wien sollte den bestehenden Verkehrsdienstvertrag diesbezüglich überdenken.

Wir werden diesem zustimmen, weil wir glauben, dass die Intervallverdichtung auf der S50, was eine langjährige Forderung meiner Kollegin Sigrid Pilz ist, in geringem Maße jetzt erfüllt ist. Wir werden weiter daran arbeiten, dass sich das noch verbessert, aber das ist zumindest ein erster Schritt. 

Ich möchte jetzt noch zu einem anderen Punkt kommen, weil man meiner Meinung nach beim Verkehrsdienstvertrag und im Zusammenhang mit den ÖBB das Thema Cross Border Leasing kurz streifen kann. Ich habe bewusst heute in der Debatte um die Finanzkrise auch aus Zeitmangel nicht darüber gesprochen, weil mir da nur 20 Minuten zur Verfügung gestanden sind, und ich will das auch jetzt nicht in die Länge ziehen. Ich glaube jedoch, dass man vorsichtig sein muss, nach wie vor Cross-Border-Leasing-Geschäfte als hundertprozentig sichere Transaktion darzustellen, wenngleich die Stadt Wien glücklicherweise – wie ich dazu sage – in diesem Zusammenhang tatsächlich nicht so fahrlässig agiert hat wie die ÖBB. Die ÖBB haben nämlich die Mittel aus den Cross-Border-Leasing-Verträgen vereinnahmt und dann damit gezockt und verloren, und letztlich fehlen 600 Millionen EUR.

Bei der Stadt Wien ist es, abgesehen von Geldern, die bislang für Depotwechsel und ähnliche Sicherstellungen notwendig waren, noch nicht zu großen Ausfällen gekommen. Ich verhehle allerdings nicht, dass die Kritik an den Cross-Border-Leasing-Geschäften grundsätzlich aufrecht bleibt, dass es sich um Scheingeschäfte gehandelt hat. Man hat auf Grund der steuerlichen Situation in den USA die dortigen Steuerzahler den Vorteil für Wien bezahlen lassen. Jeder weiß, dass das Scheingeschäfte waren, und genau diese Zockermentalität hat jetzt auf den Finanzmärkten dazu geführt, dass nur mehr 1 Prozent Realwirtschaft ist und de facto 99 Prozent Finanzwirtschaft, wo mit Derivaten, mit ungesicherten Krediten und vielen Dingen gehandelt wird, die man sich bis vor Kurzem nicht einmal vorstellen konnte. Das ist dieselbe Mentalität, und wir haben schon damals vor dieser Mentalität gewarnt. Jetzt stehen wir vor einer Weltwirtschaftskrise.

Die Cross-Border-Leasing-Geschäfte werden noch gut 20 Jahre laufen. Unter anderem hat der Depotfinanzdienstleister AIG nach den ersten 75 Milliarden Dollar, die er von der US-Regierung zur Stützung erhalten hat, mittlerweile noch einmal 39 Milliarden Dollar gebraucht, und wer momentan auf die Seite von CNBC schaut, wird erkennen, dass AIG weiterhin in Schwierigkeiten ist.

Im Hinblick darauf stellen wir den Antrag, dass es sinnvoll ist, mit den Investoren wegen einer vorzeitigen Auflösung der bestehenden Cross-Border-Leasing-Geschäfte in Kontakt zu treten. – Ich gebe zu: Ich bin kein Feind des Geldes der Gemeinde Wien. Es gibt also Grenzen. Selbstverständlich können wir jetzt nicht Milliarden an Euro an Pönalzahlungen aufwenden. Aber ich denke, der Betrag, den wir aus den diesbezüglichen Barwertvorteilen aus diesen Scheingeschäften erhalten haben, könnte in etwa der Rahmenbetrag sein, bis zu dem die Gemeinde Wien auch Auflösungskosten in Kauf nehmen könnten. Man enthebt sich damit des Risikos, eine viel größere Summe für den Fall des Konkurses der Depot gebenden Banken aufwenden zu müssen.

Liebe Freundinnen und Freunde! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wer von Ihnen glaubt denn tatsächlich heute noch daran, dass es wirklich so etwas wie hundertprozentig gegen Konkurs abgesicherte Einlagen gibt? – Ich hoffe – angesichts der gegenwärtigen Finanzmarktsituation – niemand! Denn gäbe es das tatsächlich, dann stünden wir momentan nicht an der Kippe zu einer Rezession und zu einer Weltwirtschaftskrise!

Damit wir das auch in Ruhe diskutieren können, fordern wir in diesem Antrag nicht die sofortige Abstimmung, sondern die Zuweisung an den Gemeinderatsauschuss für Finanzen, Wirtschaft und Wiener Stadtwerke. – Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zu Wort gelangt GR Mag Gerstl. – Bitte.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter!

Auch die Wiener Volkspartei hat im Verkehrsausschuss dem Verkehrsdienstvertrag zwischen den ÖBB und der Stadt Wien hinsichtlich Verstärkung der Linie S50 zugestimmt. Ich möchte das jetzt aber noch ein bisschen hinterfragen.

Meine Damen und Herren! Im Antrag heißt es, dass die Vertragsparteien übereinkommen, das Leistungsangebot auf der S50 zwischen Hütteldorf und Unterpurkersdorf, somit betreffend die Haltestellen Hütteldorf, Wolf in der Au, Hadersdorf-Weidlingau, Purkersdorf-Sanatorium und Unterpurkersdorf in der Hauptverkehrszeit von Montag bis Freitag zu verdichten. – Ich denke, dass Sie alle annehmen, dass damit die S50 verdichtet wird. Ich frage mich nur: Weiß die Frau Finanzstadträtin, ob die S50 wirklich verdichtet wird, oder wissen es nur die ÖBB, was dort gemacht wird?

Wenn Sie sich nämlich den Fahrplan anschauen, der ab Dezember gilt, wann welche Züge verkehren, dann werden Sie feststellen, dass auf der S50 kein einziger zusätzlicher Zug fahren wird! Vielmehr können wir anhand dieses Fahrplans feststellen, dass die S2 oder die S15 nach Purkersdorf gezogen werden, jedoch keine zusätzliche Garnitur der S50. Das ist aber mit keinem Wort in Ihrem Antrag erwähnt, und daher fordere ich von Ihnen als Regierungspartei hier, heute und jetzt Aufklärung, was hier wirklich verdichtet wird. Stimmt das, was im Internet der ÖBB steht, oder ist das, was Sie hier zu bedenken geben, dass die S50 verdichtet wird, wirklich wahr?

Es liegt die Annahme nahe, dass das, was im ÖBB-Internet steht, eher wahr ist als das, was in Ihrem Antrag steht. Sie fangen erst bei Hütteldorf an. Penzing ist nicht dabei, und der Westbahnhof ist nicht dabei. Daher könnte das, was die ÖBB veröffentlichen, zutreffen, dass man die Züge von der Stammstrecke über Meidling nach Hütteldorf führt, und dass diejenigen, die in Hadersdorf, Weidlingau oder Unterpurkersdorf einsteigen, sich jedes Mal genau anschauen müssen, in welchen Zug sie einsteigen, weil dann nicht sicher ist, dass sie beim Westbahnhof ankommen werden.

Meine Damen und Herren! Auf der Linie der S50 war es bislang immer der Fall, dass man beim Westbahnhof angekommen ist. Daher möchte ich gerne wissen, welches weitere Konzept Sie dahinter haben, dass man dann nach Meidling fährt und nicht zum Westbahnhof. Ist das bereits ein Vorgriff auf das Konzept für den kommenden Hauptbahnhof? Wird das die Zukunft sein, dass Sie dann immer mehr Züge von der Westbahn direkt zum Hauptbahnhof ziehen und nicht zum Westbahnhof führen? Wie viele Züge werden Sie dann noch zum Westbahnhof führen und wie viele Züge zum Hauptbahnhof? – Das möchte ich hier und jetzt und auf der Stelle wissen!

Außerdem sollten wir dann auch noch über andere „Kleinigkeiten“ reden. So schreiben Sie etwa locker hinein, dass die Haltestelle Wolf in der Au angefahren wird. Diese existiert aber bis zum heutigen Tage nicht! Haben Sie wirklich vor, die Haltestelle Wolf in der Au mit 14. Dezember 2008 in Betrieb gehen zu lassen: Ja oder nein? Oder geht diese später in Betrieb? Auch darüber verlange ich Aufklärung! (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Kollege Margulies hat das erwähnt, was Kollegin Pilz und ich für diese Strecke schon lange fordern. Ich bin hundertprozentig überzeugt davon, ohne mit Kollegin Pilz darüber geredet zu haben, dass sie derselben Meinung ist wie ich, dass es nicht mehr den heutigen Gepflogenheiten der Arbeitswelt entspricht, die Spitzenverkehrszeit am Nachmittag zwischen 15 und 17.30 Uhr anzusetzen. Auch Sie von der Regierungsfraktion wissen ganz genau, dass es für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer heute leider sehr oft schon eine Selbstverständlichkeit geworden ist, dass sie ihren Arbeitsplatz, an dem sie tätig sind, vor 18 Uhr nicht verlassen können, sondern meistens erst um 19 Uhr oder 20 Uhr. Es ist daher völlig realitätsfremd, wenn man sagt, dass die Hauptverkehrszeit bis 17.30 Uhr geht, es danach keinen 15-Minuten-Takt mehr gibt und ab 19 Uhr wieder im Stunden-Takt gefahren wird. Meine Damen und Herren! Im Hinblick darauf muss ich sagen: Der Antrag der SPÖ geht wirklich an der Realität vorbei! (Beifall bei der ÖVP.) 

Zu den GRÜNEN möchte ich sagen: Liebe Ingrid Puller! Wahrscheinlich hättest du ein bisschen mehr auf Sigrid Pilz hören sollen, als du diesen Antrag geschrieben hast! Anders kann ich mir das nicht vorstellen. Im Antrag der GRÜNEN heißt es: „In einem ersten Schritt soll es mit dem Fahrplanwechsel im Dezember 2008 zu einem ganztägigen 30-Minuten-Takt auf der S50 kommen." – Ich glaube, das ist ein bisschen zu wenig, denn wir bekommen ja jetzt schon einen 15-Minuten-Takt. Wahrscheinlich ist das nicht ganz richtig formuliert. Wahrscheinlich wolltest du auch, dass man den 
15-Minuten-Takt ausweitet und dass man sicherstellt, dass es in den Abendstunden zumindest einen 
30-Minuten-Takt gibt. Davon gehe ich aus. Erst ab Dezember 2009 sprechen wir dann vom 15-Minuten-Takt. (Zwischenruf von GRin Ingrid Puller.) Alles klar!

Wir werden diesem Antrag zustimmen, weil er zugewiesen wird und weil wir dann noch die Details näher abklären und auch Abänderungen vornehmen können, was ja im Sinne der Sache wäre.

Ich komme jetzt aber nochmals zum Verkehrsdienstevertrag, denn so einfach will ich es Ihnen von der SPÖ nicht machen, wenn Sie sagen: Das ist ein beispielgebender Verkehrsdienstevertrag!

Ich zitiere nur § 3 Abs 3: „Im Falle einer mehr als eintägigen Unterbrechung des Schienenverkehrs auf der gegenständlichen Strecke verpflichtet sich die ÖBB PV AG zu einem Schienenersatzverkehr." – Meine Damen und Herren! Ich meine, das ist doch sehr wenig! Erst wenn davon ausgegangen werden kann, dass der Betrieb einen ganzen Tag lang nicht aufrechterhalten werden kann, sind die ÖBB zu einem Schienenersatzverkehr verpflichtet. Da haben wir uns bei den Wiener Linien selbst schon ein viel höheres Maß auferlegt! Wir könnten es uns hier in Wien nicht leisten, dass einen ganzen Tag lang auf der Schiene nicht gefahren wird, es keinen Schienenersatzverkehr gibt und gesagt wird: Pech gehabt! Sie müssen halt auf den nächsten Tag warten! – Das kann es doch nicht sein!

Ich meine, nach zwei oder drei Stunden müsste absolut die Verpflichtung bestehen, einen Schienenersatzverkehr einzurichten. Es ist doch nicht möglich, dass erst nach mindestens 24 Stunden ein Schienenersatzverkehr gewährleistet ist! Dann würde es zum Beispiel 24 Stunden überhaupt keinen öffentlichen Verkehr bis Unterpurkersdorf geben. Das kann es wohl nicht sein! (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich bin von der Ausbildung her Jurist und weiß auch, wie man als i-Tüpferl-Reiter einen Vertrag negativ auslegen könnte. – Zur Pünktlichkeit und Einhaltung des Fahrplanes im Bereich des Qualitätsmanagements heißt es, dass Fahrplanabweichungen aus Gründen, welche die ÖBB Personenverkehr AG nicht zu vertreten hat, nicht als Unpünktlichkeiten gelten. – Wissen Sie, was das heißt, meine Damen und Herren? Das heißt, wenn die ÖBB Infrastruktur Betrieb AG, die nicht identisch mit der ÖBB Personenverkehr AG ist, dafür verantwortlich ist, dass auf der Schiene eine Baustelle eingerichtet wird und somit nicht pünktlich gefahren wird, dann trifft das Unternehmen kein Verschulden. Das muss nicht einmal angezeigt oder näher erklärt werden. Das ist i-Tüpferl-Reiterei! Die meisten Leute wissen nämlich ohnedies nicht, dass die ÖBB filetiert ist und dass das, was für die Personenverkehr AG zutrifft, nicht für die Infrastruktur Betrieb AG zutrifft.

Meine Damen und Herren! Ich meine, da sollte man schon ein bisschen genauer sein, damit die KundInnen der ÖBB nicht ihre Wunder erleben. So haben wir etwa jetzt schon erlebt, dass die ÖBB verkündet haben, dass 95 Prozent ihrer Züge immer pünktlich sind. Wenn man sich auf der Anzeige auf dem Westbahnhof allerdings die Ankunftszeiten ansieht, dann stellt man fest, dass 95 Prozent der Züge verspätet sind. Wie passt das zusammen? – Das ist dadurch zu erklären, dass die ÖBB sagen, dass alle Verspätungen unter zehn Minuten keine Verspätungen sind. Daher gibt es laut ÖBB nur so wenige Verspätungen!

Meine Damen und Herren! So kann man Statistiken und in der Folge Verkehrsdiensteverträge auslegen, und so kann man Qualitätsmanagement betreiben. Ich meine, das sollte man wirklich viel genauer definieren, damit der Kunde wirklich ernst genommen und nicht, so wie früher, nur als Beförderungsfall gesehen wird.

Meine Damen und Herren! Ich glaube, damit habe ich den Verkehrsdienstevertrag erschöpfend behandelt. Ich bitte Sie, dass Sie beim nächsten Verkehrsdienstevertrag die Bestimmungen genauer fassen und vor allem auch hinterfragen, ob das, was Sie mit der ÖBB vereinbart haben, wirklich dem entspricht, was im Text steht. Und ich bitte meinen Nachredner von der SPÖ noch um diesbezügliche Aufklärung. Ich hoffe, er kann sie geben! Wenn nicht, dann möge er bei den magistratischen Dienststellen nachfragen, was tatsächlich vereinbart wurde, damit wir hier eine konkrete Information bekommen.

Ich möchte diesen Tagesordnungspunkt aber auch noch dazu benutzen, um ein paar andere Punkte, die im Verkehr in den letzten Wochen angefallen sind, mit ein paar Anträgen zu untermauern.

Erstens zu den Fahrradunfällen, die es gegeben hat: Ich bin sehr dankbar, dass das auch schon von einigen Medien aufgegriffen wurde. Wir wollen aber auch hier festhalten, dass es wichtig ist, dass wir in der Stadt einen Dialog zwischen allen Verkehrsteilnehmern führen. Man kann von Seiten der Stadt nicht immer nur einen separaten Dialog mit den Radfahrern, mit den Autofahrerverbänden und mit dem Fahrgastbeirat der Wiener Linien et cetera führen. Ich glaube, dass es notwendig wäre, dass wir uns in regelmäßigen Abständen, eventuell einmal im Halbjahr oder im Quartal, im Rahmen eines Dialogforums „Öffentlicher Verkehr" – wie ich es letztes Mal genannt habe – zusammensetzen, in dem alle Verkehrsteilnehmer zusammenkommen und die anstehenden Probleme besprechen.

Ich bin in der Wortwahl vollkommen offen und bin auch für jeden anderen Vorschlag dankbar. Wichtig erscheint mir dabei, dass wir alle Verkehrsteilnehmer zusammenkommen lassen und Lösungen in den verschiedenen Punkten finden, die von den verschiedenen Verkehrsteilnehmern angesprochen werden, damit es nicht mehr zu solchen Unfällen kommen kann.

Ich bringe daher folgenden Antrag ein: Die zuständigen Stellen der Stadt Wien werden aufgefordert, in Zusammenarbeit mit den Wiener Linien ein Wien-weites Diskussionsforum „Öffentlicher Verkehr“ zu installieren, das den Wienerinnen und Wienern ermöglicht, an der Gestaltung des öffentlichen Verkehrs aktiv mitzuwirken. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Es gibt eine neue Studie der Planungsgemeinschaft Ost, die am kommenden Montag nun auch in der Stadtentwicklungskommission behandelt wird, aus der hervorgeht, dass es eine besondere Zunahme des grenzüberschreitenden Straßenverkehrs im Zeitraum 1995 bis 2008 gibt, was an der Wiener Stadtgrenze bedeutet, dass wir ein zusätzliches Wachstum an grenzüberschreitendem Verkehr nach Wien herein von 1995 bis 2008 um 25 Prozent haben. – Ich glaube, das ist der beste Beweis dafür, dass die Stadt Wien endlich mit ihrer isolierten Verkehrspolitik innerhalb Wiens Schluss machen und über Wien hinaus denken muss! Ich glaube, es muss Schluss damit sein, dass 
U-Bahnen grundsätzlich immer an der Stadtgrenze enden. Die Wiener Stadtgrenze soll keine Grenze für die öffentlichen Verkehrsmittel sein, sondern man soll sich darüber hinaus in einem geordneten Ausmaß bewegen können.

Wir wissen, dass dieser grenzüberschreitende Straßenverkehr zu einem Großteil im motorisierten Individualverkehr stattfindet. Wir müssen daher gegenteilige Maßnahmen setzen, nämlich den öffentlichen Verkehr hier ganz besonders ausweiten. Es muss mehr öffentlichen Verkehr über die Stadtgrenze hinweg geben. Diesbezüglich müssen wir gemeinsam mit Niederösterreich, dem Burgenland, aber auch mit der Slowakei und mit Tschechien verhandeln.

Daher bringen wir in diesem Zusammenhang noch einmal unseren Antrag auf Intervallverdichtung zwei, drei vier ein. Das heißt, es soll alle zwei Minuten eine garantierte Intervallfolge für U-Bahn-Strecken, alle drei Minuten für Straßenbahnen und alle vier Minuten bei Buslinien in den Spitzenzeiten geben. Außerhalb der Spitzenzeiten sehen wir die doppelte Zeit als richtig an. – In formeller Hinsicht beantragen wir die Zuweisung dieses Antrages an den Gemeinderatsausschuss der Geschäftsgruppe für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Ich darf somit zum vorletzten Punkt kommen, den ich noch anschneiden möchte, und zwar zur Ringlinie. Dazu haben einzelne Fraktionen heute schon Presseaussendungen gemacht. – Ich bin sehr froh und dankbar, dass die Wiener Vizebürgermeisterin insofern einlenkt, dass sie das Vorhandensein einer Ringlinie grundsätzlich nicht mehr negiert, sondern dass sie diese jetzt schon befürwortet. Ich kritisiere aber, dass die Ringlinie, wie sie diese plant, nur eine Touristenringlinie sein soll, die nur alle 30 Minuten fährt und für die ein Extrafahrschein von 15 EUR verlangt werden soll. Das empfinden wir als absolut ungerecht! Wir meinen, dass eine solche Ringlinie mindestens in einem 
15-Minuten-Takt fahren soll beziehungsweise besser, so wie bisher, in einem 7-Minuten-Takt geführt werden soll und dass sie selbstverständlich in den Wiener Tarifverbund integriert sein soll. Alles andere kann ich nur als Abzocke bezeichnen.

Daher bringen wir zwei Anträge zum Bereich Ringlinie ein: Erstens fordern wir die Finanzstadträtin auf, sich als Eigentümervertreterin bei den Wiener Linien dafür einzusetzen, dass die ab April 2009 geführte Ringlinie im Tarifsystem der Wiener Linien verbleibt. Zweitens fordern wir sie auf, dass diese Ringrundlinien im selben Intervall wie die früheren, den Ring vollständig befahrenden Straßenbahnlinien verkehren, wobei die Intervalle aber keinesfalls über 15 Minuten liegen dürfen.

Ich komme damit zum letzten Antrag im Verkehrsbereich, in dem es darum geht, dass wir in der Stadt immer weniger Möglichkeiten haben, Platzbenennungen durchzuführen, es aber immer viele Wünsche gibt, nach prominenten beziehungsweise berühmten Persönlichkeiten Plätze zu benennen, sofern sie verstorben sind.

Daher bringe ich einen Antrag mit meinen KollegInnen Franz Ferdinand Wolf, Bernhard Dworak und Monika Riha ein, der lautet: Die amtsführenden Stadträte für Finanzen sowie Kultur und Wissenschaft mögen die Möglichkeit für die Benennung von U-Bahn- und S-Bahn-Stationen sowie Brücken beziehungsweise die Errichtung von Gedenkstätten anerkannter Persönlichkeiten an diesen Örtlichkeiten überprüfen und gegebenenfalls eine Erweiterung der Bedingungen für Namensbenennungen veranlassen. Wir ersuchen, auch diesen Antrag zuzuweisen, damit wir die näheren Details noch besprechen können. – Ich bedanke mich. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zu Wort gelangt Herr GR Ekkamp. Ich erteile ihm das Wort.

GR Franz Ekkamp (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Geschätzte Kolleginnen und Kollegen!

Wir beschließen heute einstimmig den Verkehrsdienstevertrag mit der Intervallverdichtung im Bereich der S50, und ich weise noch einmal darauf hin, dass das wiederum eine Verbesserung für die Pendlerinnen und Pendler ist und dass sich Wien schon sehr lange zur Verbesserung des öffentlichen Verkehrs bekennt.

Ich erinnere daran, dass 1994 ein umfassendes Verkehrskonzept mit dem Titel „Vorrang für den öffentlichen Verkehr“ beschlossen wurde. Ich kann mich noch erinnern, dass es in diesem Jahr und auch kurz danach einige Diskussionen gegeben hat. Heute ist vieles davon selbstverständlich, weil vieles bereits umgesetzt wurde. Auch die Zahlen zeigen das ganz eindeutig: 35 Prozent öffentlicher Verkehr in Wien ist doch etwas Einzigartiges im Bereich der Millionenstädte! Es gibt, glaube ich, keine zweite Stadt in Europa, die solche Zahlen aufweisen kann! Und auch im Wiener Masterplan Verkehr 2003 ist ein klares Bekenntnis zur umweltfreundlichen Abwicklung des Pendlerverkehrs enthalten.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es wurden einige Fragen aufgeworfen, und ich werde versuche, diese zu beantworten. Alles werde ich nicht beantworten können, ich werde mich aber bemühen, auf diese, soweit es geht, einzugehen.

Es wird hier Kritik geübt, dass zum Beispiel auf der S50-Strecke nach 22 Uhr nur mehr ein Zug oder kein Zug mehr fährt. Ich komme auch aus einer Branche, in der Schicht gearbeitet wird, und ich kenne das. Es wird auch kritisiert, dass Züge, die nach Gänserndorf oder Wolkersdorf fahren, gestrichen wurden. – Dazu möchte ich sagen: Im Raum Wien bis zur Stadtgrenze ist die Schnellbahn mit durchaus komfortablen Intervallen ausgestattet. Darüber hinaus muss man de facto auch mit dem Land Niederösterreich reden. Dafür ist Herr Lhptm Pröll zuständig, und es ist auch seine Aufgabe, das zu finanzieren.

Ob der Bedarf in den Rushhours in der Früh und am Abend ausreichend gedeckt ist oder nicht, kann ich jetzt nicht beurteilen. Ich gehe aber davon aus, dass geprüft wurde, inwieweit Intervallverdichtungen vorgenommen werden müssen. Wenn es noch einen zusätzlichen Bedarf gibt, wird es sicherlich zu Nachverhandlungen kommen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es wurde auch die Frage aufgeworfen, ob von dieser Verdichtung der S50 die S2 oder die S15 betroffen ist. – Meines Wissens werden die Züge der S2 und der S15 verlängert. Es gibt auch den Bedarf, dass von Hütteldorf, das ein zentraler Umsteigepunkt zur U4 und auch zur S45 ist, die Züge gerade in den Rushhours auch den Bahnhof Meidling anfahren. Ich glaube, das wird in Zukunft gar nicht so schlecht sein! 

Zur Frage betreffend die Station Wolf in der Au: Diese gibt es derzeit nicht. Ich gehe aber davon aus, dass das, was im Vertrag steht, eingehalten wird. Mit 14. Dezember soll der Fahrplanwechsel stattfinden, und ich hoffe, dass dann im Zuge der Intervallverdichtung in den so genannten Rushhours auch diese Station angefahren werden wird.

Ein weiterer Kritikpunkt, der heute hier aufgezeigt wurde, betraf das ÖBB-Qualitätsmanagement und die Frage: Was ist, wenn an einem Tag die Züge ausfallen? Im Grundsatzvertrag betreffend die S45, den wir voriges Jahr beschlossen haben, findet sich die gleiche Vereinbarung wie in diesem Vertrag. Ich gehe allerdings davon aus, dass die ÖBB im Interesse der Kunden nicht einen Tag brauchen werden, um faktisch einen Schienenersatzverkehr einzuführen, um den Pendlerinnen und Pendlern die Möglichkeit zu geben, an ihren Arbeitsplatz oder nach Hause zu kommen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ein Punkt noch zum Thema Qualitätsmanagement. Ich glaube, das ist sehr ausführlich ausgeführt worden. Im § 3.2 dieses Vertrages ist präzise geregelt, dass es eine vierteljährliche Berichterstattung geben muss, und die Ergebnisse dieser Qualitätsmessungen unterliegen einem kontinuierlichen Verbesserungsprozess. Ich glaube, das spricht einigermaßen für sich!

Der letzte Punkt, den ich zu diesem Vertrag noch ansprechen will, ist, dass die U-Bahn an der Stadtgrenze nicht enden soll. – Ich persönlich hätte kein Problem damit, wenn sie weiter fahren würde, das ist aber nicht unsere Angelegenheit. Ich bitte daher die Kolleginnen und Kollegen, die daran interessiert sind, mit dem niederösterreichischen Landeshauptmann ein Gespräch zu führen. Ich weiß, dass es auch Wünsche gibt, dass die U-Bahn von Heiligenstadt nach Klosterneuburg fährt. Ich meine, da ist natürlich zu hinterfragen, ob das wirtschaftlich sinnvoll ist. Es gibt nämlich für die Pendlerinnen und Pendler nach Wien ein sehr leistungsfähiges Verkehrsmittel, nämlich die Schnellbahn. (Zwischenruf von GR Mag Wolfgang Gerstl.) Das gibt es wahrscheinlich! Aber ich ersuche Sie, betreffend die Verlängerung nach Klosterneuburg und über die Stadtgrenze hinaus, mit dem niederösterreichischen Landeshauptmann in Kontakt zu treten. Er wird wahrscheinlich eine Wirtschaftlichkeitsprüfung durchführen lassen und dann entscheiden, ob das gemacht wird oder nicht. 

Nun noch ein paar Bemerkungen zu einigen Anträgen: Das Thema Cross Border Leasing haben wir, glaube ich, ausführlich behandelt. Dazu brauche ich heute nichts mehr zu sagen. Ich möchte nur kurz festhalten, dass dabei auch eine Firma angeführt ist, nämlich die Freddie Mac, mit der die Stadt Wien im Zusammenhang mit dem Cross Border Leasing überhaupt nichts zu tun hat.

Ein weiterer Beschluss- und Resolutionsantrag betrifft die Benennung von U-Bahn-Stationen und S-Bahn-Stationen. Dieser wird ohnedies zugewiesen. Ich möchte dazu bemerken, dass mir persönlich eine geographische Bezeichnung lieber ist: Es erscheint mir sinnvoller zu sein, eine U-Bahn-Station nach der geographischen Lage zu bezeichnen.

Wenn man zum Beispiel den Bahnhof Heiligenstadt nach irgendjemandem benennt, dann kennt man sich vielleicht momentan aus, ich glaube aber, der Großteil der Wienerinnen und Wiener hält von dieser Art der Bezeichnung relativ wenig. 

Wenig halte ich auch von der Einführung eines weiteren Wien-weiten Diskussionsforums. Wir haben ohnedies bereits den Fahrgastbeirat, der sich, wie ich glaube, zum Thema öffentliche Verkehrsmittel sehr effizient einbringt. Wir wissen auch von der Wirtschaft, dass Parallelstrukturen nicht das Gelbe vom Ei und meist nicht sehr effizient sind. Diese werden de facto auch in der Wirtschaft normalerweise beseitigt.

In diesem Sinn ersuche ich noch einmal um Zustimmung zu diesem Geschäftsstück. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste zu Wort gelangt Frau GRin Puller. – Bitte. 

GRin Ingrid Puller (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Gerstl!

Ich möchte mich jetzt höflich ausdrücken. Ich kann mir aber so richtig vorstellen, wie Sie in der Schule agiert haben, indem Sie vom Nachbarn ständig abgeschrieben und dann einen Einser bekommen haben. (Zwischenrufe bei der SPÖ.)

Sie warten anscheinend, bis Sie die Anträge der anderen Fraktionen haben, und stellen dann geschwind ihre eigenen und machen dann noch Bemerkungen dazu. Ich will höflich bleiben, möchte aber doch sagen, dass in Ihrem Antrag betreffend Verkürzung der Intervalle auf der Schnellbahnlinie S50 – das wurde eh schon von Herrn Gerstl angesprochen – sehr mickrige Intervallverkürzungen das Endergebnis waren.

Ich möchte im Zusammenhang damit auf den Artikel in einer Tageszeitung hinweisen: Im Extrablatt der „Niederösterreichischen Nachrichten“ ist gestanden, dass Herr Schlögl schon im April gemeinsam mit der ÖBB-Vorstandsdirektorin Lutter angekündigt hat, dass ein ganztägiges 15-Minuten-Intervall durchgesetzt werden wird. Herausgekommen ist jedoch nur diese mickrige Intervallverdichtung. In der Früh geht es ja noch, da erfolgt eine Intervallverdichtung von 6 Uhr bis 8.30 Uhr. Aber in den Nachmittagsstunden soll nur von 15 Uhr bis 17.30 Uhr im Halbstundentakt gefahren werden. 

Daraufhin stellen wir Grünen einen Antrag. (Zwischenruf von GR Mag Wolfgang Gerstl) Nein! Es ist ein halbstündiger Takt herausgekommen! Da sieht man wieder, Herr Gerstl, dass Sie auf dieses neue ÖBB-Wort hineinfallen! Es ist da von einem überlagerten doppelten Halbstundentakt die Rede. Was soll das heißen? – Das soll irgendwie einen 15-Minuten-Takt vorgaukeln, Herr Gerstl, in Wirklichkeit handelt es sich aber um einen mickrigen Halbstundentakt in den Spitzenzeiten. (Zwischenruf von GR Mag Wolfgang Gerstl) Schauen Sie nach und fallen Sie nicht auf dieses neue Wort der ÖBB hinein, mit dem die Fahrgäste verwirrt werden sollen!

Wir Grüne stellen daher diesen Beschlussantrag, die Frau Stadträtin für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke und der Herr Stadtrat für Stadtentwicklung und Verkehr werden aufgefordert, sich in den Verhandlungen mit den ÖBB für eine weitere Attraktivierung der Schnellbahnlinie S50 durch Intervallverkürzung einzusetzen und dafür hier auch die notwendigen finanziellen Mittel bereitzustellen.

In einem ersten Schritt soll es mit dem Fahrplanwechsel im Dezember 2008 zu einem ganztägigen 
30-Minuten-Takt auf der S50 und mit dem Fahrplanwechsel 2009 zu einem ganztägigen 15-Minuten-Takt auf der S50 kommen, was ihr Parteigenosse, der Herr Bürgermeister von Purkersdorf, Herr Schlögl, schon großartig angekündigt hat.

In formeller Hinsicht beantrage ich die Zuweisung dieses Antrages an den Gemeinderatsausschuss für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke sowie an den Gemeinderatsausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr.

Meine Damen und Herren! Der zweite Antrag betrifft ebenfalls eine lange Forderung der Grünen betreffend Schüler- und Lehrlingsfreifahrten. Ich möchte Ihnen diesbezüglich eine Hilfe-Mail, das an uns gerichtet wurde, vorlesen, denn besser kann man die Problematik gar nicht darstellen. Ich habe diese Mail, die ich Anfang Oktober erhalten habe, an Frau Brauner weitergeleitet und habe der Verfasserin der Mail gesagt, dass wir schon viele diesbezügliche Anträge gestellt haben und dass sie sich an die richtige Stelle wenden soll, weil wir ihr nicht weiterhelfen können.

Ich zitiere: „Sehr geehrte Grüne! Ich ersuche Sie dringend um Hilfe in Bezug Schülerfreifahrt meiner Kinder. Meine älteste Tochter Natascha, 9, hat bis jetzt drei Jahre lang die Schülerfreifahrt erhalten. Dieses Jahr wird diese ihr verwehrt, obwohl es keinen Wohnungs- oder Schulwechsel gab, mit der Begründung, dass der Schulort zu Fuß erreichbar wäre und keine Fahrtmöglichkeit besteht. Meine jüngere Tochter Sara, 6, hat die Schülerfreifahrt erhalten, obwohl sie dieselbe Wohn- und Schuladresse hat. Ich habe eine Fahrtmöglichkeit, siehe Anlage, die eine Zeitersparnis von vier Minuten und eine Fußwegverkürzung um 300 m bringt. Verstehen Sie mich nicht falsch. Ich gehe gerne mit meinen Kindern zu Fuß, aber nicht mit zwei schweren Schultaschen und eventuell noch Eislaufschuhen, Schwimmsachen etc und nicht, wenn ich aus beruflichen Gründen unter Zeitdruck stehe. Außerdem steht der Fußweg bei häufigen Regenfällen und Schneeschmelze unter Wasser. Ich würde auch gerne die Bildungskarte für meine Kinder verwenden, monatlich 6 EUR, aber leider gilt diese erst ab 13 Uhr, also müsste ich in der Früh immer eine Kinderfahrkarte lösen. Hätten wir einen Schülerausweis, würden wir ebenfalls 6 EUR für eine zusätzliche Wertmarke zahlen, und meine Kinder könnten rund um die Uhr die Wiener Verkehrsmittel nutzen. Diese Ungerechtigkeit verärgert mich sehr. Was hat das mit Gleichstellung zu tun?“ 
Weiter schreibt sie: „In diesem Falle fördern der Staat und die Wiener Verkehrsbetriebe, dass man auch für Kurzstrecken das Auto in Anspruch nimmt. Trotz mehrmaligen Urgierens bei den Wiener Verkehrsbetrieben und beim Finanzamt, dass ich eine schriftliche Ablehnung mit der Begründung möchte, nach welchem Paragraphen sie meinem Kind die Schülerfreifahrt verwehren, habe ich bis dato nichts erhalten. Außerdem habe ich am 23.9. per Fax beantragt, dass ich meinen Selbstbehalt zurückerhalten will, aber dieser ist bis dato auch noch nicht auf meinem Konto. Aber ich habe Post von den Wiener Linien bekommen. Jetzt muss ich die Schülerfreifahrt meiner jüngeren Tochter Sara umgehend retournieren, sonst bekomme ich eine Verwaltungsstrafe. Ist man in diesem Land schon eine Schwerverbrecherin, wenn man seit 22 Jahren brav Steuern zahlt und man selbst Besitzer einer Jahreskarte der Wiener Verkehrsbetriebe ist? Ich bitte um Ihre Mithilfe, dass die Bildungskarte auch rund um die Uhr gilt! Ich danke Ihnen im Voraus.“ 

Ich habe diese Dame natürlich gefragt, ob ich diese Mail an die richtige Stelle weiterleiten darf. Von dieser habe ich aber bis dato noch keine Rückmeldung bekommen, ob dieser Fall bearbeitet wurde, und ich denke, diese Dame auch nicht. (GR Günter Kenesei: Wo ist Frau Brauner?) 

Deshalb werden wir Grünen einen Beschlussantrag stellen. Wir haben diese Art von Antrag schon unzählige Male gestellt, ich weiß gar nicht mehr, wie oft: 

„Die amtsführende Stadträtin für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke wird ersucht, Verhandlungen mit dem zuständigen Bundesministerium, den Wiener Linien und dem Stadtschulrat aufzunehmen, mit dem Ziel, folgende Verbesserungen für die SchülerInnen zu erreichen: Keine Selbstbehalte auch für Schülerstreckenkarten, Streichung der zeitlichen Einschränkung beim Geltungsbereich von Zusatzmonatskarten für Nachmittagsbildungskarten. 

In formeller Hinsicht beantrage ich die Zuweisung an den Finanzausschuss.“

Ich erinnere daran, dass wir auch in der Ära Kreisky keine Selbstbehalte zahlen mussten. Die Frau Stadträtin müsste sich eben entsprechend einsetzen und mit dem Bund verhandeln. Sie verweist aber immer darauf, dass das nicht Sache der Stadt Wien, sondern Bundessache ist. Mit gewissem Engagement würde die Frau Stadträtin manchen Familien mit Kindern und vor allem auch AlleinerzieherInnen helfen, damit ihnen vielleicht ein bisserl mehr im Börsel bleibt als bisher, auch wenn es nicht viel ist.

Der dritte Antrag betrifft die Touristenstraßenbahn. Auch das ist schon eine langjährige Forderung von uns Grünen. Wir wollten es damals schon als rot-grünes Projekt einreichen und haben es auch eingereicht. Dem damaligen Finanzstadtrat Rieder gefiel dieses Projekt ganz gut, er hat es dann aber abgelehnt. Wir wurden darauf verwiesen, dass es ohnedies die Ringrundlinien 1 und 2 gebe. In dieser Form könne es die Touristenstraßenbahn nur an Samstagen, Sonn- und Feiertagen, nur von April bis Oktober und nur zwei bis drei Mal am Tag geben. Wir forderten jedoch eine tägliche Touristenbim, um den Buswahnsinn, der gerade im Sommer oder zur Adventzeit auf der Ringstraßen herrscht, ein bisserl einzudämmen.

Nun sind die Ringrundlinien Geschichte. Und siehe da: In einer Husch-Pfusch-Medien‑Aktion soll jetzt auf einmal eine Touristenbim eingeführt werden! Herr Gerstl hat da offenbar schon nachgeschaut und abgeschrieben! (Ironische Heiterkeit von GR Mag Wolfgang Gerstl.) Für diese gilt aber natürlich ein anderer Tarif. 
Daher beantragen wir, dass der gleiche Tarif gültig sein muss. Warum sollten eine Bewohnerin oder ein Bewohner von Wien, wenn er eine Ringrundfahrt machen möchte, 15 EUR zahlen müssen, auch wenn er eine Netzkarte oder eine Wochenkarte hat? Wir meinen, es muss die Möglichkeit geben, dass auch Nichttouristen die Ringlinien benützen können, auch wenn sie nicht mit einem LCD-Player ausgestattet sind, um die Sehenswürdigkeiten anzusehen. In der U-Bahn hat es ja zum Beispiel auch LCD-Player gegeben, als damals dieser Boom war. Hat man da mehr gezahlt? Damals gab es in einer Garnitur LCD-Player mit lauter Werbung, aber da musste man auch nicht mehr zahlen!

Wir meinen, es muss die Möglichkeit geben, dass man diese Touristenringrundlinie, die jetzt eingeführt werden soll, zum gleichen Tarif benützen kann! Deshalb beantragen wir in formeller Hinsicht die Zuweisung dieses Antrags an den Finanzausschuss. (Beifall bei den Grünen.)

Ich werde jetzt noch einen vierten Antrag stellen. Ich weiß, dass es schon sehr spät ist, aber was soll’s. Die Sonne ist eh schon weg! (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Lass dich nicht stressen, Ingrid!)

Mein letzter Antrag betrifft den 13A. Meine Damen und Herren! Manche im Saal werden es nicht wissen: Die Linie 13 war einmal eine Straßenbahn. Anfang der 60er Jahre wurde die Line 13 jedoch auf Busbetrieb umgestellt. Damals war die Zeit halt so: Der Individualverkehr hat geboomt, es gab die große Freiheit. Jeder konnte sich sein eigenes Auto leisten, und darum meinte man wahrscheinlich seitens der damaligen Stadtpolitik, dass es besser sei, die Straßenbahn auf Busbetrieb umzustellen, damit der Individualverkehr besser läuft. Busse können nämlich ausweichen. 

Jetzt, 50 Jahre später, stellt sich heraus, dass dieser Bus längst bis an seine Kapazitätsgrenze ausgelastet ist. Herr Hora! Ich habe schon vor zwei Jahren mit Ihnen darüber gesprochen: Wie schaut es aus? Machen wir ein rot-grünes Projekt? Sie waren damals gar nicht so abgeneigt, ganz im Gegenteil! Ich habe auch schon mit dem Geschäftsführer der Wiener Linien, Herrn Lichtenegger, gesprochen. Er ist auch nicht abgeneigt. Also woran scheitert’s? Woran scheitert’s, Herr Hora? Am Geld? Wenn man U-Bahn-Verlängerungen um 500 Millionen bauen kann, die die Stadt Wien dazubuttert, warum soll es dann an 200 Millionen scheitern? Damit könnte man einen großen Fahrkomfort in den Bezirken 4, 5, 6, 7, 8, 9 erzielen!

Dort haben sich Lokalszenen angesiedelt, und es ist alles sehr dicht. Herr Hora! In diesem 13A ist es schon seit Jahrzehnten so eng, dass nicht einmal mehr irgendetwas hinein passt, und das von der Wiedner Hauptstraße bis zur Alser Straße! Ich habe hier extra auch für die Frau Stadträtin, die einen überfüllten Bus wohl noch nie von innen gesehen hat, ein paar Aufnahmen und gebe ihr die Möglichkeit, die Situation zumindest auf einem Foto zu bewundern! (Die Rednerin zeigt ein Foto.) So schaut es im 13A von Betriebsbeginn bis Betriebsschluss aus! Meine Damen und Herren. Das ist der 13A von innen! Man sieht fast nichts vor lauter Menschen. Ich kann Ihnen das Bild aber durchgeben! (GRin Nurten Yilmaz: Haben Sie Berührungsängste?) Eine Fahrgastzählung würde ergeben, dass sich auf einem Quadratmeter zehn Personen befinden. 

Und so schaut es aus, wenn der Bus im Stau steht: Dann ist nur mehr ein Bus hinter dem anderen aufgefädelt, und dann sieht man nur mehr Busse. (Die Rednerin zeigt ein weiteres Foto.) Das gibt es bei der Straßenbahn nicht, die hat den so genannten Schienenbonus: Das heißt, der Individualverkehr hat mehr Respekt vor Schienen. Es passiert ganz selten – ich spreche aus Erfahrung –, dass Schienenfahrzeuge vom Individualverkehr behindert werden.

Aber ich kann Ihnen auch noch ein paar weitere Begründungen sagen. Der Fahrgastbeirat wünscht sich das ja auch. Dieser wurde nicht umsonst einberufen, und ich meine, man sollte auf diesen Fahrgastbeirat auch hören!

Außerdem hat die Straßenbahn auch mehr Sitzplätze und Stehplätze, das Verhältnis beträgt konkret 136 zu 91, das sage ich jetzt für Herrn Hora, weil er ein bisschen ein i-Tüpferl-Reiter ist. Durch die Mehrtürigkeit ist schnelleres Reisen angesagt: Der kleine ULF hat fünf Türen, die Busse haben nur drei Türen.

Außerdem habe ich eine Lärmmessung von der TU durchführen lassen, wobei festgestellt wurde, dass der ULF gegenüber dem Bus bedeutend leiser ist. Beim Bus sind es 7 bis 10 dB, und dementsprechend gibt es auch zahlreiche Beschwerden durch die BewohnerInnen entlang des 13A. Es wird immer wieder geklagt, dass er sehr laut ist.

Da die Linie 13 ja schon einmal eine Straßenbahnlinie war, kann man auch nicht sagen, dass das nicht machbar ist. Es gibt wunderbare TU-Studien darüber. Schauen Sie sich diese an! Es gäbe wunderbare Alternativlinienführungen und so weiter und so fort! Außerdem bestünden auch Vorteile für die Wiener Linien: Man hätte wieder mehr Durchmesserlinien, die Fahrgäste würden die Linie 13 wieder mehr benützen, daher wäre auch mit Mehreinnahmen zu rechnen. Bitte überdenken Sie das! Diskutieren wir einmal darüber! – Im Hinblick darauf verweise ich diesen Antrag zur Wiedereinführung der Straßenbahnlinie 13 an den Finanzausschuss. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Abschließend möchte ich ganz kurz auf den Vorfall vom Samstag eingehen, nämlich auf dieser Sager eines meiner Kollegen, der das Image der Wiener Linien und natürlich auch das meiner KollegInnen total angeschwärzt hat. – Zunächst möchte ich betonen: Es gibt sehr viele angenehme und nicht etwa braunlastige oder rechtslastige KollegInnen. In diesem Zusammenhang möchte ich einen Denkanstoß geben, denn gerade in Betrieben, die noch zu 100 Prozent der Stadt Wien angehören, werden solche Sager verharmlost oder als Witz abgetan: Herr Ekkamp! Man sollte diesen Vorfall in der Personalkommission oder im Unterausschuss Wiener Stadtwerke diskutieren! Man sollte gerade das Personal, das im öffentlichen Dienst steht, mit Schulungen und Bewusstseinsbildung darauf aufmerksam machen, was sie mit Aktionen wie solchen Nazi-Sagern, die an die 30er Jahre im vorigen Jahrtausend erinnern, anrichten.

Dieser kleine Straßenbahnfahrer hat dafür gebüßt. Er wurde entlassen, und er erhält vielleicht auch eine Strafanzeige wegen Wiederbetätigung. Ihm wurde mit dem Holzhammer bewusst gemacht, was er angerichtet hat. Das steht in krassem Gegensatz dazu, dass ein Herr Graf, der Mitglied einer Burschenschaft ist, die als rechtsextrem gilt, als Dritter Nationalratspräsident gewählt wird, was in dieser Republik eines der höchsten Ämter ist, meine Damen und Herren! (Zwischenrufe bei der FPÖ.)

Der kleine Straßenbahnfahrer hat gebüßt. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Dr Madejski.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Kollegin Puller! Das war jetzt wirklich nicht notwendig! Sie haben eine sachlich sehr gute Rede gehalten, aber der Abschluss war wirklich unter jeder Kritik! (Beifall bei der FPÖ. – Zwischenruf von GRin Ingrid Puller. – Weitere Zwischenrufe bei den Grünen.)
Wir brauchen keine Antifa-Schulungen für die Straßenbahnfahrer! Wir brauchen vernünftige und gescheite Straßenbahnfahrer. Das ist es! (Beifall bei der FPÖ.) 

Sie haben eine Pflichtübung gemacht. Ich weiß schon, es ist halt problematisch: Man muss ja wieder gewählt werden. Sie müssen sich halt auch an die Linie der jetzigen Grünen anpassen. Das ist mir eh klar! Ich verstehe schon, warum Sie das gemacht haben! Es war aber trotzdem unter jeder Kritik!

Meine Damen und Herren! Ich möchte nur kurz auf Kollegen Troch eingehen, der heute gesagt hat, dass er noch nie einen ÖVP-Mandatar auf dem Simmeringer Markt gesehen hat. Kollege! Hast du dort ein Guckloch oder einen Stand? Was machst du dort? Ich habe noch nie einen sozialistischen Abgeordneten auf dem Meidlinger Markt gesehen! Und diesen kenne ich besser als … (Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Noch nie in meinem Leben! Die rote Frau Bezirksvorsteherin geht zum Interspar, zum Billa, zum türkischen Markt. Das ist eh gut, denn das ist jetzt billig, das brauchen wir jetzt. Aber auf dem Meidlinger Markt würde man sich auch freuen, wenn sich hie und da einmal einer von euch dorthin verirren und sich ein bisschen präsentieren würde! – Das nur am Rande. Das hat mit dem Thema nichts zu tun, das musste ich aber anbringen!

Übrigens fällt mir gerade ein: Es gibt da ein Foto vom Herrn Landtagspräsidenten, der auch ein paar Bier bestellt hat. Aber das ist ein Thema für ein anderes Mal. 

Meine Damen und Herren! Ich fahre jeden Tag im 
J-Wagen. Und heute wurde gerade in der Station „Rathaus“ die Durchsage gemacht: „Umsteigen zur Linie J.“ – Das ist toll! Vielleicht könnte einmal jemand die Wiener Linien in die Richtung informieren, dass es jetzt nicht mehr Linie J, sondern Linie 2 heißt! Es sind ja auch schon alle gekennzeichnet! Diesbezüglich bestünde also eine Notwendigkeit!

Meine Damen und Herren! Dem Verkehrsdienstevertrag werden wir natürlich zustimmen, keine Frage. Es gibt dazu auch ganz vernünftige Anträge von den Grünen und von der ÖVP. Außerdem gibt es auch einen Antrag auf Zuweisung von uns, den ich nun hier vorlegen werde, und ich bitte Sie schon jetzt, diesem zuzustimmen. 

Als Fahrgast der Linie J, der U-Bahn und vieler anderen Linien in Wien ist mir ein Problem im Zusammenhang mit den neuen Ringlinien aufgefallen. Es gibt da eine Schwachstelle. Sie haben das sicherlich schon im Antrag oder in meiner Presseaussendung gelesen: Die Schwachstelle liegt darin, dass diese drei neuen Linien, die jetzt nicht mehr nur bis zum Ring fahren, sondern durchgängig sind – was durchaus eine vernünftige Idee ist! –, verkehrsmäßig vom Zeitplan und von der Pünktlichkeit in den Vorstädten abhängig sind. Ich möchte das jetzt einmal so ausdrücken.

In diesem Zusammenhang geht es um die Fahrzeiten in Ottakring, Josefstadt oder Favoriten. Ich habe mir das für den J-Wagen – mit dem ich wirklich jeden Tag fahre, die anderen will ich jetzt nicht beurteilen, aber da wird es nicht viel anders sein – aufgeschrieben: Innerhalb einer Stunde in der Früh ist er in Abständen von fünf, sieben, acht, zwei, drei, einer und fünf Minuten gefahren. Gestern bin ich auch mit dem J-Wagen nach Hause gefahren, und da sind drei Züge innerhalb von zwei Minuten gekommen. Da habe ich mir gedacht: Da kann etwas nicht stimmen! Früher bin ich oft etwa zehn Minuten da gestanden, und jetzt kommen in zwei oder drei Minuten drei Garnituren?

Der langen Rede kurzer Sinn: Die Pünktlichkeit kann und wird darunter leiden, dass die Linien, die von außen kommen, Probleme mit Müllautos, mit falsch parkenden PKW und LKW, mit Unfällen und so weiter haben werden. Auf diese Weise wird das gesamte Netz innerhalb des Rings blockiert sein. Daher ist es unser Vorschlag und Antrag, neben der Touristenlinie – das ist eine ganz eigene Linie, wobei wir dem Antrag zustimmen werden, dass sie ins Netz integriert wird und dass man alle halben Stunden um den gleichen Betrag fahren kann – eine ganz spezifische Linie einzuführen und vorab zu prüfen, ob es möglich ist, dass diese im Viertelstundentakt auf dem Ring so wie früher im Kreis fährt.

Warum stellen wir diesen Antrag? – Es gibt ja nicht nur Leute, die von Ottakring in einen anderen Teil von Wien fahren wollen, sondern es gibt auch Leute, die von einem Standort am Ring zu einem anderen fahren wollen, und diese sind, wie gesagt, unter Umständen abhängig von der Verkehrsentwicklung in den Vorstädten. Leider verhält sich das so, und daher haben wir uns gedacht, dass als Ergänzung eine Ringrundlinien durchaus vorstellbar wäre. Ich bringe daher folgenden Beschlussantrag ein:

„Die zuständigen Stadträte für Finanzen und Verkehr und die dazugehörigen Dienststellen werden ersucht, die Möglichkeiten einer zusätzlichen Ringrundlinie, die im Viertelstundentakt fährt, als Ergänzung zu den anderen Linien, die nicht den gesamten Ring in einem durch fahren, im Sinne von Kundenfreundlichkeit und Rationalität zu prüfen.“

Ich ersuche um Zuweisung an die entsprechenden Stadträte und bitte um Ihre Zustimmung.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Nun zu den Anträgen, die hier vorliegen. 

Der Änderung der Intervalle der Schnellbahn S50 werden wir selbstverständlich zustimmen, weil dies sinnvoll ist. 

Dem Beschlussantrag betreffend Linie 13 werden wir nicht zustimmen. Im Hinblick darauf frage ich Sie, meine Damen und Herren: Wo leben Sie? Ich kann mich noch erinnern, dass ich als Kind mit der Linie 13 ins Theater der Jugend, ins Renaissance‑Theater, gefahren bin. Ich bin schon einer der Älteren, ich bin nicht so jung wie Kollege Maresch oder andere, die das gar nicht mehr wissen! – Wir waren froh, dass wir von der Straßenbahn weggekommen und zum Bus gekommen sind. Stellen Sie sich vor, wir müssten heute das gesamte Netz der Linie 13 wieder auf Straßenbahn umstellen! Ich weiß nicht, ob Kollege Hora das so gesehen hat! Ich kann mir nicht vorstellen, dass er das goutiert hat! 

Meine Damen und Herren! Wir werden dagegen stimmen. Der Bus ist in diesem Bereich flexibler. Ob er dort lauter ist, wage ich zu bezweifeln. Ich lebe neben einer U-Bahn und einer Straßenbahn, und da ist es genauso laut oder genauso wenig laut, wie wenn dort ein Bus fahren würde. Meine Damen und Herren! Die Lärmentwicklung hängt vor allem vom Untergrund ab, und es wäre unleistbar, die gesamte Strecke der Linie 13 mit einem guten Untergrund zu versehen. Das könnte man wirtschaftlich sinnvoll nicht finanzieren. Daher werden wir diesen Antrag ablehnen.

In einer nächsten oder übernächsten Ausbaustufe ist die U5 geplant, und die U5 wird genau diese Strecke abdecken. Wir können darüber diskutieren, ob wir die U5 vorziehen. (Zwischenruf von GR Mag Rüdiger Maresch.) Selbstverständlich, Kollege Maresch, wird sie nicht genau die gleiche Strecke fahren! Was ist schon genau? Natürlich kannst du dir in jeder Straße eine Straßenbahn wünschen, das werden wir uns allerdings nicht leisten können! Wir werden uns aber die U5 leisten können und leisten müssen, und diese Linie U5 wird in Zukunft die Massen aus dem Bereich der Linie 13 aufnehmen. Den vorliegenden Antrag werden wir jedenfalls ablehnen.

Die Touristenstraßenbahn werden wir unterstützen, aber nur als Alternative beziehungsweise Ergänzung zu der von uns vorgeschlagenen normalen Ringrundbahn.

Bei den Schüler- und Lehrlingsfreifahrten hat wieder jemand abgeschrieben. Wir haben einen diesbezüglichen Antrag bereits 2001, 2004 und 2007, also schon vor langer Zeit, eingebracht, aber man kann das ja wiederholen.

Selbstverständlich werden wir dem freiheitlichen Antrag zustimmen.

Den Antrag der Kollegen Gerstl und Hoch betreffend Diskussionsforum öffentlicher Verkehr werden wir ablehnen. Ich meine, das ist Wischiwaschi, Kollege! Sie hätten zumindest schreiben sollen, wer in diesem Forum sitzen soll. Hier ist aber die Rede von allen Wienerinnen und Wienern. Ich frage Sie: Welche Organisationen sollen dort vertreten sein? Wir werden diesen typischen Wischiwaschi‑Antrag, Kollege Gerstl, ablehnen. Dem Akt werden wir jedoch zustimmen. Und ich ersuche auch um Zustimmung betreffend die beschriebene Ringrundlinie. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Kollege Madejski! Ich darf mir eine Bemerkung erlauben: Wenn Sie auf dem Meidlinger Markt nur nach Mandataren Ausschau halten, kann es sein, dass sie die Mandatarinnen übersehen haben! Ich kaufe nämlich auch dort ein! (Beifall bei der SPÖ. – GR Dr Herbert Madejski: Entschuldigung! Ich habe nicht nach hinten geschaut! Mein Blick ist immer nach vorn gerichtet!) Passen Sie auf, wer Ihnen im Nacken sitzt! (Heiterkeit bei der SPÖ. – Zwischenrufe bei der FPÖ.)
Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Kollege Mahdalik gemeldet: Drei Minuten. 

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ich tue das extrem ungern: Erstens möchte ich den Leuten nicht die Zeit stehlen, zweitens berichtige ich Kollegin Puller gar nicht gerne, weil sie eine ganz nette Kollegin ist.

Sie hat am Ende ihrer Rede gesagt, dass der Straßenbahnfahrer dafür büßen musste, dass am Tag zuvor Martin Graf zum Dritten Präsidenten gewählt worden ist. – Ich kann nicht hinnehmen, dass Martin Graf dafür verantwortlich sein soll, dass der Straßenbahnfahrer Blödsinn redet. Dem muss ich widersprechen! 

Wir haben zwar heute den Tag der Verschwörungstheorien, denn schon Bgm Häupl hat in der Fragestunde zu aller Überraschung die CIA ausgepackt. Wenn wir so weitertun, dann macht Kollege Maresch demnächst Martin Graf für den Klimawandel verantwortlich! 

Kollegin Puller hat gesagt, dass der Straßenbahnfahrer dafür büßen musste, dass Martin Graf Dritter Präsident geworden ist. (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) Und genau das möchte ich hiemit tatsächlich berichtigen. (Weitere lebhafte Zwischenrufe bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter verzichtet auf sein Schlusswort.

Wir kommen daher zur Abstimmung.

Wer der Postnummer 10 der Tagesordnung die Zustimmung erteilen kann, möge bitte ein Zeichen mit der Hand geben. – Ich stelle die Einstimmigkeit fest.

Ich bitte noch um weitere Aufmerksamkeit: Wir haben eine Menge von Anträgen abzustimmen!

Erstens liegt mir ein Beschlussantrag der SPÖ vor: Die amtsführenden Stadträte für Stadtentwicklung und Verkehr beziehungsweise Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke mögen in Zusammenarbeit mit Infrastrukturministerium, ASFINAG, WED und Bewohnern der Donau-City die Möglichkeit der Finanzierung und Realisierung einer weiteren Überplattung der A22 prüfen. In formaler Hinsicht wird die Zuweisung verlangt. - Wer dem zustimmen kann, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle einstimmige Zustimmung zu Zuweisung fest.

Der nächste Antrag kommt von den Grünen und betrifft Cross-Border-Leasing-Verträge. Auch hier wird die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Wiener Stadtwerke verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Zustimmung erfolgt bei den Grünen und bei der ÖVP. Es gibt somit keine Mehrheit für die Zuweisung. 

Der nächste Antrag kommt von der ÖVP betreffend öffentliche Verkehrsverbindungen in Wien. In formeller Hinsicht wurde die Zuweisung des Antrags an den Gemeinderatsauschuss für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Stadtwerke und den Gemeinderatsauschuss der Geschäftsgruppe für Stadtentwicklung und Verkehr verlangt. - Wer diesem Antrag auf Zuweisung zustimmen kann, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP, FPÖ und Grünen und somit keine Mehrheit fest.

Der nächste Antrag ist von der ÖVP und betrifft die Benennung von U- und S-Bahn-Stationen sowie Brücken nach verdienten Persönlichkeiten. Hier wird die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke sowie für Kultur und Wissenschaft beantragt. Ich bitte jene, die dem zustimmen können, um ein Zeichen mit der Hand. – Das wird von ÖVP, FPÖ und SPÖ gegen die Grünen so beschlossen.

Der nächste Antrag von den Grünen betrifft die Verkürzung der Intervalle auf der Schnellbahn S50. Auch hier ist die Zuweisung an die Ausschüsse für Finanzen und Stadtentwicklung beantragt. Wer kann diesem Antrag zustimmen? – Die Zustimmung erfolgt von ÖVP, FPÖ, SPÖ und GrüneN. Ich stelle somit Einstimmigkeit fest.

Der nächste Antrag von den Grünen betrifft Schüler- und Lehrlingsfreifahrten. Auch diesfalls wird die Zuweisung dieses Antrags an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke verlangt. Wer dem zustimmen kann, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Auch dieser Antrag ist einstimmig beschlossen. 

Mir liegt noch ein Antrag der Grünen betreffend Einführung einer Touristenstraßenbahn auf dem Ring vor. Auch in diesem Fall geht es um Zuweisung an den Gemeinderatsauschuss Finanzen, Wirtschaftspolitik und Stadtwerke. Wer stimmt dem zu? – Grüne, FPÖ und ÖVP, somit keine Mehrheit.

Der nächste Antrag der GRÜNEN, betreffend Wiedereinführung der Straßenbahnlinie 13, auch eine Zuweisung. - Wer dieser Zuweisung zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - GRÜNE, SPÖ und ÖVP sind für die Zuweisung dieses Antrags, somit beschlossen.

Jetzt liegt mir noch der Beschlussantrag der FPÖ bezüglich der Ringrundlinie, die im Viertel-Stunden-Takt fährt, vor. Hier wird ebenso die Zuweisung an die Gemeinderatsausschüsse Finanzen, Wirtschaftspolitik und Stadtwerke sowie Stadtentwicklung und Verkehr beantragt. Wer diesem Antrag die Zustimmung geben kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Auch einstimmig.

Ich schlage vor, die Berichterstattung und die Verhandlung über die Geschäftsstücke 18 und 24 der Tagesordnung, sie betreffen einen Rahmenbetrag zur Förderung diverser Theatergruppen, -institutionen und Einzelpersonen sowie die Erhöhung eines Rahmenbetrags für die Förderung von Aktivitäten auf dem Gebiet der Wissenschaft, zusammenzuziehen, die Abstimmung jedoch getrennt durchzuführen. 

Wird dagegen ein Einwand erhoben? - Das ist nicht der Fall. Dann bitte ich die Berichterstatterin, Frau GRin Klicka, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Marianne Klicka: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung zu den beiden vorliegenden Geschäftsstücken.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Ich eröffne die Debatte. Als Erster zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Gudenus. Ich erteile es ihm.

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wir werden die beiden vorliegenden Poststücke ablehnen, Postnummer 24 insbesondere auf Grund der Vorgehensweise rund um den „Club of Vienna“, wo wir mit Argusaugen darauf schauen, was hier geschieht und wo wir auch einen Beschlussantrag einbringen wollen, weil dieser „Club of Vienna“ seit dem Jahr 2002 jährlich mit zirka 2,5 Millionen EUR aus Steuerhand gefördert wird und seitdem eine Revision oder Überprüfung der Mittelverwendung nicht erfolgt ist. Die „Presse" hat am 24.9.2008 berichtet, dass ein Vorstandsmitglied, Frau Prof Maria Nicolini, wörtlich von „suspekten Geldflüssen, wissenschaftlichem und vereinsrechtlichem Desaster sowie von Mobbing und Vorgehen gegen die Geschäftsführerin" spricht und meint, außerdem müsste ein besonderes Augenmerk auf die bislang unterbliebene Kontrollfunktion der MA 7 gelegt werden. Meine Kollegen Mag Gerald Ebinger, Mag Kowarik und ich bringen einen Beschlussantrag ein:

„Der amtsführende Stadtrat für Kultur und Wissenschaft wird aufgefordert, umgehend Maßnahmen zu setzen und entsprechende Grundlagen für eine ausreichende und begleitende Kontrolle der Verwendung der finanziellen Leistungen des Kulturamtes durch Subventionsgeber zu gewährleisten.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt.“ (Beifall bei der FPÖ.)

Der zweite Grund, ein kleiner Grund, warum wir die Postnummer 24 ablehnen, ist, weil hier zwar eine kleine Förderung, aber doch, an das Dokumentationsarchiv des Österreichischen Widerstands, an das DÖW, erfolgen soll. Wir sind der Meinung, dass den Anforderungen des Akts nicht Rechnung getragen wird, weil wissenschaftliche Vereine gefördert werden sollen, die auch wissenschaftliche Forschungsprojekte, Symposien oder wissenschaftliche Ausstellungen organisieren. Unserer Meinung nach ist das für das DÖW nicht zutreffend. Auch deswegen ist dieser Akt für uns abzulehnen! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Wolf. Ich erteile es ihm. 

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es geht hier wieder einmal um Rahmenbeträge, einmal ein Rahmenbetrag in der Höhe von 2 Millionen EUR zur Finanzierung verschiedener Theaterprojekte, oder kürzer gesagt, der Theaterreform, und in einem anderen Fall um 250 000 EUR zur Wissenschaftsförderung. Wir werden beide Rahmenbeträge ablehnen.

Lassen Sie mich kurz erläutern, warum wir das tun. Insbesondere im Fall der Wissenschaftsförderung bedauern wir das. Prinzipiell geht es darum, dass Rahmenbeträge unsere Zustimmung nicht finden können. Wir meinen, dass man jegliche Vergabe von öffentlichen Mitteln hier einer kritischen Diskussion unterziehen und nicht Rahmenbeträge, die dann nach Gutdünken verteilt werden, beschließen soll! (Beifall bei der ÖVP.) 

Wir meinen, dass die öffentlichen Gelder einer permanenten Kontrolle unterliegen sollen und man die parlamentarische Kontrolle ernst nehmen und daher nicht mit Rahmenbeträgen operieren soll.

Im Fall der Wissenschaftsförderung halten wir fest, dass - es wurde schon angesprochen - viele Fragen rund um den „Club of Vienna“ nach wie vor offen sind. Die Frage stellt sich, wie der Stand der eingefrorenen Mittel ist. Das Kulturamt der Stadt Wien hat, als diese verschiedenen Vorwürfe publik wurden, gesagt, die Mittel werden eingefroren, es werden nur Infrastrukturmaßnahmen dieses Vereins, aber keine Projekte finanziert. Wir fragen: Was passiert dort jetzt? Wie geht es weiter? Was ist von Seiten des Kulturamts seither geschehen? Was haben Sie vor? Ist die widmungsgemäße Verwendung der Mittel sichergestellt? Was tut der Verein, wenn er keine Projekte macht? Viele Fragen also, die wir geklärt wissen wollen. Daher können wir weiteren Rahmenbeträgen zur Förderung nicht zustimmen! (Beifall bei der ÖVP.) 

Wir werden aus dem Grund dem Antrag der Freiheitlichen, der auf eine begleitende Kontrolle der Subventionsmittel abzielt, unsere Zustimmung erteilen.

Bei dieser Gelegenheit möchte ich einen zusätzlichen Beschlussantrag zu einem konkreten, wie ich meine, sehr wesentlichen und unterstützenswerten Projekt einbringen, nämlich betreffend eine politische und finanzielle Unterstützung des Vienna International Human Rights Filmfestivals. Anlässlich des 60-jährigen Jubiläums der Deklaration der Menschenrechte wird vom 2. bis zum 12. Dezember 2008 ein Filmfestival der Menschenrechte in Österreich stattfinden. Wir mussten feststellen, dass bisher - ich formuliere es freundlich und vorsichtig - keine Subventionsmittel für dieses zweifellos unterstützenswerte Projekt locker gemacht wurden. Wir gehen davon aus, dass das ein Projekt ist, das die Unterstützung aller Fraktionen oder zumindest einer deutlichen Mehrheit dieses Hauses finden wird und stellen daher den Antrag:

„Der amtsführende Stadtrat für Kultur und Wissenschaft möge die Subventionierung eines regelmäßig stattfindenden Filmfestivals zum Thema Menschenrechte prüfen und dafür Sorge tragen, dass eine ausreichende finanzielle Unterstützung für das Vienna International Human Rights Filmfestival zur Verfügung gestellt wird.

In formeller Hinsicht beantragen wir die Zuweisung des Antrags an den Gemeinderatsausschuss der Geschäftsgruppe für Kultur und Wissenschaft.“

Diesen Antrag - das ist noch festzuhalten - stellen neben den Fraktionskollegen Bernhard Dworak und Monika Riha auch die beiden Gemeinderäte der Grün-Alternativen Marie Ringler und Marco Schreuder. - Ich danke schön. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Schreuder. Ich erteile es ihm.

GR Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Zu später Stunde werde ich der Tradition treu bleiben und es kurz machen. (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist gut!)

Zu den Rahmenbeträgen wollen wir nur sagen, wir werden den einen Rahmenbetrag wie üblich ablehnen, solange nicht gesichert ist, dass die Förderungen an Empfehlungen der Jury ausgegeben werden.

Ein Wort möchte ich doch noch zum Vienna International Human Rights Filmfestival, wie mein Kollege Wolf bereits gesagt hat, verlieren. Ich halte es für bedenklich, in einem so genannten Gedenkjahr, wo wir so viele Ereignisse immer wieder betont haben - Anschluss, am 9. November die Pogrome, das Frauenwahlrecht nicht zu vergessen -, dass 60 Jahre Menschenrechte überhaupt kein Thema sind. Am 10. Dezember ist es wieder soweit, dass der so genannte Menschenrechtstag stattfindet. Ich war auch, wie mein Kollege Wolf, sehr erschrocken, als ich gehört habe, dass sich zum ersten Mal ein Kulturfestival dieses Themas mit einem sehr häufigen Medium, nämlich dem Film, annehmen und die Menschenrechte in den Vordergrund stellen will.

Daher bitte ich wirklich um Zustimmung zum Antrag, dass dieses Festival unterstützt wird. Ich glaube, nach der Wahl müssen wir über die Menschenrechte diskutieren. Die Menschenrechte sind mittlerweile wieder etwas, was man lautstark verteidigen muss! Es ist traurig, dass dem so ist, aber auch die heutigen Debatten haben das gezeigt. Da bitte ich wirklich um Zustimmung zu diesem Antrag der ÖVP und von den GRÜNEN! - Vielen Dank. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Mag Straubinger hat sich gemeldet. Ich bitte sie zum Rednerpult.

GRin Mag Sybille Straubinger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Ich werde mich auch kurz halten. Nur zwei Worte.

Wir werden diesem Antrag betreffend ein Filmfestival zum Thema Menschenrechte gern zustimmen. 

Was den „Club of Rome“ betrifft, werde ich hier keine neue Debatte eröffnen. Wir haben das im letzten Gemeinderat ausführlich diskutiert. Es ist beschlossen worden, dass das Kontrollamt prüfen wird. Sämtliche neue Unterlagen werden dem Kontrollamt natürlich sofort weitergeleitet und zugestellt.

Noch ein paar Sätze zu dem Thema Rahmenbeträge, die wir mit diesem Akt heute beschließen. Da gibt es unterschiedliche Standpunkte zwischen uns. Wir sind der Meinung, dass es beides braucht, nämlich dass es Entscheidungen und Förderungen braucht, die über Jury, über Kuratoren vergeben werden, aber dass es auch Rahmenbeträge braucht, um kurz, schnell und unbürokratisch Förderungen vergeben zu können. Das ist sowohl im Theaterbereich der Fall, wo in diesem Akt heute die Rahmenbeträge zum einen die Konzeptförderungen und auch Projektförderungen, die durch Kuratoren beziehungsweise die Theaterjury vergeben werden, enthalten, aber auch Standortförderungen für Theater, die keine Empfehlung haben, die aber wichtig für die infrastrukturelle Entwicklung von Stadtgebieten sind. 

Wichtig ist dieser Akt, diese Theaterförderung und dieser Rahmenbetrag auch, weil natürlich für die Theaterjuryentscheidungen und für die Konzept- beziehungsweise Projektförderungen, die in Raten ausbezahlt werden, der Magistrat einen Betrag braucht, um das handlen zu können. Insofern sind diese Bereiche in diesem Rahmenbetrag enthalten. 

Auch im Wissenschaftsbereich halte ich es für sehr notwendig. Hier gibt es verschiedenste Fonds, gibt es vom WWTF über die Hochschuljubiläumsstiftung und die medizinisch-wissenschaftlichen Fonds diverseste Prämien, wo Jury und Kuratoren von Stiftungen in einem Verfahren entscheiden, aber, und Sie haben diese Auflistung auch beim Akt, es braucht auch die Möglichkeit, für kleine Projekte schnell, unbürokratisch Gelder vergeben zu können. Wenn Sie sich die Liste der Projektförderungen im Wissenschaftsbereich angeschaut haben, und ich habe sie überschlagsmäßig gezählt, gab es bis zum 20. August, bis zu diesem Stichtag, über 250 Projektförderungen. Sie können sich also die durchschnittliche Höhe ausrechnen. Sie könnten sich auch den bürokratischen Aufwand ausrechnen, den es nach sich ziehen würde, für Förderungen in der Höhe von Minimum 250 bis einige Tausende Euro. Ich glaube, das ist eine große Hilfe für viele WissenschaftlerInnen in Wien, für Symposien, die stattfinden, für Konferenzen, für Bücher, wo es Druckkostenzuschüsse gibt, eine sehr große Hilfe, auch wenn es kleine Beträge sind. 

Es ist für uns ein wichtiger Schritt und ein wichtiger Beitrag für die Wissensstadt Wien. Ich freue mich darüber und bitte um Zustimmung für diese Erhöhung. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen. Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort.

Wir können somit zur Abstimmung kommen, die wir, wie vorhin erwähnt, getrennt durchführen. - Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 18 ist, bitte um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist mit den Stimmen der Sozialdemokraten mehrstimmig beschlossen.

In diesem Zusammenhang gibt es einen von der ÖVP eingebrachten Beschluss- und Resolutionsantrag betreffend eine politische finanzielle Unterstützung des Vienna International Human Rights Filmfestivals. In formeller Hinsicht ist die Zuweisung beantragt. - Wer dafür ist, bitte um ein Zeichen der Zustimmung. - Einstimmig so beschlossen.

Wir können gleich die Postnummer 24 abstimmen. - Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 24 ist, bitte um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist somit mit den Stimmen der Sozialdemokraten und der GRÜNEN beschlossen.

Hier hat die Freiheitliche Partei einen Beschlussantrag betreffend „Club Of Vienna“ eingebracht. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. - Wer dafür ist, bitte um ein Zeichen der Zustimmung. - Dieser Antrag hat nicht die notwendige Mehrheit gefunden.

Es gelangt die Postnummer 19 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an die Scheibmaier GmbH für den Wiener Operettensommer. Frau GRin Klicka ist schon hier und wird wieder einleiten.

Berichterstatterin GRin Marianne Klicka: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau Mag Ringler. - Bitte.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich will hier gar nicht in eine Debatte über die künstlerische Qualität des Operettensommers einsteigen, sondern nur ein kurzes Schlaglicht auf diese Subvention werfen, die zu jenen Subventionen gehört, die mit besonderer Nachdrücklichkeit erkennen lassen, dass die SPÖ die Stadt Wien mit sich selbst verwechselt. Es handelt sich hier nämlich um die Subvention einer GesmbH, an der die SPÖ indirekt zu 50 Prozent beteiligt ist und die diese Kultursubvention erhalten soll. Das ist, würde ich sagen, doch recht unverfroren und ziemlich direkte Parteifinanzierung. Daher lehnen wir das vehement ab! (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Dr Wolf hat sich gemeldet. - Bitte schön.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Die Subvention an den Operettensommer in Wien, „Wien, wie es singt und lacht!", ist in der Tat mehrfach bemerkenswert. Es handelt sich um eine Subvention in der Höhe von 50 000 EUR für ein kommerzielles Unternehmen. 

Es handelt sich eindeutig um ein kommerzielles Unternehmen, das zu einer Zeit abgeführt wird, wo man möglichst viele Touristen erreicht. Nicht einmal das ist offenbar vom Veranstalter so zu führen, dass es wenigstens kostendeckend ist, also wird um Subvention beim Presse- und Informationsdienst der Stadt Wien und auch beim Kulturamt eingekommen. 

Zum Veranstalter: Es wurde bereits von Marie Ringler gesagt, es ist eine Gesellschaft, nämlich die Scheibmaier GmbH, die direkt im Teileigentum der SPÖ-Wien steht. Auch das sollte die Mehrheitsfraktion dieses Hauses eigentlich nachdenklich machen und nicht dazu führen, dass sie einfach ihre Mehrheit einsetzt und diese Subvention beschließt.

Aber drittens, und das ist besonders interessant, wenn man sich den Akt näher anschaut, ist es ein Subventionsansuchen, das ohne Datum eingereicht wurde. Eigentlich ein seltsamer Vorgang. Es gibt ein Subventionsansuchen, aber kein Datum, wann. Es steht nur „Ort: Wien" darauf. Des Weiteren gibt es einen Begleitbrief, der mit 8. Mai datiert ist, aber, wie gesagt, am Subventionsansuchen selbst findet sich kein Datum. 

Das Ansuchen geht auf 150 000 EUR und wird auch begründet, warum man dieses Geld brauchen würde. Am 24. September, also einige Wochen, nachdem dieser Operettensommer abgewickelt wurde, wird dann der Antrag an den Kulturausschuss gestellt, statt 150 000 EUR 50 000 EUR zu zahlen, ohne jegliche Begründung. 

Sie werden verstehen, dass uns diese Vorgangsweise etwas misstrauisch macht, zumal die Eigentumsverhältnisse des Veranstalters schon dargelegt wurden. Entweder hat der Subventionswerber zu hoch gefordert, nämlich unbegründet, wenn er mit 50 000 EUR auskommt, oder er wird zu niedrig gefördert, wenn er damit nicht auskommt. Beides ist eine seltsame Vorgangsweise und wir werden diesem seltsamen Akt unsere Zustimmung verweigern. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Ich bitte Frau GRin Polkorab zum Rednerpult.

GRin Rosemarie Polkorab (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Gleich zu Beginn, lieber Herr Kollege: Sie haben sicher den Eingangsstempel übersehen. Dort steht 8. Mai, Eingangsstempel 15. Mai. Da kann man sich ausrechnen, wann der Brief geschrieben wurde. (GRin Monika Riha: Das kann man sich nicht ausrechnen! Man kann sich nur ausrechnen, wann er angekommen ist!) Also der 8. Mai steht auch auf dem Antrag. Soviel zum Datum.

Ich möchte darauf hinweisen, dass im vergangenen Jahr der Wiener Operettensommer ausreichend diskutiert wurde. Alle offenen Fragen, auch die Parteifinanzierung, wurden ganz genau geklärt. Ich dachte, das wäre ausgeräumt gewesen, aber die Oppositionsparteien haben sich heute wieder zu Wort gemeldet, weil sie das Bedürfnis haben, darüber zu sprechen. Wie gesagt, Herr GR Woller hat alle Fragen genauestens beantwortet, nachzulesen im wörtlichen Protokoll des Gemeinderats vom 25. Mai 2007. Daher werde ich auf diese Oppositionsaussagen nicht noch einmal eingehen, denn es ist die Zeit schon sehr fortgeschritten, und zum Akt sprechen. 

Ich möchte auch noch in Erinnerung rufen, der Wiener Operettensommer ist nie einem Kuratorium oder einer Theaterjury im Rahmen der Theaterreform vorgelegt worden, weil es keine Theateraktivität, sondern eine Sommeraktivität ist. (GR Marco Schreuder: Also Operette ist nicht Theater!) 

Seit einigen Jahren, das wissen wir auch vom vergangenen Jahr, findet der Wiener Operettensommer äußerst erfolgreich als Open-Air-Veranstaltung im Schlosspark Theresianum statt. Vor 200 Jahren wurde dieser Garten schon zur Aufführung von Barockopern benützt. Daher war es eine sehr gute Idee, diesen Standort als Sommerveranstaltung zu nützen, damit die Wienerinnen und Wiener, aber auch die Touristinnen und Touristen, wenn sie im Sommer Operette sehen und hören wollen, nicht immer nach Baden oder nach Mörbisch und so weiter fahren müssen, sondern auch in der Kulturmetropole Operettenfreuden, und das in einem romantischen Ambiente mit tollen Künstlern und hervorragender Regie, genießen können.

Eine Aufgabe des Operettensommers ist es auch, jungen Künstlerinnen und Künstlern eine Möglichkeit zu geben, in Wien im Sommer auftreten zu können. Dies ist gleichsam ein Sprungbrett für ihre zukünftige Karriere. 

„Wien, wie es singt und lacht!", unter diesem Motto stand heuer vom 10. Juli bis 16. August der erfolgreiche Operettensommer, wie Kritiken aus den verschiedensten Zeitungen bestätigen und dokumentieren. Ich darf Ihnen vorlesen: „Operettencocktail", aus der „Kronen Zeitung", „frisch gemixt, leuchtende Augen, freudvolles Wiedererkennen, begeistertes Mitgehen, respektvolle Anerkennung, kultiviert reagiert hier das Operettenpublikum auf die Show ‚Wien, wie es singt und lacht!' im Park des Theresianums ..." - und so weiter. Im „Standard": „Glitzerlicht und Champagner: Wer an einem der lauen Sommerabende Unterhaltung wünscht, ist im Wiener Operettensommer, Idee Karl Scheibmaier, Regie Gabriella Sallagar, gut bedient ..." - und so weiter. Eine ganz tolle Kritik gab es in der „Wiener Zeitung". (GR Dkfm Dr Fritz Aichinger: Bitte vorlesen!) 

Um diese hervorragende Sommeraktivität zu unterstützen und weiterzuführen, gibt es eine Förderung, wie wir gehört haben, von 50 000 EUR von der Kulturabteilung und vom Presse- und Informationsdienst in der Höhe von 71 000 EUR (GR Marco Schreuder: Auch das noch!). Wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten meinen, für gute Kultur sollte man schon Geld ausgeben. (GR Marco Schreuder: Das ist wirklich schamlos!) Wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten nehmen die Kulturpolitik sehr ernst, damit Klassik, Moderne, aber auch Liebhaber der leichten Muse in unserer Kulturmetropole auf ihre Rechnung kommen. (GR Marco Schreuder: Da sind Sie noch stolz darauf?) Ob Theater, Musik oder bildende Kunst, alle Kunstformen werden von der Kulturabteilung, und zwar unter StR Mailath-Pokorny, optimal gefördert. Dafür werden wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten uns immer vehement einsetzen!

Ich ersuche um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort. 

Wir können abstimmen. - Wer für die Postnummer 19 ist, bitte um ein Zeichen der Zustimmung. - Ist mehrstimmig mit den Stimmen der Freiheitlichen und der Sozialdemokraten so beschlossen.

Es gelangt die Postnummer 21 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an die Akademie der bildenden Künste. Frau GRin Schinner leitet ein.

Berichterstatterin GRin Katharina Schinner: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung zum vorliegenden Akt.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau GRin Smolik hat sich gemeldet. - Bitte schön.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Wir werden diesem Geschäftsstück nicht zustimmen. Wir haben schon im letzten Gemeinderat einem ähnlichen Geschäftsstück, das sich mit der Stiftung von Gastprofessuren beschäftigt hat, nicht zugestimmt, weil wir nach wie vor der Meinung sind, dass Professuren an den Universitäten von der zuständigen Bundesministerin und nicht von der Stadt Wien finanziert werden sollten. Es häufen sich offensichtlich diese Anfragen an die Stadt, dass die Universitäten Bedarf haben, um ihre Professuren finanziert bekommen zu haben. 

Wir vermissen einen Plan. Wenn man schon vorhat, dass man jetzt in der Form die Universitäten und die Akademie unterstützt, so sollte man doch irgendwie mit einem Plan vorgehen und das gleiche Recht für alle anwenden, indem man nämlich den Universitäten ein Angebot setzt und sie auffordert, ihre Bedürfnisse und ihre Bedarfsprofessuren, die nicht nachbesetzt wurden, bekannt zu geben. Dann kann man sich in einem breiten Meinungsbildungsprozess, den es offensichtlich zu diesen Stiftungsprofessuren gibt, ein Bild machen und entscheiden, wo es Sinn macht und wo es nicht Sinn macht. 

Ich will gar nicht außer Zweifel stellen, dass eine Roland-Rainer-Stiftungsprofessur keinen Sinn machen würde. Natürlich macht es Sinn, den Nachlass aufzuarbeiten und die Arbeiten fortzuführen, aber in der Form, wie diese Anträge hier immer wieder eintrudeln, ist es für uns nicht möglich, zuzustimmen. Es gibt zig Institute, die sich freuen würden, wenn ihre Stiftungsprofessuren, ihre GastprofessorInnen von der Stadt bezahlt werden würden, nur haben die offensichtlich nicht den Zugang zum Herrn Stadtrat oder zum Herrn Bürgermeister oder zu wem auch immer, der die Zugänge eröffnet, um zu Geldern zu kommen. 

Verwunderlich ist auch, dass wir eine Vierjahresvereinbarung abschließen, obwohl die Akademie nur eine Dreijahresförderung beantragt hat. Jetzt kann man sagen, vielleicht wollten sie das erst ab 2009 und sie kriegen für 2008 eh nur 50 000 EUR und die nächsten 50 000 EUR für 2011, trotzdem hätte man es in dem Antrag, wenn es so ist, erwähnen können. 

Ich halte es wirklich für bedenklich, wenn Aufgaben, die die Bundesregierung hat - und Sie haben nicht so schlechte Kontakte dorthin, vielleicht auch in die zukünftige Regierung -, die eindeutig dem Bundesminister für Wissenschaft und Forschung obliegen, die Stadt in dieser Form übernimmt. Wenn man das macht, dann sollten wirklich für alle die gleichen Chancen bestehen. Alle Universitäten, wie gesagt, haben Bedarf. Das wissen wir alle. Seit Jahren werden die Universitäten von den Bundesregierungen der letzten Jahre ausgehungert, aber so wie das jetzt laufend passiert, dass irgendwelche Institute mit Vorschlägen hierher kommen und Universitäten dann wahllos das Geld gegeben wird, halten wir das nicht für richtig. Ich hoffe, dass das der letzte Akt war. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. 

Berichterstatterin GRin Katharina Schinner: Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Es handelt sich hier um die Errichtung einer Roland-Rainer-Stiftungsprofessur für vier Jahre mit dem Institut für Kunst und Architektur, also der Akademie der bildenden Künste. 

Es ist diese Stiftungsprofessur sehr gut überlegt und sehr durchstrukturiert, wenn man sich den Akt genau anschaut und wenn man sich auch den Lebenslauf von Roland Rainer anschaut, der unbestritten als einer der bedeutendsten Architekten des 20. Jahrhunderts in Österreich und über die Grenzen Österreichs hinaus gilt. Diese Stiftungsprofessur wird sich mit wesentlichen Teilen dieser Gestaltung architektonischer Lebensräume und der Formulierung visionärer Stadtbauprojekte beschäftigen, die sehr wichtig sind, dort, glaube ich, sehr gut angesiedelt sind und sehr zukunftsweisend sein werden.

Ich bitte daher um Zustimmung zu diesem Akt. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 21 ist, bitte um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist mehrstimmig, gegen die Stimmen der GRÜNEN, so beschlossen. 

Es gelangt nun die Postnummer 26 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an die Michael Horowitz Media OEG. Frau GRin Mag Straubinger wird einleiten.

Berichterstatterin GRin Mag Sybille Straubinger: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet. Herr GR Mahdalik hat sich gemeldet. - Bitte zum Rednerpult. 

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Werte Damen und Herren! 

Wir werden diesem Poststück nicht zustimmen, weil uns die Summe etwas zu hoch gegriffen erscheint, obwohl uns der Titel dieser Publikation sehr wohl gefällt. „Verdrängen - Vergessen - Verzeihen", soll man nicht, außer in gewissen Lebenssituationen. Man soll aber nicht verdrängen, wenn es um Verbrechen an der Menschlichkeit geht. Man soll nicht vergessen, wenn es um Verbrechen oder Gräueltaten geht, die in einer Diktatur, gleich ob es rechts oder links sein mag, verübt worden sind. Man soll auch nicht verzeihen, wenn jemand für Morde, für Folterungen, für die Errichtung von Arbeitslagern, für die Inhaftierung von Homosexuellen und ähnliche Dinge verantwortlich ist. Diese Dinge soll man weder verdrängen noch vergessen oder verzeihen. 

Aber genau das passiert im Moment in Wien! Wir haben es heute schon in der Fragestunde andiskutiert, wo Bgm Häupl sichtlich unangenehm berührt minutenlang herumlaviert hat (GR Christian Oxonitsch: Da waren Sie bei einer anderen Veranstaltung!) und schließlich festgemacht hat, dass eigentlich der Mythos Che Guevara im Donaupark gewürdigt wird. Er war schon ein bisschen böse, aber das bisschen böse, das ihm angedichtet wird, ist alles eine Erfindung der CIA. (GRin Mag Sonja Kato: Was bitte sind Arbeitslager? Meinen Sie Vernichtungslager?) - Ich meine die Arbeitslager in Kuba, die Che Guevara dort erstmalig eingerichtet hat. Die hat es nicht einmal unter dem Batista-Regime gegeben. Die hat es nach dem kommunistischen Regime gegeben. 

Wir wollen es nicht in rechten oder linken Regimen, das ist uns völlig egal. Wir wollen keine Arbeitslager. Wir wollen keine Morde. Wir wollen keine Folterungen. Wir wollen auch keine Inhaftierung von Homosexuellen. Aber genau diese Untaten werden Che Guevara nachgesehen, weil er noch auf vielen Leibchen abgedruckt worden ist, weil es Buttons gibt, weil es Kapperl gibt, weil er nachher, und das hat der Herr Bürgermeister sehr richtig gesagt, zur Popikone hochstilisiert wurde. (GRin Mag Sonja Kato: Was hat das mit dem Akt zu tun?) Die ganzen Untaten, die er begangen hat, sind sicher keine Erfindung der CIA, außer man hängt à la Ewald Stadler Verschwörungstheorien nach. (GR Kurt Wagner: Können Sie mir sagen, was das mit dem Akt zu tun hat?) Wir haben wirklich nur darauf gewartet, dass Bgm Häupl die Illuminaten, die Templer und die Freimaurer auspackt, die auch mitgewirkt haben. (GR Kurt Wagner: Was hat das mit dem Akt zu tun?) Entschuldigung, meine Damen und Herren, aber das kann es doch nicht sein! Die Untaten, die Gräueltaten von Che Guevara sind geschichtlich dokumentiert. Wenn der Bürgermeister dann sagt, das sind alles Erfindungen der CIA, so ist das eine unglaubliche Frechheit, eine Verhöhnung der Opfer von Che Guevara! (Beifall bei der FPÖ. - GR Kurt Wagner: Was hat das mit dem Akt zu tun?) 

Ich habe bis jetzt immer geglaubt, die Sozialdemokratie und die GRÜNEN sind kurzsichtig auf dem linken Auge. Man muss heute feststellen, auch an den empörten Zwischenrufen, ihr seid alle miteinander blind am linken Auge! (GRin Mag Sonja Kato: Was hat das mit dem Akt zu tun?) „Verdrängen - Vergessen - Verzeihen", Frau Kollegin Kato, darum geht es in dieser Publikation! (GR Kurt Wagner: Das würde ich Ihnen ins Stammbuch schreiben, Herr Kollege!) Darum geht es auch im Wien des Jahres 2008, Kollege Wagner! (GR Kurt Wagner: Schauen Sie sich doch an! Ihr verdrängt und vergesst!) Der Bürgermeister stellt sich als oberster Repräsentant der Stadt Wien hin und huldigt in aller Öffentlichkeit einem Verbrecher! Das finden wir nicht in Ordnung! Sie müssen uns zugestehen, das wir dieser Betroffenheit auch im Namen zahlreicher Opfer - es dürften bis zu 2 000 gewesen sein, die Che Guevara auf dem Gewissen hat - Ausdruck verleihen. Die SPÖ und die GRÜNEN sind sonst sehr schnell mit Betroffenheitskundgebungen bei der Hand, wenn es um Opfer rechter Diktaturen, eines rechten Regimes geht. (GR Kurt Wagner: Was soll das jetzt?) Wenn ein Linker Verbrechen verübt, dann ist die SPÖ auf einmal kurzsichtig, nachsichtig beziehungsweise blind und möchte diese Gräueltaten verharmlosen beziehungsweise leugnen und auf einmal ist die CIA schuld. Meine Damen und Herren, das kann nicht Ihr Ernst sein! 

Dann wundert ihr euch, wenn euch die Wähler davonrennen! (GR Kurt Wagner: Also ich verstehe dich heute nicht!) Ihr packt immer nur die Faschismuskeule aus, die mittlerweile nicht mehr Angst und Schrecken hervorruft! Man braucht sich nur die letzten Wahlergebnisse anzuschauen. (GR Kurt Wagner: Was haben jetzt Wahlergebnisse mit dem Akt zu tun?) Habt ihr euch angeschaut, was die Jugend wählt? Es wird wahrscheinlich nachher kommen, wir haben den Che Guevara selbst für den Wahlkampf mit „Stra-Che" verwendet. Aber man merkt es am Wahlergebnis und die Sozialdemokratie ist dafür bekannt, dass sie genau analysiert. Ich glaube, die offiziellen Zahlen bei den Jungwählern und bei den Erstwählern sind nicht die Wahrheit. (GRin Mag Sonja Kato: Was hat das mit dem Akt zu tun?) Bei den Erstwählern hatten die Freiheitlichen nach den Zeitungsberichten 44 Prozent Wähleranteil und bei den Unter-30-Jährigen waren es 33 Prozent. Ich glaube, in Wirklichkeit sind die Zahlen höher. Das zeigt, dass die SPÖ lange nichts kapiert hat (GRin Erika Stubenvoll: Zur Sache reden!) und dass diese einseitige Politik mit der Blindheit am linken Auge und mit der immer weniger Schrecken verbreitenden Faschismuskeule in der rechten Hand bei der Bevölkerung und bei der Jugend auf Unverständnis stößt! (GR Marco Schreuder: Warum lehnen Sie dann diesen Akt ab?) 

Kollege Schreuder, ich habe ganz am Anfang gesagt, die Summe von 50 000 EUR erscheint uns für diese Publikation zu hoch gegriffen (GR Marco Schreuder: Habt ihr angerufen und gefragt, wofür sie das Geld brauchen?), daher lehnen wir diesen Akt ab. (GRin Inge Zankl: Das war's, wenn Sie nicht mehr dazu zu sagen haben!) 
Ich sage es gerne am Schluss noch einmal, damit der Hattrick vollständig gesagt ist. Der Bürgermeister hat heute minutenlang herumlaviert und keine Antwort auf die ihm in der Fragestunde gestellten Fragen geben können. Er dürfte auch verdrängt, vergessen, verziehen haben, was der Che Guevara alles verbrochen hat. (GRin Mag Sonja Kato: Was hat der Akt mit dem Che Guevara zu tun?) Wir sagen, das ist nicht in Ordnung und ein Großteil der Bevölkerung - wir haben sehr viele Meldungen aus den Zeitungsberichten bekommen - sieht das genauso! Die Sozialdemokratie sollte sich wieder angewöhnen, auf die Menschen zuzugehen und dort zu sein, wo die Probleme wirklich aufs Tapet gebracht werden. (GR Kurt Wagner: Deswegen wollen Sie zum Akt nicht mehr reden!) 

Vielleicht hat die SPÖ das Wahlergebnis vom 28. September schon verdrängt und vergessen. Aber ein Parteikollege von Ihnen hat gesagt, auch in Wien sollte man vielleicht, so wie es der HC Strache gemacht hat, dort hingehen, wo die jungen Leute wirklich sind, in die Disco, und nicht schnöselige Studenten-Clubbings veranstalten. Man hat beim Wahlergebnis gesehen, wie viel Prozent die SPÖ bei den Jungewählern gehabt hat, ich glaube, 10 Prozent, ex aequo am letzten Platz mit den GRÜNEN, obwohl Laura Rudas in der „Kronen Zeitung" hinauf und hinunter gespielt worden ist. (GRin Mag Sonja Kato: Reden Sie endlich zum Akt!) Im „NEWS" hat Laura Rudas eine ständige Kolumne gehabt hat. Im „Woman" und so weiter war sie ständig präsent. (GR Kurt Wagner: Geht es jetzt um Wahlergebnisse oder reden Sie zum Akt?) Mit einer geballten Medienmacht kann man das Wahlvolk nicht mehr beeinflussen! (GR Kurt Wagner: In der Schule wäre das eine Themenverfehlung!)

Vorsitzender GR Günther Reiter (unterbrechend): Um die Sache etwas zu beruhigen, darf ich empfehlen, Herr Kollege, jetzt ein bisschen mehr über den Akt zu sprechen. (Beifall bei der SPÖ.) 

GR Anton Mahdalik (fortsetzend): „Verdrängen – Vergessen – Verzeihen", um wieder zum Akt zurückzukommen, dürfte in der SPÖ modern sein. Ich glaube schon, dass der Bürgermeister, das hat er heute gezeigt, und auch andere Mandatare der SPÖ verdrängen, vergessen und verzeihen wollen, dass etwa ein heute schon oft genannter, so genannter Revolutionär auch Folgendes gesagt hat. Das Manuskript ist übrigens vom Rudi Dutschke übersetzt worden. (GR Kurt Wagner: Reden Sie zum Akt!) Da weiß man, in welcher Gesellschaft man sich befindet. Er hat auch gefordert, dass zwei, drei, viele Vietnams geschaffen werden sollen und die Kämpfer sich von unbeugsamem Hass antreiben lassen sollen, um eine effektive, gewaltsame, selektive und kalte Tötungsmaschine, natürlich im Namen der Revolution, zu sein! (GR Kurt Wagner: Es ist doch euer Parteivorsitzender, der mit dem Che Guevara wirbt!) So einem Mann wird von der Stadt Wien, von Bgm Dr Häupl, ein Denkmal gewidmet und die Sozialdemokratie klatscht Beifall!

Das Denkmal steht jetzt. Das kann kritisiert werden, kann aber auch nicht kritisiert werden. Wir kritisieren es, aber wir sind weder Bilder- noch Denkmalstürmer. Wir sagen, dieses Denkmal muss wieder weg. (GRin Mag Sonja Kato: Bitte zum Akt reden!) - Frau Kato, die Zwischenrufe lauter, weil sonst verstehe ich sie nicht! (GR Kurt Wagner: Ich kann es verstärken! Sie sollen zum Akt reden!) Aber lassen Sie mich einmal ganz kurz weiterreden! Wir wollen dieses Denkmal nicht stürmen. (GR Kurt Wagner: Reden Sie endlich zum Akt!) Die FPÖ hat Niveau, die FPÖ ist keine Partei der Bilder- und Denkmalstürmer. Wir sagen aber, dieses Denkmal darf nicht unkommentiert so stehen bleiben, weil Gräueltaten von Che Guevara unbestritten geschichtliche Fakten sind. 

Darum verlangen wir hier und heute, und werden das in einem Antrag auch einbringen, dass am Che-Guevara-Denkmal im Donaupark eine erklärende Zusatztafel angebracht werden soll, wo auf die zahlreichen Verbrechen des Revolutionärs hingewiesen und die Kritik zur Verherrlichung dieser umstrittenen Gestalt der Geschichte hintangehalten werden soll. 

In formeller Hinsicht verlangen wir die sofortige Abstimmung. (GRin Erika Stubenvoll: Jetzt ist es aber genug!)

Ich habe es an den aufgeregten Zwischenrufen gemerkt (GRin Mag Sonja Kato: Ich bin nicht aufgeregt!), dass die Sozialdemokratie die Scheuklappen auch nach dieser saftigen Wahlniederlage nicht absetzen wird (GRin Mag Sonja Kato: Ich bin nur neugierig, was Che Guevara mit dem Akt zu tun hat!) und weiterhin in Richtung Verlust der absoluten Mehrheit, in Richtung Abgrund - das wurde schon öfters gesagt - im Laufschritt oder im Stechschritt, wie es Prof Kopietz formulieren würde, marschiert! (GR Prof Harry Kopietz: Im Zusammenhang mit der FPÖ, Herr Kollege! Den Stechschritt haben wir nicht!) Das sind die Worte des Herrn Professors, der heute in einer Zeitung, je nachdem, wie man es will, mit einem Drei-Bier-Bestellungsgruß abgebildet war. (GR Prof Harry Kopietz: Drei Kaffee! Bier trinke ich keines!) Das kann man so und so sehen. 

Ich glaube, den sozialdemokratischen Mandataren ist es, wenn ich in deren Gesichter sehe, unangenehm, auf diese Aktion des Bürgermeisters angesprochen zu werden. (GRin Inge Zankl: Es ist uns nur unangenehm, wenn man nicht zum Akt redet!)
Vorsitzender GR Günther Reiter (unterbrechend): Ich versuche es noch einmal, Herr Kollege. § 2 Abs 4, bitte, Ruf zur Sache.

GR Anton Mahdalik (fortsetzend): „Verdrängen - Vergessen - Verzeihen", meine Damen und Herren, sollte im Wien des Jahres 2008 nicht mehr an der Tagesordnung sein. (GRin Erika Stubenvoll: Sie vergessen!) Die SPÖ sagt, wir wollen weder verdrängen, sie wollen weder vergessen, sie wollen weder verzeihen, wenn Verbrechen begangen wurden! (GR Christian Oxonitsch: Das ist die Meldung des Jahrzehnts nach dem heutigen Sager vom Gudenus!) 
Ich glaube, bei den anderen Parteien sollte sich diese Denkweise, diese Gesinnung schön langsam auch durchsetzen, auch wenn es sich um linke Verbrechen handelt. Aber es ist natürlich jeder Partei unbenommen, sich weiter am linken Auge eine Augenklappe aufzusetzen und sehenden Auges oder nicht sehenden Auges ins Verderben zu rennen. (GRin Mag Sonja Kato: Wer läuft denn da ins Verderben?)

Wir haben es schon oft von dieser Stelle gesagt, man kann Wahlergebnisse natürlich verdrängen, vergessen, verzeihen, aber spätestens im Jahr 2010 wird die Sozialdemokratie merken, dass die absolute Mehrheit weg sein wird. (GRin Inge Zankl: Wann sind die 20 Minuten Redezeit um?) Die GRÜNEN werden merken, dass sie auf den vierten Platz zurückgefallen sind. Und die FPÖ wird mit Befriedigung zur Kenntnis nehmen, dass wir der SPÖ die absolute Mehrheit abgejagt haben, dass wir mit großem Abstand wieder zweitstärkste Partei in diesem Saal sein werden! - Vielen Dank. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr StR Ellensohn hat sich gemeldet. - Bitte schön.

StR David Ellensohn: Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren! 

Ich hoffe, ich kann das Meiste verdrängen, was ich hier gehört habe, aber ich werde es irgendwann vergessen und dann brauche ich es nicht mehr verzeihen, weil ich mich nicht mehr daran erinnern kann! (Beifall bei den GRÜNEN.)

Wir werden dem Aktenstück sehr gerne zustimmen. 

Ich spreche insofern zum Geschäftsstück, als man sich natürlich auch zu Anträgen anderer Parteien äußern darf. In dem Fall möchte ich das gerne tun, weil ich das nicht so im Protokoll stehen lassen möchte. So einfach, wie das jetzt gesagt wurde, ist das nicht. Ich möchte vor allem nicht, dass das so in einem Protokoll des Gemeinderats stehen bleibt. 

Aber nur in aller Kürze, weil ich hier nicht eine größere Bühne als notwendig für diese Auswürfe der FPÖ bieten möchte. Die GRÜNEN haben es nicht leicht mit Idolen. Es entspricht nicht unserem Selbstverständnis, für uns muss es tatsächlich immer hinterfragt werden. Führerprinzip sowieso keines, aber auch Idole werden stärker hinterfragt. Wenn wir Diskussionen über Che Guevara führen, dann geht das natürlich von diesem Mythos, der heute auch beschworen wurde, von dem großen Verständnis dafür, hin zu einer tatsächlichen Bewertung. Die werden wir hier aber nicht machen. Ich weiß nicht, ob es dem Herrn Mahdalik selbst darum geht, aber es geht der FPÖ bei der Diskussion, die international geführt wird, eher um die Demontage eines Mythos der Linken. (GR Mag Wolfgang Jung: Sie arbeiten selbst daran!) Das ist das Hauptproblem, weil das sind nicht irgendwelche Menschen, die Ihnen am Herzen liegen, die in Kuba verstorben sind, denn dann könnten Sie auch Gedenkminuten für alle abhalten, die vorher unter Batista ermordet wurden. 

Was ich auf gar keinen Fall will, und deswegen habe ich mich in erster Linie gemeldet, ist, ich lasse mich hier sicher nicht, wenn es um die Geschichte des 20. Jahrhunderts geht, von der FPÖ belehren! Das gilt für alle Jahrzehnte des 20. Jahrhunderts. Das gilt insbesondere für die Jahrzehnte, über die Sie nicht gerne reden, gilt aber auch für die 50er und 60er Jahre in Kuba. Die FPÖ erklärt mir nicht die Geschichte des 20. Jahrhunderts, auch nicht den GRÜNEN. Das möchte ich gerne hier festgehalten haben. (GR Mag Wolfgang Jung: Trotzdem sollte man es irgendwann lernen!)

Eine noch abstrusere Geschichte, die Sie heute ansprechen, habe ich jetzt beim Suchen gefunden, wenn man es googelt, bei der NPD, bei den Nazis, die in Deutschland immer wieder zu Wahlen antreten, leider manchmal auch mit Erfolg. Die treten mittlerweile auch mit Palästinensertüchern und mit Che-Leibchen auf und sagen, das ist ein nationaler Befreier. Die haben noch nicht einmal überrissen, dass das ein Internationalist war, der von Argentinien gekommen ist, in Kuba, in Bolivien und im Kongo versucht hat, für die Menschen die Bedingungen zu verbessern. All das ist dort auch untergegangen. In eine ähnliche intelligente Höhe würde ich den Vorschlag der FPÖ heute ungefähr stellen. 

Wir werden diesem Antrag selbstverständlich, logisch, wie immer man dazu sagen mag, ablehnen, das Geschäftsstück aber gerne annehmen! (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Mag Sybille Straubinger: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Ich möchte schon ganz kurz etwas zu dem Projekt sagen, wo außer dem Titel jetzt nichts bekannt geworden ist. Das, glaube ich, hat es sich nicht verdient, weil es ein sehr schönes Projekt ist. „Verdrängen – Vergessen - Verzeihen" ist der Titel, ein Buch, dass das Leben und die Erfahrungen von zehn jüdischen Persönlichkeiten aus Wien dokumentiert, analysiert und reflektiert, wo Interviews mit diesen Menschen, die allesamt Wien verlassen haben müssen - manche im Kindesalter, manche in der Jugend, manche als Erwachsene -, geführt worden sind. Gleichzeitig dokumentiert es auch zehn Jugendliche zwischen 14 und 18 Jahren, die ihre Sicht auf diese dunkelste Zeit der Geschichte beschreiben, die also sozusagen eine Brücke zwischen denen schaffen, die das miterlebt haben und denen, die die übernächste Generation sind und sich immer noch damit beschäftigen. Ich glaube, es ist ein sehr schöner Beitrag zu diesem Gedenkjahr 2008. 

Ich bitte um Zustimmung und finde es persönlich sehr bedauerlich, dass die FPÖ aus unterschiedlichsten Gründen oder auch aus keinen Gründen keinem einzigen dieser Posten und Aktenstücke zustimmt, die sich mit einer kritischen Aufarbeitung beschäftigen. Ich bitte aber zumindest die Mehrheit in diesem Saal um Zustimmung. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 26 ist, bitte um ein Zeichen der Zustimmung. - Mehrstimmig, gegen die Stimmen der Freiheitlichen, beschlossen. 

Wir können gleich den Beschlussantrag der Freiheitlichen bezüglich der Zusatztafel am Che-Guevara-Denkmal im Donaupark abstimmen. Die sofortige Abstimmung wurde beantragt. Wer ist dafür? - Hat nicht die notwendige Mehrheit gefunden, SPÖ und GRÜNE sind dagegen.

Es gelangt die Postnummer 27 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an die IG Autorinnen Autoren. Frau Mag Straubinger leitet wieder ein. (GR Christian Oxonitsch: Es gibt keine Wortmeldung.) - Sie leitet nicht ein, weil kein Redner vorgesehen ist. 

Wir können gleich abstimmen. Wer ist dafür? - Mehrstimmig, gegen die Freiheitlichen, so beschlossen. 

Es gelangt die Postnummer 28 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Umwidmung eines für den Theaterverein Wien genehmigten Betrages für die Errichtung eines Kulturzentrums auf dem Gelände des ehemaligen Kabelwerkes an die Kulturzentrum Kabelwerk GmbH. Herr GR Woller ist schon da und leitet ein.

Berichterstatter GR Ernst Woller: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr GR Schreuder hat sich gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich komme natürlich zuerst dran und kann schwer auf die Kritik der ÖVP eingehen, aber wir kennen sie bereits aus einer Presseaussendung. Es ist richtig, im letzten Ausschuss waren wir über diese Umwidmung irritiert, weil wir nicht genau wussten, warum diese Umwidmung passiert. 386 000 EUR, die ursprünglich für den Betrieb des Kabelwerks geplant waren, werden jetzt umgewidmet für die Baukosten im Kabelwerk. Das bedeutet gleichzeitig, dass ein Jahr der Betrieb jetzt nicht mehr finanziell gesichert wird. Das heißt wahrscheinlich, dass wir früher im Gemeinderat wieder einen Akt beschließen werden müssen, damit es in Betrieb geht. Das hoffen wir zumindest. 

Jetzt haben uns dankenswerterweise die Betreiber im Kabelwerk eingeladen gehabt und wir waren auch beide dort, um uns das vor Ort anzusehen, was denn nun genau diese Veränderung verursacht hat. Wir waren auch nicht sicher, ob wir zustimmen sollten. Wir haben auch gedacht, wie ein Planungsfehler, der offensichtlich passiert ist, passieren kann, dass das nicht vorher gewusst wird. 

Aber jetzt kommen wir eigentlich zu einem interessanten Aspekt der Politik generell. Wenn wir hier diskutieren, hat man immer den Eindruck, es gibt nur ein Argument und ein anderes Argument. Die einen sind dafür und die anderen sind dagegen, und aus. Aber in Wahrheit funktioniert Politik so nicht. In Wahrheit gibt es Argumente, die dafür sprechen und gibt es Argumente dagegen. Auch als Politiker kommt man sehr oft zu der Erkenntnis, es stimmen beide Argumente und man muss gewichten, was einem wichtiger ist, was politisch für einen wichtiger ist. Beim Kabelwerk sage und betone ich, unterstützen wir hier die Entscheidung von Mailath-Pokorny, keinen Rechtsstreit mit dem Bauträger einzugehen, sondern dafür zu sorgen, dass so früh wie möglich eine Kulturinitiative am Kabelwerk eingerichtet wird, weil es hier um etwas viel Wichtigeres geht, nämlich, dass kulturelles Leben dort stattfindet, dass Stadtteilentwicklung dort stattfindet, auch auf kultureller Ebene. Würde man sich auf einen Rechtsstreit einlassen, kann man davon ausgehen, dass wir viele Jahre keine Kulturinitiative im Kabelwerk hätten. Das wäre schade für die Gegend dort, wäre schade für die Stadtteilentwicklung rund um das Kabelwerk und wäre schade für Meidling. Deswegen, und das habe ich auch in der Aussendung so gesagt, haben wir uns mit Bauchweh entschlossen, dass wir dem Akt zustimmen.

Ja, es ist nicht gut gelaufen. Ja, auch wir machen uns Sorgen, ob die Pläne zur Bespielung der doch sehr groß dimensionierten Räume so funktionieren werden, wie sie funktionieren sollen. Wir hoffen und glauben, dass es möglich ist. Es wird viel Arbeit sein. Ob es gelingt, werden wir später wissen. Dann werden wir alle gescheiter sein. Aber ich hoffe es noch. Es ist teuer, das stimmt, aber gönnen wir diesem wichtigen Stadtteil, der kaum Kultur hat, dieses Kabelwerk so rasch wie möglich, statt dass wir es verzögern. - Vielen Dank. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Ing Mag Dworak hat sich gemeldet. - Bitte.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Marco Schreuder hat nett erzählt, dass er mit Bauchweh dafür ist. Wir sind ohne Bauchweh dagegen. Denn es ist mit einer Regelmäßigkeit verbunden. 2006 haben wir den Akt von 5 Millionen EUR bekommen, lapidar: „Wir brauchen 5 Millionen EUR für die Errichtung des Kabelwerks." Es hat noch nicht sehr viel gegeben. Die Unterlagen waren dürftig, wie immer. Ein Jahr später hat man dann mit Mietvorauszahlungen gearbeitet und wieder ein Jahr später bekommen wir 386 000 EUR zur Bewilligung vorgelegt. 

Warum? Weil es sich hier um Planungsfehler handelt. Damit bin ich bei meinem Antrag aus dem Vorjahr. Ich habe damals schon verlangt, dass es eine Geschäftsführung für das Kulturzentrum Palais Kabelwerk geben muss. Bis heute gibt es nicht wirklich eine Geschäftsführung. Nachdem Haiko Pfost und Thomas Frank, die heute das „brut" führen, abgelehnt haben, wurden Kurt Sedlak und Erich Sperger eingesetzt, dass sie dort sozusagen eine Geschäftsführung einrichten, nur eben ohne kaufmännischen Aspekt und den vermisse ich heute genauso. Denn offenbar scheint mit den übersehenen Fluchtlinien und den 386 000 EUR eine kaufmännische Entscheidung, die offensichtlich die Herrn Sedlak und Sperger nicht treffen konnten, nachträglich sanktioniert. 

Wir wissen, dass das Kabelwerk viel Geld kosten wird. An dieser Stelle möchte ich noch einmal betonen, wir sind für diese niederschwellige Kultureinrichtung Palais Kabelwerk, wie es sich so schön nennt, aber nicht auf Kosten der Steuerzahler und nicht auf Kosten jener, die es nämlich nachträglich zahlen müssen.

Aus diesem Akt ist leider etwas ersichtlich, was ich schon zuerst gesagt habe, nämlich die Unfähigkeit der Planung, die Planung hier ordentlich durchzuführen. Deswegen sind wir gegen diese 386 000 EUR. 

Es ergeht an dieser Stelle nochmals die Aufforderung an die Oppositionsparteien, dem Akt nicht zuzustimmen, denn es geht hier ausschließlich um Planungsfehler. Warum sollen wir Planungsfehler sanktionieren? Denn es muss Sanktionen geben, wenn mit Steuergeldern Schindluder betrieben wird! Deswegen sind wir auch gegen diesen Akt! - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Zankl. - Bitte zum Rednerpult.

GRin Inge Zankl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Das Wichtigste, was ich heute zu sagen habe, ist, das Palais Kabelwerk wächst. Das ist genau das, worauf es ankommt. Es ist im Bau. Wir alle, die wir interessiert waren, haben es uns angeschaut. Es waren auch die Kollegen von der ÖVP dort und haben es sich angeschaut. So, wie ich es zuerst zum Herrn Kollegen Madejski gesagt habe, ich bin auf dem Markt unterwegs, ich bin des Öfteren im Kabelwerk unterwegs. (GR Dr Herbert Madejski: Ich auch!) Der Kollege Madejski auch. Wir schauen uns das an. (GR Dr Franz Ferdinand Wolf: Gehen Sie nur spazieren?) - Ich bin in Pension, deswegen gehe ich dort öfters spazieren.

Es sind dort keine Baufehler passiert. Ich versuche noch einmal, die Geschichte aufzuarbeiten. Der Kollege Dworak sagt es zwar immer, aber immer nur in Bruchteilen. Es wurden seinerzeit 5 Millionen EUR für das ganze Projekt reserviert. Bedacht nehmend, dass möglichst sparsam damit umgegangen werden sollte, konnten die Baukosten und die Einrichtung dann als Mietvorauszahlung auf 3 Millionen EUR reduziert werden. Im Zuge dessen hat man versucht, die Räume möglichst effektiv zueinander zu bringen. Die zwei Veranstaltungshallen waren im ersten Plan und in den ersten Überlegungen hintereinander situiert. Jetzt hat man sie übereinander gebracht, innen einfach verschachtelt mit einem Stiegenhaus auf der rechten Seite und dadurch ist der ursprünglich vorgesehene zweite Bauteil frei geworden. Dort kommen jetzt Wohnungen hinein und Wohnungen ohne Licht sind mäßig sinnvoll. (GR Ing Mag Bernhard Dworak: Aber deswegen ist es ein Planungsfehler! Trotzdem!) Das konnte man zum Zeitpunkt der Vertragsunterzeichnung noch nicht wissen, dass dort Wohnungen hineinkommen, weil ich habe ja gerade erklärt, wir wollten keine 5 Millionen EUR für den Bau ausgeben, sondern nur 2,4 Millionen EUR. 

Und wenn man nicht so viel ausgeben kann, dann kann man auch nicht so viele Quadratmeter nützen. 

Okay, ich versuche es noch einmal zu erklären, also: Diesen Bau, den brauchen wir jetzt nicht. Ja, Sie wollen es nicht hören, Sie werden es immer wieder hören, auch wenn Sie es nicht hören wollen. Sie sind dort herumgeführt worden, Herr Kurt Sedlak und Herr Erich Sperger haben Ihnen das erklärt, die haben natürlich nichts mit dem Bau zu tun, das sind die zukünftigen Betreiber, die tätig werden, sobald dort gespielt wird. 

Es gab zwei Möglichkeiten bei dieser Verkleinerung. Entweder wir sparen bei der Größe der Veranstaltungshallen ein. Das wäre aber nicht sinnvoll gewesen, weil dann hätten gewisse Aufführungen nicht mehr durchgeführt werden können und gewisse Produktionen, für die man eine bestimmte Größe braucht, wären dann nicht möglich gewesen. Deswegen hat man sich für den Zubau entschlossen - Sie haben ihn gesehen, auf der linken Seite -, dadurch braucht man um 210 m² mehr und ein zweites Stiegenhaus. Und wir sind froh, dass wir so strenge Auflagen im Veranstaltungsbereich haben, dass wir Stiegenhäuser in einer gewissen Dimension, mit Plattformen, mit Geländer und so weiter, bauen, und das kostet halt etwas. 

Im Prinzip ist es ja so, dass – weil Sie gesagt haben, Planungsfehler - in jedem Ratgeber für einen kleinen Häuslbauer drinnen steht, man soll mindestens 10 Prozent der Bausumme für Unvorhergesehenes reservieren. Also, das ist in dem Fall passiert. Es gefällt mir auch nicht, es wäre gelogen, wenn ich sage, super, wir geben jetzt noch mehr Geld aus. Es gefällt mir auch nicht, aber Kollege Schreuder hat schon gesagt, es ist sehr wichtig, dass mit der Fertigstellung der gesamten Anlage auch die Fertigstellung des Palais Kabelwerk erfolgt, weil es macht keinen schlanken Fuß, wenn die Bewohner schon in der Anlage wohnen und noch jahrelang Baulärm und Baustaub haben. Für die Entwicklung dieses Projektes war seinerzeit der Bauträgerwettbewerb ausschlaggebend, an dem die Bevölkerung mitgearbeitet hat. Die Bevölkerung hat sich daran beteiligt und der Bezirk, auch Ihre Fraktion, haben sich mehrmals einstimmig dafür ausgesprochen, dass sie das wollen. (GR Ing Bernhard Dworak: Wir haben nicht gesagt, dass wir dagegen sind!) Ja, aber wenn Sie nicht mitzahlen wollen, dann sind Sie nicht dafür, weil wenn es uns nicht gäbe, dann würde das nicht gebaut. 

Ich begreife, dass mit unserer Mehrheit das Geld zur Verfügung gestellt wird, und wenn man nicht mitstimmt, dann ist man nicht dafür, oder man ist dafür, dass es erst in zehn Jahren gebaut wird. 

Der Stadtteil Kabelwerk ist ein wunderbares Beispiel für die Erfüllung des Stadtentwicklungsplanes 1994, die Überwindung der regionalen Disparitäten, das heißt, das gesamte Einzugsgebiet des Südens hat die Möglichkeit, dort kulturelle Veranstaltungen zu erleben. Und ich kann Ihnen heute schon eine Einladung aussprechen, es werden, damit man sieht, dass dort was passiert, schon Veranstaltungen in kleineren Räumen stattfinden. Am 20. November gibt es dort eine Ausstellung von Luca Faccio. Das ist ein Fotokünstler, da gibt es eine Fotoausstellung von und mit den Menschen des Schöpfwerks. Das ist die benachbarte Siedlung. Das ist genau der niederschwellige Zugang, den wir uns für dieses Gebiet vorgenommen haben. 

Und ich versuche noch einmal, alle Fraktionen einzuladen, auch diesem Geschäftsstück zuzustimmen, weil es ein richtiger Schritt für die Bevölkerung des Südens Wiens ist, und wir dann endlich auch im Süden eine entsprechende Möglichkeit haben, Kunst und Kultur im Bezirk zu genießen. 

Also noch einmal, eine Einladung an alle Fraktionen, doch zuzustimmen, weil ja angeblich alle Fraktionen dafür sind. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Dr Madejski hat sich noch zum Wort gemeldet. 

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich werde heute immer provoziert, sonst würde ich ohnedies nicht reden. 

Aber, Kollegin Zankl, wir kennen einander, Sie besuchen die Ausstellungen, wir besuchen die Ausstellungen, gar keine Frage, zu den Bezirksfestwochen gab es eine wunderschöne Ausstellung, es waren wunderschöne Veranstaltungen dort. Das darf uns aber nicht hinwegtäuschen, dass dort beim Kabelwerk natürlich große, größte Planungsfehler passiert sind, das ist überhaupt keine Frage, und es sind auch größte Besiedlungsfehler passiert. Auf das möchte ich auch noch ganz kurz eingehen. 

Das Erste, lassen Sie mich ein bisschen launig anfangen. Das Einzige, was in der Gegend wirklich gut funktioniert, ist der Heurige, das ist der Heurige „Pflug", der hat ordentliche Öffnungszeiten, dort kommen alle Leute vom Schöpfwerk und vom KDAG hin, der hat ein gutes Essen, ein gutes Trinken, dort kann man hingehen, dort kann man hinfahren, da hat man einen Parkplatz, das funktioniert. Alles andere in der Umgebung beim Kabelwerk funktioniert so nicht. 

Wir haben übersehene Fluchtlinien, wir haben Unfähigkeit der Baufirmen, die zum Beispiel eine Ziegelmauer – das wissen Sie selbst genau -, die ursprünglich geplant war, da waren der Herr StR Mailath-Pokorny und die Frau Bezirksvorsteherin und Sie dort noch, im alten Kabelwerk, da haben sie den „Faust" gespielt, und da hat Herr StR Mailath-Pokorny gesagt, das wird alles im ursprünglichen Zustand erhalten, mit der Ziegelmauer, wunderschön. 

Was ist passiert? Eines Morgens um 5 Uhr hat es einen Riesenkracher gegeben, die Leute sind aus dem Bett gefallen und haben sich gefragt, was dort los sei. Die Baufirma hat leider diese Wand - und das wissen Sie auch, ja, Sie wissen es ohnedies, und wenn es nicht so traurig wäre, würde ich auch darüber lachen - mit so einer Riesenkugel, so einer Metallkugel die Mauer umgelegt. Bumm hat es gemacht, wie in Amerika, und die Mauer, die geschützt war, die herrliche Ziegelmauer, ist leider eingeflogen, die Leute sind aus dem Bett gefallen, kaputt war sie. 

Also, da kann man nicht sagen, das waren Planungsfehler, sondern das waren Baufirmenfehler. Was damit passiert ist, wie das finanziell ausgeht, müssen wir uns noch anschauen. 

Dubiose kaufmännische Aspekte tun sich auf, und im Übrigen wird das Palais Kabelwerk - und Sie haben es selbst gesagt – verkleinert. Es wird also nicht in der Dimension gebaut, (GRin Inge Zankl: Nein, eben nicht!) – nein, nein, Sie haben nämlich gesagt, und das stimmt auch, wir haben das Stiegenhaus überall, was sehr schön ist, das Stiegenhaus ist gut, es ist gedeckt, es ist alles leiwand. Nur die Leute, die dort wohnen, haben kein Stiegenhaus, das ist der Unterschied. Wir zahlen auf Steuerkosten ein Stiegenhaus in dieser Umgebung für das Palais Kabelwerk und für die angehenden Wohnungen. Sie wissen ja auch, wer dort dann hineinkommt. Die haben Metalltreppen wie in Amerika, so wie man es im Film sieht, die können Metalltreppen hinunterlaufen. Das macht keinen schlanken Fuß, wie Sie gesagt haben, im Winter, sondern wenn man ausrutscht, einen dicken, nämlich einen Gipsfuß. Nein, es macht einen dicken Fuß. Gehen Sie einmal in alle Wohnungen, alle haben vom Balkon hinunter Metallstiegen, Metallstiegen, was ein Wahnsinn ist, bitte, offen, abgesperrt, wenn es dort brennt oder was passiert, dann ist es ist eine Katastrophe. Aber wir spenden um Steuergelder Stiegenhäuser, wir machen Palais und was weiß denn ich, was immer. 

Natürlich sind wir auch für das Palais Kabelwerk, aber es kann doch nicht sein, dass wir die Fehler anderer, Planer, Baufirmen und so weiter, ununterbrochen decken, nur damit wir sagen können, wir sind die Guten und es können alle dort die Lokalitäten bespielen. Ich bin auch dafür, nur, es kann doch nicht sein, das geht nicht. Wir können diese Subvention nicht mehr – aus unserer Sicht – dort für das Palais Kabelwerk einbringen. 

Und, meine Damen und Herren, die Planungsfehler bei der KDAG betreffen ja nicht nur das Palais Kabelwerk. Ursprünglich hat man keine Hochgarage geplant. Jetzt gibt es eine Hochgarage im Haus, das müssen Sie sich einmal anschauen, also das ist unglaublich. Da führt eine eigene Rampe in den 2. Stock hinauf, über alle Straßen, damit man in die Hochgarage kommt. Das war ursprünglich bitte ein Wohnhaus und außerdem war dort ein Kindergarten geplant. Man hat den Kinderspielplatz auf dem oberen, nördlichen linken Abschnitt Ecke Oswaldgasse hier einfach weggenommen, das Geriatriezentrum Pflegeheim war nie in dieser Gegend geplant, jetzt bauen wir es dort. 

Ich weiß nicht, ob es optimal ist hier, ich bin nicht dagegen, dass man in Meidling so etwas hat, die Frage ist nur, dass ja ganz was anderes geplant war in diesem Bereich. 

Meine Damen und Herren, so geht es mit dem ganzen Kabelwerk weiter. Die Hausverwaltung: Wir haben den Ute Bock-Verein dort erlebt, ich möchte auf das gar nicht mehr näher eingehen, das ist erledigt, die sind ohnedies alle ausgezogen. Die Leute freuen sich, dass dieser Verein ausgezogen ist. 

Ich höre nur - heute in der Früh habe ich eine E-Mail gekriegt -, dass nächste Woche die nächsten 30 wieder einziehen werden, weil es hier einen Sponsor gibt. Ich frage mich, ob das optimal ist am KDAG, dass man in ein Pool-Haus – es sind alle froh, dass alle ausgezogen sind - dort nächste Woche die neuen Asylanten hineinkriegt. Und das hat jetzt nichts mit dem Palais Kabelwerk zu tun, sondern mit der Besiedlungspolitik am Kabelwerk, und das wird euch noch am Schädel fallen, ich sage es euch, genauso wie das Palais Kabelwerk und die Subvention. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Eine tatsächliche Berichtigung. Bitte, Kollegin Zankl. 

GRin Inge Zankl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Liebe Kollegen und Kolleginnen!

So kann ich das nicht stehen lassen, wenn Sie sich da herstellen, Kollege Madejski, und sagen, die Besiedelung wird euch noch auf den Kopf fallen. Die Kabelwerk-Bauträger GmbH ist eine Gesellschaft. Das ist kein Gemeindebau. Das sind Genossenschafts- und Eigentumswohnungen und die Bauträger nehmen hinein, wen sie wollen. Also, die Kabelwerk-Bauträger GmbH hat nichts mit der Gemeinde Wien zu tun. (GR Dr Herbert Madejski: Das hat nichts damit zu tun!) Und unser Akt, den wir hier behandeln, betrifft das so genannte Palais Kabelwerk und alle wissen, dass das Palais Kabelwerk ironisch gemeint war, das es kein Palais ist, sondern ein ganz ein einfacher Veranstaltungsraum, ein Edelrohbau, (GR Ing Mag Bernhard Dworak: Edelrohbau!) wie der zukünftige Geschäftsführer gerne sagt. Das weiß sicher sogar der Kollege Dworak. Das möchte ich berichtigen, dass sie nicht sagen: „Ihr werdet da draufzahlen.“ Für alles ist die Sozialdemokratie nicht verantwortlich. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: So, zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort.

Wir können die Postnummer 28 abstimmen. - Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrstimmig gegen die Stimmen der ÖVP und der Freiheitlichen so beschlossen. 

Es gelangt die Postnummer 42 zur Verhandlung, sie betrifft einen Verkauf einer Liegenschaft im 12. Bezirk. Es gibt hier keine Wortmeldung. 

Ich stelle nur laut § 25 der Geschäftsordnung fest, dass mehr als die Hälfte der Gemeinderatsmitglieder anwesend ist. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer für die Postnummer 42 ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrstimmig gegen die Grünen so beschlossen. 

Es gelangt die Post 43 zur Verhandlung. Sie betrifft den Ankauf von Anteilen einer Liegenschaft im 9. Bezirk, und Herr GR Harwanegg wird einleiten. 

Berichterstatter GR Volkmar Harwanegg: Ich ersuche um Zustimmung zum gegenständlichen Geschäftsstück, Postnummer 43.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet und Frau GRin Frank hat sich gemeldet. Bitte schön. 

GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich versuche, dieses Geschäftsstück in aller Kürze abzuhandeln und hoffe, dass ich das dann auch alles so richtig wiedergebe. 

Um was geht es hier eigentlich? Es geht darum, dass sich die Stadt Wien wieder einmal in ein Gebäude einkauft, das heißt, es werden Liegenschaftsanteile gekauft. Und dieser Akt als solcher wäre ja noch nicht weiter besprechenswert, aber er hat eine lange Vorgeschichte. Und ich bin jetzt überzeugt, dass wieder nachher Herr Kollege Lindenmayr herauskommt und uns wieder alles erklärt, so wie im Jahr 2004, denn so lange läuft das schon. Und im Jahr 2004 wurde uns erklärt, dass man aus dem Amtshaus im 9. Bezirk auszieht, weil es ja verkauft wurde, und sich einkauft in ein anderes Gebäude, das der KLEA gehört. Und Herr Kollege Lindenmayr hat damals ausdrücklich darauf hingewiesen, was das für ein Supercoup ist, denn die Sanierung hätte 8 Millionen gekostet, und das Ganze kostet aber jetzt die Stadt Wien nur mehr 5 Millionen. 

Die Tatsachen schauen aber wesentlich anders aus. Es wurde nämlich dann am 25.1. ein Kaufvertrag beschlossen, der kostete schon damals mit einem Zusatzkaufvertrag weit über 8 Millionen, also von den 5 Millionen war überhaupt keine Rede mehr. Am 14.11.06 gab es dann wieder einen Zusatzkaufvertrag mit rund 1,4 Millionen EUR, wieder eingekauft von der KLEA, wiederum eine Magistratsdienststelle, und am 19.9. also haben wir jetzt im Ausschuss das gegenständliche Aktenstück gehabt und jetzt sind es noch einmal 1,155 Millionen EUR. 

Und wenn ich das jetzt so richtig aufgelistet habe, dann sind wir jetzt mittlerweile nicht bei den seinerzeit ach so teuren Sanierungskosten von 8 Millionen, sondern jetzt sind wir schon bei knapp 11,5 Millionen, und da wäre dann doch schon einiger Erklärungsbedarf vorhanden. 

Wir haben heute sehr viel gehört, sehr viel über Geld und auch sehr viel darüber, dass es nicht immer ökonomisch verwaltet wurde. Und bei diesem Akt habe ich auch diesen Eindruck, denn die Freiheitlichen haben die ganzen Jahre gefordert, man soll doch einmal Konzepte erarbeiten, Konzepte, was die Umsiedelungen der Magistratsdienststellen betrifft, Konzepte, was den An- und Verkauf von Liegenschaften betrifft. Es gibt diese Konzepte nicht. Es wird gehandelt von einem Tag auf den anderen, und so hat man jetzt innerhalb von vier Jahren für verschiedene Magistratsdienststellen viermal eingekauft. Hätte man vielleicht von Haus aus einmal den nötigen Platzbedarf zusammengerechnet und hätte man einmal Verhandlungen geführt, dann bin ich auch überzeugt, dass der Preis ein anderer gewesen wäre, weil es ja ein Unterschied ist, ob ich mich bei 2 oder 5 oder 10 000 m² einkaufe. 

Aber das alles ist nicht passiert, weil es ja letztlich auch nicht das Eigentum der Stadt Wien ist, deren Geld Sie hier weitergeben, sondern es ist immer noch das Geld der Steuerzahler, und daher werden wir das ablehnen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr StR Ellensohn, bitte.

StR David Ellensohn: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Alle Jahre wieder, ohnedies immer ungefähr um diese Jahreszeit 2004, 2006, jetzt 2008, und wir können uns darauf einstellen, dass 2010 dann vielleicht das nächste diesbezügliche Geschäftsstück ansteht, denn das Haus ist noch nicht zur Gänze von der Gemeinde Wien angekauft worden. Was noch hinzuzufügen bleibt, ist, dass neben dieser Aufzählung, die inhaltlich völlig korrekt war, wir mittlerweile eben bei über 11 Millionen EUR gelandet sind, was zumindest die Reden aus dem Jahr 2004 relativiert, weil damals von 8 Millionen, die man sich irgendwie ersparen möchte, geredet wurde, und man unter 8 Millionen - das wären die Sanierungskosten gewesen - bleiben muss. Mittlerweile sind wir bei 11 Millionen, und es gehört uns ein Teil dieses Gebäudes. Was man sich dabei fragt, ist, wie man bei dieser KLEA Terrain- und Bau-Gesellschaft mbH alle paar Jahre freie Flächen kaufen kann, die vorher frei sind. Die werden nicht freigemacht, sondern die sind dann einfach eine Weile lang nicht vermietet, gehören immer noch denen, die es gebaut haben, und zwei Jahre später kommt man dann drauf, dass man es braucht. 

Also entweder haben die Magistratsdienststellen früher schon gewusst, dass sie den Bedarf haben, das wäre ja noch nichts Schlimmes, das könnte man sich auch ausmachen, und die KLEA hat sich darauf verlassen, oder es war ein irrsinniges Glück, ein wahnsinniges Glück, weil jetzt wird uns erklärt, dass das ganz super war 2006, dass noch freie Flächen waren und jetzt wieder, dass da im Erdgeschoß, im 1. Stock, freie Flächen sind, denn das ist ganz wichtig, weil diese zusammenhängen. Nun, was hätten wir denn gemacht, wenn das in der Zwischenzeit von jemand anderem genutzt worden wäre? 

Offensichtlich, und der Verdacht liegt eben nahe, dass hier vielleicht längerfristig gearbeitet wurde, dass die KLEA sich darauf verlassen durfte, wie sie das gebaut hat, dass praktisch alles, was sie nicht anbringt, ohnedies von der Stadt gekauft wird. Und da kommen wir zu den immer gleichen und wiederholten Forderungen der GRÜNEN: Uns fehlt einfach ein Konzept, wo möchten wir eigentlich hin mit den Magistratsdienststellen. Möchten wir mieten, weil das macht man auch, möchte man kaufen, oder möchte man selber bauen. 

Was sind denn jetzt die günstigsten Varianten? Sie bekommen alle paar Monate da einen anderen Vorschlag, und er ist immer der beste. Es ist immer gescheiter, wenn wir es eine Weile lang mieten und dann umziehen innerhalb des Gebäudes, wie wir das ja auch schon zugunsten von anderen Firmen, die dann nachziehen, gesehen haben. 

Irgendwie fehlt uns ein Konzept, das haben wir schon mehrere Male eingefordert, das gibt es aber nicht. Im Wohnausschuss heißt es dann, wir wickeln immer den einzelnen Fall ab. Das stimmt, aber irgendjemand anders in der Stadt könnte sich durchaus darum kümmern und sagen, es gibt viele Magistratsdienststellen, ungefähr kann man abschätzen, wie der Bedarf ist, und da machen wir ein langfristiges Konzept und sagen, wir bauen entweder selber etwas, wir kaufen Häuser im großen Stil von anderen ab, oder wir mieten uns ein. Aber nicht immer dieses Stückelwerk und jedes Mal erklären, es ist die beste Lösung. Es schaut aber aus wie eine Verlegenheitslösung, die uns als Grüne nicht gefällt. Vielen Dank. (Beifall bei den Grünen.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr GR Lindenmayr, bitte zum Rednerpult. 

GR Siegi Lindenmayr (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren! 

2004, 2006 und jetzt 2008, immer die gleichen Wortmeldungen der Opposition, gar keine Frage, sie stimmten aber überhaupt nicht, denn es sind alles unterschiedliche Aktenvorgänge. 

Denn, als das Magistratische Bezirksamt dorthin übersiedelt ist, ging es um einen Raumbedarf von 3 000 m², dort siedelt eben ein das MBA, die Magistratsabteilung 11, also die Regionalstelle für die Bezirke 6, 7, 8 und 9, die MA 55 für den 9. Bezirk, und die MA 15 ist dann noch ganz knapp dazugekommen für die Bezirke 1, 8, 9, 17, 18 und 19. Um 3 000 m² ging es bei der ursprünglichen Kalkulation, und das war tatsächlich mit deutlichem Abstand ein wesentlich günstigerer Preis als die Sanierung eines Magistratischen Bezirksamts in einem alten Haus, das nur mit irrem Aufwand zu renovieren gewesen wäre, das mit sehr hohem Aufwand behindertengerecht gemacht werden hätte können, und das noch dazu in Tranchen, je nachdem, wie man es kalkuliert, in zwei oder drei Jahren von Stockwerk zu Stockwerk renoviert hätte werden müssen, und was ja für die Besucher unzumutbar ist, was auch für die Bediensteten unzumutbar ist, und Ähnliches. Und Sie können mir glauben, der Bezirk hat sich damals die Preise sehr wohl genau angesehen, denn der Bezirk hat immer gesagt, wir sagen nicht, baut das neu aus dem Zentralbudget, eine Renovierung müssten wir vom Bezirk bezahlen, sondern der Bezirk hat immer gesagt, unseren Bezirksanteil werden wir selbstverständlich dazu beitragen, auch wenn es sozusagen ein Neubau ist. Also, es hat sich darüber hinaus auch der Bezirk das ganz genau angesehen. 

Der Vorgang im Jahr 2006 ist durch eine Strukturreform der MA 59 begründet. Da ging es um weitere 550 m², und dass man die natürlich nicht geschenkt bekommt, das ist klar. Aber ich möchte das noch einmal betonen, mit dem ursprünglichen Verkaufspreis hat das überhaupt nichts zu tun. Und jetzt gibt es eine weitere Strukturreform innerhalb des Magistrats, und zwar diesmal bei der Magistratsabteilung 11, und hier gibt es auch jedes Mal den gleichen Vorgang. Hier gibt es eine Abfrage, eine Bewertung, eine Bewertung nach Wirtschaftlichkeit, es wird geschaut und es gibt Pluspunkte bei einem zentralen Standort, ist es verkehrstechnisch günstig zu erreichen und ist es auch preislich günstig. Und auch das hat den Ausschlag gegeben, die weiteren 419 m² dort anzukaufen. Das ist das Einzige, das muss ich auch einräumen, wo man sagen kann, das ist tatsächlich ein Glück, weil wäre das schon vermietet gewesen, wäre das nicht gegangen. Das war frei, und jetzt ist der große Vorteil, dass man das noch dazu in einem Hausverbund mit Eingang von der Straße verbinden kann. 

Also, noch einmal, die Zahlen, wie sie meine beiden Vorredner genannt haben, beziehen sich auf unterschiedliche Vorgänge. Also, es ist nicht so, dass der ursprüngliche Preis so stark in die Höhe geschossen ist, sondern da sind zusätzliche Quadratmeter angekauft worden, und es bedarf keiner Aufgeregtheit, keiner Frage, die Stadt kaufe zu teuer ein und Ähnliches, sondern das ist ein ganz normaler Vorgang. Und daher ersuche ich Sie alle um Zustimmung zu diesem Aktenstück. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: So, die Debatte ist geschlossen. Der Berichterstatter hat auf das Schlusswort verzichtet. Wir können die Postnummer 43 gleich abstimmen. 

Wer von den Damen und Herren für diese Post ist, bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist mit den Stimmen der Sozialdemokraten und der ÖVP so mehrheitlich beschlossen. 

Es gelangt die Postnummer 44 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Neubau des Bildungszentrums Simmering. Hier ist keine Debatte vorgesehen, wir können gleich abstimmen. 

Wer ist für diese Postnummer 44? – Das ist mehrstimmig mit den Stimmen der Sozialdemokraten und der Freiheitlichen so beschlossen. 

Es gelangt die Postnummer 46 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Einräumung einer Kaufoption sowie die Ermächtigung zum Abschluss eines Dienstbarkeitsvertrages bezüglich eines Grundstückes im 22. Bezirk. Die Frau GRin Schubert leitet bitte ein. 

Berichterstatterin GRin Ingrid Schubert: Sehr geehrte Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Gemeldet ist Frau GRin Frank. Ich erteile ihr das Wort. 

GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Zuerst möchte ich einmal nicht anstehen zu sagen, danke, dass Sie uns in einer dermaßen umfangreichen Art und Weise die Akten zur Verfügung stellen, denn die machen hier diese Diskussionen, die wir führen, überhaupt einmal möglich. 

Was mir viel weniger gut gefällt, ist aber diese Überheblichkeit von der SPÖ-Mehrheit, dass Sie sagen, egal, was die Opposition will, und diesen Antrag hat ja die grüne Opposition versucht, beim letzten Wohnbauausschuss absetzen zu lassen, wo sie aber natürlich niedergestimmt wurde, und diese Überheblichkeit ist überhaupt nicht angenehm und meiner Meinung nach auch nicht zielführend. 

Worum geht es jetzt bei diesem Akt? Das ist einmal erstens die Einräumung einer Kaufoption, und das Zweite ist damit verbunden, weil es der Verkauf eines Bauplatzes für ein sozialmedizinisches Zentrum ist. Ich gehe jetzt ungefähr nach diesem Vertrag vor, der aber derart undurchsichtig scheint, dass ich glaube, da werden sich noch viele Rechtsanwälte damit befassen müssen, wenn er auch tatsächlich in dieser Form durchgeführt wird. 

Und da ist es einmal zuerst so, dass das Angebot dieser Kaufoption wirksam wird, sobald ein Bauplatz auf der Liegenschaft gemäß Punkt 1.1 dieses Vertrages grundbücherlich angemerkt wurde. Jetzt ist aber hier nicht weiter definiert, wer diese grundbücherliche Anmerkung veranlasst, was aber wichtig wäre, denn das ist nämlich mit einem Fristenlauf verbunden. Normalerweise soll die Option bis 31.7.2010 gehen, wenn aber jetzt bis zur Verlängerungsmöglichkeit 2011 nur weniger als ein Jahr liegt, und das ist von dieser grundbücherlichen Eintragung abhängig, dann wird es automatisch wieder verlängert. Es wird aber, obwohl es dann verlängert wird, nicht über diese 7 000 EUR Optionsgeld hinausgehen. 

Das heißt, egal wie lange es werden wird, es kommt später noch einmal ein Passus, dass selbst diese 2011er Frist bei der Verlängerung noch möglich ist. Da muss man wieder einen neuen Optionsvertrag machen. Es ist in diesem Fall eigentlich alles möglich, nichts ist fix, und dann kostet das aber noch immer nichts. Und mit dem Optionsgeld sind Sie dann sogar so großzügig, dass, wenn es zu einem Kauf kommen sollte, dann gibt man das Optionsgeld auch einmal gleich wieder zurück. Damit bloß nur, es geht hier um Herrn DDr Bulla und Frau Mag Bulla, diese nicht mit irgendwelchen Kosten belastet werden. 

Also ich glaube nicht, dass die Stadt Wien im jetzigen Zeitpunkt so großzügig Gelder an Leute verteilen kann, die offensichtlich ein gesteigertes Interesse haben hier, in einem Entwicklungsgebiet, wie wir ja heute schon gehört haben, etwas zu errichten. Für jeden, der es haben will, nämlich für jeden, der dort hin will, ist das einfach ein Top 1-Gebiet, und Sie vergeben dann aber dieses Top 1-Gebiet, wenn es zum Verkauf an Herrn und Frau Dr Bulla kommen sollte, und sagen dann, der Quadratmeter kostet 220 EUR. 

Bitte, das ist ja das Geschenk überhaupt, wenn man sich schon jetzt in diesem neu entwickelten Stadtviertel um ein Grundstück bewirbt, das nur, sage ich einmal, nur 220 EUR kosten kann. Es ist jetzt noch eine Höhenbeschränkung auferlegt, aber es ist auch schon drinnen, sollte es dann nicht dieses sozialmedizinische Zentrum werden, oder anderes gebaut werden, dann werden halt Frau Mag Bulla und Herr Dr Bulla 80 EUR drauflegen. Nun bitte, 300 EUR, in welchem Stadtteil, muss ich schon sagen, kriegen Sie in einer Toplage um diesen Betrag pro Quadratmeter überhaupt noch ein Grundstück! 

Aber es geht ja weiter, denn dieses Grundstück ist ja jetzt noch ein Parkgebiet und ein Erholungsgebiet. Es ist ja noch überhaupt keine Widmung da und nichts da, was darauf hindeutet, dass das errichtet werden kann. Es steht ja dann auch irgendwie im Vertrag, falls es doch nicht möglich ist, dann findet man aber wieder andere Lösungen. 

Also, das Ganze ist ein Vertrag, der immer nur festlegt, wenn nicht, dann, und es ist das Ganze sehr vage. Die Stadt Wien und die Optionsnehmer sagen sich wechselseitig die loyale Auslegung dieses Anbots sowie bestmögliche Unterstützung bei der Erreichung der Parteiabsicht, der Schaffung eines Bauplatzes auf der Liegenschaft, zu. 

Also, beiderseitige Unterstützung bei der Schaffung eines Bauplatzes. Wie weit reden da die Dr Bullas mit, wenn es um die Schaffung geht. Noch habe ich gedacht, das wären Magistratsangelegenheiten, aber anscheinend gesteht der Vertrag jetzt auch schon Privaten diese Möglichkeit zu. 

Und im Falle einer absehbaren Verzögerung: Schon jetzt schreibe ich in den Vertrag hinein, dass wahrscheinlich die Fristen, die ich festlege, ohnedies überhaupt nicht halten werden, und dann geht es eben darüber weiter. Es wird hier überhaupt nicht gesprochen, dass das Geld verzinst werden soll, dass man halt mehr kriegt, es wird nicht davon gesprochen, dass damit, weil sie es so unbedingt wollen, das Geld bei der Stadt Wien verbleibt, nein, wir zahlen es auch wieder zurück, und alles nur für Herrn und Frau Dr Bulla, in deren Sinne, und nicht im Sinne der Stadt Wien. Das ist schon wirklich leicht skandalös, das muss ich schon sagen. 

Aber es geht ja weiter mit dem Ganzen. Es gibt ja dann angeschlossen diesen Kaufvertrag. Und für den Fall, dass sich innerhalb eines Zeitraumes von zehn Jahren, gerechnet ab beidseitiger grundbuchsfähiger Unterfertigung des Kaufvertrages, die Raumwidmung oder die tatsächliche Nutzung der auf der gegenständlichen Fläche errichteten Gebäude dahin gehend sich ändert, dass diese ganz oder teilweise nicht für medizinische oder soziale Zwecke genutzt werden können, dann werden diese 80 Euro bezahlt. Aber das ist nicht genug, sondern die Stadt Wien kommt Dr Bulla noch einmal entgegen und sagt: Nun ja, sozialmedizinisches Zentrum, da gehören ja auch unterstützende Bauvorhaben dazu, wie etwa die Cafeteria oder Vortrags- und Ausbildungsräumlichkeiten. 

Also, bitte nicht bös sein, aber wenn ich ein sozialmedizinisches Zentrum mache, dann sind als unterstützend oder alternativ für mich mit Sicherheit nicht Cafeteria oder Ausbildungsräumlichkeiten zu verstehen. 

Also, dieser Vertrag hinkt stark. Ich habe versucht, ihn jetzt nur in Kurzform zu bringen, denn würde man auf diese ganzen Eventualitäten eingehen, dann könnten wir unter Umständen morgen noch da sein. Aber was hier allen, die diesen Akt nicht kennen, bis jetzt sicher nicht klar war, und auch der Opposition im Ausschuss bis zum Schluss nicht klar war, sondern nur die Frau Berichterstatterin hat im Ausschuss zum Schluss die Bemerkung fallen lassen, nun eigentlich sollte es ja eine Zahnklinik für behinderte Menschen werden. Also, so einen Vertrag, wo ich eine Zahnklinik für behinderte Menschen dann austauschen kann gegen eine Cafeteria, gegen einen Vorführraum, oder worauf ich immer gerade lustig bin, in einer Zeit, wie es mir gerade in den Weg passt, zu einem Preis, der mir sowieso alles schenkt, also da verschleudert die Stadt Wien sehr viel zu Lasten ihrer Steuerzahler. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Herr StR Ellensohn. 

StR David Ellensohn: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Das ist tatsächlich, und wir haben das im Ausschuss sehr ausführlich diskutiert, ein Fall, der in die Nähe von dem kommt, ich wünsche mir was und dann krieg ich genau diese Widmungen dazu. Und dann wird ausführlich besprochen, was denn der Sinn und der Zweck ist, warum die Gemeinde das haben möchte. Und einer der Punkte war, das ist auch vorher besprochen worden, es soll hier ein Sozialmedizinisches Zentrum entstehen, und das Ehepaar Bulla wird dafür garantieren. Im Vertrag selber gibt es eine Klausel, die lautet, wenn ihr das nicht macht, dann müsst ihr halt ein bisserl mehr zahlen, aber es geht auch. Und das haben wir im Ausschuss thematisiert und die Idee war, entweder möchte die Stadt dort ein sozialmedizinisches Zentrum, dann schauen wir doch, dass wir das so hineinschreiben, dass sie entweder das machen, und wenn sie es nicht machen, nehmen wir ihnen das Grundstück wieder weg, machen es selber, schreiben es aus. 

Da war noch ein anderer Vorschlag, warum ist das überhaupt nicht ausgeschrieben worden, vielleicht hätten wir von jemand anderem mehr gekriegt, und so weiter. Alle diese Vorschläge hätte man in der Zwischenzeit berücksichtigen können, noch dazu, wo alle sehr blauäugig zugesichert haben, nein, die wollen ohnedies nichts anderes machen, die machen ohnedies zu 100 Prozent das. Wozu muss ich dann Klauseln im Vertrag haben, die zumindest juristisch so weit gedehnt sind, dass am Ende herauskommt, die Stadt hat zwar ein bisserl mehr Geld nachher, aber er baut irgendwas. 

Eine reine Cafeteria. Wollen wir das, ist uns das egal? Es war alles nicht herauszufinden im Ausschuss, und die Ausführungen von Frau Frank waren in dem Punkt hundertprozentig stimmig, die Diskussion war ausführlich, die Ergebnisse, die die SPÖ da gezeigt hat, waren halt, redet es auf die Wand rauf, und dann lassen wir es sein, und wir werden schon sehen, und sie werden schon tun. Die Wahrheit ist jetzt: Es wird ein Akt beschlossen, wo wir alle glauben, am Ende werden wir dann dafür ein sozialmedizinisches Zentrum an dem Platz bekommen. 

Sicher ist das nicht, wissen tut das hier herinnen überhaupt niemand, weil das Ehepaar, das dieses Grundstück jetzt kauft, auch etwas anderes bauen darf. Mit einem Satz, der drin war. Wir haben das gut durchgeredet, und es hat uns auch niemand vom Gegenteil überzeugen können. Wir verkaufen also ein Grundstück, und irgendwas wird dann dort schon stehen am Ende. Das ist das, was wir jetzt haben. 

Das finden wir schade, eine Diskussion darüber, was wir wirklich dort haben möchten, wäre sinnvoll gewesen. Wenn sich die SPÖ schon auf ein sozialmedizinisches Zentrum dort festlegt, dann soll sie wenigstens das garantieren. Auch das kann die SPÖ nicht, und deswegen werden wir diesem Akt nicht zustimmen. Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Ing Mag Dworak. Bitte schön. 

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja, es ist schon sehr viel gesagt worden, aber ich möchte es noch ein bisschen zusammenfassen, meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Stellen Sie sich vor, Sie sind Oberarzt für Zahnmedizin im SMZ-Ost, gehen täglich bei einem Grundstück vorbei, das leer ist und eine Widmung Epk, also Parkfläche, Erholungsgebiet, Park hat. Sie denken sich, auf diesem Grundstück kann man ein lukratives Projekt hinstellen und außerdem soll bald die U2 an diesem Grundstück vorbeigeführt werden. 

Blöderweise sind Sie Angestellter des Krankenanstaltenverbundes und somit bei der Stadt Wien beschäftigt, und das Grundstück gehört der Stadt Wien. Aber Sie kennen viele Personen, die Ihnen bei Ihrem Projekt helfen können. Und das ist die Ausgangsbasis für dieses Projekt. 

Frau Kollegin Frank hat sehr ausführlich über den Vertrag berichtet, ich möchte nur ergänzen, er wurde eindeutig zu Gunsten des Ehepaares Bulla ausgestellt und er geht sogar soweit, dass in einem Passus drinnen steht, dass er ausdrücklich für die beiden im positiven Sinne ausgestellt wurde. Diese Verkaufsoption für die Bauplatzbeschaffung einer medizinisch-sozialen Infrastruktur für DDr Michael Bulla, eben Oberarzt an der Zahnklinik des SMZ-Ost und Mag Inessa Bulla, die Dolmetscherin ist, soll heute beschlossen werden. Unserer Meinung nach wird auch der von der MA 69 im Akt vorgesehene Quadratmeterpreis auf keinen Fall erreicht, denn 220 EUR pro Quadratmeter entsprechen nicht den 350 oder 270 EUR wie im Akt angeführt. Und, das hat auch Kollege Ellensohn schon gesagt, es gab keine öffentliche Interessentensuche, und es gab natürlich daher nur einen Interessenten. Abgesehen, dass das Grundstück mit der derzeitigen Widmung Epk unbebaut ist und als Erholungsfläche in unmittelbarer Nähe des SMZ-Ost der Bevölkerung zur Verfügung stehen sollte, ist auch ein Teil als Verkehrsfläche ausgewiesen. Aber das Grundstück bekommt nach der Epk-Widmung - und dieser Widmungsvorschlag der MA 21B liegt bereits vor, obwohl der Akt erst im Jahr 2011 über die Runden gehen soll - mit Bauklasse I, 7,5 m Höhe, geschlossen, eine Verbauungsmöglichkeit bitte, von 70 Prozent. 

Im Ausschuss wurde dann von einer Zahnklinik für bedürftige Menschen gesprochen. Diese Definition steht aber in keiner Weise irgendwo im Akt, es ist ja nicht einmal in einem Begleitschreiben angeführt, dass es sich hier um eine Zahnklinik für bedürftige Menschen handeln soll. 

Also, wir sehen, dass dieser Optionsvertrag sehr eigenartig zustande gekommen ist, und wir werden natürlich diesem Akt nicht zustimmen. Unserer Meinung nach lässt der Vertrag nämlich mehrere Möglichkeiten offen, und es ist eben nicht sicher, ob dort wirklich eine Zahnklinik hinkommen wird. Und darum glaube ich, dass dieser Akt eindeutig zum Nachteil der Stadt Wien entworfen worden ist, dem wollen wir nicht Vorschub leisten, und werden daher dem Akt nicht zustimmen. (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Herr GR Dr Stürzenbecher, bitte.

GR Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! 

Mir war schon im Ausschuss, weil ich den Akt vorher schon einmal angeschaut gehabt habe, nicht ganz verständlich, dass es da eine derartige Aufregung bei allen drei Oppositionsparteien gibt. Und ich habe ihn mir inzwischen noch einmal angeschaut, und mir ist diese Aufregung jetzt noch weniger einleuchtend. Weil, und ich will auch darlegen, warum, das an sich eine ganz normale Sache ist. Wir haben hier, wie richtig gesagt worden ist, einen Optionsvertrag, und es gibt ein Zug um Zug- Verfahren mit unterschiedlichen Sicherungsvorkehrungen. 

Als Erstes ist es einmal so, dass die Käufer, wenn das umgewidmet wird, wenn also der Gemeinderat das vornimmt, die Käufer dort ein sozialmedizinisches Zentrum herzustellen haben. Es ist eine Zahnklinik geplant. Erst wenn dieses sozialmedizinische Zentrum hergestellt ist, dann muss das die Gemeinde ja abnehmen. Das heißt, die Behörde muss bestätigen, dass das wirklich ein medizinisches Zentrum ist. Und nur, wenn die Behörde das bestätigt, dann könnte das Vor- und Wiederkaufsrecht aus dem Grundbuch herauskommen. Das heißt, bis dorthin, bis das ein sozialmedizinisches Zentrum ist, bis das eine Zahnklinik ist, haben wir sowieso das Vor- und Wiederkaufsrecht. Das ist ganz wichtig. 

Und das heißt, der muss das einmal hinbauen, der muss einmal große Investitionen tätigen, eine Zahnklinik ist ja nicht irgendetwas, was man gleich hinbaut, sondern sie ist ziemlich teuer und braucht auch verschiedenste teure Investitionen, sei es beim Strom, aber das brauche ich jetzt nicht alles ausführen, was alles bei einem medizinischen Zentrum für Kosten anwachsen, wenn man das baut. Das ist nicht so, dass man irgendetwas hinbaut. Und wenn das alles hingebaut ist, dann muss die Bestätigung der MA 37 kommen und erst dann können die Optionsnehmer die Löschung dieses Vor- und Wiederkaufsrechtes im Grundbuch beantragen. Das heißt, wir haben einmal, Kollege StR Ellensohn, wenn du mir zuhörst, hier absolute Sicherheit. Wenn dann dieses medizinische Zentrum dort ist, ist es zumindest eher unwahrscheinlich, dass der Betreffende gleich etwas anderes damit machen wird. Sollte das wider Erwarten doch geschehen, dann würden sich pro Quadratmeter 80 EUR zusätzlich ergeben, also eine zusätzliche Sicherheit für die Stadt Wien. Ausgeschlossen ist meiner Ansicht nach, dass er Wohnungen hinbaut, weil so toll ist die Lage nicht, da fahrt die U-Bahn drüber, bitte. Die 
U-Bahn fährt da direkt drüber, also, das ist für Wohnungen oder Ähnliches überhaupt nicht geeignet, sondern wirklich geeignet eben beispielsweise für eine Zahnklinik, das ist auch in der Nähe des SMZ-Ost, also das ist recht praktisch. Und, wie wir im Ausschuss erfahren haben, ist es eben eine Zahnklinik, die spezifisch von schwer behinderten Kindern und Jugendlichen stark frequentiert werden sollte, also ein durchaus guter Zweck. 

Und wenn der praktisch das nicht hinbaut, dann könnten wir das sowieso vorher zurückkaufen. Und es ist absolut ungeeignet für irgendeinen Luxus, oder dass er sagt: „Jetzt habe ich das in der Tasche und mache jetzt das und das“, sondern er ist natürlich, wenn er schon einmal ein sozialmedizinisches Zentrum hingebaut hat, aus wirtschaftlichen Gründen doch sehr angehalten, es auch dafür zu verwenden. 

Aber noch einmal, sollte wider Erwarten eine andere, von mir aus eine gewerbliche Verwendung kommen, die wieder irgendwie mit dem SMZ-Ost zusammenhängt, dann bekommen wir zusätzlich Geld, das ist aber eher unwahrscheinlich. 

Weiters steht im Vertrag: Für den Fall der Erzielung einer Nutzfläche von mehr als 1 500 m² ist eine Nachzahlungsverpflichtung des Detentionsnehmers und Käufers vorgesehen. Und es ist auch falsch, dass diese 220 EUR pro Quadratmeter nicht marktkonform wären. Da geht es um Nutzfläche und nicht um Grundfläche. Und in dieser Lage sind die 200 EUR pro Quadratmeter, und das werden Ihnen alle Experten bestätigen, durchaus marktkonform. Und auch das mit der Cafeteria beruht auf einem Missverständnis. Das soll nicht eine Zahnklinik werden, wo nur ein Zahnarztstuhl dort ist, sondern das wird eine relativ größere Sache. Das heißt, es gehört dort auch eine gewisse Infrastruktur hin, und das heißt, die dürfen beispielsweise auch eine Cafeteria für die PatientInnen und deren Angehörige dort haben, aber das in dem Zusammenhang. 

Also ich hoffe, dass ich so halbwegs - zumindest wenn man gutwillig an die Sache herangeht, und nicht so wie StR Ellensohn - doch einiges erklärt habe, dass wir die Sicherheiten haben. Es hat ja auch die Bezirksvorstehung für den 22. Bezirk dem Ganzen zugestimmt und keinen Einwand erhoben. Und ich glaube, dass das ein interessantes Projekt ist, wir haben es im Akt ohnedies angeschaut, die U-Bahn fahrt da drüber, und dass wir hier einen guten Vertrag haben, und dass etwas Sinnvolles geschehen wird, und dass die Sicherheiten für die Stadt Wien gegeben sind. Und deshalb kann ich wirklich nur empfehlen, diesem Optionsvertrag zuzustimmen. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Wortmeldung liegt mir keine mehr vor. Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf ihr Schlusswort. Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer für das Geschäftsstück ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung fest bei der SPÖ. Das Geschäftsstück hat die Mehrheit gefunden. 

Wir kommen zur Postnummer 48, Sachwertdotation MG immo GmbH. Eine Wortmeldung liegt mir nicht vor. Wir kommen sofort zur Abstimmung. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung fest bei der SPÖ. Der Antrag ist mehrheitlich angenommen. 

Postnummer 30 der Tagesordnung, Plandokument 7803, 12. und 15. Bezirk, KatG Meidling, Rudolfsheim und Sechshaus. Berichterstatterin ist Frau GRin Gaal, bitte schön! 

Berichterstatterin GRin Kathrin Gaal: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Madejski. 

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Wir sprechen heute hier von einem Plandokument, welches eigentlich schon seit Jahren erledigt sein sollte. Es geht um einen der letzten Baugründe, um eine der letzten Möglichkeiten im Bezirk Meidling, die man, wenn man will, sinnvoll verbauen könnte, und es war immer das Anliegen der FPÖ schon vor vielen, vielen Jahren, und wir haben auch ein eigenes Konzept vorgelegt, hier auch architektonische Meilensteine, architektonische neue Linien festzuhalten, wobei uns immer ein Anliegen war, es muss in diesem Bereich Wohnbau möglich sein, es muss in diesem Bereich und sollte in diesem Bereich auch der Tourismus nicht zu kurz kommen, es sollte in diesem Bereich auch endlich eine notwendige Garage entstehen, die auch ganz wichtig ist für den Wirtschaftsraum Meidling und für die Wirtschaftsachse Meidlinger Markt, Fußgängerzone Meidling. Es sollte, wenn möglich, auch in gewissen Bereichen Kleinkultur oder Kultur möglich sein, und vor allem auch die Gastronomie. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es hat Jahre gedauert, es hat Architekten überlebt, Baumeister überlebt, Bauträger überlebt, dass wir endlich hier vor diesem Plan stehen, der aber auch nur zustande gekommen ist, weil im Bezirk, aber auch im Planungsausschuss, insgesamt gemeinsam sehr viele Punkte verhandelt wurden, die dem Bezirk, aber auch uns, die wir uns dafür jahrelang eingesetzt haben, durchaus entgegengekommen sind. 

Es ist nicht so, dass die Wirtschaft Meidlings – „Einkauf in Meidling“ ist der Verein, den alle kennen, und ich kenne die Leute sehr, sehr gut, das können Sie mir glauben - hier kein Mitspracherecht gehabt haben. Da gibt es heute einen Antrag, ich glaube, von den GRÜNEN, dass man sie einbeziehen sollte. Nun, selbstverständlich haben sie jahrelang hier mitgearbeitet, nicht immer ist die Kommunikation reibungslos verlaufen, aber schlussendlich haben wir uns auch mit diesem Verein der Kaufleute geeinigt, und das war einer der wichtigsten Punkte, den die FPÖ bei diesem Plandokument in Verhandlungen im Bezirk, mit dem Herrn Stadtrat und auch mit den Beamten, durchgesetzt hat, dass hier dieses so genannte Einkaufszentrum, was man durchaus nicht als Mega-Einkaufszentrum bezeichnen kann, nun schlussendlich mit maximal 12 000 m² Bruttogeschoßfläche hier im Plan realisiert wurde. 

Ursprünglich war ja vom Bauträger ein Einkaufszentrum in Richtung 18 000 bis 20 000 m² geplant. Des Weiteren haben wir hier in Verhandlung erreicht, dass auch der Übergang in den 15. Bezirk, und das ist ganz entscheidend wichtig, es gibt ganz wenige Möglichkeiten, aus dem 12. Bezirk in den benachbarten 15. Bezirk zu kommen, sodass hier eine neue Dimension eröffnet wird, und zwar ein Übergang, der nicht nur zum Gehen oder für Radfahrer geöffnet ist, sondern der auch bepflanzt sein kann, der auch mit Grünflächen ausgestattet werden kann. 

Meine Damen und Herren, des Weiteren möchte ich festhalten, dass hier Meidling von der Fußgeherzone her, im Norden und im Süden, die Möglichkeit hatte, Eingangsbereiche zu schaffen, architektonische Highlights, wenn man so will. Das eine war, und auch da haben wir über 15 Jahre gewartet, die Arkade. Das war das ehemalige Philadelphia-Kino, ich weiß nicht, wer sich von den Meidlinger Mandataren daran noch daran erinnern kann, das war das größte Kino Wiens bitte, mit 1 200 Sitzplätzen das wurde ja in den 60er Jahren, Anfang der 70er Jahre, geschliffen, dann hat man immer gesagt, da wird irgendwas passieren, es ist aber nie was passiert. Schlussendlich ist die Arkade dort hingekommen, alle haben gesagt das wird furchtbar enden, die Fußgeherzone wird eingehen und es wird alles dort verenden. 

Wir waren immer dafür, dass hier, im südlichen Bereich der Fußgängerzone Meidlinger Hauptstraße, des Wirtschaftsraumes, ein Magnet hinkommt, denn jeder weiß heutzutage, dass, wenn in einer Fußgeherzone, in einer Straße mit viel Geschäften ein großes Projekt hinkommt, nicht überdimensioniert, aber eines, das sich an die Realität in der Straße angepasst hat, dass das durchaus ein, sagen wir mal, ein Magnet werden kann, und die Arkade hat die Fußgeherzone Meidlinger Hauptstraße im südlichen Teil sehr wesentlich belebt. 

Und warum soll es jetzt, so frage ich, nicht auch im nördlichen Teil ein eigenes Zentrum geben, wenn schon die Kaufleute der Meidlinger Hauptstraße und der umgebenden Straßen sagen, okay, wir brauchen das dort. Entscheidend wird sein, meine Damen und Herren, und das ist ein ganz entscheidender Punkt, der Branchenmix. Es wird ganz notwendig sein, dass man sich mit dem zukünftigen Betreiber, wer immer es auch sein sollte, wir wissen den jetzt, also heute, noch nicht, dass er sehr auf den Branchenmix achtet. Das wird nämlich entscheidend dafür sein, wie die Kundenströme in Richtung Meidling kommen. 

Ein weiterer Punkt ist die optimale Verbindung vom neuen Zentrum Richtung Meidlinger Hauptstraße. Ob das ein Fußweg ist, ob hier der Taxistandplatz verlegt werden wird, und so weiter. Es gibt viele Möglichkeiten, es gibt viele Pläne in diesem Bereich, und wir stehen dem durchaus offen gegenüber, wenn es vernünftige Pläne gibt. Die Überlegung der FPÖ war immer, einen Wirtschaftsraum in Meidling zu schaffen, der die Fußgeherzone Meidlinger Hauptstraße, die Seitengassen, den Meidlinger Markt, die Theresienbadgasse und das „U4“ samt den neuen, jetzigen Komet-Gründen umfasst. 

Und zu dem können wir, wenn wir den Flächewidmungsplan anschauen, sagen, okay, mit dem kann man hier leben. 

Die Einwände mancher Bürgerinnen und Bürger, und die Einwände von ÖVP und GRÜNEN, vor allem im Bezirk, dass sich der Verkehr dort extrem steigert, das ist eine Fama, das stimmt nicht. Heutzutage fahren zirka 30 000 bis 32 000 Autos in diesem Bereich Schönbrunner Schloßstraße vorbei, es wird keine Erhöhung auf die so genannten 40 000 geben, wie immer behauptet wird. Es wird maximal von dem Betrieb, der dort ist, abhängen, und es kommt dann darauf an, was dort hinkommt. Ist es ein Hotel, wird es ein bisschen anders sein, wenn es ein Einkaufzentrum ist, wird es anders sein, im Schnitt werden ungefähr um die 2 000 Bewegungen mehr stattfinden. Es kann aber nicht sein, dass dieses neue Zentrum ohne Garage ausgestattet wird - es sind 500 Plätze vorgesehen – dem würde ich nie zustimmen, aber das steht an sich ohnedies drinnen. 

Zweitens, der U-Bahn-Anschluss ist optimal, und drittens, und das haben wir jetzt in den Antrag noch hineingebracht, ist der Tourismus entscheidend. Meidling braucht ein Hotel. Wir haben ein Hotel in der Umgebung, das ist jenes am Wienfluss, das ehemalige Granada. Wir brauchen ein Hotel, warum auch nicht, hier in Meidling, das für die Besichtigung von Schönbrunn und anderer Sehenswürdigkeiten hier vorprogrammiert ist. Warum sind wir dagegen, oder warum sind die Grünen oder die ÖVP gegen solche Projekte, ich kann es mir an sich nicht vorstellen. 

Meine Damen und Herren, insgesamt haben 520 Bürger gegen dieses Projekt aus verschiedensten Gründen Einspruch erhoben, die durchaus berechtigt sind aus der subjektiven Lage der Wohnung, aus der subjektiven Lage des Hauses, das ist überhaupt keine Frage. Das sind 0,65 Prozent der Bevölkerung und insgesamt 5 Prozent, wenn man es so rechnet, der Anrainer. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich möchte diesen 520 Bürgern jetzt nicht das Recht absprechen, dass sie hier ihre Bedenken ausdrücken, das ist überhaupt keine Frage. (Zwischenruf von den GRÜNEN: 524 sind es!) 524, ist auch recht, hab ich die vier nicht gelesen, ich möchte 524 Bürgern nicht das Recht absprechen, hier ihre Einwände zu bringen, vollkommen richtig, aber es gibt zwei Argumente, die mir nicht so gefallen. Das Argument, dass die Häuser, zwei oder drei Häuser am Flächewidmungsplan, der jetzt vorliegt, noch nicht existieren. Nur, dort wohnen Leute, ja selbstverständlich wohnen dort Leute. Es werden in Wien hundertfach, das weiß jeder Fachmann, Flächenwidmungen gemacht, auch wenn im Bestand andere Sachen, andere Siedlungen, Häuser oder Fabriken oder Sonstiges dort stehen. Flächewidmungsplan heißt ja nur, für die Zukunft vorsorgen, das heißt ja noch nicht, Bebauungsplan. Das sollte man eigentlich wissen, wenn man hier Einsprüche macht, meine sehr geehrten Damen und Herren. 

Ich habe hier einen sehr kompetenten U-Bahn-Anschluss der U6, ich habe sechs Autobuslinien hier, ich habe einen Tourismusmagnet, meine Damen und Herren, und ich bin der Meinung, dass hier das Projekt der Komet-Gründe, noch dazu, wo wir die Ersten waren, das haben alle vergessen, wo also wir die Ersten waren, die gesagt haben, dass dieses Grundstück ganz neu adaptiert werden soll. Ich könnte Ihnen heute noch die Pläne von 1999 zeigen, wo wir die Ersten waren, die gesagt haben, dass dieses Grundstück neu adaptiert werden soll. 

Meidling braucht Arbeitsplätze, und gerade in dieser Zeit, Meidling braucht eine Szene in der Gastronomie, die wird sich dort sicherlich einfinden, Meidling braucht einen Touristenstandort, überhaupt auch keine Frage, wir müssen expandieren. Ich sehe das jetzt aus der Sicht der Meidlinger, aus der Meidlinger Wirtschaft, und ich habe überhaupt keine gröberen Einwände gehört, die mir sagen würden, dass wir für dieses Projekt nicht stimmen sollten, und wir haben in diesen Antrag den einen oder anderen Punkt hinein gebracht, wie Tourismus, Anbindung an die Fußgeherzone und vor allem den Abänderungsantrag, den wir gemeinsam einbringen werden für 2013, denn wenn bis dahin nichts passiert, dann ist das alles gestorben. 

Und ich hoffe, dass bis 2013 was passieren wird, meine Damen und Herren, im Sinne der Meidlinger Wirtschaft, der Meidlinger Arbeitnehmer, der Leute, die dort arbeiten, und ich bin der Meinung, dass das für uns ein optimaler und der letzte Standort ist, wo wir etwas verwirklichen können. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Das Wort hat Frau GRin Dipl-Ing Gretner. 

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Besucherinnen und Besucher auf der Galerie! 

Ich möchte, obwohl es der letzte Tagesordnungspunkt ist, doch ein wenig ausholen. Es ist eine sehr lange Geschichte und ich glaube, vielleicht ist es auch gar nicht zufällig, dass heute ausnahmsweise die Planungsgruppe der letzte Geschäftsgruppenbereich ist, den wir diskutieren, weil es doch eine sehr umstrittene Sache ist. Und wie man sieht, ist es auch gar nicht so einfach einzuschätzen, wann dieser Tagesordnungspunkt dran kommt. Ich glaube, die Leute, die ja hier zuhören wollen, warten schon seit ein paar Stunden, und ich möchte im Zusammenhang damit auch anregen, sich zu überlegen, ob wir uns nicht vielleicht endlich einmal drauf einigen können, die Diskussionen hier ein bisschen transparenter und anders zu gestalten, sodass Menschen, die sich dafür interessieren, auch wirklich Gelegenheit haben zuzuhören. 

Ich würde auch meinen, dass dieser Raum und diese etwas düstere Stimmung am Nachmittag dazu beitragen, dass die Debatten nicht sehr lebhaft sind und möchte deshalb noch einmal daran erinnern, dass man sich vielleicht einmal etwas überlegen könnte, hier ein bisschen lebhaftere Debatten zusammenzubringen. 

Worum geht es bei diesem Tagesordnungspunkt? Es geht um das so genannte Komet-Projekt in Meidling. Der Flächenwidmungsplan sieht ein Hochhaus mit 42,7 m Höhe und einen ziemlich massiven Riegel entlang der Schönbrunner Schloßstraße mit 22,8 m Höhe vor. Dieser Riegel bleibt aber dann nicht auf den 22,8 Metern, sondern steigt Richtung Wiental auf 41,6 m Höhe an. Das ist ein ziemlich massives Trumm. Weil man sich mit den Höhen wenig vorstellen kann, habe ich Ihnen ein Bild mitgebracht, falls Sie das noch nicht kennen. (Die Rednerin zeigt das Titelblatt der Zeitschrift „Report".) Lustigerweise ist das eine Publikation, die immer noch kritisiert, dass solche Glaspaläste gebaut werden, obwohl sie eigentlich mit der EU-Gebäuderichtlinie nicht mehr energiewirtschaftlich tragbar sind. Aber das nur so nebenbei.

Die Nutzung innerhalb dieses Gebäudes soll ein Einkaufszentrum umfassen. Der Kollege Madejski hat es schon erklärt. Wenn er mir zuhört, wird er vielleicht auch verstehen, wieso wir GRÜNEN davon überzeugt sind, dass das eine Fehlplanung und wirklich kein Meisterstück der Wiener Stadtplanung ist. Dieses Einkaufszentrum soll 12 000 m² Nutzfläche haben. Das Volumen dieses ganzen Bauteils umfasst 280 000 m³. Das ist auch eine Sache, die man sich schwer vorstellen kann.

Der Flächenwidmungsplan dazu sieht so aus, für den Normalbürger - auch schon oft kritisiert - schwer zu lesen. Ich habe Ihnen deshalb auch noch die kopierten Bilder aus dem Akt mitgebracht, damit die Kolleginnen und Kollegen, die diesen Teilraum nicht kennen, es zumindest einmal gesehen haben, bevor sie hier die Hand heben. (Die Rednerin zeigt eine Schwarz-Weiß-Kopie.) Das ist, wie gesagt, dieser eher massive Riegel dieses Hochhauses entlang des Wientals. In diesem Gebäude sind, wie schon angesprochen, 510 PKW-Stellplätze eingeplant. Das entspricht 75 Prozent der Stellplatzverpflichtung.

Ich möchte Ihnen noch ein anderes Bild zeigen. (Die Rednerin zeigt eine weitere Schwarz-Weiß-Kopie.) Das ist das Ergebnis eines städtebaulichen Wettbewerbs, der 2004 stattgefunden hat. (GR Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Hübsch!)

Ich möchte Ihnen noch einmal ein bisschen die Geschichte erzählen, weil das - wie soll ich sagen? - ein unrühmlicher Teil dieses Flächenwidmungsplans ist. Im Jahr 2003 - da war ich noch Angestellte im Rathausklub - hat uns der Ex-Innenminister Karl Schlögl gemeinsam mit dem Herrn Architekten Podsedensek besucht, um uns ein Projekt, nämlich dieses Projekt, vorzustellen. Lustigerweise hat der Wettbewerb erst ein Jahr später stattgefunden. Sie werden nicht erraten, wer den Wettbewerb gewonnen hat. Es war Herr Architekt Podsedensek. Es war ein geladener Wettbewerb und ich hatte dann bald einmal einen Anruf von einem anderen Teilnehmer bekommen, der mir gesagt hat, es war leider eines der typischen Verfahren, wo man schon im Vorhinein gewusst hat, dass man keine Chance hat zu gewinnen. Der Architekt, der dieses Projekt gezeichnet hat, ist übrigens auch ein Grundstückseigentümer gewesen oder zumindest in dieser HPD-Holding im Firmenbuch gestanden, hat sich dann aber streichen lassen.

Damals war das Projekt, also dieses Hochhaus, noch ziemlich hoch geplant. Es hat sich dann schon der Widerstand geregt. Es war damals 120 m hoch. (Die Rednerin zeigt eine weitere Schwarz-Weiß-Kopie.) Das sieht man hier. Jetzt stehen wir da. Was dazwischen stattgefunden hat, war - wie soll man sagen? - das Einschreiten der UNESCO. Die Wiener Stadtplanung hat das offensichtlich gebraucht, um sich nochmals zu besinnen und sich letztlich darauf zu einigen, dass dieses Gebäude niedriger werden soll. Ich persönlich habe immer gesagt, habe das auch einmal in einer Sitzung der Stadtentwicklungskommission gesagt, dass ich die Höhe an sich nicht so kritisiere, sondern das Gesamtvolumen scheint mir für diesen Ort nicht verträglich. Das Dumme, was dann passiert ist, was nämlich immer passiert in diesen Fällen, wenn man bei der Höhe etwas wegschneidet, es geht unten in die Breite. 

Genau das ist passiert. Es ragt jetzt ins Wiental hinein. Wer die Situation schon kennt, mit diesem nicht gerade mustergültigen Beispiel der Baukunst, dem Parkhaus, kann sich vorstellen, wenn das dann noch einmal 100 m verlängert wird und noch dazu ins Wiental ragt und breit ist, dass das unser Stadtbild nicht unbedingt verschönern wird. (GR Dr Herbert Madejski: Das ragt doch nicht ins Wiental! Wieso ragt das ins Wiental?) Es ragt dieser Querriegel ins Wiental. Auch das Hauptgebäude verlässt die Baufluchtlinie, die seit Jahrhunderten dort bestanden und auch Sinn gemacht hat.

Es gab dann eine kritische Stellungnahme des Fachbeirats. Anfang Jänner 2008 hatten wir den Gründruck. Es gab massive Proteste der AnrainerInnen und BürgerInnen vor Ort. Es gab immerhin einige hundert Unterschriften und fundierte Stellungnahmen gegen dieses Projekt.

Im Juni 2008 ist uns eigentlich schon der Rotdruck im Planungsausschuss vorgelegen. Die Beschlussfassung wurde aber vertagt, weil man abwarten wollte, ob der Projektbetreiber noch Änderungswünsche hat.

Wieso lehnen wir dieses Projekt ab? Es steht zum Beispiel im Bericht zu diesem Plan, dass die Umweltsituation vor Ort schon sehr angespannt ist, und zwar gerade deshalb, Herr Madejski, weil es direkt an der Westeinfahrt liegt und dort, wie Sie angesprochen haben, schon wahnsinnig viele Autos vorbeifahren. Was macht man aber, nachdem man feststellt, die Umweltsituation ist angespannt? Die Wiener Stadtplanung entscheidet, es ist keine Umweltprüfung notwendig. Das ist in unseren Augen der erste Fehler gewesen.

Der zweite Fehler, der damit zusammenhängt, ist die Verkehrssituation. Die Einfahrt in die Parkgarage soll in der Schönbrunner Schloßstraße erfolgen. Wer die Situation vor Ort kennt, weiß, dass dort viel Verkehr ist und dass es dort eigentlich so eine zusätzliche Einfahrt nicht verträgt, wo sich dann natürlich Rückstau et cetera bildet.

Der dritte Punkt, leider auch oft in der Wiener Stadtplanung zu beobachten: Eigentümer werden ungleich behandelt. Die HPD-Holding, die dort Grundstücke eingekauft hat, wird einbezogen, macht Entwicklungsprojekte und man zeichnet ihr Projekt quasi exakt nach. Andere Eigentümer, die sagen, sie wollen ihre Eigentumsverhältnisse dort nicht aufgeben und weiter dort leben, werden nicht einbezogen, sondern erfahren aus der Zeitung oder aus anderen Medien davon, dass ihre Häuser in Zukunft dort eigentlich nicht mehr erwünscht sind.

In diesem Zusammenhang möchte ich erwähnen, wir hatten vorhin in der Geschäftsgruppe Wohnen unter der Postnummer 42, die wir abgelehnt haben, einen damit zusammenhängenden Beschluss, nämlich dass diese HPD-Holding beziehungsweise eine Tochter von ihr, die VOX, ein Grundstück ankauft, um dort ein Wohnhaus zu errichten, um die Mieter, die in dem Umfeld wohnen wollen, dort anzusiedeln.

Einer der Hauptpunkte in unserer Kritik war das angesprochene Einkaufszentrum. Die Meidlinger Hauptstraße hat schon bessere Zeiten erlebt (GR Dr Herbert Madejski: Das hat aber nichts mit dem Komet zu tun!), ist aber doch derzeit relativ stabil. Da hat auch das Einkaufszentrum Arcade durchaus dazu beigetragen, dass man wieder Impulse gebracht, das wiederbelebt hat. (GR Dr Herbert Madejski: Richtig!) Das ist genau unsere Argumentation. Unserer Ansicht nach bräuchte es einen Impuls an der anderen Seite, einen etwa gleich großen und nicht eben 12 000 m². Jeder kann sich vorstellen, wenn dort H&M und andere Ketten sind, dass dann die Meidlinger Hauptstraße eher diese Kundschaften anziehen wird. (GR Dr Herbert Madejski: Den H&M gibt es ja schon auf der Meidlinger Hauptstraße, Frau Kollegin! Ich kenne jedes Geschäft dort! Den gibt es schon!) - Eben. Aber was wird er machen? Er wandert in den Turm und dann geht keiner mehr in die Meidlinger Hauptstraße, Herr Kollege! Das ist genau das Problem, die Anbindung, die Sie angesprochen haben.

Überhaupt ist die öffentliche Raumsituation vor Ort ein Problem. Die Gehsteige sind schmal. Wer die 
U-Bahn benutzen will, muss sich am Abend durch eine unangenehme Situation, durch dieses Parkhaus zwängen. Die Gehsteige zu den Busspuren sind extrem unattraktiv. (GR Dr Herbert Madejski: Darum fährt keiner ins U4!) Wenn dieser Riegel dort verwirklicht wird, wird es um nichts besser! (Beifall bei den GRÜNEN und von der Besuchergalerie.)
Wir meinen, dass das leider ein Beispiel dafür ist, dass sich die Planungspolitik in Wien viel zu oft einseitig den Vorwürfen unterordnet. 

Es gab auf Grund der Proteste im Bezirk dann sehr wohl kleine Anregungen. Man hat zum Beispiel, wie es in der Hochhausrichtlinie vorgesehen ist, dass man ein Umweltkonzept vorlegen muss, dann im Bericht geschrieben, man wird das den Betreibern mitteilen. Aber das ist keine verbindliche Abmachung. Das heißt noch lange nicht, dass das auch eingehalten wird. Insofern sehen wir das als nicht zufriedenstellend.

Wir haben deswegen konkrete Vorschläge erarbeitet, um dieses Projekt verträglicher zu gestalten. Und zwar möchte ich in diesem Zusammenhang drei Anträge einbringen:

Und zwar einen Abänderungsantrag bezüglich des Volumens und der Einkaufszentrumsfläche. Ich möchte jetzt nur die Stelle vorlesen, die die Abänderung betrifft, und zwar schlagen wir statt einem Einkaufszentrum von 12 000 m² eine Einkaufszentrumsfläche von maximal 4 000 m² vor. (GR Dr Herbert Madejski: Das hat nicht einmal der Billa!) Was die Höhen entlang der Schönbrunner Schloßstraße betrifft, meinen wir, sollte sich dieses Projekt an den bestehenden 18 m der Nachbarhäuser orientieren und keinesfalls Richtung Wiental so drastisch ansteigen. Auch das Eingreifen in dieses stadtbildprägende Wiental, wo dieser Riegel hinüberragt, können wir nicht nachvollziehen. Wir würden deshalb vorschlagen, die Baufluchtlinie wieder in die Fortführung des Bestands zu verschwenken.

Das ist ein Antrag, der zur sofortigen Abstimmung gedacht ist. (Beifall bei den GRÜNEN und von der Besuchergalerie.)

Beim zweiten Antrag geht es um die Stellplatzverpflichtung. Es gab zwar eine Reduktion, aber die ist in unseren Augen keinesfalls ausreichend. Wir schlagen deshalb statt 510 PKW-Abstellplätzen eine maximale Anzahl von 110 vor. (Beifall bei den GRÜNEN und von der Besuchergalerie.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm (unterbrechend): Bitte einen Augenblick. Wir freuen uns über die Teilnehmer auf der Galerie. Wir freuen uns, dass Sie zu uns in den Gemeinderat kommen und dass Sie der Debatte zuhören, aber ich muss Sie bitten, von Applauskundgebungen Abstand zu nehmen.

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (fortsetzend): Das ist leider in der Geschäftsordnung nicht vorgesehen. Vielleicht können wir das auch einmal reformieren. Würde auch zur Belebung beitragen, oder? (Beifall bei den GRÜNEN. - GR Heinz Hufnagl: Nur wenn die GRÜNEN reden!)

Immer dann, wenn es etwas Gutes gibt. Wieso eigentlich nicht? (GR Heinz Hufnagl: Wir sind ja nicht in Gramatneusiedl bei der Gemeinde! - GR Marco Schreuder zu GR Heinz Hufnagl: Jetzt beleidigen Sie aber Gramatneusiedl!) - Dann wären vielleicht mehr Zuhörer da. Das wäre doch einmal etwas! Euch ist es offensichtlich wurscht, dass keiner da ist! (GR Heinz Hufnagl: Wenn Sie ausgepfiffen werden, werden Sie dann auch dafür plädieren?) - Ja. Ich wäre dafür, dass wir die ganzen Sachen viel transparenter abhandeln.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm (unterbrechend): Wir haben jetzt keine Debatte über die Geschäftsordnung. Das können wir zu anderer Zeit gerne machen. Ich ersuche Sie, sich wieder auf das Geschäftsstück zu konzentrieren.

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (fortsetzend): Also zurück zum Geschäftsstück, zum Branchenmix, der Sie offensichtlich nicht so sehr interessiert wie die Transparenz dieses Hauses. Aber gut, es geht darum, die Einkaufszentrumsflächen so zu gestalten, dass sie nicht in Konkurrenz zur Meidlinger Hauptstraße stehen, sondern eine Ergänzung darstellen.

Wir schlagen daher vor, dass für diese reduzierten Einkaufsflächen eine ExpertInnengruppe aus Vertretern der Geschäftsleute der Meidlinger Hauptstraße, der Wirtschaftskammer, der Bezirksvorstehung, der AnrainerInnen sowie der Projektbetreiber gebildet wird, um so einen Branchenmix auszuarbeiten und dann auch verbindlich umzusetzen.

Der zweite Punkt dieses Antrags geht um die angesprochene Aufwertung des öffentlichen Raums. Weil diese Anbindung an die Meidlinger Hauptstraße sehr wichtig ist, wird es nicht ausreichen, sich etwas zu wünschen. Man wird auch Geld in die Hand nehmen und konkrete Pläne machen müssen. Wir fordern den Magistrat beziehungsweise die zuständigen Stellen der Stadt Wien auf, diese Maßnahmen einzuleiten. Dieser Antrag soll auch sofort abgestimmt werden. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Der Text des Abänderungsantrages, der von der SPÖ und FPÖ hier vorliegt, ist an und für sich, inhaltlich so etwas zu unterstützen, weil es eben bedeutet, dass quasi, wenn diese Widmung bis 31. Oktober 2013 nicht mit einer gültigen Baugenehmigung ausgeschöpft ist, diese Widmung verfällt. Ich sehe darin eine Chance, dass wir dieses Monster in Wien nicht ertragen werden müssen (GR Dr Herbert Madejski: Das ist doch kein Monster! So ein Blödsinn!), sondern eine bessere, verträglichere Lösung für diesen Bauplatz finden. Ich glaube überhaupt in der derzeitigen Situation, und das „WirtschaftsBlatt" hat es auch geschrieben, dass gerade Projekte wie Komet eigentlich eine sehr unsichere Zukunft vor sich haben. Es steckt auch ein eigenartiges Firmenkonstrukt dahinter, wo man sich nicht ganz klar darüber ist, wo das Geld herkommt und ob das Geld noch da ist. Insofern sehe ich eine große Chance, dass dieser Kelch an uns vorübergeht. Wir stimmen diesem Antrag deshalb gerne zu. 

Wir möchten nur dezidiert dazu sagen, dass die Begründung nicht unseren Gefallen findet. Da gibt es nämlich die Begründung, um sicherzustellen, dass dieses attraktive und hochwertige Projekt schnell umgesetzt wird, macht man diese Befristung. Wir stimmen diesem Antrag deshalb zu, weil wir darauf hoffen, dass es nachher ein viel besseres Projekt geben wird, sehen dieses Projekt allerdings keineswegs als attraktiv und hochwertig an, was Sie vielleicht einstweilen auf Grund meiner Rede schon nachvollziehen können. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Diesen Abänderungsantrag wird der Kollege dann einbringen.

Ich habe aber noch einen anderen, deswegen diese Verwirrung, und zwar geht es um ein ähnliches Großprojekt in Wien. Ich habe ihn deswegen hier formuliert. Es geht um das Projekt Wien-Mitte, auch eine lange Geschichte, auch ein Großprojekt, auch eine schlechte Situation für NutzerInnen des öffentlichen Verkehrs. 

Wir haben das vor Kurzem öffentlich kritisiert und regen deshalb an, bei Wien-Mitte möglichst schnell die zuständigen Stellen im Magistrat sowie die Wiener Linien, CAT, ÖBB sowie Projektbetreiber an einen Tisch zu bringen, um Verbesserungen im Bereich der Beschilderung und der Zugänglichkeit des öffentlichen Verkehrs in Wien-Mitte zu erreichen und deren Umsetzung rasch einzuleiten. Ich bringe diesen Antrag gemeinsam mit meiner Kollegin Ingrid Puller ein. Wir fordern auch die sofortige Abstimmung dieses Antrags. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Meine Damen und Herren, es ist leider einer der, würde ich meinen, kritikwürdigsten Pläne der letzten Jahre. Es tut mir leid, dass wir - wie soll ich sagen? - in dieser laufenden Diskussion nicht noch mehr erreichen konnten, sage ich einmal, dass Sie daran festhalten und dass Sie quasi die Investoreninteressen so befriedigt haben. Wie gesagt, wir hoffen jetzt, dass durch Ihren Abänderungsantrag das Auslaufen der Widmung schlagend wird und die Stadt Wien dieses Bauprojekt in dieser Form nicht ertragen wird müssen! - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Hoch.

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wir werden diesem Flächenwidmungsplan nicht zustimmen, obwohl wir schon seit vielen Jahren für die Neugestaltung des Areals sind. 

Der Kollege Madejski hat es gesagt, die Diskussion gibt es seit Beginn des Jahres 2000. Wir waren uns eigentlich immer darüber klar, dass relativ schnell etwas passieren muss. Es hat von Beginn an schon immer Diskussionen gegeben. Der Architekt, der bereits vor Ausschreibung des Wettbewerbes gewusst hat, dass er gewinnen wird. Aber gut, kann ja passieren! Die Kritikpunkte der UNESCO, der Architektenkammer, teilweise auch des Denkmalamts wurden alle übergangen. Man hat eigentlich versucht, das ganze Verfahren in die Länge zu ziehen und es hat dann einen weiteren Höhepunkt im Sommerausschuss des Planungsausschusses gegeben. Da ist dann völlig überraschend die Flächenwidmung von der Tagesordnung genommen worden, mit dem Hinweis, der Projektentwickler möchte noch kleine Änderungen durchführen. Was war das Resultat? Im Oktoberausschuss ist derselbe Akt völlig unverändert wieder in den Ausschuss gekommen (GR Dr Herbert Madejski: Das stimmt nicht!) und wurde dann von der SPÖ, nicht auf Kritik eingehend, mit dem Kollegen Madejski hintendran durchgepeitscht. (GR Dr Herbert Madejski: Nein, ich war der Erste, der das Projekt überhaupt gemacht hat! Nicht schon wieder Schmäh führen, Herr Kollege!)

Sehr geehrte Damen und Herren, Kollege Madejski, es wurde von meinen beiden Vorrednern hier schon sehr viel Wahres gesagt. Ich bleibe dabei, weil beide Seiten teilweise recht haben, ist diese Flächenwidmung derzeit noch nicht entscheidungsreif. Der Beweis dafür ist in Wirklichkeit auch der Antrag, von dem ich jetzt nicht weiß, ob er schon eingebracht wurde oder ihn der Kollege Al-Rawi dann einbringen wird. Es wurde jahrelang nicht auf Kritik der Opposition gehört, weil wir gesagt haben, das ist nicht wirklich umsetzbar und die Leute wollen das nicht. Dann kommt heute der Abänderungsantrag, der richtig und gescheit ist. Ich wollte auch auf den Antrag draufgehen, wurde aber dann gegen meinen Willen wieder heruntergenommen, weil ich dem ganzen geplanten Flächenwidmungsplan nicht zustimme. Da versucht dann in Wirklichkeit die SPÖ gemeinsam mit der FPÖ wieder die Flucht nach vorne. 

Seien Sie mir nicht böse, meine Damen und Herren von der SPÖ und von der FPÖ, wenn ich wirklich so ein Projekt, einen Flächenwidmungsplan, auf einen Projektbetreiber zuschneide, jede Form der Kritik von Experten übergehe und dann am Tag der Beschlussfassung im Gemeinderat einen Antrag einbringe, dass die Flächenwidmung in dieser Form nur fünf Jahre, bis zum 31. Oktober 2013, Gültigkeit hat, dann frage ich: Glauben Sie selbst wirklich, dass dieses Projekt umgesetzt werden kann, wenn Sie so wenig Vertrauen in den Projektbetreiber und in den Bauwerber haben, der, wie gesagt, schon bevor der Wettbewerb war, gewusst hat, dass sein Projekt gewinnt? Damals war er sich sicher, aber Sie sind heute nicht mehr sicher, dass das, was Sie heute beschließen, in Wirklichkeit umsetzbar ist. Das ist das, meine Damen und Herren, was die Planungspolitik in dieser Stadt völlig unglaubwürdig macht! Ich will das Wort jetzt nicht in den Mund nehmen, aber das ist in Wirklichkeit ein kleiner Skandal, was da passiert! 

Ich meine, ob es jetzt 500 oder 600 Anrainer sind, ist wurscht, aber sobald es berechtigte Kritik gibt, ist die Stadtplanung verpflichtet, auf diese Anregungen einzugehen, das zu diskutieren und nicht so wie in den Unterlagen im Planungsausschuss, dass das dann einfach zusammengefasst und eine No-na-Stellungnahme dazu abgegeben wird! (Beifall bei der ÖVP und von der Besuchergalerie.) 

Sehr geehrte Damen und Herren, das war die Vorgangsweise, die wir kritisieren. Das sind unsere Kritikpunkte.

In Wirklichkeit ist dort seit Beginn der Diskussion, außer der Reduktion der Turmhöhe, die so auch nicht ganz stimmt, wenn ich die Berechnung des Daches einbeziehe, gar nichts passiert. Man hat einfach diskutiert, ein paar Pressemeldungen, ein paar Werbefotos in der Bezirkszeitung, aber de facto ist nicht wirklich etwas passiert. - Erster Kritikpunkt. 

Zweiter Kritikpunkt: Der Kollege Madejski hat es angesprochen, ich gehe es von einer anderen Seite an. Es stimmt, es waren drei Grundstücke noch nicht im Besitz des Projektbetreibers. Die Argumentation vom Kollegen Madejski, dass man bei einer Flächenwidmung eine gewisse Vorsorge trifft, stimmt schon, aber diese Flächenwidmung ist so auf den Projektbetreiber zugeschnitten, dass man da in Wirklichkeit keine Vorsorge trifft. In Wirklichkeit muss der schon diese Grundstücke haben, damit er das, was wir heute hier beschließen werden, relativ schnell umsetzen kann. (GR Dr Herbert Madejski: Das ist bei jedem Verfahren so!) Eines darf man nicht vergessen, am 31.10. ist es zu spät! Kollege Madejski, Sie sind viel länger als ich in diesem Haus, aber das müssten Sie schon wissen! Wenn ich das so zuschneide, so eine Anlasswidmung mache, und das ist nicht mehr und nicht weniger, gehe ich als Gemeinderat, egal, ob von einer Regierungspartei oder von einer Oppositionspartei, davon aus, dass der Projektbetreiber diese Grundstücke, die er bebauen möchte, auch hat. (GR Dr Herbert Madejski: Sag einmal, wer der Betreiber ist!) - Ich weiß es, du weißt es auch! (GR Dr Herbert Madejski: Sag es!)

Der nächste Punkt ist sicher ein kleinerer Punkt, der aber nicht ganz unwichtig ist, wenn man mit den Anrainern gesprochen hat. Die Auflassung der Fabriksgasse und die Zufahrt dann über die Wiental-Kante ist ein nicht zu vernachlässigendes Problem. Ich glaube aber trotzdem, dass es wert ist, hier für das Protokoll auch gesagt zu werden. 

Verkehrskonzept: Uns ist das in der Stadtentwicklungskommission präsentiert worden. Es ist ähnlich, wenn ich kurz ausschweifen darf, wie beim Hauptbahnhof. Wir tätigen Investitionen in Bauten und in Wirklichkeit soll dann der Verkehr abnehmen. Das sind Dinge, an die ich nicht glaube. An die glauben auch die Leute nicht. Das gehört einmal ordentlich nachvollziehbar gestaltet. 

Nächster Punkt, Einkaufszentrum: Wenn man behauptet, man erwartet sich von einem neuen Einkaufszentrum einen Impuls für die Meidlinger Hauptstraße, dabei aber beobachten kann, dass dieses Einkaufszentrum gar nicht an der Meidlinger Hauptstraße liegt, wundere ich mich, wie ich dann einen Impuls erwarten kann. Es gibt keine Verbindung zur Meidlinger Hauptstraße. Das kann mir keiner erzählen, so toll der Branchenmix auch sein wird. Es stimmt schon, entscheidend ist der Branchenmix für den Erfolg eines Einkaufszentrums, aber wenn das Einkaufszentrum gar nicht bei der Meidlinger Hauptstraße liegt, sondern etwas weiter weg ist, müssen Sie mir erklären, wie dann jemand, der mit seinem Auto zu dem Einkaufszentrum fährt, dort Einkäufe tätigt, dann mit seinem Auto aus der Garage herausfährt und sich im öffentlichen Gut bei der Meidlinger Hauptstraße einen Parkplatz sucht und dort noch einmal einkaufen geht. Das kann mir keiner erklären, das gibt es nicht! (GR Heinz Hufnagl: Das sind zwei Minuten Fußlauf!)

Dort gehört eine attraktive Anbindung hin. Sie haben sicher den Abänderungsantrag gelesen. Wir fordern das seit Jahren. Im Abänderungsantrag steht heute komischerweise, dort gehört eine ordentliche Verbindung zwischen dem Einkaufszentrum und der Meidlinger Hauptstraße her. Also bitte, habt ihr alle geschlafen? (GR Dr Herbert Madejski: Willst du jetzt ein Einkaufszentrum oder nicht?) Das wird seit Jahren in der Bezirksvertretung Meidling, aber auch in der Stadtentwicklungskommission und in allen anderen Gremien diskutiert! Ich gehe davon aus, dass es keine positiven Auswirkungen auf die Meidlinger Hauptstraße haben kann. Wenn man das Beispiel Arcade nimmt, stimmt es schon, das war sehr gut für die Meidlinger Hauptstraße, aber das liegt direkt dort. Wenn ich bei der Meidlinger Arcade hinausgehe, bin ich auf der Meidlinger Hauptstraße und kann dort die Geschäfte besuchen beziehungsweise Dienstleistungen konsumieren beziehungsweise Waren erwerben. 

Letzter Punkt, und der ist, glaube ich, drinnen geblieben: Es ist für uns immer sehr wichtig, dass wir gerne eine Wohnnutzung an der Wiental-Kante hätten. Das wurde auch nicht gemacht. Das wurde dann erst gestern in diesen Abänderungsantrag aufgenommen. Ich weiß nicht, ob es noch drinnen ist. – O ja, die Wohnnutzung ist noch drinnen. Also die wäre für uns auch wichtig, direkt an der Wiental-Kante, haben wir auch in den Bezirksgesprächen mit der Frau Bezirksvorsteherin beziehungsweise Ihrem Bauausschussvorsitzenden vorgebracht, wurde uns aber nicht zugestanden. Ich freue mich trotzdem, dass er im Abänderungsantrag geblieben ist. 

Sehr geehrte Damen und Herren, ich glaube, das waren schon einige Punkte, die nach der Einleitung klar machen, warum wir dieser Flächenwidmung nicht zustimmen. Wir glauben aber, wie die Mehrheit in diesem Saal, dass dieses Projekt unter Begutachtung dieses Abänderungsantrags gar nicht umgesetzt wird. Trotzdem kann man nur hoffen, dass in der nächsten Zeit die Planungsvorhaben der Stadtplanung oder der Gemeinde doch ein bisschen seriöser vonstatten gehen, damit man dann, wie gesagt, unter Einbeziehung aller Anrainerinnen und Anrainer, die man in so einem Projekt ernst nehmen muss, versucht, gemeinsam gute Projekte zu entwickeln, die wirklich die Zustimmung aller Fraktionen und auch aller Anrainer bekommen können. - Danke. (Beifall bei der ÖVP und von der Besuchergalerie.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dipl-Ing Al-Rawi. - Bitte schön.

GR Dipl-Ing Omar Al-Rawi (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Sehr verehrte Damen und Herren!

Heute ist schon vom GR Troch das Wort vom Kind des Bezirkes gefallen. Es ist auch sehr interessant, wenn wir heute darüber reden, welche Mandatare, die es sich für das Projekt nicht leicht gemacht haben, in Meidling nicht nur politisch tätig sind. Zu meiner Person: Auch wenn ich in Bagdad geboren bin, lebe ich seit 30 Jahren in diesem Bezirk. Als Kind habe ich immer Wien besucht, war bei meiner Großmutter und auch in diesem Meidlinger Bezirk. 

Wer sich ein bisschen die Geschichte dieses Standorts anschaut - Frau Kollegin Gretner, Sie waren, glaube ich, damals noch gar nicht auf der Welt -, weiß, das war wirklich einmal ein Umsteigeplatz. Von dort sind die beiden Stadtbahnen weggefahren, das Wiental, der Gürtel, der Achter hat dort gekreuzt, Bankfilialen, das berühmte Stadtkaufhaus Komet war dort, wo Wienerinnen und Wiener sehr gern eingekauft haben. Die Meidlinger Hauptstraße war eine der renommiertesten und größten Einkaufsstraßen Wiens. Dann kam es halt zu sehr vielen Änderungen im Laufe der Jahre, der Bau der U6, die Einstellung des Achters, der Bau der U-Bahn-Station Bruno-Pittermann-Platz/Längenfeldgasse. Die Meidlinger Hauptstraße hat eine gewisse Attraktivität verloren, auch im Zuge des Kaufkraftverlusts, auch im Zuge der Armut, die sich leider eingeschlichen hat. Dann ist auch der Konkurs dieses Kaufhauses gekommen. Ich kann heute wahrlich sagen, dass der Komet-Standort nicht wirklich der Vorzeigeplatz Wiens ist, sondern, und ich möchte niemandem nähertreten, als ein Schandfleck bezeichnet wird!

Jetzt liegt es im Interesse des Bezirks, dass wir dort etwas errichten und auch aktivieren. Ich möchte auch festhalten, von der Stadtplanung war dort kein Hochhaus vorgesehen und geplant. Es kam aber ein Investor, der gesagt hat, er sei bereit, dort zu investieren, möchte dort etwas erreichen, möchte dort etwas realisieren. Wir haben das im Zuge der Stadtbaukommission nach dem Hochbaukonzept überprüfen lassen. Es ist dort eine hochwertige Verkehrsanbindung durch die U-Bahn, es fahren dort vier Autobusse weg, das Stellplatzregulativ musste eingehalten werden. Selbstverständlich mussten wir auf die Sorgen und Interessen von vielen Partnerinnen und Partnern in diesem Bereich Rücksicht nehmen. Es galt, die Sorge der Anrainerinnen und Anrainer zu befriedigen. Der Bezirk hat seine Vorstellungen gehabt. Wir mussten auf die UNESCO Rücksicht nehmen, obwohl wir das nicht müssen, weil wir außerhalb der Kern- und Pufferzone liegen. Der Investor hatte seine Vorstellungen. Die Kaufleute in Meidling hatten ihre Vorstellungen. Wir mussten die Meidlinger Hauptstraße auch einbeziehen. Es hat natürlich in der Meidlinger Hauptstraße immens viele Entwicklungen gegeben. Wir wissen, dass der Meidlinger Bahnhof heute schon der zweitwichtigste Bahnhof Wiens ist. Er wird in den nächsten Jahren den Südbahnhof ersetzen. Die Investition und der Bau der Arcade haben sich auch positiv in diese Richtung entwickelt. 

Dass wir von der Stadtplanung, Kollege Hoch, es uns leicht gemacht haben, nur die Interessen des Investors berücksichtigt haben, stimmt einfach nicht! Sie wissen ganz genau, dass wir im Bezirk hart verhandelt haben, um etliches zu erreichen. (GR Alfred Hoch: Aber nicht genug!) Wir wissen, dass wir auch die Anbindung zum 15. Bezirk attraktivieren wollen. Ich erinnere auch daran, dass hinter dem Samariterbund sehr viele neue Wohnbauanlagen entstehen. Wir haben dort einen U-Bahn-Ausgang auf der Seite des Komet, der alles andere als attraktiv ist und genützt wird. Wir haben dort einen Radweg, auf dem hineinzukommen ist. Wir haben eine Grünraumgestaltung. Und wir haben sehr wohl lange mit dem Investor verhandelt, sodass wir, um alle Interessen einzubauen, redimensioniert haben. Das ursprüngliche Hochhaus wäre 120 m gewesen. Jetzt sind wir bei 60 m, plus Aufbauten kommen wir auf 73 m. 

Ich verstehe diese ganzen Widersprüche nicht. Einerseits sagt Frau GRin Gretner, es wäre interessanter, höher zu bauen und dafür die Massivität zu reduzieren und auf der anderen Seite kritisiert man die Höhe des Hauses. Da muss man sich halt entscheiden. Eine Kubatur muss ich irgendwo verteilen. Wenn ich höher bauen kann, kann ich in der Breite ein bisschen sparen, sonst nicht. 

Wir haben lange mit dem Investor verhandelt. Auch deswegen haben wir den Akt vor dem Sommer abgesetzt, weil wir genau wissen wollten, ob die Realisierung der Brücke als Übergang des Wientals machbar ist. Wir wollten auch bessere Lösungen für die Anbindungen an die Meidlinger Hauptstraße. Frau GRin Gretner, der Taxistandplatz wird auf die andere Seite verlegt, der Gehsteig wird verbreitert, wird begrünt, wird attraktiviert. Diese ursprüngliche attraktive Anbindung haben wir fallengelassen und wegverhandelt, weil ursprünglich hätte ein Steg kommen sollen, um direkt von den Komet-Gründen Richtung Meidlinger Hauptstraße zu kommen. Weil sehr viele AnrainerInnen dagegen waren, wurde das abgelehnt und weggebracht. 

Diese Absetzung im Juni hat auch zu einem Nachdenkprozess beim Betreiber geführt, der noch einmal detailliert dargestellt hat, was er in diesen Raum alles investieren wird. Darunter liegt auch der Umbau des Kreuzungsbereichs Fabriksgasse/Schönbrunner Straße/Schönbrunner Schloßstraße in der Richtung, damit interessanter, leichter und verkehrssicherer auch die Überquerung und die Attraktivität erreicht wird. 

Zu dem Vorwurf, Frau GRin Gretner, dass keine Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt worden ist: Erstens ist die Umweltverträglichkeitsprüfung nicht eine Sache der Stadtentwicklung, sondern der Umweltabteilung und zweitens wissen Sie ganz genau, nach dem Umweltverträglichkeitsgesetz kann das erst passieren, wenn es eine gültige Planung gibt. Uns jetzt vorzuwerfen, warum wir die Widmung ohne Umweltverträglichkeitsprüfung machen und andererseits geht die Umweltverträglichkeitsprüfung gar nicht, wenn es keine Widmung gibt, ist eine eigenartige Sache! Fragen Sie auch Mandatare des 10. Bezirks, wie Frau GRin Gaal oder Herrn GR Harwanegg, wie sich das Columbus-Center, auch ein Einkaufszentrum mit Parkgarage, ausgewirkt hat, wie verkommen der erste Teil der Fußgängerzone der Favoritenstraße ursprünglich war und welche Aufwertung er dadurch erreicht hat. 

Zu Ihnen, Herr Kollege Hoch: Zu sagen, dass es eine Horuck-Aktion ist (GR Dr Herbert Madejski: Zehn Jahre!) und wir jetzt knapp vor der Widmung, Kollege Hoch, einen Abänderungsantrag bringen, um sozusagen die Flucht nach vorne anzutreten, ist einfach nicht wahr! Leider hört er mir jetzt nicht zu, weil seine Kollegen ihn davon abhalten. Sie wissen, dass wir diesen Abänderungsantrag mit Ihnen schon beim letzten Gemeinderat besprochen haben. (GR Alfred Hoch: Ich wollte ja drauf!) Sie sagen, das ist eine Horuck-Aktion, die Flucht nach vorn, fünf vor zwölf bringen die SPÖ und die FPÖ diesen Antrag ein. Das ist einfach nicht wahr! Wir haben Überlegungen angestellt. Wir möchten vom Bezirk, dass dieser Standort entwickelt wird. Wir wollen nicht, angesichts der jetzigen Finanzkrise und angesichts der Gefahr der Rezession, wo es das Gelände schon gibt, dass wir etwas widmen, ohne dass es womöglich realisiert wird. Jetzt sind wir als Mandatarinnen und Mandatare gefordert zu überlegen, wie wir das unterbinden können. Wie können wir eine mittel- bis kurzfristige Realisierung erreichen? Wie schaffen wir es, dass diese Widmung nicht eine Spekulation wird, die dann vielleicht erst in zehn Jahren vergoldet wird? Deshalb bringen wir diesen Antrag ein. Wir glauben, fünf Jahre ist ein realistischer Rahmenwert, aber fünf Jahre sind auch nicht die Welt. 

Ich möchte auch zu Ihnen, sehr geehrte Damen und Herren der Bürgerinitiative, sagen, dass mit dem heutigen Tag nicht ein Projekt realisiert und nicht ein Projekt in der Form genehmigt wird, sondern hier nur die Rahmenbedingungen erstellt werden. Selbstverständlich gibt es eine Bauverhandlung. Selbstverständlich werden Ihre Sorgen dann dort einfließen. Selbstverständlich haben Sie die Möglichkeit, es zu beeinspruchen. Sie können alle Instanzenwege gehen. Wir werden versuchen, alle berechtigten Sorgen dort auch einfließen zu lassen. Das heißt, hier ist einmal eine Rahmenbedingung. Wie es dann im Endeffekt wirklich ausschaut, ist eine Sache, die nicht heute entschieden wird. Ein Baubewilligungsverfahren wird dann wahrscheinlich zwei bis drei Jahre dauern und dann wird man sehen, ob es dieser Investor ernst meint, wie er mit den Menschen dort umgeht, wie er das realisiert. Sollte er es nicht schaffen, haben wir das mit dem heutigen Regelwerk unterbunden. 

Daher möchte ich diesen Abänderungsantrag einbringen, den ich mit dem Kollegen Madejski von der FPÖ einbringe. Es stimmt, dass der Kollege Hoch ursprünglich drauf war. Herr Kollege Hoch, es gibt nicht halbschwanger! Wenn Sie sagen, Sie stimmen dem Abänderungsantrag zu, dann muss natürlich der Hauptantrag mitgetragen werden. Zu sagen, ich trage die ganze Geschichte nicht mit und kann mich nachher sonnen und sagen, ich war derjenige, der damals diese Befristung eingeführt hat, damit nichts passiert, das geht nicht! Ich meine, wer A sagt, muss auch B sagen, wenn Sie es mitgetragen hätten. Ich habe es auch den GRÜNEN angeboten. Auch die Frau Kollegin Gretner hat gestern gesagt, sie geht nicht mit und dadurch ist sie nicht drauf. Ich bringe diesen Abänderungsantrag ein. 

Ich hoffe, dass wir verantwortungsvoll in dieser Sache das Beste für diesen Bezirk herausgeholt haben und dass es im Endeffekt eine Attraktivierung des Standorts sein wird. Sollte es nicht der Fall sein, dass der Investor es realisiert, dann läuft diese Widmung automatisch in fünf Jahren aus und dann werden wir uns dieser Herausforderung noch einmal stellen, um dort etwas zu realisieren. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Nachgemeldet hat sich Herr GR Dr Madejski. - Bitte schön. (GR Karlheinz Hora: Nicht noch einmal!)

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Nein, nicht „nicht" sagen! Das habe ich gar nicht gerne!

Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich habe noch einen Antrag in einer ganz anderen Sache einzubringen. 

Aber zuerst lassen Sie mich noch zwei Sätze sagen. Ich weiß, es ist eh schon wurscht. Das Fernsehen ist vorbei, der Film ist auch schon vorbei. 

Frau Kollegin Gretner, der Architekt war nicht nur bei Ihnen. Der war nicht nur bei Ihnen. Jeder Architekt kann seine Projekte zu jedem Zeitpunkt jedem vorstellen. Der Architekt hat mir sogar das Hochhaushotel vor dem Schloss Schönbrunn präsentiert, das nie gekommen ist. Es ist das Recht eines jeden Freiberuflers, dass er seine Projekte einmal vorstellt. Das ist nichts Verwerfliches. Ich habe übrigens drei Architekten gehabt, die mir etwas gezeigt haben. Bei Ihnen war nur einer. Das ist interessant, aber bei mir waren drei. Dass dann derjenige, der Ihnen das gezeigt hat, gewonnen hat, ist halt so. Da kann ich auch nichts machen. Ich war nicht in der Jury. (GRin Dipl-Ing Sabine Gretner: Das ist ja lächerlich!)
Zweitens, Kollege Hoch, dass man im Ausschuss nichts mehr geändert hat und dass das der gleiche Akt war, stimmt gar nicht! Ihnen dürfte entgangen sein, dass die acht Punkte des Bezirks realisiert worden sind, wobei im Bezirk alle Fraktionen gemeinsam eine Lösung gesucht haben, um dieses Projekt von der Höhe her, von der Intention her, vom Volumen her, von der Grünfläche her etwas zu entschärfen und etwas Neues einzubringen. Das wurde auch im Bezirk gegen die Stimmen der GRÜNEN und der ÖVP beschlossen, aber auch dort war es die Mehrheit und diese Punkte sind alle angenommen worden. 

Frau Kollegin Gretner, der Fachbeirat war gar nicht kritisch. Der Fachbeirat hat allem zugestimmt, nur in einem Punkt nicht, wenn ich mich jetzt richtig erinnere. Nämlich die MA 22 hat extra angeführt, dass man wegen eines Radweges keine extreme Überbauung beim Übergang beim Wienfluss machen soll. Soweit ich mich erinnern kann, war das der einzige Einwand, Frau Kollegin Gretner! Ich habe ein gutes und sehr optisches Gedächtnis. Daher ist das nicht sehr kritisch gewesen, sondern in Wirklichkeit hat der Fachbeirat zu 90 Prozent dem zugestimmt. 

Meine Damen und Herren, Kollege Hoch, ich muss das in der Reihenfolge sagen, weil ich das so aufgeschrieben habe, zum Branchenmix: Warum war die Arcade in Meidling positiv (GR Alfred Hoch: Weil sie an der Meidlinger Hauptstraße war!) und warum wird wahrscheinlich auch das andere Zentrum positiv sein? Sicher können wir überhaupt nicht sein, weil dann brauchen wir nichts zu beschließen. Wir sind Politiker. Das habe ich schon einmal bei der EM gesagt. Nachher können wir sagen, wir waren gescheiter oder wir waren dümmer, hätten wir nicht machen sollen. Ich bin der Meinung, dass das wahrscheinlich sinnvoll ist, weil der Branchenmix dort sehr wohl gestimmt hat, weil es in der Arcade ein Kaufhaus Müller gibt, ein Kaufhaus, dass wie früher der Gerngroß auf der Mariahilfer Straße war, das es in ganz Wien und auf der Meidlinger Hauptstraße nicht gegeben hat. Deswegen kommen die Leute in die Arcade. Dort gibt es andere Branchen, die es in der Meidlinger Hauptstraße nicht mehr gibt. Wenn ich jetzt in dem neuen Zentrum einen neuen Branchenmix finde, wo Branchen drinnen sind, die es in der Meidlinger Hauptstraße nicht oder nur in einem sehr beschränkten Ausmaß oder qualitätsmäßig nicht sehr sinnvoll gibt, dann wird dieses Zentrum eine sehr hohe Belebung geben. 

Sehr wichtig ist für die Fußgängerzone, wir hatten noch nie eine Tiefgarage. (GRin Dipl-Ing Sabine Gretner: Was ist mit dem Parkhaus, das leer steht?) Wir hatten noch nie eine Garage für Fußgänger. In jeder Fußgängerzone in Wien gibt es im Umkreis von 100 m Metern eine Garage. Wir hatten keine. Jetzt haben wir eine Garage im Umkreis von 150 m, zu Fuß zwei Minuten entfernt, mit einer Anbindung, die hoffentlich gut gestaltet wird. (GR Alfred Hoch: Wie wird sie gestaltet?) Ich bin froh darüber, weil ich einer der Verfechter war, der immer gesagt hat, Kollege Hoch, eine Fußgängerzone, in die die Leute mit dem Auto nicht hinfahren können, sondern nur mit der U-Bahn, wird bei gewissen Branchen nicht funktionieren, weil ich nicht alles im Sackerl tragen kann. Sie vielleicht schon, Sie sind größer und stärker als ich, aber ich nicht. Das geht alles nicht. Ich brauche die Garage und bin auf das Auto angewiesen, meine Damen und Herren!

Das Nächste, ein wirklich gutes Beispiel, könnte dieser Abänderungsantrag für die Zukunft für uns alle sein. Das erste Mal, soweit ich mich erinnern kann, sagen wir, und gerade in diesen Zeiten sehr wichtig, keine Spekulanten, keine Investoren, die nur auf Grundstücke aus sind, meine Damen und Herren (GR Alfred Hoch: Auf der Donauplatte! Habe ich auch schon gesagt!), denn wenn der Flächenwidmungsplan nicht bis zu einem gewissen Zeitpunkt mit Punkt und Beistrich oder mit einem Bebauungsplan vorgelegt wird, dann hat man nichts mehr. Genau das ist der springende Punkt, Herr Kollege Hoch und Frau Kollegin Gretner! Deswegen haben wir den Abänderungsantrag gemacht! Das könnte ein Beispiel für die Zukunft in Wien sein! (GR Alfred Hoch: Ihr habt mich heruntergestrichen!) Bitte überdenken Sie das einmal! Das erste Mal, wo uns das gelungen ist, meine Damen und Herren! Ich bin froh darüber, dass wir gemeinsam diesen Antrag gemacht haben! Mir tut es leid, dass ihr nicht drauf seid, weil das hat Zukunft, den Investoren zu sagen, sie haben einen gewissen Zeitpunkt, um das zu machen, was die Stadt will. Genau darum geht es in diesem Antrag. Ich hoffe, dass ihr diesem Antrag zustimmt!

Das Letzte, meine Damen und Herren, es wird einen Radweg geben. Es wird beim Komet einen Radweg geben, der natürlich auch eingebracht wurde, interessanterweise nicht von den GRÜNEN. Es wird einen Radweg entlang des Wienflusses geben, der durchaus unseren Intentionen entspricht. 

Weil wir beim Radweg sind, sollten wir wieder auch ein bisschen ernst sein. Es hat heute schon wieder einen Radunfall gegeben, meine Damen und Herren. Es ist heute in der Donaustadt um 7.20 Uhr leider schon wieder ein Unfall zwischen einem Klein-LKW und einem Radfahrer passiert. Meine Damen und Herren, um das zu verhindern und aus Anlass des Komet, wo es so einen Radweg gibt, werde ich mit meinem Kollegen Toni Mahdalik einen Antrag einbringen - ich bin gleich fertig, Herr Vorsitzender -, wobei ich ersuche, der Zuweisung zuzustimmen. Ich lese das ganz kurz vor, auf Grund der Vorkommnisse in der letzten Zeit: 

„Der Herr Stadtrat und die zuständigen Dienststellen werden aufgefordert, raschest eine neue Konzeption für den Radwegbau in Wien zu erstellen." - Dann gebe ich einige Punkte an, die man bei diesem neuen Radwegkonzept berücksichtigen sollte. Ich will Sie damit jetzt nicht belästigen. Sie kennen sowieso schon meine Stellungnahme dazu. Ich würde nur bitten, vielleicht können wir im Ausschuss darüber reden. Ich ersuche um Ihre Zustimmung. 

Mich freut, dass wir einen neuen Weg gegangen sind, sowohl mit dem Komet als auch gegen die Spekulanten. Und ich hoffe, dass wir beim Radwegbau eine neue Linie finden, wo wir uns alle wieder gemeinsam zu einer neuen Lösung zusammenfinden, dass es nicht mehr so viele Unfälle in Wien gibt. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Antrag bitte zu mir. (GR Heinz Hufnagl: Nicht zerwuzeln, sondern abgeben!) Eine weitere Wortmeldung liegt mir jetzt nicht mehr vor. Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort.

Wir kommen damit zur Abstimmung der Abänderungsanträge.

Ich beginne mit den beiden Abänderungsanträgen der GRÜNEN und lasse zunächst jenen abstimmen, der Volumen und EKZ betrifft. Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Hier gibt es die Zustimmung der GRÜNEN. Der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit.

Der zweite Abänderungsantrag betrifft die Stellplatzverpflichtung. Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Hier gibt es ebenfalls die Zustimmung der GRÜNEN. Der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit.

Ich komme nun zum Abänderungsantrag der SPÖ und der FPÖ. Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Hier stelle ich die Einstimmigkeit fest. Der Abänderungsantrag ist angenommen.

Ich lasse jetzt über das Geschäftsstück abstimmen. Wer für das Geschäftsstück ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Für das Geschäftsstück sind FPÖ und SPÖ. Das Geschäftsstück ist mehrheitlich angenommen. (Zettel mit dem Wortlaut „Komet Flächenwidmung, Nein zu Blankoscheck für Immo-Spekulanten" werden von der Besuchergalerie in den Sitzungssaal geworfen. - GR Dr Herbert Madejski: Das sind nur Kosten für die Beamten!)

Ich komme nun zu den Beschlussanträgen, zunächst zu jenen der GRÜNEN.

Der erste Beschlussantrag betrifft den Branchenmix. Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Hier stelle ich die Zustimmung bei der ÖVP und den GRÜNEN fest. Der Beschlussantrag hat nicht die erforderliche Mehrheit.

Ich komme nun zum Beschlussantrag der GRÜNEN betreffend Verbesserung der Zugangssituation zu öffentlichen Verkehrsmitteln bei Großprojekten. Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Hier gibt es die Zustimmung von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN. Der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit.

Ich komme jetzt zum Beschlussantrag der FPÖ betreffend Radwegebau in Wien. Hier ist die Zuweisung des Antrags beantragt. Wer für diese Zuweisung ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Hier stelle ich die Zustimmung von ÖVP, FPÖ und SPÖ fest. Die Zuweisung ist mehrstimmig angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 31 der Tagesordnung, Plandokument 7794 im 23. Bezirk. Eine Wortmeldung liegt mir nicht vor. Wir können daher sofort abstimmen.

Wer für das Geschäftsstück ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Hier stelle ich die Zustimmung von ÖVP, SPÖ und den GRÜNEN fest. Das Geschäftsstück ist mehrstimmig angenommen. (Zwischenruf von der Besuchergalerie: Die Volksvertretung ist ein Immobilienbüro!)

Wir kommen nun zur Postnummer 33, Plandokument 7805 im 10. Bezirk, KatG Margareten, Favoriten 

und Inzersdorf Stadt.

Eine Wortmeldung liegt mir nicht vor. 

Wer ist dafür? - Hier gibt es die Zustimmung der SPÖ, der FPÖ und der ÖVP. Dieses Geschäftsstück ist somit mehrstimmig angenommen. (Zwischenrufe von der Besuchergalerie: Das ist unglaublich! So wird hier mit einem Bürger umgegangen! Das ist eine Frechheit! - GR Heinz Hufnagl: Tolle Fans!)

Damit ist die öffentliche Sitzung beendet.

(Schluss der öffentlichen Sitzung um 20.50 Uhr.)
